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mit diesen Zeilen möchte ich mich von Ihnen
verabschieden. Über achtundzwanzig Jahre
lang habe ich die Landeszentrale für politi-
sche Bildung leiten dürfen. Der Aufgaben-
bereich des Leiters ist umfangreich. Im
Blickfeld war aber immer auch die Zeit-
schrift „Der Bürger im Staat“, die mit ihrem
Namen immer noch an die Vorläuferin der
Landeszentrale, die Arbeitsgemeinschaft
„Der Bürger im Staat e.V.“ erinnert.

Die Konzeption und das gesamte Alltags-
geschäft liegen in der Hand des Schrift-
leiters. Über Jahrzehnte wurde die Zeit-
schrift von ihrem „Vater“ Prof. Dr. Hans-
Georg Wehling geprägt. Er hat sie zu einer
angesehenen Zeitschrift gemacht, die in der
wissenschaftlichen Welt etabliert und an-
erkannt ist. Erst vor kurzem hat Siegfried
Frech die Schriftleitung übernommen. Er
wird die Erfolgsgeschichte mit eigenen Ak-
zenten fortsetzen.

Die Landeszentrale wollte mit der Zeitschrift
„Der Bürger im Staat“ Lücken in der politi-

schen Weiterbildung schließen helfen. Des-
halb wurden stets brennende Fragen der 
politischen Welt aufgegriffen und nach den
Beutelsbacher Prinzipien aus unterschied-
licher Sicht dargestellt und bewertet. Wer
ein Heft wirklich von vorn bis hinten gelesen
hat – es gibt einige davon! –, der war in 
diesem Problemzusammenhang auf dem
neuesten Stand und politisch gebildet. An-
dere waren angeregt, den einen oder an-
deren Artikel zu lesen. Viele Leserinnen und
Leser haben die Hefte gesammelt und sie
zum Nachschlagen verwendet.

Die Zeitschrift ist nicht gerade eine leichte
Kost. Dies liegt natürlich auch an der Kom-
plexität der jeweiligen Schwerpunktthemen.
Man muss die Hefte schon mit Konzentra-
tion und Interesse lesen. Auf diesem Feld
sind vielleicht noch Verbesserungen mög-
lich. In Deutschland haben Leute aus der
Welt der Wissenschaft immer noch Hem-
mungen, die Ergebnisse ihrer Forschungen
so auszubreiten, dass sie relativ spannend
zu lesen und leicht zu verstehen sind.

Mit den Einsparungen im Haushalt der Lan-
deszentrale ist es nicht leicht, den Bestand
der Zeitschriften zu sichern. Aus diesem
Grund bin ich vor allem denen dankbar, die
den „Bürger im Staat“ abonniert haben. Es
wäre für die Landeszentrale großartig, wenn
sich die Abonnentenzahl stetig erhöhen
würde.

Allen, die die Zeitschrift seit Jahren nutzen
und immer wieder auf die nächste Ausgabe
warten, danke ich von Herzen für ihre Ver-
bundenheit.

Gerade in Zeiten, die immer schwieriger zu
verstehen sind und Opfer von allen verlan-
gen, tut politische Bildung Not. Wir brau-
chen doppelte Anstrengungen, dass unsere
Demokratie weiterhin gedeihen kann.

Mit herzlichen Grüßen
Ihr
Siegfried Schiele

Liebe Leserinnen und Leser,
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MIT DEN UNABHÄNGIGKEITSBESTREBUNGEN BEGANN IN DEN BALTISCHEN STAATEN DIE „RÜCKKEHR NACH EUROPA“. KNAPP FÜNFZEHN JAHRE NACH DEM ENDE DES KALTEN KRIEGES

HABEN DIE DREI EHEMALIGEN SOWJETREPUBLIKEN ESTLAND, LETTLAND UND LITAUEN IHREN PLATZ IN DER MITTE EUROPAS EINGENOMMEN. picture alliance/dpa
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haben knapp 15 Jahre nach dem Ende des Kal-
ten Krieges ihren Platz in der Mitte Europas ein-
genommen. Nachdem die Fesseln eines totali-
tären Systems erfolgreich abgeschüttelt werden
konnten und die drei ehemaligen Sowjetrepubli-
ken Estland, Lettland und Litauen ihre Unab-
hängigkeit wiedererlangt haben, erhielten sie
mit ihrem Beitritt in die Europäische Union am 
1. Mai 2004 die vollberechtigte Mitgliedschaft in
der europäischen Staatengemeinschaft.
Nach 1945 spaltete der Kalte Krieg Europa in Ost
und West; die Teilung grub sich fest in die Köpfe
ein und wirkt bis heute nach. Obwohl Balten 
und Deutsche eine lange und wechselvolle Ge-
schichte verbindet, hatten wir es so verinner-
licht, nach Westen zu sehen, möglichst bis über
den Atlantik, dass wir unseren östlichen Nach-
barn oft den Rücken zukehrten. Eine solche
Blickrichtung zeitigt Folgen: Fundiertes Wissen
über die baltischen Staaten ist hierzulande wohl
nicht allzu weit verbreitet und das Interesse an
Informationen über unsere östlichen Nachbarn
ist groß. An diesem Punkt will das vorliegende
Heft ansetzen. Das länderkundliche Heft „Die
baltischen Staaten“ spannt einen thematischen
Bogen von der Geographie und der Geschichte
über die verschiedenen Regierungssysteme, In-
stitutionen und Parteien bis hin zu Wirtschaft
und Gesellschaft. 
Das geographische Erscheinungsbild und die
naturräumliche Gliederung der baltischen Staa-
ten haben einen ganz eigenen Reiz. Der Beitrag
von Elke Knappe und Christoph Waack zeigt,
dass der ursprüngliche, von der Eiszeit geprägte
Charakter des Naturraumes weitgehend erhal-
ten blieb. Menschliche Eingriffe in die Natur sind
bislang weniger spürbar als in anderen Teilen
Europas. Die dünne Besiedlung der ländlichen
Räume und die Konzentration der Bevölkerung
auf die Hauptstädte machen die baltischen Län-
der interessant für den Tourismus. 
Michael Garleff hat unlängst eine neue und ver-
dienstvolle Monographie zur Geschichte der
baltischen Staaten vorgelegt. Sein Beitrag be-
ginnt mit der Geschichte der baltischen Länder
im Mittelalter und richtet das Augenmerk auf
die verschiedenen, den baltischen Raum besie-
delnden Nationalitäten. Ohne die Kenntnis der
historischen Ereignisse und Strukturen sind
Mentalitäten und Kulturen, Unterschiede und
Gemeinsamkeiten von Estland, Lettland und Li-
tauen nicht zu verstehen. Der weit gespannte
Bogen schildert die wichtigsten historischen Er-
eignisse, Zäsuren und Entwicklungen der drei
Länder und reicht bis in das Jahr 1991. 
Andrejs Urdze schildert im Anschluss an den Bei-

trag von Michael Garleff den schwierigen Weg
zur Gewinnung der Unabhängigkeit, die An-
strengungen der demokratischen Reformbewe-
gungen und schließlich den Prozess der Demo-
kratisierung selbst. Politisch brisant war und 
ist die Frage, wie die neu gegründeten Staaten
mit den nationalen, zumeist russischsprachigen
Minderheiten umgehen. Wenn auch noch nicht
alle Probleme gelöst sind, so ist es doch durch
Integrationsmaßnahmen und die Bereitschaft
aller Beteiligten gelungen, die Konflikte zu ent-
schärfen und ein stabiles Zusammenleben zu si-
chern.
Die Entwicklung der politischen Systeme der
baltischen Staaten nach dem Ende der kom-
munistischen Regime und der Prozess der De-
mokratisierung waren durch immense politi-
sche und wirtschaftliche Transformationspro-
zesse geprägt. Hinzu kam die Aufgabe, die 
Voraussetzungen für die angestrebte und am 
1. Mai 2004 vollzogene EU-Mitgliedschaft zu
schaffen. Wolfgang Ismayr geht in seiner Dar-
stellung der politischen Systeme der Frage nach,
inwieweit angesichts dieser besonderen Heraus-
forderungen eine Institutionalisierung und Kon-
solidierung des demokratischen Verfassungs-
staates gelungen ist.
Die Parteiensysteme in den baltischen Staaten
weichen vom gewohnten Bild westeuropäischer
Demokratien ab und überraschen durch ihre
Vielfalt und ständigen Veränderungen. Hatten
westliche Gesellschaften genügend Zeit für die
Entwicklung und Stabilisierung ihrer Parteien-
systeme, so wurde dieser Prozess in Estland,
Lettland und Litauen durch 50 Jahre Diktatur
schlicht unterbrochen. Wenn man bedenkt, dass
seit der Unabhängigkeit erst wenige Jahre ver-
strichen sind, wird verständlich, warum sich 
die Parteienlandschaft durch Neugründungen,
Spaltungen und Vereinigungen ständig verän-
dert. Manfred Kerner und Axel Reetz beschreiben
und ordnen die bunte Parteienlandschaft. Deut-
lich wird, dass sich die baltischen Staaten de-
mokratisch entwickeln – wenn auch Zivilgesell-
schaft und Pluralismus noch nicht hinreichend
ausgebildet sind.
Der gravierende Systemwandel hat den Alltag
und das Leben der Bürgerinnen und Bürger tief
verändert. Am Beispiel Litauens geht Joachim
Tauber der Frage nach, ob die demokratische
Grundordnung auf eine breite Akzeptanz in der
Bevölkerung stößt und wie es um die politische
Partizipation bestellt ist. Denn die Legitimität
und Stabilität demokratischer Systeme hängen
nicht zuletzt vom politischen Bewusstsein der
Bevölkerung ab. Offenkundig ist, dass der Über-
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gang von einer ehemaligen Sowjetrepublik hin
zu einem Verfassungsstaat nach westlichem
Muster auch auf dem Gebiet der politischen Kul-
tur noch längst nicht abgeschlossen ist.
Der Beitritt von Estland, Lettland und Litauen
zur Europäischen Union am 1. Mai 2004 ist ein
Beleg für die beeindruckende wirtschaftliche
Transformation und erfolgreiche demokratische
Konsolidierung dieser drei Staaten. Wim van
Meurs schildert die Stationen und Schwierigkei-
ten der Erweiterung, die Politik der Beitritts-
verhandlungen und die einzelnen, nicht immer
unstrittigen Verhandlungskapitel. Stark beein-
flusst wurde der Beitrittsprozess von der brisan-
ten Frage der Behandlung und Rechte russisch-
sprachiger Minderheiten vor allem in Estland
und Lettland. Alle drei Beitrittsländer verzeich-
nen inzwischen ein solides wirtschaftliches
Wachstum. Trotzdem sind die Energiepolitik und
die strittige Grenzfrage mit Russland noch un-
gelöste Probleme. 
Schon wenige Jahre nach ihrer Unabhängigkeit
machten die drei Staaten große Integrations-
schritte. Diese Fortschritte beruhen maßgeblich
auf einem relativ hohen Reformtempo. Die drei
Länder haben auf den einzelnen Reformgebie-
ten ihre „Hausaufgaben“ nahezu erledigt. Die
von Claus-Friedrich Laaser und Klaus Schrader
vorgelegte Analyse zeigt, dass sich die Wirt-
schaft und die Außenhandelsstrukturen der bal-
tischen Staaten seit 1991 entscheidend gewan-
delt haben. Nur wenige Jahre nachdem die drei
Staaten ihre Handelsbeziehungen frei gestalten
konnten, nehmen westeuropäische Partner die
vorderen Plätze in den Handelsstatistiken ein. 
Der Beitritt von Estland, Lettland, Litauen und
Polen zur EU ist gleichbedeutend mit einem wei-
teren Schub für die Integration der Ostseeanrai-
ner-Staaten. Überwiegend in den Neunzigerjah-
ren entwickelten sich zahlreiche Kooperationen
staatlicher und nicht-staatlicher Akteure. Der
Beitrag von Ruth Bördlein ordnet und beschreibt
all diese Kooperationen. Der Überblick über die
jeweiligen Akteure, Interessen, Themen, Arbeits-
formen und Organisationen zeigt die Vielfalt der
Zusammenarbeit im Ostseeraum und verdeut-
licht, dass diese Region ein beispielgebendes La-
boratorium für die Entwicklung regionaler und
transnationaler Kooperationen und Institutio-
nen ist.
Nach dem Zweiten Weltkrieg ging die 750-jäh-
rige wechselvolle Geschichte der Deutschen im
Baltikum zu Ende. Deutsche haben in dieser Re-

gion Spuren hinterlassen und die historische
und politische Entwicklung maßgeblich beein-
flusst. Vor allem im 20. Jahrhundert hatte die
deutsche Politik aber auch Anteil am baltischen
Schicksal. Der so genannte „deutsche Faktor“,
der viele Gesichter hatte und sich einer pau-
schalen Bewertung entzieht, gehört zum ge-
samtbaltischen Erbe und stellt einen besonderen
Beitrag zur Geschichte der Deutschen im öst-
lichen Europa dar. Trotz der zwiespältigen Bezie-
hung war und ist es oft mühsam, Menschen in
der Bundesrepublik davon zu überzeugen, dass
es sich bei den baltischen Staaten um Länder
handelt, denen die Deutschen aus ihrer gemein-
samen Geschichte in einer besonderen Weise
verpflichtet sind. Die Neugierde und das Inte-
resse hierzulande können also noch wachsen.
Michael Garleff schildert in seinem Beitrag diese
wechselvolle Geschichte und zeigt Traditionen
und Verbindungen zwischen Balten und Deut-
schen auf.
Welche Folgen eine unmenschliche Großmacht-
politik im Baltikum hatte, zeigt der abschließen-
de Beitrag von Florian C. Knab. Vor dem Zweiten
Weltkrieg lebten in den baltischen Staaten et-
was 350.000 Juden, davon über 240.000 in Li-
tauen. Wilna und Riga waren bedeutende Zent-
ren jüdischen Lebens und jüdischer Kultur. Wilna
hieß nicht ohne Grund „Jerusalem des Nordens“.
Litauen war zwischen 1941 und 1944 der Schau-
platz beispielloser Judenmorde. Die aktive Teil-
nahme von Litauern am Massenmord an den 
Juden und die jahrelange Tabuisierung dieser
Ereignisse verdeutlichen, dass die Aufgabe der
Geschichtsforschung in Litauen mehr als nur
eine akademische Auseinandersetzung mit die-
sem Thema ist.
Dagmar Meyer hat für die drei baltischen Staa-
ten jeweils auf einer Doppelseite die wichtigsten
Informationen zusammengestellt, so dass (ei-
lige) Leserinnen und Leser eine rasche Orientie-
rung und einen ersten Überblick erhalten. Alle
Autorinnen und Autoren wollen mit ihren Bei-
trägen detaillierte Informationen und Einblicke
in unterschiedliche Politikfelder vermitteln,
gleichzeitig aber auch das Interesse an den eu-
ropäischen Nachbarstaaten Estland, Lettland
und Litauen wecken. Ihnen sei an dieser Stelle
gedankt. Dank gebührt auch dem Schwabenver-
lag für die gute und effiziente Zusammenarbeit.

Siegfried Frech
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Die baltischen Staaten sind waldreich (30-
48%); es überwiegen Kiefern, Birken und Fich-
ten. Des Weiteren findet man häufig Wachol-
der, aber auch Linden und Eichen. Stark ver-
breitet sind auch Waldbeeren und Pilze.
Das beschriebene Relief mit seinen sanften
Hügeln und weiten Ebenen macht die ver-
kehrsmäßige Erschließung der drei Länder ein-

bzw. einer Nehrung angelagert. Besonders
deutlich ist dies vor der litauischen Küste zu
beobachten, wo die Kurische Nehrung das
Haff nahezu vollständig von der Ostsee ab-
trennt. Alle drei baltischen Staaten weisen
keine besonders hohen Berge auf, in Litauen
ist mit 294 m der Juozapine am höchsten, in
Lettland ist es der Gaizinkalns (311 m) und in
Estland der Suur Munamägi (318 m).

fach. Die Via Baltica stellt eine wichtige Nord-
Süd-Verbindung dar und verbindet Helsinki
über Tallinn, Riga und Kaunas mit Warschau.
Die Häfen Tallinn, Riga, Ventspils und Klaipeda
stellen bedeutende Umschlagplätze für den
Warenaustausch zwischen Ost- und Westeu-
ropa dar, vor allem der nahezu eisfreie Hafen
Klaipeda spielt für den Containerverkehr eine
große Rolle.

ESTLAND – KLEINES LAND 
HOCH IM NORDEN

Estland (estnisch: Eesti Vabariik) grenzt im Sü-
den an Lettland und im Osten an Russland. Im
Norden Estlands liegt der Finnische Meerbu-
sen, im Westen die Ostsee (Abb. 2). Das Land ist
mit 45.227 km2 flächenmäßig im Vergleich et-

DIE BALTISCHEN STAATEN – VON 
DER EISZEIT GEPRÄGT

Die drei baltischen Staaten Estland, Lettland
und Litauen (Abb. 1) verdanken ihre Oberflä-
chenstruktur der letzten Eiszeit. Durch sie
wurden die zahlreichen Moränenhügel und
Seen gebildet. Charakteristisch sind des Wei-
teren die ausgedehnten Tiefebenen, wie sie 
z. B. in Mittel- und in Südwestlitauen und in
Mittellettland zu finden sind. Die Seen neh-
men ca. 1,5 % des Territoriums der baltischen
Staaten ein. Ein prägendes Landschaftsbild
sind die zum Teil in weiten Mäandern vorwie-
gend zur Ostsee hin fließenden Flüsse. Diese
Flüsse tieften sich bis in die Gesteine ein, die
die Basis der eiszeitlichen Ablagerungen bil-
den. Sie streichen in Estland an der Glintstufe
auf der Südseite des Finnischen Meerbusens
an der Oberfläche aus und bilden die Grund-
lage dafür, dass die Flüsse über eine bis zu
56 m hohe (bei Ontika in Estland) Steilküste in
Form von Wasserfällen in die Ostsee stürzen.
Auch die Daugava, Lettlands bedeutendster
Fluss, und der Nemunas in Litauen haben sich
in den dolomitischen bzw. den Kalkuntergrund
eingeschnitten.
Die Küstenlinie ist vor allem in Estland sehr
stark gegliedert und zerklüftet, ihre Länge be-
trägt 3.800 km. Zahlreiche vorgelagerte Inseln
bestimmen das Bild. Die Inseln liegen auf ei-
nem Sockel, der sich in 20–50 m Tiefe unter
der Meeresoberfläche befindet. Überall dort,
wo die Küste zurückweicht, wird der von Strö-
mung und Wind transportierte Sand zu Haken
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Die baltischen Staaten – Geographischer Überblick
und naturräumliche Gliederung
ELKE KNAPPE / CHRISTOPH WAACK

Die von der Eiszeit geprägte Landschaft
der baltischen Staaten hat einen ganz
eigenen Reiz. Wälder und Buschwerk
wechseln mit Wiesen und Ackerland.
Die zumeist flache Landschaft wird von
Seen und Mooren unterbrochen. Die
sowjetische Herrschaft hat zwar Um-
weltschäden hinterlassen, doch weite
Gebiete wurden von der industriellen 
Nutzung verschont. Der ursprüngliche
Charakter des Naturraumes blieb weit-
gehend erhalten. Menschliche Eingriffe
in die Natur sind bislang weniger spür-
bar als in anderen Teilen Europas. Die
wirtschaftliche Verwertung der natürli-
chen Ressourcen der wenigen Rohstoff-
reserven dürfte ökologisch kaum ver-
tretbare Folgen haben. Die dünne Be-
siedlung der ländlichen Räume und die
Konzentration der Bevölkerung auf die
Hauptstädte, die Zentren des wirtschaft-
lichen und kulturellen Lebens, machen
die baltischen Länder interessant für
den Tourismus durch eine Kombination
von attraktiven Städtereisen und Erho-
lung in naturnaher Umgebung. Red.

ABB. 1: ESTLAND, LETTLAND UND LITAUEN WERDEN GEWÖHNLICH ZUSAMMENFASSEND ALS DIE BALTISCHEN STAATEN

BEZEICHNET, ABGELEITET AUS „MARE BALTICUM“, DER OSTSEE. Quelle: Leibnitz-Institut für Länderkunde



was kleiner als Niedersachsen und etwas grö-
ßer als die Schweiz.
Die Bevölkerung besteht nach einer auf
Selbstzuordnung beruhenden amtlichen Erhe-
bung vom Oktober 2002 aus 65,3 % Esten,
28,1 % Russen, 2,5 % Ukrainern, 1,5 % Weiß-
russen und 0,9 % Finnen. 24 Prozent der Be-
völkerung sind Mitglieder von Kirchen oder 
religiösen Gruppierungen, darunter die Evan-
gelisch-Lutherische Kirche in Estland mit
177.233 Angehörigen, die Orthodoxe Kirche in
Estland (18.000), der Bund der Evangelischen
Christen und Baptisten in Estland (6.092) und
die Römisch-Katholische Kirche Estland (3.500).
Außerdem bestehen weitere protestantische,
islamische und jüdische Gemeinden.
Die größten Städte Estlands sind Tallinn
(Hauptstadt) mit 400.000 Einwohner (Foto),
Tartu (101.000 Einwohner, Universitätsstadt)
und Narva (68.000 Einwohner, davon 96 % 
Russen).
Das Verkehrsnetz Estlands ist für ein dünn 
besiedeltes Land verhältnismäßig gut ausge-
baut; viele Straßen des ländlichen Raumes
sind nicht asphaltiert, können aber relativ gut
befahren werden. Insgesamt bestehen 16.430
km Staatsstraßen, davon sind 50,8 % asphal-
tiert. Der Kfz-Bestand belief sich im Jahr 2000
auf 464.000 Fahrzeuge (341 auf 1000 Einwoh-
ner). Der Ausbau des Straßennetzes erfolgt vor

allem entlang der Fernverbindungen (Via Bal-
tica). Das in russischer Breitspur ausgeführte
Eisenbahnnetz ist dagegen im Rückbau be-
griffen. Im Jahr 2000 bestanden noch 968 km
(davon 132 km elektrifiziert). Tallinn hat einen
internationalen Flughafen (2001: 573.000
Passagiere; 4500 t Frachtgut) und einen Hafen
(2001: 6 Mio. Passagiere, 41 Mio. t. Frachtgut).
85 % des gesamten Gütertransportes Estlands
wird über den Tallinner Hafen abgewickelt.
Im Telekommunikationsbereich ist Estland mit
einer großen Verbreitung von Mobiltelefonen
(2001: 739.000) und flächendeckenden öf-
fentlichen Internetzugängen führend. Das
estnische Parlament garantiert seit 2000 je-
dem Bürger einen Internetzugang. Entspre-
chend hoch ist die Zahl der Internetnutzer
(2001: 430.000). 

NICHT OHNE PROBLEME: 
ENERGIEQUELLE ÖLSCHIEFER

Der geologische Aufbau des Untergrundes der
Baltischen Staaten unterscheidet sich trotz
der kleinen Gesamtfläche, die die Länder auf
dem europäischen Kontinent einnehmen, er-
heblich voneinander. Allen Ländern gemein-
sam ist ein kristalliner Sockel, der sich in Est-
land in ca. 100 m Tiefe befindet und dann
langsam nach Süden hin abtaucht. Auf diesem
Kristallin haben sich Sedimentgesteine ange-
lagert. In Estland sind dies Kalksteine aus dem
Ordovizium und Silur, die vor 500 bis 410 Mio.
Jahren aus Meeressedimenten entstanden

sind. Als oberste Gesteinsschicht finden 
sich Sandsteine aus dem Devon, die lediglich
360 Mio. Jahre alt sind. 
Das Relief wird jedoch maßgeblich durch die
Gletschersedimente aus dem Pleistozän ge-
prägt. Die durchschnittliche Dicke dieser Auf-
lagerungen aus den letzten Eiszeiten, die in der
Ostseeregion bis vor 20.000 Jahren auftraten,
beläuft sich auf 40-50 Meter, kann aber in ein-
zelnen Höhenzügen bis zu 300 m betragen.

ELKE KNAPPE / CHRISTOPH WAACK

ABB. 2: ESTLANDS NATURSCHUTZGEBIETE

Quelle: Leibnitz-Institut für Länderkunde
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Der vor allem das südliche Estland prägende
eiszeitliche Formenschatz wurde in den Küs-
tenzonen postglazial im Zuge der Meeres-
transgression durch marine Sedimente über-
formt, so dass sich an der estnischen Küste die
gegen Abrasion widerstandsfähigen ordovizi-
schen und silurischen Kalkgesteine zeigen.
Dazu zählen im westlichen Abschnitt die est-
nischen Inseln Saaremaa und Hiiumaa und im
nördlichen Abschnitt eine Glintstufe mit Steil-
küstenabschnitten. Das auf den Landmassen
lastende glaziale Inlandeis führte zu einem
Absinken des Festlandes. Die Vorläufer der
Ostsee hatten zudem einen höheren Wasser-
stand, die zu einem weit in das Landesinnere
hineinragenden Sedimentationsprozess führ-
ten. Die bis heute anhaltende Hebung des est-
nischen Festlandsockels hat die Uferlinien der
Vorläufer der Ostsee hervorgehoben, die nun
bis zu Höhen von 50 m über dem Meeresspie-
gel im Landesinneren anzutreffen sind. Dane-
ben sind auch Dünenformationen anzutreffen,

die auf aluviale postglaziale Prozesse zurück-
zuführen sind. Im nordwestlichen Estland be-
finden sich weitläufige Niedermoorgebiete,
deren topogene Entstehung auf den hohen
Grundwasserstand zurückgehen. Dazwischen
und auch an den Küsten finden sich verein-
zelte erratische Blöcke (Findlinge), die durch
die eiszeitlichen Gletscher aus Skandinavien
herangeführt wurden. Das Gewässernetz im
nordwestlichen Estland ist aufgrund seiner
jungen, postglazialen Genese und des gerin-
gen Gefälles in den Schwemmgebieten nur ge-
ring ausgeprägt. Auch die Flüsse im südöst-
lichen Estland (Emajögi und Narva) konnten
sich auf den anstehenden Kalksteinen nur ge-
ring eintiefen. 
Die deutlichsten heute noch sichtbaren Wir-
kungen auf die Oberfläche des Landes hatte
die letzte Eiszeit. Mit Ausnahme der Höhen
von Otepää und den Ostlivländischen Höhen
im Süden Estlands ist das gesamte Land nur
mit einer schwachen Hülle eiszeitlicher
Schuttmassen bedeckt. In unmittelbarer Küs-
tennähe tritt der Felsboden unmittelbar an die
Oberfläche. Estland erscheint daher überwie-
gend flach oder nur in geringer Weise durch
die Bewegungsrichtung des Eises in Form von
Drumlins beeinflusst. Estland kann daher als
glaziales Abräumungsgebiet bezeichnet wer-
den, aus dem sich das Eis beim Rückzug ohne
längeren Stillstand schnell zurückgezogen hat.
Die Bodenschätze Estlands sind entsprechend
den natürlichen Grundlagen im Allgemeinen

wenig ergiebig. Als mineralische Bodenschätze
sind Tone, Sande und Kalkstein für die Bau-
und Zementindustrie von Belang. Eine Aus-
nahme bildet Nordostestland. Hier werden seit
dem 1920er-Jahren Ölschiefer (Kuckersit),
Phosphorit und nach dem Zweiten Weltkrieg
auch Uran abgebaut. Ölschiefer besteht aus
tierischen und pflanzlichen Überresten aus
dem Ordovizium, die sich auf dem Meeresbo-
den abgelagert hatten. Die Vorkommen wer-
den auf 15 Mrd. t geschätzt, der Heizwert ist
ähnlich hoch wie der von Braunkohle. Der Ab-
bau erfolgte sowohl Untertage wie auch im
Tagebaubetrieb. 
1993 lag der Anteil des Ölschiefers am est-
nischen Primärenergieverbrauch durch die
Verstromung in zwei Kraftwerken bei über
60%, ist aber heute stark rückläufig. Der Phos-
phoritabbau wurde, wie auch der Abbau 
des im Ölschiefer enthaltenen Urans, bereits
1989 aufgrund ökologischer Probleme ein-
gestellt. Phosphorit ist ein Sandstein, in dem
sich phosphathaltige Muschelreste befinden.
Uran findet sich im so genannten Schwarzen
Schiefer, der sich oberhalb des Phosphorites
abgelagert hat. Die Beseitigung der durch die
Förderung und Verarbeitung der Rohstoffe
entstandenen Umweltschäden in Nordostest-
land wird noch erhebliche Kosten verursachen.
In der Nähe von Sillamäe ist direkt an der
Küste eine Fläche von 100 ha durch radio-
aktive Abfälle der sowjetischen Rüstungs-
industrie stark belastet. Mit Hilfe von EU-Mit-
teln wurde mit der Absicherung des Areals be-
gonnen.
Ein wichtiger Rohstoff ist dagegen das Holz
geblieben. Knapp 48 % des Landes sind bewal-
det. War früher vor allem die Zellstoff- und
Papierindustrie ein Hauptabnehmer, ist es
heute eher die Möbelindustrie, die unter ande-
rem für IKEA produziert. Von den Torfvorkom-
men, die auf einer Fläche von 4.500 km2 insge-
samt 1,5 Mrd. t betragen, werden zur Zeit etwa
10 % abgebaut. Auch der Torfabbau steht im
Konflikt zu Natur- und Umweltschutzinteres-
sen, da hiermit ein Absinken des Grundwas-
serspiegels verbunden ist.
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Estland Lettland Litauen

Fläche (km2) 45 227 64 589 65 301

Bevölkerung 2002 (in Mio.) 1,36 2,36 3,48

Stadtbevölkerung (in %) 70 69 69

Bevölkerungsdichte (Ew./km2) 30 37 53

Landw. Nutzfläche (in %) 33 39 56

Waldfläche (in %) 47,7 44,3 30,3

Schutzgebiete (in %) 7,8 6,9 9,6

BIP pro Kopf 2001 (in % KKS; EU25 =100) 42,3 36,6 40,8

Währung Estnische Krone Lats Litas

Inflation 2002 (%) 3,6 1,9 0,3

Zeitzone MEZ +1 MEZ +1 MEZ+1

Kfz-Kennzeichen EST LV LT

Internet-TLD .ee .lv .lt

Telefonvorwahl +372 +371 +370

TAB. 1: KENNZIFFERN DER BALTISCHEN STAATEN

Quelle: Turner, B. (Hrsg.): The Stateman’s Yearbook. 2003; eigene Ergänzungen

BLICK AUF DIE ALTSTADT DER ESTNISCHEN HAUPTSTADT

TALLINN. LINKS IM BILD DIE ALEXANDER-NEWSKI-
KATHEDRALE, IN DER MITTE DIE NIKOLAIKIRCHE UND

RECHTS DER DOM ST. MARIEN. DIE GUT ERHALTENE UND

GRÖßTENTEILS RENOVIERTE ALTSTADT TALLINS WURDE

IN DIE LISTE DES WELTKULTURERBES DER UNESCO
AUFGENOMMEN. DIE HAUPTSTADT ESTLANDS HAT HEUTE

RUND 400.000 EINWOHNER; SOMIT LEBT KNAPP EIN

DRITTEL DER ESTNISCHEN BEVÖLKERUNG IN TALLINN.
picture alliance/dpa
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DAS KLIMA WIRD VON DER OSTSEE
BESTIMMT

Das estnische Klima wird durch seine Lage am
Nordwestrand des eurasischen Kontinents und
von der Ostsee bestimmt. Es ist oftmals rau und
feucht, mit kurzen Sommern und einem frü-
hen Wintereinbruch. Die Durchschnittstem-
peratur beträgt im Januar –1,4 °Celsius, im Juli
20,5 °Celsius. Dabei gibt es einen deutlichen
Unterschied zwischen den küstennahen Re-
gionen, die ein milderes und ausgeglichene-
res Klima als der Osten Estlands aufweisen. 
Der jährliche Temperaturdurchschnitt beträgt 
+5,9 ° Celsius. Im jährlichen Mittel fallen 550–
650 mm Niederschlag, vorwiegend in der zwei-
ten Sommerhälfte. Die relative Luftfeuchte
liegt bei ca. 70 %. Infolge der hohen Nieder-
schläge ist die Verdunstung gering, dadurch
findet man in Estland einen hohen Anteil ver-
sumpfter Böden.
Die Böden sind überwiegend Podsolböden. Im
Nordwesten und Norden findet man wenig
fruchtbare Wiesenkarbonatböden, während
die Bodenqualität in Mittelestland am besten
ist, hier überwiegen Karbonatböden. Der Sü-
den zeichnet sich überwiegend durch arme
Rasenpodsolböden aus. Dies bedeutet, dass
der Ackerbau in Estland nicht besonders er-
tragreich ist. Aus diesem Grund konzentrierte
sich die Landwirtschaft vor allem auf die Vieh-
zucht, besonders ausgeprägt ist die Rinderhal-
tung zur Milch- und Fleischgewinnung.

LETTLAND – MIT RIGA IM ZENTRUM 
DER BALTISCHEN STAATEN

Die Republik Lettland (Latvijas Republika) be-
steht aus den vier historischen Regionen Kur-
land (Kurzeme) im Südwesten, Livland (Vid-
zeme) im Nordwesten, Semgallen (Zemgale)
im Nordosten und Lettgallen (Latgale) im Süd-
osten. Lettland grenzt im Süden an Litauen,
hat im Osten eine gemeinsame Grenze mit
Weißrussland und Russland, und im Norden
mit Estland. Im Westen grenzt Lettland mit 
einer 531 km langen Küste an die Ostsee 
(Abb. 3). Lettland ist mit 64.589 km2 etwas klei-
ner als Bayern.
Die Bevölkerung Lettlands ist ähnlich hetero-
gen wie in Estland, wobei der Anteil der Titu-
larnation noch geringer ist. Die Nationalitäten
verteilen sich wie folgt: 57,6 % Letten, 29,6 %
Russen, 4,1 % Weißrussen, 2,7 % Ukrainer,
2,5 % Polen und 1,4 % Litauer. 55 % der Bevöl-
kerung gehören der evangelisch-lutherischen
Kirche an, 24 % der katholischen Kirche und
9 % der russisch-orthodoxen Kirche.
Die größten Städte Lettlands sind Riga
(Hauptstadt) mit 739.000 Einwohnern, Dau-
gavpils (113.000 Einwohner) und Liepaja
(87.000 Einwohner). Auffallend ist die Domi-
nanz von Riga gegenüber den übrigen Städten
und dem ländlichen Raum. Knapp ein Drittel
der Gesamtbevölkerung Lettlands lebt in Riga.
Das lettische Straßennetz ist mit 59.178 km
sehr viel besser ausgebaut als in Estland. Die
Kfz-Dichte ist dagegen bei 542.000 Fahrzeu-
gen geringer (230 pro 1000 Einwohner). Pro-
blematisch ist die hohe Zahl der tödlichen Ver-
kehrsunfälle. Mit 21,3 Toten je 100.000 Ein-
wohner wird damit einer der höchsten Werte
in der westlichen Welt erreicht. Das Eisen-
bahnnetz, das wie in Estland und Litauen in

Breitspur (1.520 mm) ausgeführt ist, beträgt
insgesamt 2.413 km (davon 271 km elektrifi-
ziert). In den internationalen Flugverkehr ist
Lettland durch den Flughafen in Riga ein-
gebunden. Im Jahr 2002 wurden 633.000 
Passagiere und 6.580 t Frachtgut abgefertigt.
Lettland hat drei wichtige Häfen: Ventspils
(28 Mio. t Fracht), Riga (21 Mio. t) und Liepaja
(5 Mio. t). Gegenwärtig erhält der Hafen in
Ventspils zusätzlich zu seinem großen Ölter-
minal einen Containerhafen, in dem pro Jahr
bis zu 250.000 Container umgeschlagen wer-
den können. 
Der Telekommunikationsbereich hat sich in
Lettland nicht zuletzt wegen einer schleppen-
den Privatisierung etwas langsamer entwi-
ckelt als in Estland. Bis 2001 ist die Zahl der
Mobilfunkteilnehmer (657.000) an die Zahl der
Festnetzteilnehmer (722.000) schon nahe he-
rangekommen. Allein 2001 betrug die Zu-
wachsrate im Mobilfunkbereich 63 %. Die Zahl
der Internetnutzer beträgt dagegen 2001 erst
170.000.

VIELE HÜGEL – WENIG ROHSTOFFE

Die Oberflächengestalt unterscheidet sich
aufgrund der eiszeitlichen Auswirkungen in
Lettland erheblich von dem im vorigen Kapitel
beschriebenen estnischen Formenschatz. Ins-
besondere die eiszeitlichen Schuttbildungen
haben sowohl im livländischen wie im kurlän-
dischen Landesteil für sehr viel mächtigere
Ablagerungen gesorgt und eine unruhige
Oberflächengestalt hinterlassen. Dabei haben
unterschiedliche Eisrandlagen durch Still-
standsphasen beim Rückzug des Eises die
Morphologie erheblich mit beeinflusst. Im
südlicheren Kurland haben sich durch eis-

88

ELKE KNAPPE / CHRISTOPH WAACK

ABB. 3: LETTLANDS NATURSCHUTZGEBIETE

Quelle: Leibnitz-Institut für Länderkunde



zeitliche Aufschüttungsvorgänge Hügelland-
schaften von bis zu 150 m Höhe gebildet. In
den Südlivländischen Höhen (lett.: Vidzemes
Centrala augstiene) sind Stauchendmoränen
mit Höhen von über 300 m anzutreffen. An
glazialen Aufschüttungsformen sind flache
Grundmoränen, kuppige Endmoränen, bergige
Stauchendmoränen, radial auf den Eisrändern
verlaufende Grundmoränenhügel (Drumlins),
Kiesrücken (Oser) und von den Schmelzwas-
sern ausgewaschenes, fluvioglaziales Morä-
nenmaterial (Sander) anzutreffen.
Das heutige Gewässernetz benutzt teilweise
die alten Urstromtäler der letzten Eiszeit, aller-
dings durch das Absinken des Wasserspiegels
in der Ostsee und eine dadurch ausgelöste
rückschreitende Erosion in umgekehrter Rich-
tung. Zuvor flossen die Schmelzwässer vor
dem Eisrand in Nordsee und Schwarzes Meer.
Sowohl die Daugava (Düna; 1.002 km), wie
auch die Gauja (Livländische Aa; 452 km) oder
die Venta (Windau; 346 km) folgen heute den
postglazialen Leitlinien. Die Küstengebiete
Lettlands zeichnen sich vor allem durch flache
sandige Ausgleichsküsten aus.

Lettlands Ausstattung mit Bodenschätzen ist
sehr gering. Nur die Gewinnung von Bauma-
terialien aus dem Abbau von Dolomiten, Kalk-
steinen, Gips, Kiesen, Sanden und Tonen sowie
der Torfabbau sind erwähnenswert. Der Wald-
reichtum führt zu einer intensiven Holznut-
zung, heute vor allem im Bereich der Möbelin-
dustrie, aber auch für die Zellstoffproduktion.
Ein großes Problem für die Umwelt stellte eine
Zellstofffabrik bei Jurmala an der Rigaer Bucht
dar, die bis 1989 durch eine hohe Phenolemit-
tierung den Fluss Lielupe (Kurländische Aa)
belastete. Im Schelfbereich der Ostsee werden
Erdölvorkommen vermutet. Gegen einen Ab-
bau sprechen vor allem ökologische Gesichts-
punkte, da ein Störfall bei den Bohrungen oder
der Förderung zu einer intensiven Verschmut-
zung der sensiblen Küstenzone führen könnte. 

BÖDEN FÜR DIE LANDWIRTSCHAFT

Lettlands Klima kann als Übergangsklima vom
maritimen zum kontinentalen Klima bezeich-
net werden. Die Durchschnittstemperatur
liegt im Januar bei –5 °Celsius, im Juli bei 
17 °Celsius. Im Jahr fallen ca. 680 mm Nieder-
schläge. Auch in Lettland ist der Verduns-
tungswert niedrig, so dass in den Böden ein
Feuchtigkeitsüberschuss herrscht, der schnell
zu Vernässungen führen kann.

Mehr als 50 % der Böden Lettlands sind Pod-
sole, vor allem Rasenpodsole. Die fruchtbars-
ten Böden findet man in der Semgallischen
Tiefebene, hier überwiegen Rasenkarbonat-
böden. Sumpf- und Marschland nehmen 10 %
der Fläche Lettlands ein. Auf den besseren Bö-
den überwiegt der Anbau von Weizen, Zu-
ckerrüben und Gemüse. Im Osten und Norden
konzentriert man sich in der Landwirtschaft
auf die Viehzucht.
In der Bucht von Riga bestand über viele Jahre
hinweg ein hoher Verschmutzungsgrad, ver-
ursacht vor allem durch die mit dem Fluss
Daugava eingetragenen Industrieabwässer.
Verbesserte Filteranlagen und ein Rückgang
der Industrieproduktion haben dazu geführt,
dass der Schadstoffeintrag heute deutlich nie-
driger ist.

LITAUEN – GUTE NACHBARSCHAFT ZU
RUSSLAND UND EU-ANPASSUNG

Die Republik Litauen (Lietuvos Respublika)
grenzt im Norden an Lettland, im Osten an
Weißrussland, im Südwesten an die russische
Exklave Kaliningrad, im Süden an Polen und im
Westen an die Ostsee (Abb. 4). Während die
Grenzen zu Lettland und Polen seit dem 1. Mai
2004 EU-Binnengrenzen sind, an denen keine
Zoll-, wohl aber noch Personenkontrollen
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stattfinden, sind die Landgrenzen zu Weiß-
russland und zur Exklave Kaliningrad EU-
Außengrenzen. Am 1. 7. 2003 führte Litauen
die Visapflicht für russische Staatsbürger ein,
um den Vorschriften des Schengener Abkom-
mens über den Abbau der EU-Binnengrenzen
nachzukommen. Im Transit mit der Kalinin-
grader Oblast gilt jedoch eine vereinfachte 
Visaregelung.
Im Gegensatz zu den beiden anderen Balti-
schen Staaten ist in Litauen der Anteil der rus-
sischen Bevölkerung mit 6,3 % gering. Die Ti-
tularnation stellt 83 % der Bevölkerung. Eine
zahlenmäßig nennenswerte Minderheit stel-
len, vor allem im Osten des Landes, die Polen
dar (6,7 %). Weißrussen und Ukrainer stellen
zusammen knapp 2 % der Bevölkerung. 79 %
der Bevölkerung gehören der katholischen Kir-
che an, 4 % der russisch-orthodoxen Kirche.
Die größten Städte sind Vilnius (Hauptstadt)
mit 553.000 Einwohner, Kaunas (374.000) und
Klaipeda (192.000). Der Abstand zwischen der
Einwohnerzahl der Hauptstadt und den übri-
gen Städten des Landes ist damit nicht ganz so
groß wie in Lettland oder Estland. Dennoch
sind in allen drei Ländern die Hauptstädte
gleichzeitig auch Zentren des wirtschaftlichen
und kulturellen Lebens.
Litauen hat ein Straßennetz von 77.148 km,
dass zu 90% aus asphaltierten Fahrbahnen be-
steht. Auf diesen Straßen verkehren 1.180.000
Kfz. (325 Kfz pro 1000 Einwohner). Das Ei-
senbahnnetz (1.775 km) ist nur auf 122 km
elektifiziert. 2002 wurden 7,2 Mio. Passagiere
mit der Eisenbahn befördert. Neben dem in-
ternationalen Flughafen in Vilnius (2002:
634.000 Passagiere) werden auch in Kaunas,
Palanga und Siauliai internationale Flüge 
abgewickelt. Der wichtigste litauische Hafen
befindet sich in Klaipeda (22 Mio. t Fracht-
umschlag). Hier befindet sich auch eine 205 ha
große Freihandelszone. 
Im Telekommunikationsbereich hat sich die
Zahl der Mobilfunknutzer zwischen 1999 und
2002 von 343.000 auf 1.631.000 fast verfünf-
facht. Als Folge dieses Booms der drahtlosen
Kommunikation geht die Zahl der Festnetzan-
schlüsse (2000: 1,18 Mio.; 2002: 0,93 Mio.) be-
reits merklich zurück. Die Zahl der Internet-
nutzer wird mit 250.000 angegeben. Damit
haben nur 6,8 % der Bevölkerung Zugang zum
Internet (Estland 30 %, Lettland 7,2 %). Li-
tauen ist daher das Schlusslicht in den Balti-
schen Staaten bei der Heranführung an die In-
formationsgesellschaft.

HOFFNUNG AUF ÖL

Der geologische Unterbau des heutigen Litau-
ens wird durch horizontal lagernde und wenig
gestörte Schichtenfolgen der Tertiär- und
Kreidezeit bestimmt. Litauen zählt damit geo-
logisch wie Estland und Lettland zur „osteuro-
päischen Tafel“.
Litauen wurde wie seine nördlichen Nachbar-
länder in seiner Oberflächengestalt hauptsäch-
lich durch die Folgen der letzten Eiszeit ge-
prägt. Die durch die Inlandeismassen vom
Untergrund aufgenommenen großen Gesteins-
mengen bildeten nach dem Abschmelzen des
Eises gewaltige Schuttmassen. Beim Transport
des aufgenommenen Gesteins werden seine

Trümmer zerkleinert und gerundet. Die Korn-
größen reichen von sehr fein (Schluff, durch
Kalkstein als Mergel vorliegend), über Sand und
Kies bis zum „Geschiebe“. Die größten, häufig
gerundeten Trümmerstücke werden als „Find-
linge“ bezeichnet. Die Oberfläche Litauens prä-
gen sowohl Grund- und Endmoränenzüge, wie
die Telschener Höhen im Westteil des Landes,
aber auch breite Urstromtäler oder auch
schmale Abflussrinnen vor den großen Inland-
eismassen. Der bekannteste Fluss Litauens ist
der Nemunas (Memel), der den Süden des Lan-
des durchfließt. Dazwischen haben sich in Tief-
ebenen Seenlandschaften herausgebildet. 
Litauen ist wie seine nördlichen Nachbarlän-
der als rohstoffarm zu bezeichnen. Aus ökono-
mischen Gründen lohnt sich nur der Abbau
von acht Rohstoffen, davon in größeren Men-
gen Baustoffe (Sandstein, Dolomit, Sand, Kies,
Ton) sowie Kreide, Torf und Öl. Der Abbau von
Ölschiefer wurde in den 1990er-Jahren einge-
stellt. Das größte bekannte, aber gegenwärtig
nicht abgebaute Rohstoffvorkommen ist mit
119 Mio. m3 Sulfat-Anhydrit, ein Mineral, das
in der Zement- oder Schwefelsäureproduktion
Verwendung findet. Der Staat hat insgesamt
567 Förderlizenzen für Rohstoffe ausgegeben
(10 für Öl, 70 für Torf, zwei für Ölschiefer und
485 für Baustoffe), von denen jedoch nur 59%
zum Abbau genutzt werden. Große Hoffnung
setzt der litauische Staat in die Ölforderung,
die zwischen 1990 und 2000 eine Steigerung

von 12 Tsd. t auf 316 Tsd. t. erfahren hat. Ne-
ben den 64 Mio. t Rohöl, die noch aus Land-
quellen zu erwarten sind, werden weitere 23
Mio. t Rohöl im Off-Shore-Bereich der Ostsee
vermutet, deren Abbau den Widerstand von
Umweltgruppen hervorgerufen hat. 
Ein ökologisch besonders sensibler Bereich ist
die Kurische Nehrung (Foto), eine aus Sand-
dünen bestehende Landzunge, die von Süden
nach Norden streichend das Süßwasser des
Kurischen Haffes, in das sich der Nemunas
(Memel) ergießt, von der Ostsee abtrennt. Nur
auf der Höhe von Klaipeda (Memel) besteht ein
schmaler Durchlass ins offene Meer. 
Die Umweltgefährdungen Litauens gehen von
der Industrie entlang des Nemunas (vor allem
Zelluloseherstellung) und vom Kernkraftwerk
Ignalina im Osten des Landes aus. Im Zuge des
EU-Beitritts muss Litauen 2005 und 2009 je-
weils einen der 650 MW-Blöcke des Kraftwer-
kes abschalten. Dafür erhält das Land bis 2006
Sonderhilfen der EU in Höhe von zunächst 245
Mio. Euro. 

VIEHWIRTSCHAFT DOMINIERT
LANDWIRTSCHAFT

Litauens Klima kann als gemäßigt kontinental
bezeichnet werden, die Jahresdurchschnitt-
stemperatur liegt zwischen 6,9 und 9,0 °Cel-
sius. Es fallen 600-700 mm Niederschlag im
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Jahr. Rund ein Drittel des litauischen Territori-
ums ist mit Wald bedeckt, besonders dichte
Wälder findet man im Süden und Osten des
Landes. Für die landwirtschaftliche Nutzung
sind die Rasenpodsole nur dann geeignet,
wenn ihr Wasserhaushalt reguliert wird (Me-
lioration). Der Anbau von Nutzpflanzen kon-
zentriert sich auf Getreide und Futterpflanzen.
Besonders leistungsstark ist die Viehwirt-
schaft.

NATURSCHUTZ IN DEN BALTISCHEN
STAATEN

Alle drei baltischen Staaten haben schnell er-
kannt, dass der Naturschutz ein wichtiges Ele-
ment zur Bewahrung der in weiten Teilen noch
vorhandenen natürlichen Landschaft ist. Dies
kommt sowohl der Natur mit ihrer schützens-
werten Flora und Fauna, wie auch der in den
letzten Jahren stark angestiegenen touristi-
schen Inwertsetzung der Region entgegen.
Deswegen wurden in allen drei Ländern Natio-
nalparks, Reservate und Landschaftsschutzge-
biete ausgewiesen. Die dünne Besiedlung wei-
ter Landesteile machte die Umsetzung der
Pläne relativ einfach. 
Estland hat bislang vier Nationalparks ausge-
wiesen. Östlich von Tallinn den Lahemaa-Na-
tionalpark, auf der Insel Saaremaa den Vilsandi
Nationalpark, östlich von Pärnu den Soomaa-
Nationalpark und im Süden des Landes den
Karula-Nationalpark. Verschiedene Reservate
und Landschaftschutzgebiete schützen die
einzigartigen Moorlandschaften des Landes
(Abb. 2).
Lettland hat zwei Nationalparks eingerichtet,
in denen Pflanzen und Tiere besonders ge-
schützt sind: Der Gauja- und der Kemeri-Na-
tionalpark. Darüber hinaus werden in vier Na-
turreservaten bedrohte Tier- und Pflanzenar-
ten vor dem Aussterben bewahrt (Abb. 3).
Litauen hat bis heute fast zehn Prozent seiner
Landesfläche unter Schutz gestellt. Der bedeu-
tendste Nationalpark befindet sich auf der Ku-
rischen Nehrung, deren einzigartige Dünen-
landschaft einmalig in Europa ist. 

Wanderdünen erschwerten schon in früheren
Jahrhunderten die Besiedlung dieses Land-
strichs. Insgesamt wurden im Laufe der Zeit
sieben Nehrungsdörfer regelrecht verschüttet.
Daneben existieren vier weitere Nationalparks
und zahlreiche Biosphärenreservate und
Schutzgebiete für bedrohte Tier- und Pflan-
zenarten, aber auch für einzigartige Land-
schaftsformationen.

Die wirtschaftliche Inwertsetzung der natür-
lichen Ressourcen im Bereich der wenigen
Rohstoffreserven, die diese Länder aufweisen
können, ist nicht zuletzt wegen der ökologi-
schen Folgen kaum vertretbar. Die bis heute
dünne Besiedlung der ländlichen Räume und
eine relativ starke Konzentration der Bevölke-
rung auf die Hauptstädte machen die Länder
jedoch interessant für eine touristische In-
wertsetzung durch eine Kombination von at-
traktiven Städtereisen (an der Ostsee häufig
mit hanseatischem Bezug) und Erholung in
naturnaher Umgebung. Beim Ausbau der In-
frastruktur und des Dienstleistungssektors
wurde in den letzten Jahren diesen Erkennt-
nissen aus einer Analyse der naturräumlichen
Potenziale in erfreulich positiver Weise Rech-
nung getragen. Durch den Beitritt zur EU und
dem weiteren Ausbau der internationalen Ver-
kehrsverbindungen, nicht zuletzt im Flugver-
kehr, werden die baltischen Staaten immer
einfacher und schneller erreichbar. 

LITERATUR
Barabaner, N.I./Kaganovich, I.Z.: Oil shale production 
and power generation in Estonia – Economic and en-
vironmental dilemmas. In: Energy Policy, Bd. 21, 1993 
S. 703–709.
Deiss, R.: Statistik der Informationsgesellschaft – Anga-
ben über die Beitrittsländer. Eurostat – Statistik kurzge-
fasst, 17/2002
Friederichsen, M.: Finnland, Estland und Lettland, Li-
tauen. Breslau 1924
Haltenberger, M.: Die baltischen Länder. Leipzig/Wien
1992
Jaksch, T. et al.: Landnutzung in Mittel- und Osteuropa.
Müncheberg 1996
Karger, A.: Baltische Länder. Gütersloh 1997
Latvijas Republikas Centrala statistikas parvalde: Latvijas
Statistikas Gadagramata (Statistisches Jahrbuch Lett-
land). Riga 2003
Liedtke, H.: Die Entwicklung der Ostsee als Folge ehe-
maliger Inlandeisbedeckung und anhaltender Hebung
Skandinaviens. In: Geographische Rundschau, 44/1992,
S. 35–41.
Liedtke, H.: Die nordischen Vereisungen in Mitteleuropa.
In: Forschungen zur deutschen Landeskunde, Bd. 204.
Trier 1981
Punning, J.-M.: Naturpotential und Umweltprobleme 
der Baltischen Staaten. In: Geographische Rundschau,
51/1999, H. 4, S. 182–187.
Ratnieks, H.: Baltic Oil Shale. In: Journal of Baltic Studies,
Bd. 9, 1978, S. 155–163.
Statistikaamet: Eesti Statistika Aastaraamat (Statistisches
Jahrbuch Estland). Tallinn 2002
Statistikos Departamentas prie Lietuvos Respublikos 
Vyriausybes: Lietuvos Statistikos Metrastis (Statistisches
Jahrbuch Litauen). Vilnius 2003
Turner, B. (Hrsg.): The Stateman’s Yearbook – The Polit-
ics, Cultures and Economies of the World 2004. London/
New York 2003
Veiderma, M.: Mineral Resources, Energy, Environment in
Estonia. In: Bochumer Forschungsberichte zum Berg-
und Energierecht, Bd. 13, 1994
Wöhlke, W.: Die natürlichen Bedingungen des baltischen
Raumes – von Pommern bis Finnland. In: Tausend Jahre
Nachbarschaft – Die Völker des baltischen Raumes und
die Deutschen. München 1995, S. 11–26.
Jura Mope Sea – International Business Magazine, H. 1,
Klaipeda 2004

BLICK AUF DIE SANDDÜNENLANDSCHAFT UND DIE

OSTSEE AUF DER KURISCHEN NEHRUNG. DIE KURISCHE

NEHRUNG IST EINE SCHMALE, NAHEZU 100 KILOMETER

LANGE HALBINSEL, DEREN NAMEN SICH VOM VOLK

DER KUREN ABLEITET. DIE HEUTE VON SANDDÜNEN UND

KIEFERNWALD BESTIMMTE NEHRUNG ENTSTAND VOR

ETWA 7.000 JAHREN DURCH SANDABLAGERUNGEN. DIE

DÜNEN, DIE STÄNDIG WANDERTEN, VERSCHÜTTETEN IN

DER VERGANGENHEIT IMMER WIEDER KLEINE FISCHER-
DÖRFER. picture alliance/dpa
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GIBT ES EIN GEMEINSAMES BALTISCHES
BEWUSSTSEIN?

Die heute als „Baltische Staaten“ bezeichne-
ten Länder haben in ihrer Geschichte niemals
eine Einheit gebildet – weder politisch noch
sozial oder kulturell. Dementsprechend wur-
den sie auch unterschiedlich bezeichnet. 
„Baltisch“ als relativ junger Sprachgebrauch
geht dabei zurück auf die Bezeichnung „Mare
Balticum“ für die Ostsee. Im 19. Jahrhundert
übernahmen die dort ansässigen Deutschen
aus dem Bedürfnis nach einem Gesamtnamen
die Substantivierung „Balten“, und die Sam-
melbezeichnung „Baltikum“ bürgerte sich im 
Ersten Weltkrieg ein. Nach Begründung der
selbstständigen Staaten nannten sich die
baltischen Deutschen „Deutschbalten“ (in den
1930er-Jahren: „Baltendeutsche“), und heute
bezeichnen sich Esten, Letten und Litauer
nicht ohne Einfluss ihrer Emigration im Ein-
klang mit dem internationalen Sprachge-
brauch vielfach als „Balten“. Sprachwissen-
schaftlich wiederum kennzeichnet „baltisch“
innerhalb der indoeuropäischen Sprachen die
nähere Verwandtschaft des Lettischen und Li-
tauischen mit dem inzwischen ausgestorbe-
nen Prußischen (Altpreußischen) gegenüber
dem Livischen und dem Estnischen, bei denen
es sich um finno-ugrische Sprachen handelt.
Erst seit der Begründung eigener unabhängi-
ger Staaten 1918 durch Esten, Letten und Li-
tauer begann man von den drei „baltischen
Staaten“ zu sprechen, wobei es allerdings

höchst umstritten ist, ob es so etwas wie das
gemeinsame Bewusstsein einer „baltischen
Identität“ gibt. 

ALT-LIVLAND

Noch im 12. Jahrhundert war den finno-ugri-
schen Völkern der Finnen, Esten und Liven
ebenso wie den baltischen Völkern der unter-
schiedlichen lettischen Stämme, der Litauer
und Prußen, gemeinsam, dass sie keine stam-
mesübergreifende staatliche Organisation bil-
deten. Ihre Unabhängigkeit konnten sie sich
dennoch aufgrund der unzugänglichen Sied-
lungsgebiete und der militärischen Vitalität
erhalten, bis an der Wende zum 13. Jahrhun-
dert das Zusammenwirken kaufmännischer,
kirchlicher und staatlicher Kräfte im Ostsee-
raum unter dem Zeichen der Schwertmission
diesem Machtvakuum ein Ende setzte (C.
Goehrke). Denn das mittelalterliche Staaten-
gebilde Alt-Livland entstand unter maßgebli-
chem Einfluss der drei großen Bewegungen
des gesamteuropäischen Mittelalters: dem
aufblühenden Fernhandel, der planmäßig be-
triebenen Mission in Form der abendländi-
schen Kreuzzugsbewegung und schließlich
der deutschen Siedlungsbewegung nach Os-
ten. Im Jahre 1180 errichtete der Segeberger
Augustinerchorherr Meinhard 1180 an der un-
teren Düna eine Kirche; sechs Jahre später
zum Bischof von Uexküll geweiht, kam er zu-
nächst noch ohne bewaffnete Kreuzfahrer aus
– erst sein Nachfolger Berthold unternahm ei-
nen militärischen Angriff gegen die Liven,
nach denen das gesamte Land seinen Namen
erhielt.
Den militärischen Schutz der Christianisierung
organisierte daraufhin der Bremer Domherr
Albert von Buxhoeveden. Als Bischof von Liv-
land wollte er mit Dienstmannen aus Bremen
ein geistliches Territorialfürstentum begrün-
den. Damit trat ein neues Element in Er-
scheinung: der Waffen tragende, bald Grund
besitzende und durch Lehnseide an den Bi-
schof gebundene Adel. Die von Albert 1201 an
der Düna gegründete Stadt Riga diente glei-
chermaßen als Bischofssitz, als Stützpunkt der
Kolonisierung und als Handelsplatz.
Weiter nördlich an der Ostsee gründete der
1202 gestiftete Schwertbrüderorden 1230 zu-
sammen mit deutschen Kaufleuten aus Got-
land die Stadt Reval (heute Tallinn). Neben den
Bischof und seine ritterlichen Vasallen trat da-
mit eine selbstständige ritterliche Genossen-
schaft hervor, die schon bald ein Drittel des er-
oberten Landes für sich verlangte. Nach einer
schweren Niederlage gegen die Litauer 1236
gingen die Reste des Schwertbrüderordens in
den Deutschen Orden über, der inzwischen in
Preußen Fuß gefasst hatte. Sein livländischer
Ordenszweig war künftig zwar dem Bischof
unterstellt – als geistlicher Ritterorden aber
musste er dem Papst gehorchen, so dass damit
ein dauernder Konflikt heraufbeschworen
wurde. Von dieser Konstellation sollte die Ge-
schichte Livlands das ganze Mittelalter hin-
durch bestimmt sein.

1346 gelang mit dem Kauf des dänischen Est-
land die Zusammenfassung des gesamten von
Esten und Letten bewohnten Gebietes. Al-
lerdings kam es nun nicht zur Errichtung eines
Einheitsstaates, sondern es bildete sich die so
genannte „Livländische Konföderation“ aus
fünf geistlichen Territorien, deren größtes das
des Deutschen Ordens war. Das Verhältnis die-
ser Herrschaftsgebiete zueinander ist in der
Geschichtsschreibung als ein „permanenter
Bürgerkrieg“ bezeichnet worden.
Die eigentlichen Sieger blieben dabei die Rit-
terschaften. Sie wirkten seit etwa 1420 an den
allgemeinen Landtagen, dem wichtigsten Or-
gan der altlivländischen Konföderation, mit.
Hier waren seit dem Ende des 15. Jahrhunderts
auch die Städte Riga, Reval und Dorpat als
selbstständige politische Kraft vertreten, de-
ren Bürger sich in Gilden organisierten. Als
Mitglieder der Hanse – jener Interessenge-
meinschaft von Fernhandelskaufleuten, in der
sie eine regionale Gruppe bildeten – erlangten
sie durch den Transithandel Reichtum und
schufen mit ihren überdauernden Bauwerken
jenes noch heute so charakteristische Städte-
bild, am eindrucksvollsten erhalten in der
Hauptstadt Estlands Tallinn/Reval. 

LITAUEN IM MITTELALTER

Im Unterschied zu Esten und Letten können
die Litauer auf eine schon im Mittelalter be-
gründete Eigenstaatlichkeit zurückblicken.
Denn sie waren dem Schicksal einer Unterwer-
fung durch fremde Herren entgangen, hatten
vielmehr unter der Bedrohung eine stammes-
übergreifende großfürstliche Herrschaft aus-
gebildet. Damit verlief die historische Entwick-
lung der Esten und Letten einerseits und der
Litauer andererseits seit dem 13. Jahrhundert
unterschiedlich, bis sie sich 1918 einander
wieder annäherte.
Während die estnisch-, livisch- und lettisch-
sprachigen Gebiete unter deutsche Herrschaft
gerieten und damit in den lateinisch-nieder-
deutsch geprägten Ostseeraum hineinwuch-
sen, überwölbte das Großfürstentum Litauen
als eigenständiges politisches Gebilde die kon-
fessionelle Scheidelinie zwischen Ost- und
Westkirche ebenso wie die nationalen und
sprachlichen Grenzen zwischen Ostslawen
und baltischen Litauern. Seit Ende des 13.
Jahrhunderts war Litauen durch seine Macht-
entfaltung zu einem gefürchteten Gegenspie-
ler des Deutschen Ordens geworden – und das
gleich an zwei Fronten: im Westen in Preußen
und im Norden in Livland. Die fortgesetzten
Versuche des Ordens, das litauische Territo-
rium zu erobern und damit eine direkte Ver-
bindung zwischen beiden Ordenszweigen
herzustellen, scheiterten aber.
Die Expansion Litauens in die Länder der or-
thodoxen Ostslawen veränderte nicht nur
seine geopolitische Situation, sondern auch
die inneren Verhältnisse des Landes. In der
zweiten Hälfte des 14. Jahrhunderts hatte sich
der von den Litauern geschaffene Staat zu 
einem Großfürstentum mit vielen Ethnien,
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DIE BALTISCHEN LÄNDER VOM MITTELALTER BIS 1991

Die Geschichte der baltischen Länder 
MICHAEL GARLEFF

In der zweiten Hälfte der 1990er-Jahre
ging das Interesse an der Geschichte der
baltischen Staaten merklich zurück. Neu
auf der Tagesordnung standen damals
die sicherheits- und wirtschaftspoliti-
schen Themen im Zuge der EU- und
NATO-Osterweiterung. Im Jahre 2001
hat Michael Garleff eine neue und ver-
dienstvolle Monographie zur Geschichte
der baltischen Staaten vorgelegt. Im vor-
liegenden Beitrag beginnt Michael Gar-
leff mit der Geschichte der baltischen
Länder im Mittelalter und richtet das Au-
genmerk auf die verschiedenen, den bal-
tischen Raum besiedelnden Nationalitä-
ten. Ohne die turbulenten Ereignisse ab
dem 12. Jahrhundert sind Mentalitäten,
Kulturen, Unterschiede und Gemeinsam-
keiten von Estland, Lettland und Litauen
nicht zu verstehen. Der weit gespannte
Bogen schildert die wichtigsten histori-
schen Stationen, Ereignisse und Entwick-
lungen der drei Länder und reicht bis in
das Jahr 1991. Deutlich wird, dass die bal-
tische Geschichte immer auch ein Stück
Weltgeschichte gewesen ist. Historische
Epochen und weltgeschichtliche Zäsuren
haben die politischen, sozialen und kul-
turellen Strukturen der baltischen Län-
der geprägt. Red.



unterschiedlichen Konfessionen und verschie-
denartigen Kulturen entwickelt. Seit Ende des
13. Jahrhunderts von der heidnischen Gedi-
miniden-Dynastie geführt, wurde dieser Staat
zu einem der mächtigsten in der Region. Das
Heidentum trat dabei in zweifacher Funktion
hervor: einerseits ermöglichte es den „Sonder-
weg Litauens“ (A. Nikžentaitis) mit dem Erhalt
seiner ethno-kulturellen Eigenart, anderer-
seits verhinderte es eine Modernisierung der
Gesellschaft.

EINE ART MITTELALTERLICHE
EUROPÄISCHE UNION

Das Großfürstentum Litauen war aber nicht
nur seiner geographischen Lage nach ein
Übergangsland zwischen Osten und Westen –
es war dieses auch in seiner politischen Ent-
wicklung. Es behauptete sich gegen die Bedro-
hungen vom Westen durch den Deutschen Or-
den und von Osten durch das Großfürstentum
Moskau – und letztlich auch gegenüber dem
seit 1385 in unterschiedlichen Unionen ver-
bundenen Polen. Das Großfürstentum um-
schloss eine ethnisch wie sprachlich unter-
schiedliche Bevölkerung von Ostslawen, Litau-
ern, Polen und Juden sowie kleinere Gruppen
von Deutschen und Tataren. Die Nichtent-
scheidung für eine der christlichen Konfessio-
nen hatte das Nebeneinander verschiedener
Religionsgemeinschaften ermöglicht, wie Or-
thodoxe und Katholiken, seit 1596 auch Uni-
ierter, mehrere protestantische Richtungen,
mosaische Juden und muslimische Tataren. Bis
zum Beginn des 18. Jahrhunderts waren reli-
giöse Verfolgungen in Litauen nahzu unbe-

kannt. In seiner dreihundertjährigen Ge-
schichte repräsentierte das Großfürstentum
mit seiner lockeren Herrschaftsstruktur und
seinem Vielvölkercharakter in der Tat eine 
Art mittelalterlicher Europäischer Union (A.
Nikžentaitis).
Die den Staat bildenden Litauer selbst blieben
allerdings ohne eigene Schriftsprache, denn es
wurde eine westrussische Kanzleisprache ver-
wendet – neben Latein, Deutsch und später
Polnisch. Die Oberschicht der Litauer, ihr Adel,
verschmolz anfangs zu einem kleinen Teil mit
den Ostslawen, seit 1387 in zunehmendem
Maße sprachlich, kulturell und bewusstseins-
mäßig mit den Polen. Dennoch blieb selbst im
neuen politischen Gebilde der Doppelmonar-
chie nach der Realunion 1569 die litauische
Nation neben der polnischen durchaus erhal-
ten. Als das Großfürstentum Litauen zusam-
men mit großen Teilen des Königreichs Polen
durch dessen Teilungen 1772, 1793 und 1795
sowie durch den Wiener Kongress 1815 unter
russische Herrschaft kam, konnten die ethni-
schen, sozialen, wirtschaftlichen und religiö-
sen Eigentümlichkeiten von der russischen
Zentralregierung nicht mehr vollständig be-
seitigt werden. So unvorteilhaft die starke Ver-
bindung mit Polen für das ethnische Litauen
auch war, so bewahrte sie es doch vor einem
Aufgehen im orthodoxen Osteuropa.

ZERFALL DES LIVLÄNDISCHEN
STAATENBUNDES UND REFORMATION

Diese enge Verbindung mit Polen führte Li-
tauen auch weiterhin auf einen anderen Weg
als Livland, wofür verallgemeinernd die Be-

zeichnungen „Kontinentalität“ und „Katholi-
zismus“ für Litauen, „Maritimität“ und „Pro-
testantismus“ für Livland geprägt worden sind
(C. Goehrke). 
1502 konnte der livländische Ordensmeister
Wolter von Plettenberg zwar mit seinem Sieg
am Smolinasee über die Russen für ein hal-
bes Jahrhundert die Herrschaft noch einmal
festigen, erreichte aber nach der früh über 
die Städte erfolgenden Reformation keine
Neuformierung der politischen Kräfte mehr.
Innere Zerrissenheit und übermächtiger äuße-
rer Druck führten zum Untergang Alt-Livlands
in den Stürmen des großen Russenkrieges
1558-1562.
Nach der Niederlage des Ordens in seiner letz-
ten Feldschlacht 1560 unterwarf sich Reval
dem protestantischen Schweden; Livland und
später auch Riga huldigten dem katholischen
Polen-Litauen unter König Sigismund II. Au-
gust; die Insel Ösel wurde dänisch. Der letzte
Ordensmeister Livlands, Gotthard Kettler, er-
hielt die an der Düna gelegenen Landschaften
Kurland und Semgallen als Herzogtum und
musste dem polnischen König den Lehnseid
leisten. Damit war der livländische Staa-
tenbund 1561/62 zerbrochen.
Der durch die Reformation markierte Über-
gang vom Mittelalter zur Neuzeit war für die
estnische, lettische und litauische Bevölkerung
von erheblicher Bedeutung. Die reformato-
rische Kirche bemühte sich intensiv um ein
volkssprachliches Schrifttum. Die Volksspra-
chen wurden vor allem durch das Prinzip der
muttersprachlichen Predigt verstärkt. In der er-
sten Hälfte des 16. Jahrhunderts erschienen die
ersten Druckschriften in den Volkssprachen,
meist Katechismen, und noch im selben Jahr-
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hundert wurden Bibelübersetzungen ins Letti-
sche, Litauische und Estnische begonnen.
Aber auch Polen-Litauen wurde von reforma-
torischen Strömungen erreicht – Mitte des 16.
Jahrhunderts gab es dort neben der katholi-
schen und orthodoxen Konfession nicht weni-
ger als drei reformatorische Bekenntnisse. Ge-
rade diese Zersplitterung führte jedoch zum
Zusammenbruch des Protestantismus, denn
Königtum und katholische Kirche lancierten
erfolgreich eine gegenreformatorische Offen-
sive. Auch diese sah sich allerdings – teils in
Konkurrenz zu reformatorischen Bemühungen
– zum Aufbau eines Schul- und höheren Bil-
dungswesens und zur Förderung der Landes-
sprachen gezwungen. Langfristig jedoch hat
die Rekatholisierung im Vergleich zu Livland
eine Modernisierung des ethnischen Litauens
und Lettgallens verlangsamt.

DER GROSSE NORDISCHE KRIEG 1700-1721

Zu Beginn des 18. Jahrhunderts war das Balti-
kum erneut Kriegsschauplatz. Als die in Rich-
tung Moskau ziehenden Truppen des jungen
schwedischen Königs Karls XII. 1709 bei Polta-
va geschlagen wurden, entschied diese Nie-
derlage über den Ausgang des Krieges und
über das Schicksal der baltischen Länder. Karl
XII. floh in die Türkei, und die Russen belager-
ten Riga, das sich wegen der herrschenden
Pest und Hungersnot 1710 ergeben musste –
wie bald darauf auch Reval. Bei den Verhand-
lungen über die Kapitulationsbedingungen
mit Riga im Sommer 1710 nun gestand Zar Pe-
ter I. den Livländern alle ihre Forderungen zu.
Riga behielt seine politische und soziale Ord-
nung, Livland und Estland wurden – wie am
Ende des Jahrhunderts auch Kurland – auto-
nome russische Gouvernements. 
Für alle Bewohner der nördlichen baltischen
Lande war es nun von entscheidender Bedeu-
tung, dass sie nach dem Zerfall Altlivlands
nicht schon im 16., sondern erst im 18. Jahr-
hundert unter russische Herrschaft kamen –
zu einem Zeitpunkt, als sich im Lande die Re-
formation durchgesetzt hatte und zu dem sich
der russische Zar als neuer Landesherr zur
dauerhaften Bewilligung der Privilegien bereit
fand. Fußend auf dem Privilegium Sigismundi
Augusti von 1561 gewährte Zar Peter I. in den
so genannten Kapitulationen von 1710 nicht
weniger als Glauben nach dem Augsburger
Bekenntnis, Sicherung der evangelisch-luthe-
rischen Landeskirche sowie Bestätigung der
deutschen ständischen Selbstverwaltung mit
ihrem deutschen Gerichtswesen.
Diese in der deutschbaltischen Geschichtsauf-
fassung als „Verträge staatsrechtlichen Charak-
ters im Sinne des früheren ständisch-mittelal-
terlichen Staatsrechts“ (R. Wittram) interpre-
tierten Kapitulationen prägten die politische
und soziale Situation in Liv-, Est- und Kurland
für zwei Jahrhunderte. Sie bildeten im großen
Umbruch des Herrschaftswechsels eine ent-
scheidende Kontinuität.

DAS 19. JAHRHUNDERT

Die drei Hauptthemen der baltischen Ge-
schichte des 19. Jahrhunderts – Agrarfrage,

nationalen Bewegungen der Esten, Letten und
Litauer sowie die so genannte Russifizierung –
liefen auf die große Krise der Revolution von
1905/06 zu und mündeten im Umbruch des 
Ersten Weltkrieges 1914-1918 mit der Heraus-
lösung der baltischen Länder aus dem russi-
schen Reichsverband und der Erringung der
Selbstständigkeit.
Die mit den baltischen Agrarreformen ver-
bundene gründliche Umwandlung des agrar-
ökonomischen Systems schuf die Grundlagen
der nationalen Emanzipation für Esten und
Letten. Unter dem Einfluss der Aufklärung 
trat die livländische Agrargesetzgebung zwi-
schen 1797 und 1819 in eine entscheidende
Phase: 1816-19 gab die Ritterschaft endgül-
tig das Recht an der Person des Bauern auf,
behielt aber das alleinige Recht am Grund und
Boden.
Die nächste Phase war bestimmt von der Tä-
tigkeit des liberalen Reformers Hamilcar Ba-
ron Fölkersahm, welcher der estnischen und
lettischen Landbevölkerung durch klare Tren-
nung von Guts- und Bauernland zu eige-
nem Besitz verhelfen wollte. Die Pächter
konnten im Agrargesetz von 1849 als Partner
der Gutsbesitzer mit öffentlichen Krediten
Grund und Boden erwerben, die Fronpacht
wurde durch die Geldpacht ersetzt. Politisches
Ziel der Agrarreform war es, einen wirtschaft-
lich unabhängigen Stand bäuerlicher Eigen-
tümer entstehen zu lassen. Es gelang den li-
beralen Kräften aber nicht, die damit selbst-
ständig gewordenen Bauern an der politischen
Führung des Landesstaates zu beteiligen – nur
in Livland wurde ihnen 1870 auf Kirchspiels-
ebene eine Mitentscheidung eingeräumt. Mit
dem Übergang zur Geldpacht und zum Bau-
ernlandverkauf wurde die ständische Ordnung
ökonomisch zwar gesprengt, politisch jedoch
versteinerte sie. 
In der Folge entstand aber ein Kern estnischer
und lettischer Bauernwirte. Dieser wirtschaft-
liche Erfolg leistungsfähiger Einzelbetriebe
hatte eine ausgeprägte soziale Differenzie-
rung zur Folge. Insgesamt eröffneten sich
durch die Intensivierung der Landwirtschaft
und die Entwicklung einer Industriewirtschaft
den Esten und Letten Chancen für den Auf-
stieg in differenziertere Berufe. 

INDUSTRIALISIERUNG UND
URBANISIERUNG

Die Freizügigkeit nach der Bauernemanzipa-
tion bildete die Voraussetzung zur Erschlie-
ßung neuer Erwerbszweige, und mit der Urba-
nisierung wurden lokale Begrenztheiten über-
wunden. Die Abschaffung der Leibeigenschaft
hatte Arbeitskräfte freigesetzt, die von den in
den Städten entstehenden Großunternehmen
benötigt wurden. Motor der Industrialisierung
war seit der Jahrhundertmitte vor allem der
Eisenbahnbau.
Riga stand 1879 mit 145 Fabriken und über
12.000 Arbeitern nach Arbeiterzahl an dritter,
nach Produktionsumfang an vierter Stelle im
Zarenreich. Vor 1914 gab es damit in Estland,
Livland und Kurland eine voll ausgebaute In-
dustriewirtschaft, die Ostseeprovinzen spiel-
ten ökonomisch eine Vorreiterrolle im Zaren-
reich. Häfen und Großstädte begünstigten

diese Entwicklung in den Ostseeprovinzen ge-
genüber Litauen, wo erst in den 1890er-Jah-
ren die Metallindustrie anwuchs. Auch die
Urbanisierung war in den Ostseeprovinzen ein
entscheidender Faktor, nicht dagegen in den
weitaus stärker agrarisch geprägten litaui-
schen Gouvernements.
Die Verfünffachung der Bevölkerung Rigas in
nur eineinhalb Generationen wurde vor allem
durch den Zuzug vom flachen Lande bewirkt
und bedeutete einen enormen Verstädte-
rungsprozess in einer bis dahin stark ländlich
geprägten Region. Reval wiederum entwi-
ckelte sich zum zweitgrößten Importhafen des
Russischen Reiches nach St. Petersburg. In den
1860er- und 1870er-Jahren wuchsen auch
andere Städte im estnischen Siedlungsgebiet
dramatisch an, innerhalb einer Generation
verdreifachten sie ihre Bevölkerungszahlen. 

DAS NATIONALE ERWACHEN

Die zweite Stufe der baltischen Agrarreformen
machte den Weg frei für die geistige Emanzipa-
tion. Für den Prozess der sozialen und politi-
schen Differenzierung war der hohe Grad der
Alphabetisierung bei Esten und Letten von aus-
schlaggebender Bedeutung. Während 1897 in
den innerrussischen Gouvernements nur 30
Prozent lesen konnten, waren das in Estland
und Livland über 90 Prozent. Die nationale Be-
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wegung begann somit als Kultur- und Bil-
dungsbewegung. Die von seinen deutschbalti-
schen Zeitgenossen für abwegig gehaltene
Prophezeiung des Arztes und Schriftstellers
Georg Schultz-Bertram aus dem Jahre 1869, die
Esten könnten in 50 Jahren sogar eigene Uni-
versitätslehrer stellen, sollte sich zum voraus-
gesagten Termin erfüllen – 1919 wurde die est-
nische Universität Tartu eröffnet.
Nach dem Vorbild deutscher Schillerfeiern
versammelte das erste estnische Sängerfest
im Jahre 1869 in Dorpat bereits 845 Aktive
und 10-15.000 Zuhörer (bis 1894 wuchs diese
Zahl auf 50.000). Damit wurde eine weitrei-
chende Tradition begründet: Die Sängerfeste
waren neben kulturellen vor allem auch politi-
sche Manifestationen, was nicht zuletzt für
die Unabhängigkeitsbewegung der 1980er-
Jahre zu der Bezeichnung „Singende Revolu-
tion“ geführt hat.

DIE SO GENANNTE „RUSSIFIZIERUNG“

Die russische Administration in den Ostsee-
provinzen versuchte, die baltischen nationalen
Bestrebungen für ihre Politik eines Nationa-
lismus panslawistischer Prägung zu instru-
mentalisieren, wie ein livländischer Ritter-
schaftsvertreter 1865 mit Recht feststellte:
„Hierbei kooperierten und reichten sich gewis-
sermaßen die Hand die junglettische Partei
und die russische Partei, indem jene den
Kampf gegen das Deutschtum, letztere aber
gegen den Protestantismus vor Augen hatte
und beide es für das vorteilhafteste erkannten,
den Kampf auf das agrare Gebiet zu verpflan-
zen.“ Schließlich aber setzte sich auch bei Es-
ten und Letten die Erkenntnis durch, dass vom
russischen Chauvinismus keine dauerhafte
Unterstützung zu erwarten war.

Die fortwährenden Einschüchterungsversuche
und die neue russische Präsenz seit Beginn der
1880er-Jahre fanden ein sichtbares Zeichen
nicht zuletzt im Bau der gewaltigen orthodo-
xen Kathedrale auf dem Domberg in Reval. 
Als Höhepunkt der staatlichen Unifizierungs-
politik wurde zwischen 1887 und 1890 das
gesamte Schul- und Hochschulwesen russifi-
ziert. Alle Bewohner der Ostseeprovinzen soll-
ten „russisch sprechen und denken, um das
befriedigte Gefühl geistiger Einigung mit dem
gemeinsamen Vaterlande an sich zu erfahren“.
1893 erfolgte die Umbenennung der Univer-
sitätsstadt Dorpat in „Jurjew“.
In der historischen Forschung werden die da-
maligen Bemühungen, nichtrussische Ethnien
des Zarenreiches in den verschiedensten Be-
reichen den Russen anzugleichen, inzwischen
differenzierter bewertet. Denn entgegen der
vor allem von deutschbaltischen Historikern
vertretenen Auffassung einer durchgängigen
Russifizierungspolitik gab es weder ein in sich
geschlossenes einheitliches Russifizierungs-
konzept noch verlief die Russifizierungspolitik
geradlinig und kontinuierlich. Die ethnische
Integrationspolitik kann auch als Bestandteil
einer notwendigen Modernisierung des Ge-
samtstaates betrachtet werden. 

DIE NATIONALE EMANZIPATION 
DER LITAUER

In Litauen, das erst 1795 mit der dritten Tei-
lung Polens an Russland gefallen war, folgte
die agrarsoziale Emanzipation nicht dem bal-
tischen, sondern dem russischen Muster. Die
Leibeigenschaft wurde hier erst mit der russi-
schen Bauernbefreiung 1861 abgeschafft – zu
einer Zeit also, als die Agrarreformen bei den
nördlichen Nachbarn bereits ihre zweite Stufe

erreicht hatten. Im nationalen Erwachen der
Litauer zeigen sich drei Frontstellungen: ge-
gen die Großrussen, gegen die Weißrussen im
östlichen Siedlungsraum sowie gegen die frü-
here polnische Oberschicht aus Großgrundbe-
sitz und Stadtadel. Der Anstoß kam aus der
1803 wieder eröffneten Universität Vilnius, 
die zur Geburts- und Pflegestätte der „litua-
nistischen Bewegung“ wurde. Die national-
russischen Strömungen riefen dabei ge-
meinsame litauisch-polnische Abwehrkräfte
hervor. Am polnischen Aufstand von 1863/64
nahmen in größerem Umfang auch litauische
Bauern teil. Zur folgenden Unterdrückungs-
politik gehörten dann auch Repressalien ge-
gen die katholische Kirche und das Druckver-
bot für litauische Publikationen in lateinischer
Schrift. Letzteres wurde durch das illegale
Einschleusen von Schriften aus Ostpreußen
durch die so genannten „Bücherträger“ unter-
laufen.
Hinzu kam die Ansiedlung russischer Kolonis-
ten im Lande – ein Vorgang, der in den Ost-
seeprovinzen so nicht stattfand. Das rief zwei
große Abwehrbewegungen hervor. Die eine
bestand in der seit 1864 enorm anschwel-
lenden Emigration nach Übersee, vor allem in
die USA, wo es zu Beginn der 1880er-Jahre li-
tauische Kolonien von mehreren zehntausend
Mitgliedern gab. Die zweite Abwehrbewegung
war die Weiterentwicklung der litauischen
Nationalbewegung. Dabei wurden die Pries-
terseminare zu wichtigen Widerstandszentren
und Pflegestätten der litauischen Sprache. In
der Frontstellung gegen russisch-orthodoxe
Kirche und slawophile Partei gingen hier – im
Unterschied zu Esten und Letten – Religion
und Nationalismus eine enge Symbiose ein. 
Mit der Vorstellung, der Abstammung nach
zwar Litauer, der Nation nach aber Pole zu
sein, kamen die jungen Bauernsöhne auf die
Universität, wo sie andere ethnische Gruppen
trafen. Jonas Basanavičus berichtet, wie er mit
seinen Kommilitonen an der Moskauer Univer-
sität dem jungen Letten Krišjānis Valdemārs
begegnete. Von dessen bereits stark ausge-
prägtem nationalen Selbstbewusstsein ließen
sie sich anregen, untereinander Litauisch zu
sprechen, litauische Grammatiken zu studie-
ren und ihre bis dahin polnisch abgefassten
Briefe in ihrer Muttersprache zu schreiben. –
Mit einer romantischen Verklärung der histo-
rischen Leistung des eigenen Volkes wurde die
Vergangenheit zum eigentlichen Kampffeld,
auf dem der Gegensatz zu Polen hervortreten
musste. Die Lebensgemeinschaft löste sich
seitdem zunehmend auf. In offenem Konflikt
mit den Polen forderten die „Litwomanen“
nunmehr gegen Polonisierungsversuche die
nationale Gleichberechtigung und Ebenbür-
tigkeit der Litauer.

DIE REVOLUTION VON 1905/06

Der „Blutsonntag“ von Petersburg löste An-
fang 1905 revolutionäre Unruhen auch in bal-
tischen Städten aus. Nach Zusammenstößen
mit der Polizei griff im Oktober der russische
Generalstreik auch auf die baltischen Pro-
vinzen über, wobei die Revolution von den
Städten auf das flache Land zu den Landar-
beitern und Landlosen hinaus getragen wurde. 
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Partisanengruppen praktizierten Methoden
der revolutionären Selbstjustiz mit fließenden
Übergängen zu kriminellen Exzessen. Auf-
ständische Bauern besetzten die kurländische
Stadt Tuckum und lieferten sich Anfang De-
zember 1905 zweitägige Kämpfe mit dem
russischen Militär. 
Insgesamt wurden in den baltischen Provinzen
184 Herrenhöfen niedergebrannt und 82
Deutsche ermordet, darunter viele Geistliche,
worin sich der besondere kirchenfeindliche
Zug der Revolution zeigte. Deren Niederwer-
fung erfolgte mit äußerster Härte: Durch
Strafexpeditionen und Standgerichte wurden
unter Beteiligung auch deutschbaltischer Of-
fiziere in den drei Provinzen zusammen 908
Esten und Letten hingerichtet, Hunderte zu
Gefängnisstrafen verurteilt und mehrere Tau-
send nach Sibirien verschickt. Die Zahl der
niedergebrannten Bauernhöfe überstieg jene
der Gutshäuser um ein Mehrfaches.
Zu den Auswirkungen der Revolution gehör-
ten an erster Stelle Erleichterungen auf dem
Gebiet des muttersprachlichen Schulwesens.
Das gesamte Kulturwesen erlebte einen Auf-
schwung. Im folgenden Jahrzehnt entwickelte
sich so zunehmend eine Zivilgesellschaft bei
den baltischen Völkern.
Die Revolution von 1905 zeigte in Litauen eine
durchaus eigene Prägung. Bei dem Fehlen ei-
nes Industrieproletariats lag der Schwerpunkt
der Unruhen hier auf dem flachen Lande; die
Tendenz war anti-russisch und nicht anti-

klerikal. Auch die russischen Strafkommandos
wirkten im litauischen Bereich nicht so ein-
schneidend wie in den Ostseeprovinzen. Hinzu
kam, dass die Auseinandersetzungen mit den
Polen im Gouvernement Wilna nun einen Hö-
hepunkt erreichten, wobei russische Behörden
die litauischen Wünsche unterstützten.
Die Umwandlung der zarischen Autokratie in
eine konstitutionelle Monarchie mit der
Reichsduma als Volksvertretung gab auch bal-
tischen Politikern die Möglichkeit, sich trotz
zunehmender Einschränkungen an der Legis-
lative zu beteiligen. Ihren Abgeordneten in 
den russischen Reichsdumen gelang es nach
1906 dennoch nicht, Autonomieforderungen
durchzusetzen. Immerhin war das aber eine
wichtige Vorstufe für die spätere Epoche der
Selbstständigkeit, eine „Vorschule parlamen-
tarischer Erfahrung“ (G. v. Rauch).

ERSTER WELTKRIEG UND
STAATSGRÜNDUNGEN

Die Jahre 1918-20 bilden eine Umbruchphase in
der baltischen Region mit weitreichenden his-
torischen Weichenstellungen, was zu Beginn
des Krieges allerdings noch keineswegs abzu-
sehen war. Denn die nationalpolitischen Forde-
rungen der Esten, Letten und Litauer beschränk-
ten sich anfangs noch auf Autonomiewünsche
mit einem administrativen Zusammenschluss
nach ethnischen Prinzipien. Erst gegen Kriegs-

ende überkreuzten sich in der baltischen Region
einander diametral entgegengesetzte Zielvor-
stellungen, die sich zusammenfassen lassen 
unter den Begriffen „Nationale Demokratie, so-
zialistische Arbeiterkommune oder gesamtbal-
tischer Ständestaat“ (A. v. Taube).
Bereits im März und September 1915 erober-
ten deutsche Truppen das gesamte von Litau-
ern besiedelte Gebiet. Am 8. Mai besetzten sie
auch Libau und am 1. August Mitau, was die
Flucht von drei Fünfteln der Bevölkerung Kur-
lands zur Folge hatte. Insgesamt wurde über
ein Drittel des lettischen Volkes entwurzelt.
Die zahlreichen litauischen und lettischen
Flüchtlinge bildeten in Russland Hilfskomitees,
die sich bald zu nationalen Sammelpunkten
mit wachsender politischer Bedeutung ent-
wickelten. Die deutsche Besetzung Kurlands
führte darüber hinaus zur Aufstellung der ers-
ten nationallettischen Truppeneinheiten in
Russland. Diese Regimenter mit einer Stärke
von schließlich 130.000 Mann wurden an der
Düna-Front eingesetzt und gewannen eine
wichtige Funktion für das lettische nationale
Bewusstsein.

FEBRUAR- UND OKTOBERREVOLUTION 1917

Nach dem Sturz der Zarenherrschaft in der Fe-
bruarrevolution 1917 schien mit der Bildung
der russischen Provisorischen Regierung ein
Umbau des Reiches bevorzustehen. Auftrieb
erhielten die baltischen Autonomieforderun-
gen, als anstelle der Gouverneure erstmals ein
Este und ein Lette zu Gouvernementskommis-
saren ernannt wurden. Entscheidend für die
weitere Entwicklung war, dass sich im Verlauf
des Krieges eine militärische Führungsschicht
bei Esten und Letten hatte herausbilden kön-
nen, die bei Ausbruch der Februarrevolution
als militärisch gut ausgebildete und kriegs-
erfahrene Offizierselite zur Verfügung stand –
wenn auch auf unterschiedlichen Seiten: bei
Esten auf bürgerlicher, bei Letten bald auf bol-
schewistischer.
Ende März 1917 wurde der Wunsch nach Zusam-
menlegung des estnischen Siedlungsgebietes 
in Petrograd durch den bis dahin größten De-
monstrationszug von 40.000 Esten zum Tauri-
schen Palais, dem Sitz der Provisorischen Regie-
rung, unterstützt. Diese reagierte mit einem
Erlass, in dem das ehemalige Gouvernement Est-
land, Nordlivland und die Inseln zu einer admi-
nistrativen Einheit zusammengefasst wurden.
Nach der Oktoberrevolution gelang es einem so
genannten „Rettungskomitee“ unter Konstan-
tin Päts, unmittelbar vor der Besetzung Revals
durch deutsche Truppen am 24. Februar 1918
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den selbstständigen Freistaat zu proklamieren.
Auch wenn dieser Akt von der deutschen Ok-
kupationsmacht nicht anerkannt wurde, gilt 
der 24. Februar seitdem als Gründungstag der 
Republik Estland. 
Volle Selbstbestimmung forderten die Letten
erst nach der Einnahme Rigas durch deutsche
Truppen im September 1917. Die Haltung der
russischen Provisorischen Regierung war wie
die der deutschen Okkupationsmacht von ei-
ner weitgehenden Unterschätzung des Natio-
nalitätenproblems bestimmt. So trat im Sep-
tember 1917 an die Stelle der bisherigen Paro-
le „Ein freies Lettland im freien Rußland“ der
Gedanke an den unabhängigen lettischen
Staat. Ein lettischer Volksrat proklamierte am
18. November 1918 im städtischen Theater in
Riga feierlich das unabhängige und demokra-
tische Lettland, das eine Woche später vom
Deutschen Reich anerkannt wurde.
Im September 1917 forderten in Vilnius Ver-
treter aller politischen Richtungen die Bildung
eines „unabhängigen, demokratisch geordne-
ten“ litauischen Staates. Dabei kam es zu hef-
tigen Auseinandersetzungen zwischen einer
Gruppe um Antanas Smetona, die ein Zu-
sammengehen mit Deutschland unterstützte,
und den Sozialdemokraten, die jegliche Ein-
schränkung der künftigen Unabhängigkeit ab-
lehnten. Nach der Verkündung der „Wieder-
herstellung eines unabhängigen litauischen
Staates mit der Hauptstadt Vilnius“ im De-
zember 1917 wählte man im Rahmen einer
konstitutionellen Monarchie im Juli 1918 den
Herzog Wilhelm von Urach zum litauischen
König. Dessen Einsetzung scheiterte aber an
innerdeutschen Rivalitäten.
Im November wurde Augustinas Voldemaras
aufgrund einer nach westlichem Vorbild ge-
stalteten demokratischen Verfassung zum Mi-
nisterpräsidenten ernannt und am 11. Novem-
ber der Beschluss über die Bildung einer kon-
stitutionellen Monarchie wieder aufgehoben,
da das Deutsche Reich am selben Tage den
Waffenstillstand von Compiègne unterzeich-
nete.

DER FREIHEITSKRIEG

Der baltische Freiheitskrieg 1918–1920 hing
eng zusammen mit dem russischen Bürger-
krieg. Für die baltischen Völker ging es um die
Durchsetzung ihrer staatlichen Unabhängig-
keit nicht nur gegen die bolschewistischen
und bürgerlichen Russen, sondern ebenso ge-
gen die jahrhundertealte deutschbaltische
Vormachtstellung und gegen reichsdeutsche
Annexions- und Kolonisationspläne.
In ihrem Kampf gegen die Rote Armee, von der
das Baltikum als Brückenkopf zur Durchset-
zung der Weltrevolution betrachtet wurde,
erhielten die Esten Unterstützung vor allem
durch finnische Freiwillige sowie durch das
spontan von estländischen Deutschbalten
gebildete „Baltenregiment“. In verlustreichen
Kämpfen gelang es, bis zum ersten Jahrestag
der Unabhängigkeitserklärung die weit vorge-
rückten bolschewistischen Truppen wieder aus
dem Lande zu verdrängen. Dabei engagierten
sich auch estnische Arbeiter und Landlose für
die neue Ordnung, die sich sowohl gegen so-
zialistische Programme als auch gegen den Rit-

tergutsbesitz richtete. Die Notwendigkeit einer
bald durchzuführenden tiefgreifenden Agrar-
reform zeichnete sich damit zwangsläufig ab.
In Lettland war die „Baltische Landeswehr“ ne-
ben der aus deutschen Freiwilligen gebildeten
„Eisernen Brigade“ anfangs der einzige militä-
rische Schutz, musste aber nach verlustreichen
Kämpfen am 2. Januar 1919 Riga räumen und
sich über Mitau nach Libau zurückziehen. De-
ren Stoßtrupp unter dem jungen Kommandeur
Hans Baron Manteuffel stürzte am 16. April
1919 im sogenannten „Libauer Putsch“ die Re-
gierung Ulmanis. Am 22. Mai 1919 wurde Riga
zurückerobert, nachdem der Stoßtrupp der Bal-
tischen Landeswehr als erster die Dünabrücken
erstürmt hatte, wobei ihr Kommandeur Man-
teuffel fiel. 
Estnische Truppen, die an der Befreiung Nord-
lettlands beteiligt waren, setzten ihre Offensi-
ve fort und stießen bei Wenden (Cēsis) auf die
Baltische Landeswehr. Trotz britischer Vermitt-
lungsversuche kam es am 22./23. Juni 1919 zu
einer Schlacht, in der sich tief verwurzelte his-
torische Ressentiments entluden. Die Deut-
schen unterlagen und mussten sich auf Riga
zurückziehen. Dieser Sieg war über den mili-
tärisch-strategischen Aspekt hinaus von ent-
scheidendem symbolischem Wert: Denn den
Erfolg über die so genannten „baltischen Ba-
rone“ werteten die Esten als Vergeltung für
das viel beschworene 700-jährige Unrecht.
Der sowjetische Vormarsch erreichte auch in
Litauen seinen Höhepunkt im Januar 1919. Die
Ende November 1918 ins Leben gerufene li-
tauische Armee konnte von den abziehenden 
deutschen Truppen Ausrüstung und Kriegs-
material übernehmen. Ende des Sommers
1919 war das gesamte litauische Territorium
von den Bolschewiki befreit. Nun aber muss-
ten Forderungen des historischen Partnerlan-
des Polen nach politischer Einheit zurückge-
wiesen werden. Das führte schließlich zur völ-
ligen Entfremdung und Spaltung dieser einst
miteinander so eng verbundenen Nationen. 

DIE STAATSGRÜNDUNGEN 1918/1920

Im Friedensvertrag von Dorpat vom 2. Februar
1920 verzichtete Russland „freiwillig und auf
alle Zeiten“ auf sämtliche Souveränitätsrechte
in Estland. Dieses erhielt das Petschurgebiet
zugesprochen und eine Entschädigungszah-
lung von 15 Millionen Goldrubeln. Der Ab-
schluss des Friedensvertrages brachte übri-
gens beiden Staaten ihre erste völkerrechtlich
verbindliche diplomatische Anerkennung. 
Lettland erhielt bei seiner Offensive zur Befrei-
ung Lettgallens willkommene Unterstützung
von Polen, dem wegen der Spannungen mit Li-
tauen an guten Beziehungen zu Lettland gele-
gen war. Moskau ging es vor allem darum,
eben diese lettisch-polnische Allianz zu been-
den. Unmittelbar vor der entscheidenden
Wende im polnisch-sowjetischen Krieg er-
folgte am 1. August 1920 die Unterzeichnung
des Friedens in Riga, der den Bedingungen des
Dorpater Friedens weitgehend entsprach. Das
seit 1629 von Livland getrennte Lettgallen
wurde nunmehr wieder mit den übrigen letti-
schen Gebieten verbunden. 
Die litauisch-sowjetischen Friedensverhand-
lungen schließlich führten am 12. Juli 1920

zur Unterzeichnung des Vertrages in Moskau,
der dem Dorpater ebenfalls sehr ähnlich war.
Darin wurde das Wilna-Gebiet von Sowjet-
russland ausdrücklich als Teil Litauens aner-
kannt.

DIE WIRTSCHAFTLICHE ENTWICKLUNG

Nach Durchführung der Agrarreformen, die
sich insgesamt als sozialer und ökonomischer
Erfolg erwiesen, ging es in allen drei baltischen
Staaten um die Überwindung der Kriegsfolgen
sowie um eine Intensivierung der Landwirt-
schaft. Im Kornanbau wurde Autarkie ange-
strebt und allmählich auch erreicht. Die
Konsumgenossenschaften bauten Ladenketten
auf, daneben gewannen auch Produktions-
genossenschaften an Bedeutung. Da die Teil-
nahme am Welthandel mit Agrarprodukten er-
hebliche Innovationen erforderte, wurden
Kreditgenossenschaften gebildet mit Staats-
und Agrarbanken als Kapitalgebern. Das Ziel ei-
ner gemeinsamen Verkaufsinstitution für alle
drei Länder konnte allerdings nicht erreicht
werden.
In Estland wurde großer Wert auf die Erschlie-
ßung des Brennschiefers als dem Hauptreich-
tum des Landes gelegt. Nicht zuletzt dank der
Kriegsentschädigung durch Sowjetrussland
konnten die Brennschiefervorkommen neu er-
schlossen werden. Der Export des aus dem
Schiefer gewonnenen Öls, Benzins und As-
phalts brachte in wachsendem Maße auslän-
disches Kapital ins Land. Von 1929 bis 1939
konnte die Ölherstellung um das 16-fache, die
Rohstoffproduktion um das Dreifache gestei-
gert werden.
Die wichtigsten Außenhandelsländer der balti-
schen Staaten bildeten Deutschland und
Großbritannien, beunruhigend wurde die
wachsende Exportabhängigkeit vom national-
sozialistischen Deutschland, zumal sich dieses
im Zeichen der forcierten Aufrüstung durch
Verschuldung „die spätere militärische Erobe-
rung (...) vorfinanzieren“ ließ (H.-E. Volkmann).
Dagegen spielte der Handel unter den balti-
schen Staaten selbst eine eher untergeordnete
Rolle, eine Zollunion kam nicht zustande. Die Li-
zenzvergabe aufgrund der Devisenbewirt-
schaftung führte Anfang der Dreißigerjahre zu
einer Art Monopolisierung der Importe. Die un-
terstützenden und schützenden Maßnahmen
machten deutlich, dass ein „Mittelweg zwi-
schen kapitalistischer Privatwirtschaft und
interventionistischer Staatswirtschaft immer
stärker zugunsten der letzteren verlassen
wurde“ (G. v. Pistohlkors). Es gelang den balti-
schen Staaten, eine begrenzte, aber wachsende
Verflechtung der Gesamtwirtschaft mit dem
europäischen Markt zu erreichen, die aber nicht
verschont blieb von der Nachkriegsdepression
der frühen 1920er-Jahre, von Konjunktur-
schwankungen, von der Weltwirtschaftskrise
und dem von der Außenwirtschaftspolitik des
Dritten Reiches ausgehenden Druck.

KULTURELLE AUTONOMIE DER
NATIONALEN MINDERHEITEN

Der Minderheitenpolitk der baltischen Staaten
kam ein Modellcharakter zu, ihre Grundele-
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mente wurden unter veränderten Umständen
jüngst wieder aufgegriffen. 
Noch vor Verabschiedung der ersten Verfas-
sung überreichte die litauische Delegation der
Pariser Friedenskonferenz 1919 eine Dekla-
ration über sehr weitgehende Autonomie-
rechte der jüdischen Minderheit, worin auch
ein besonderes Ministerium für jüdische
Angelegenheiten vorgesehen war. Die Verfas-
sung von 1922 dehnte diese Bestimmungen
auf alle Minderheiten des Landes aus. In keiner
anderen Verfassung fand die nationale Kultur-
autonomie eine so weitgehende Anerkennung
– in keinem der drei baltischen Staaten aber
war die Lage der Minderheiten bereits fünf
Jahre später so ungünstig wie in Litauen. Im
Zuge des bald einsetzenden nationalen Chau-
vinismus wurden der Nationalminister nach
wenigen Jahren wieder aufgehoben und die
autonomen Rechte zunehmend eingeengt. So
mussten bereits Anfang 1926 die litauischen
Vertreter auf einer Rigaer Minderheitenkonfe-
renz feststellen, dass trotz des so hoffnungs-
vollen Ansatzes ihre Situation tatsächlich die
ungünstigste von allen baltischen Minderhei-
ten war. 
In Lettland bereiteten die Minderheitenabge-
ordneten 1918-1920 unter Führung des
deutschbaltischen Fraktionsvorsitzenden Paul
Schiemann auf der Grundlage einer vom jüdi-
schen „Bund“ eingereichten Gesetzesvorlage
ein Autonomie- und Sprachengesetz vor. Mit
Unterstützung der Sozialdemokraten gelang
es, zwei Grundrechtsartikel über den Gebrauch
der Minderheitensprachen und die Bildung ei-
ner nationalkulturellen Autonomie in den Ver-
fassungsentwurf zu bringen. Bei der Ableh-
nung des gesamten zweiten Teils der Verfas-
sung in der Konstituante aber entfielen auch
diese beiden Bestimmungen.
Inzwischen war es jedoch unter Ausnutzung
einer günstigen politischen Konstellation am
8. August 1919 gelungen, eine Schulautono-
mie zu erreichen. Das „Gesetz über das Schul-
wesen der nationalen Minderheiten“ erklärte
deren gesamtes Schulwesen für „autonom in
seiner Organisation“ und stellte eine „gesetz-
liche Vertretung der nationalen Minderheiten“
in Aussicht. Unter der Oberaufsicht des staat-
lichen Bildungsministeriums wurden beson-
dere „Bildungsministerien“ für jede Minderheit
gebildet, die als höchstes Organ der Minder-
heit in allen Kulturfragen galten und deren
Chefs die Schulangelegenheiten selbstständig
verwalteten. Sie hatten zudem das Recht der
Teilnahme an den Sitzungen des Ministerkabi-
netts bei allen das kulturelle Leben ihrer
Minderheit berührenden Fragen. Die Deutsch-
balten konnten auf dieser Grundlage 1927 die
gesetzliche Anerkennung des Herder-Instituts
in Riga als private deutsche Hochschule
durchsetzen.
Zum führenden Staat in der Entwicklung des
Minderheitenrechtes wurde Estland. Trotz der
relativ geringen Anzahl nationaler Minderhei-
ten richteten sich die Staatsgründungsakte
nicht nur an die Esten, sondern ausdrücklich
„an alle Volksstämme Estlands“. So enthielt
auch die Verfassung von 1920 weitreichende
Bestimmungen über Minderheitenrechte.
Nach mehreren Entwürfen und langwierigen
Beratungen gelang es vor allem unter dem
Eindruck des kommunistischen Putschver-

suchs vom 1. Dezember 1924, am 2. Februar
1925 das „Gesetz über die Kulturselbstverwal-
tung der nationalen Minoritäten“ mit großer
Mehrheit zu verabschieden. Dieses Autono-
miegesetz gab allen Minderheiten, die über
3.000 freiwillige Eintragungen in ein National-
register nachweisen konnten, die Möglichkeit,
sich als öffentlich-rechtliche Körperschaften
zu konstituieren. Die Organe der Kulturselbst-
verwaltung hatten das Recht, bindende Ver-
ordnungen zu erlassen, ihre Beamten und Leh-
rer zu ernennen sowie selbstständig Steuern
zu erheben, womit der Staat wesentliche Ho-
heitsbefugnisse auf die Kulturselbstverwal-
tungen der nationalen Minderheiten übertrug.
Die Loyalitätspflicht der Minderheiten wurde
ausdrücklich betont.
Durch die Beschränkung auf den rein kulturel-
len Bereich konnten die Kulturselbstverwal-
tungen sich nicht – wie anfangs befürchtet –
zu einem Staat im Staate entwickeln. Vielmehr
wurde später auch von Esten unterschiedli-
cher politischer Richtungen die Integrations-
funktion betont, da die nationalen Minderhei-
ten ein positives Verhältnis zur estländischen
Republik fanden. Nicht zu unrecht hat man
dieses vorbildlich liberal gestaltete Kultur-
autonomiegesetz als die „Visitenkarte des est-
nischen Volkes zum Eintritt in die Welt der
freien Völker“ (G. v. Rauch) bezeichnet.

AUTORITÄRE REGIERUNGSFORMEN

Lange und häufige Regierungskrisen, Parla-
mentsmehrheiten von nur knapp 50 Prozent
sowie die Zersplitterung des Parteiensystem
kompromittierten aus Sicht der Bevölkerung
die gesamte demokratische Grundordnung.
Auslösend für die parlamentarische Krise
wirkte die Weltwirtschaftskrise. Sie führte ab
1929 in allen drei baltischen Staaten zu Ab-
satzschwierigkeiten vor allem bei landwirt-
schaftlichen Artikeln und zu Arbeitslosigkeit,
wovon vor allem die agrarische Mehrheit der
Bevölkerung getroffen wurde. So gewannen
Forderungen nach Verfassungsreformen, die
auf eine Stärkung der Exekutive gerichtet wa-
ren, an Boden. 
Litauen verließ schon früher die demokratisch-
parlamentarischen Grundlagen der Grün-
dungsjahre. Im Mai 1926 wurde durch einen
Linksrutsch der bis dahin maßgebende kleri-
kale Block ausgeschaltet. Darauf eskalierten
Demonstrationen zu einem Putsch der Armee,
die in der Nacht vom 16. auf den 17. Dezem-
ber 1926 das Parlament besetzte und den
Kriegszustand erklärte. Mit dem Staatsstreich
wurde ein Präsidialregime unter Antanas Sme-
tona, einem der Staatsgründer von 1918, und
Augustinas Voldemaras als Ministerpräsident
etabliert. Ein Rumpfparlament wählte Sme-
tona zum Präsidenten, dessen Herrschaft aber

eingeschränkt blieb von einer pluralistischen
Sozialstruktur, in der die katholische Kirche als
mäßigende Kraft wirkte. Nach Auflösung des
Landtags im April 1927 begann die Alleinherr-
schaft, die sich auf Offiziere der Armee stützte
und bis März 1939 die litauische Politik be-
stimmen sollte.
Die von Smetona am 15. Mai 1928 erlassene
neue Verfassung verstärkte die Macht des
Staatspräsidenten, der anstelle des Landtags
zum eigentlich gesetzgebenden Organ wurde.
Mit Hilfe des Kriegszustandes konnte Volde-
maras eine diktatorische Regierung führen, bis
ihn Smetona im September 1929 verhaftete.
Nach einem vergeblichen Putschversuch vom
Sommer 1934 wurden 1935 die Parteien ganz
verboten. In der Verfassung vom Februar 1938
erfuhr das Präsidialregime zwar eine gewisse
Legalisierung, gewann aber durch die autori-
täre Staatsverfassung den Charakter eines
diktatorischen Einparteienstaates. Der als
„Volksführer“ auftretende Smetona knüpfte an
die Tradition des alten Großfürstentums Li-
tauen als Großmacht an.
In Estland kam es zu Beginn der Weltwirt-
schaftskrise 1929 zu einer Grundgesetzinitia-
tive mit dem Ziel einer Stärkung der Präsiden-
tenmacht. Im März 1932 nahm das Parlament
diesen Vorschlag an, der aber im August in ei-
ner Volksabstimmung knapp abgelehnt wurde.
Im selben Jahr hatte sich aus Teilnehmern des
Freiheitskrieges ein „Verband der Freiheits-
kämpfer“ als politische Partei gebildet, die ei-
nen starken Staat und die Abschaffung des
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Parteiwesens forderte. Diese „Freiheitskämp-
fer“ wiesen eine Reihe der für damalige fa-
schistische Bewegungen typische Negations-
merkmale auf: Gegen Kommunismus und 
Liberalismus, damit auch gegen Parlamenta-
rismus und repräsentative Demokratie. Mit
geringfügigen Änderungen übernahmen sie
den zuletzt abgelehnten Verfassungsentwurf
und brachten ihn sowohl im Parlament als
auch bei der anschließenden Volksabstim-
mung vom Oktober 1933 durch. Diese Verfas-
sungsreform machte den Staatspräsidenten
zu einer Schlüsselfigur – der extreme Parla-
mentarismus der Verfassung von 1920 wurde
damit ins Gegenteil einer fast absoluten
Präsidialverfassung gekehrt.
Ein neues Kabinett unter Konstantin Päts hatte
den Auftrag, das Land zur neuen Staatsform
überzuleiten. Als sich im Wahlkampf eine
Mehrheit für die Freiheitskämpfer sowohl im 
Parlament als auch für das Amt des Präsiden-
ten abzeichnete, erklärte Päts am 12. März
1934 mit Unterstützung des Militärs den Aus-
nahmezustand und verbot die „Freiheitskämp-
fer“. Der Gerichtshof kam allerdings zu dem Er-
gebnis, dass ein Putschversuch nicht nach-
weisbar sei. Ebenso bemerkenswert wie die
Unabhängigkeit des Gerichtes ist die Tatsache,
dass die autoritäre Regierung dieses Urteil
respektierte, obwohl darin die eigentliche Ver-
anlassung zum Staatsstreich in Frage gestellt
wurde. Im Herbst 1934 ging aber die demokra-
tische Periode der Republik Estland zu Ende,
und das so genannte „schweigende Zeitalter“,

der Ausnahmezustand 1934 bis 1937, begann.
Die neue Verfassung gab dem Präsidenten eine
erhebliche Machtfülle, und er regierte in der
Folge durch Dekrete. Die Parteien wurden im
März 1935 aufgelöst, an ihre Stelle trat eine
neu gegründete politische Einheitsorgani-
sation. Das politische Leben wurde auf berufs-
ständischer Basis umorganisiert durch Bil-
dung von Interessenvertretungen oder Kam-
mern. Päts veranlasste im Februar 1936 ein
Referendum über die Einberufung einer neuen
Konstituante. Diese bestätigte den Regie-
rungsentwurf für eine neue Präsidialverfas-
sung, die am 1. Januar 1938 in Kraft trat.
Auch in Lettland bildeten sich Gruppen, die
nach deutschem und italienischem Vorbild die
bestehende Ordnung stürzen und durch eine
faschistische ersetzen wollten. Um ihrem Ein-
fluss entgegenzuwirken, verhängte der im
März zum siebten Mal zum Ministerpräsiden-
ten gewählte Kārlis Ulmanis in der Nacht vom
15. auf den 16. Mai 1934 den Kriegszustand.
Es ging ihm um die Ausschaltung des Parla-
ments, Beseitigung der Parteien und Suspen-
dierung der Verfassung. Er vereinigte in seiner
Person die gesetzgebende Gewalt sowie die
Ämter des Ministerpräsidenten und des
Staatspräsidenten. Ulmanis verzichtete auf die
Bildung eines Einparteiensystems, bezeichnete
sich ebenfalls als „Führer des Volkes“ und pro-
pagierte dieses eindeutig vom Nationalsozia-
lismus übernommene Führerprinzip ideolo-
gisch mit pseudo-historischen Rückgriffen,
indem er sich zum Beispiel zu Oliver Cromwell

als Vorbild bekannte. Zu einer Verfassungs-
reform kam es trotz Ankündigungen nicht –
die autoritäre Ordnung wurde nicht einmal
durch eine nachträgliche Volksabstimmung
legalisiert. Die völlige Machtkonzentration in
einer Hand entwickelte sich zu einer Diktatur,
die alle Bereiche des öffentlichen Lebens nach
dem Führerprinzip umgestaltete.
Sowohl in Estland als auch in Lettland richte-
ten sich die Staatsstreiche von 1934 offiziell
gegen den Machtanspruch rechtsradikaler
„Freiheitskämpfer“. In Lettland wirkten unter
dem Motto „Lettland den Letten“ mit einem
ausgeprägten Antiparlamentarismus dabei an-
tideutsche und antijüdische Tendenzen, vor
allem sollte die noch immer vorhandene Wirt-
schaftskraft der Minderheiten eingeschränkt
werden. In Litauen wurde die extreme pro-
faschistische Rechte nach dem Staatsstreich
zum brennendsten Problem, denn der Führer
dieser Bewegung war mit Voldemaras der Pre-
mierminister selbst. Die gegen nationale Min-
derheiten gerichteten Lettisierungs- und Li-
tauisierungsbestrebungen fanden in Estland
allerdings keine Entsprechung.

DER HITLER-STALIN-PAKT

Hitler benutzte die baltischen Staaten im Sinne
einer „Faustpfandpolitik“ als Tauschobjekt ge-
genüber der Sowjetunion. Dabei gab es kei-
nerlei Rücksichten auf die soliden Wirtschafts-
partner – „in der deutschen Außenpolitik war
vielmehr jeder Betrug gerechtfertigt, jedes 
Argument mit einem anderen austauschbar,
wenn es nur in ein taktisches Konzept zu pas-
sen schien, mit dem Estland, Lettland und Li-
tauen sowie alle seine Bewohner, einschließlich
der deutschbaltischen Minderheit, instrumen-
talisiert, getäuscht und übervorteilt werden
konnten“ (G. v. Pistohlkors).
In der Nacht vom 23. auf den 24. August er-
folgte die Unterzeichnung des Hitler-Stalin-
Paktes. Dessen aggressiver Charakter kam we-
niger im veröffentlichten Vertragstext zum
Ausdruck als vielmehr im Geheimen Zusatz-
protokoll, dessen Existenz jahrzehntelang von
russischer Seite abgestritten wurde. Es handel-
te sich dabei um keinen Friedenspakt, wie es
eine mögliche englisch-französisch-polnisch-
sowjetrussische Vereinbarung hätte sein kön-
nen. Der Vertrag eröffnete vielmehr Hitler die
Möglichkeit, den Zweiten Weltkrieg zu ent-
fesseln.
Die für die Existenz der baltischen Staaten
entscheidende Aufteilung in Interessensphä-
ren erfolgte im geheimen Zusatzprotokoll, wo
es hieß: „Für den Fall einer territorial-politi-
schen Umgestaltung in den zu den baltischen
Staaten (Finnland, Estland Lettland, Litauen) 
gehörenden Gebieten bildet die nördliche
Grenze Litauens zugleich die Grenze der
Interessensphären Deutschlands und der
UdSSR.“ Nach Beendigung des Polenfeldzuges
wurde diese Übereinkunft im ebenfalls gehei-
men Zusatzprotokoll zum Deutsch-sowjeti-
schen Grenz- und Freundschaftsvertrag am
28. September dahingehend abgeändert, dass
auch „das Gebiet des litauischen Staates in die
Interessensphäre der UdSSR fällt“. – Diese der
Sowjetunion zugestandene „territorialpoliti-
sche Umgestaltung“ innerhalb ihres Einfluss-
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bereiches wurde sofort eingeleitet mit ultima-
tiv durchgesetzten Beistandspakten und mit
Verträgen über die Gewährung von Stütz-
punkten mit Estland (28. September 1939),
Lettland (5. Oktober 1939) und Litauen (11. Ok-
tober 1939). Mit dem Abschluss dieser Ver-
träge war das Schicksal der drei baltischen
Staaten der Willkür Stalins überantwortet. 

DAS „ATTENTAT AUF DIE SOUVERÄNITÄT“

Die Sowjetisierung des Baltikums im Sommer
1940 vollzog sich ganz nach dem Drehbuch
Moskaus. Mit fadenscheinigen Begründungen
forderte man Mitte Juni ultimativ den unge-
hinderten Zugang der Roten Armee ins Balti-
kum und die Bildung sowjetfreundlicher Re-
gierungen. Nachdem die baltischen Regierun-
gen auch diese Forderungen angenommen
hatten, erzwangen hochrangige Moskauer
Emissäre in Tallinn, Riga und Kaunas Regie-
rungsumbildungen mit Demonstrationen des
so genannten „Volkswillens“.
Am 14./15. Juli 1940 wurden unter Bruch der
Verfassung nach sowjetischem Muster Parla-
mentswahlen durchgeführt. Die nach rück-
sichtsloser Wahlmanipulation zustande ge-
kommenen Abgeordnetenversammlungen er-
klärten in völlig analogem Vorgehen die
baltischen Staaten zu sozialistischen Sowjet-
republiken und stellten Anfang August im
Obersten Sowjet in Moskau Anträge auf „Ein-
gliederung“ in den sowjetischen Staatsver-
band. Dabei handelte es sich um keine freiwil-
lige Vereinigung auf vertraglicher Grundlage,
sondern um eine gewaltsame Aneignung
fremden Staatsgebiets, d.h. eine völkerrecht-
lich verbotene Annexion (B. Meissner). Damit
unterschied sich der völkerrechtliche Status
der baltischen Sowjetrepubliken grundlegend
von dem der anderen Unionsrepubliken.
Im Zuge der Massendeportationen vom Juni
1941 wurden aus Estland ca. 11.000, aus Lett-
land 16.000 und aus Litauen 21.000 (nach ei-
nigen Quellen 34.000) Personen ins Innere der
Sowjetunion deportiert. Von August 1940 bis
Juli 1941 wurde damit ein großer Teil der po-
litischen, militärischen und wirtschaftlichen
Eliten der baltischen Völker ins Innere der So-
wjetunion verschleppt. Die gesellschaftliche
Struktur der baltischen Länder war damit am
Vorabend der deutschen Besetzung in erhebli-
chem Maße erschüttert.

DER ZWEITE WELTKRIEG

Die schnelle Besetzung der baltischen Republi-
ken nach dem Überfall Hitlers auf die Sowjet-
union nährte im Sommer 1941 zunächst 
Hoffnungen auf eine Wiedererrichtung der
baltischen Staatlichkeit. Mit der deutschen 
Okkupation wechselten im Sommer 1941 im
Baltikum aber lediglich die Formen der Ge-
waltherrschaft. Die neue Besatzungsmacht
fasste unter der Bezeichnung „Reichskommis-
sariat Ostland“ Estland, Lettland, Litauen und
Weißrußland zusammen. Damit erhielten die 
ehemaligen baltischen Staaten keinen admi-
nistrativen Sonderstatus, und es wurde ihnen
auch keinerlei politische Autonomie zugestan-
den. Die so genannten „Landeseigenen Selbst-

verwaltungen“ dienten lediglich als Hilfsor-
gane der deutschen Besatzungsverwaltung.
Das Fernziel einer Umwandlung des Baltikums
in ein deutsches Land sollte durch „Eindeut-
schung der rassisch positiv zu bewertenden
Elemente“, durch Kolonialisierung germani-
scher Völker sowie durch Aussiedlung und Li-
quidierung „unerwünschter“ Volksgruppen
verwirklicht werden. Am stärksten betroffen
war davon die jüdische Bevölkerung. In bei-
spielloser Brutalität wurde sie zusammen mit
zahlreichen aus anderen besetzten Gebieten
hierher Deportierten in Riga und Vilnius fast
vollständig ermordet. Zum Teil mit Hilfe li-
tauischer Kollaborateure wurden nahezu 90
Prozent der im Jahre 1941 noch 230.000 Perso-
nen zählenden jüdischen Minderheit Litauens
getötet. In Estland fanden schätzungsweise
1.000, in Lettland 66.000 Juden den Tod.
Nach dem erneuten Einmarsch der sowjeti-
schen Truppen entfiel jede Rücksichtnahme
auf die Völker des Baltikums, und die An-
gleichung an Wirtschaftsstruktur und Gesell-
schaftsordnung der Sowjetunion wurde in
wenigen Jahren kompromisslos zu Ende ge-
führt. Im kulturellen Bereich galt zwar die De-
vise „National in der Form, sozialistisch im In-
halt“, und die nationalen Sprachen, Literatu-
ren oder das Brauchtum wurden offiziell wohl
gefördert. Diese von der KP gelenkte Kulturar-
beit aber hatte letztlich der Schaffung einer
„einheitlichen multinationalen Sowjetkultur“
zu dienen. So mussten die Völker des Balti-
kums ihre ethnische Eigenständigkeit gegenü-
ber dem Ideal des „Sowjetmenschen“ ver-
teidigen.
Zunächst bildeten sich aus den nationalen
Partisanenbewegungen der deutschen Besat-
zungszeit neue Widerstandsgruppen. Dezen-
tral organisiert und begünstigt durch die
Streusiedlung der Bauern, stützten sie sich auf

ein engmaschiges Netz von Versorgungsbasen
in den nur schwer kontrollierbaren Einzelhö-
fen. Das Rückgrat der Partisanenbewegung
wurde jedoch durch die Massendeportationen
der Bauern 1949 gebrochen. Die vor allem in
den ersten vier Jahren äußerst hart geführten
Kämpfe der litauischen Partisanenbewegung
dauerten allerdings bis 1952 und forderten
über 40.000 Opfer, nach national-litauischen
Quellen fast 60.000. Der sowjetische Kampf
richtete sich in Litauen besonders gegen die
katholische Kirche als dem ideologischen
Hauptgegner. Dementsprechend war von den
Massendeportationen auch ein Drittel der
Geistlichkeit betroffen. 

DIE „SINGENDE REVOLUTION“

Die Situation änderte sich für die drei balti-
schen Republiken mit dem Amtsantritt Gor-
batschows im Jahre 1985 grundlegend, als
dieser unter den Leitbegriffen Glasnost und
Perestroika die Sowjetunion reformieren
wollte, damit aber einen zentrifugalen Prozess
auslöste. Nirgendwo sonst in der Sowjetunion
wurde diese neue Politik so einmütig und ein-
deutig begrüßt wie im Baltikum. Dabei spielten
in allen drei Ländern anfangs ökologische The-
men eine erhebliche Rolle. Das begann mit
dem „Phosphoritenkrieg“ im Jahre 1987, je-
nem als „grüne Bewegung“ entstandenen 
Protest gegen den von der Moskauer Zentral-
regierung in Nordestland geplanten umfas-
senden Phosphoritabbau. Dessen Durch-
führung hätte nicht nur eine ökologische
Katastrophe hervorgerufen, sondern auch eine
forcierte Zuwanderung russischer Arbeits-
kräfte zur Folge gehabt. Auch in den beiden
anderen baltischen Republiken erhoben sich
Proteste gegen industrielle Großprojekte: In

100

MICHAEL GARLEFF

BLICK IN DAS PARLAMENT IN VILNIUS (WILNA) AM 11. MÄRZ 1990 BEI DER ABSTIMMUNG DER ABGEORDNETEN

ÜBER DIE UNABHÄNGIGKEIT LITAUENS VON DER SOWJETUNION. LITAUEN HATTE AM 11. MÄRZ 1990 ALS ERSTE

SOWJETISCHE UNIONSREPUBLIK DIE UNABHÄNGIGKEIT VERKÜNDET; DIESE WURDE AM 6. SEPTEMBER 1991 AUCH

VON DER UDSSR AKZEPTIERT. picture alliance/dpa

Saupe
urheberrecht



Lettland gegen den beabsichtigten Bau eines
weiteren Kraftwerks an der Daugava und in Li-
tauen gegen die Errichtung eines dritten
Kernkraftwerks Ignalina. In der Universitäts-
stadt Tartu entstand aus diesem Protest im
September 1987 der Vorschlag für eine „volle
wirtschaftliche Rechnungsführung“, also ein
wirtschaftsautonomes Estland.
Nach größeren Gedenkmanifestationen zu
den Unabhängigkeitstagen und zum Geden-
ken an die Opfer des Stalinismus konstituier-
ten sich im Oktober 1988 so genannte „Volks-
fronten“ in allen drei baltischen Republiken.
Dabei handelte es sich nicht um Parteien, son-
dern um nationalitätenübergreifende Samm-
lungsbewegungen aller für Autonomie eintre-
tenden Kräfte. Diese sollte zunächst noch 
innerhalb einer erneuerten Sowjetunion ver-
wirklicht werden. Die Volksfronten sind annä-
hernd vergleichbar mit den Einrichtungen der
„Runden Tische“ in anderen Ländern des Um-
bruchs. Im Unterschied zu diesen bildeten sie
aber gut organisierte Massenbewegungen mit
Verzahnungen bis in die Reihen der KP-Mit-
glieder hinein. Sie wirkten vor allem durch
Massenkundgebungen, wie zum Beispiel auf
den estnischen Sängerfesten oder in der
eindrucksvollen Menschenkette, mit der am
23. August 1989 rund eine Million Teilnehmer
die Haupstädte Tallinn, Riga und Vilnius mit-
einander verbanden im gemeinsamen Protest
gegen den 50 Jahre zuvor abgeschlossenen
Hitler-Stalin-Pakt und dessen Folgen. Am 2.
Oktober 1990 erklärten die drei Volksfronten,
nun im Baltischen Rat zusammengeschlossen,
mit der Wiedervereinigung Deutschlands sei
keineswegs der letzte Schritt zur Überwindung
der Folgen des Zweiten Weltkriegs in Europa
getan - das letzte ungelöste Problem sei die
Wiederherstellung der Unabhängigkeit der
baltischen Staaten. Damit wurde deutlich,
dass nach Kriegsende neben der „deutschen
Frage“ immer auch eine „baltische Frage“ exis-
tiert hatte. 
Auf ihrem weiteren Weg in die vollständige
Unabhängigkeit wählten die baltischen Repu-
bliken bei gleichem Ziel jeweils unterschiedli-
che Strategien mit variierendem Tempo. Den
Anfang machte der Oberste Sowjet der Estni-
schen SSR, als er am 16. November 1988 eine 
Souveränitätserklärung beschloss, mit der die
Oberhoheit der Gesetze der ESSR auf ihrem
Territorium proklamiert wurde. In scharfer
Reaktion erklärte daraufhin Moskau die Ver-
fassungsänderungen für ungültig, konnte es
aber nicht verhindern, dass Estland mit der
Annahme zahlreicher weiterer Gesetze eine
stürmische Entwicklung nahm. Im Mai und Juli
1989 folgten Litauen und Lettland mit ähnli-
chen Souveränitätserklärungen. Inzwischen
hatte sich die Illusion verflüchtigt, eine Demo-
kratisierung der Gesellschaft sei mit Moskau
zu erreichen – im Gegenteil strebten die Volks-
fronten nun die Wiederherstellung der vollen
staatlichen Unabhängigkeit an.
Litauen erklärte am 11. März 1990 als erste 
die Wiederherstellung der unabhängigen de-
mokratischen Republik mit Berufung auf die
Unabhängigkeitserklärung von 1918 und setz-
te die Verfassung von 1938 weitgehend wie-
der in Kraft. Das folgende „Duell“ mit Moskau
verlief über Machtdemonstrationen in Form
von Panzeraufmärschen bis zu Repressions-

maßnahmen, vor allem der Wirtschaftsblocka-
de gegen Litauen. Das aber konnte die beiden
anderen baltischen Republiken nicht von ähn-
lichen, wenn auch moderateren Erklärungen
abhalten.
Wie zu Beginn der Perestroika übernahmen die
baltischen Republiken auch in dieser Phase
wieder eine Vorreiterrolle für die demo-
kratische Bewegung in der Sowjetunion. Im
Schatten des Golfkrieges verschärfte sich die
Situation, als Moskau durch gezielte Maß-
nahmen versuchte, die Lage im Baltikum zu
destabilisieren. Der gewaltlose Widerstand
dort mit der schnellen Mobilisation Zehntau-
sender unbewaffneter „Verteidiger“, die demo-
kratischen Kräfte in Russland selbst sowie der
energische Protest in den westlichen Ländern
verhinderten das aber. Eine wesentliche Hilfe
stellte dabei die Unterstützung des damaligen
russischen Parlamentspräsidenten Boris Jelzin
dar, der während des Armee-Einsatzes gegen
die litauische Bevölkerung am 13. Januar 1991
zu einer Krisensitzung nach Tallinn kam und
seinen baltischen Amtskollegen Beistand ver-
sprach.
Das Anknüpfen an die Zeit der Selbstständig-
keit, in Litauen darüber hinaus an die einstige
historische Bedeutung, erfolgte im Bewusst-
sein einer engen Zugehörigkeit zum west-
lichen Europa. In politischer, besonders aber in
allgemein-kultureller Hinsicht fühlen sich Es-
ten und Letten dem protestantischen, Litauer
und Lettgaller dem katholischen Europa ver-
bunden. Alle drei Völker bemühten sich in ih-
rem erneuten „nationalen Erwachen“, diese
jahrzehntelang verschütteten Wurzeln wieder
freizulegen.

Als während des Moskauer Putsches vom Au-
gust 1991 sowjetische Panzerkolonnen in
Marsch gesetzt wurden und die Bürger im Bal-
tikum die Barrikaden verstärkten, folgte das
Parlament Estlands dem Beispiel Litauens und
beschloss am 20. August ohne Gegenstimmen
die Unabhängigkeitserklärung. Am folgenden
Tage setzte auch Lettland die Unabhängigkeit
von der Sowjetunion offiziell in Kraft.
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WIEDER ANSCHLUSS AN EUROPA
GEFUNDEN

Der 1. Mai 2004 wird in die Geschichte Est-
lands, Lettlands und Litauens eingehen als der
Tag, an dem die drei baltischen Staaten wieder
Anschluss gefunden haben an das Europa, von
dessen Entwicklung sie über 50 Jahre abge-
trennt waren. Doch eine Rückkehr nach Eu-
ropa ist dies eher aus der Sicht der Bewohner
der alten EU-Mitgliedsländer, für die die balti-
schen Staaten jetzt wieder stärker ins Be-
wusstsein treten. Esten, Letten und Litauer
selbst haben sich und ihre Länder immer als ei-
nen Teil Europas gesehen, von dem sie nur 50
Jahre künstlich abgetrennt worden waren. Der
frühere estnische Staatspräsident Lennart
Meri fasst dies mit folgenden Worten zusam-
men: „Europa hat niemals Estland verlassen.
Die Demokratie hat Estland verlassen. Unsere
Selbstständigkeit hat Estland verlassen“. Jetzt
ist beides wieder zurückgekehrt.
Mit der Aufnahme in die Europäische Union
(EU) und mit der bereits Ende März 2004 er-
folgten Aufnahme in die NATO hat die Un-
abhängigkeit der baltischen Staaten eine neue,
gesicherte Grundlage erhalten, so dass die
Menschen im Baltikum jetzt die Gewähr ha-
ben, auch in Zukunft frei und unabhängig 
über den weiteren Werdegang ihres Staates
bestimmen zu können. Damit ist ein langer
Prozess zu Ende gegangen, der Mitte der 
80er-Jahre in allen drei baltischen Staaten 
begann.

Informationen über politische Entwicklungen
erhalten. Estland war in einer besonders privi-
legierten Situation, da man – zumindest im
Norden des Landes – finnischen Rundfunk und
Fernsehen nicht nur empfangen, sondern auf
Grund der sprachlichen Verwandtschaft auch
verstehen konnte. 
Ein ausgeprägtes Informationsbedürfnis, ein 
Informationshunger herrschte vor allem in Krei-
sen der Intellektuellen und der Kulturschaffen-
den. Man lernte gezielt Sprachen, um Informa-
tionen aufnehmen, verstehen und in die eigenen
Arbeiten umsetzen zu können. Neue politische
Strömungen wurden aufmerksam verfolgt, im-
mer wieder kamen Hoffnungen auf Verände-
rungen auf, so während des Prager Frühlings
oder auch während der Solidarnosc-Bewegung

UNGEBROCHENE NATIONALE IDENTITÄT

Die drei unabhängigen baltischen Staaten
standen vor dem Zweiten Weltkrieg entwick-
lungsmäßig auf der gleichen Stufe wie Finn-
land oder Dänemark. Durch die sowjetische
Okkupation wurde man jedoch von der weite-
ren europäischen Entwicklung abgetrennt. Es
entstand eine künstliche Grenze, die physisch
von den meisten Menschen nicht zu überwin-
den war, doch geistig war man weiterhin mit
Europa verbunden. 
Die Kontakte zur baltischen Emigration im
Westen waren zu keiner Zeit völlig abgerissen.
Über westliche Rundfunksender konnte man

in Polen. Die Keime für Veränderungen waren
gelegt. Dies zeigte sich in Gedichten, in Roma-
nen, in Theaterstücken und in einer Publizistik,
die Fragen aufwarf, Missstände offenbarte, die
sich mit unterschiedlichsten aktuellen gesell-
schaftlichen Fragen kritisch auseinander setzte,
die immer wieder von neuem die Grenzen des
Erlaubten auslotete bzw. immer mehr auswei-
tete. Dichter und Schriftsteller erlangten die
Rolle des Gewissens der Nation.
Trotz aller Versuche von sowjetischer Seite, die
Menschen ihrer geistigen Wurzeln zu entfrem-
den, religiöse und kulturelle Werte zu negieren,
gelang es zu keiner Zeit, Esten, Letten und Li-
tauern ihre nationale Identität zu nehmen, die

eingebettet war in die abendländische Kultur,
ebenso wenig wie die Erinnerung an die Zeit der
Unabhängigkeit, das Wissen um Demokratie
und ein eigenverantwortliches Wirtschaften
und den damit verbundenen Errungenschaften,
einem relativ höheren Lebensstandard und ei-
nem weltoffenen Lebensstil.

PERESTROIKA UND PROTESTE

Vor diesem Hintergrund war es nicht verwun-
derlich, dass nirgendwo sonst in der Sowjet-
union die von Gorbatschow eingeleitete Pe-
restroika auf so fruchtbaren Boden fiel wie im
Baltikum. Insbesondere die Kulturschaffenden
sahen sich bestätigt und waren gleichzeitig
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Die drei baltischen Staaten Estland, Lett-
land und Litauen haben vor mehr als ei-
nem Jahrzehnt ihre Unabhängigkeit er-
rungen und sind heute bemüht, sich in
das europäische Gefüge einzubringen.
Andrejs Urdze schildert den schwierigen
Weg zur Gewinnung der Unabhängig-
keit, die Anstrengungen der demokrati-
schen Reformbewegungen und schließ-
lich den Prozess der Demokratisierung
selbst. Mit der Unabhängigkeit waren
aus Estland, Lettland und Litauen jedoch
keine Staaten geworden, die alle Be-
völkerungsgruppen zu integrieren ver-
mochten. Politisch brisant war die Frage,
wie die neu gegründeten baltischen
Staaten mit den nationalen Minderhei-
ten umgehen. Wenn auch noch nicht alle
Probleme gelöst sind, so ist es doch durch
Integrationsmaßnahmen und die Bereit-
schaft aller Beteiligten gelungen, die
Konflikte zu entschärfen und ein stabiles
Zusammenleben zu sichern. Gerade weil
der Umgang mit den nationalen Minder-
heiten ein steter Zankapfel zwischen den
baltischen Staaten und Russland war,
trägt eine erfolgreiche Integrationspoli-
tik zur Stabilisierung der fragilen nach-
barschaftlichen Beziehungen bei. Red. 

EIN LETTE FÜHLT SICH IM SOWJETISCHEN WÜRGEGRIFF UND POCHT AUF SEINE NATIONALE IDENTITÄT. AUCH IN DER LET-
TISCHEN HAUPTSTADT RIGA KAM ES AM 13. JANUAR 1991 ZU PROTESTEN GEGEN DIE BRUTALE UNTERDRÜCKUNG DER

LITAUISCHEN UNABHÄNGIGKEITSBEWEGUNG. AM 13. JANUAR BESETZTE DIE ARMEE DAS RUNDFUNK- UND FERNSEH-
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verwundert, dass die Offenheit, die sie selbst
jahrelang auszuweiten versuchten und des-
halb Pressionen ausgesetzt waren, plötzlich
von den höchsten Stellen der Kommunisti-
schen Partei gefordert wurde. So ist es auch
kein Zufall, dass gerade Schriftsteller und
Dichter diese sich neu bietenden Chancen als
erste nutzten und bereits 1986 lange tabui-
sierte Themen zur Sprache brachten, wie zum
Beispiel die Verdrängung insbesondere der
estnischen und lettischen Sprache aus allen
öffentlichen Lebensbereichen, die Fälschun-
gen in der Geschichtsschreibung.
Im Prozess der Umgestaltung erlangte in Lett-
land auch die aus der Arbeiterschaft hervorge-
gangene Gruppe „Helsinki 86“ Bedeutung, die
auf Menschenrechtsverletzungen aufmerk-
sam zu machen versuchte und die ersten öf-
fentlichen Protestdemonstrationen 1987 or-
ganisierte. Diese Demonstrationen hatten Sig-
nalwirkung und waren ein wichtiger Impuls
für weitere nationale Großdemonstrationen
ab 1988 in allen drei baltischen Staaten. 
Als dritte wichtige Gruppe auf dem Weg zur
Selbstbestimmung sind die zunächst schein-
bar unpolitischen Umweltschutzorganisatio-
nen zu nennen. Aus anfänglichen Protesten
gegen den extensiven Ölschieferabbau in Est-
land, gegen die Errichtung eines geplanten
Wasserkraftwerks an der Daugava in Lettland
und gegen den Bau eines dritten Atomkraft-
werks in Litauen entstanden 1987/88 breite
Massenbewegungen.

ENTSTEHUNG VON
VOLKSFRONTBEWEGUNGEN

Zwischen den drei genannten Gruppen gab es
bis 1988 nur wenig Kontakt. Man ging ge-
trennte Wege, doch verfolgte man ähnliche
Ziele. Im Herbst 1988 kam es zu einer Annähe-
rung der verschiedenen Kräfte und schließlich
zur Gründung von Volksfronten in allen drei
baltischen Republiken. In den Reihen der
Volksfront Estlands (Rahvarinne), der Volks-
front Lettlands (Latvijas Tautas Fronte) und der
Volksfront Litauens (Sajudis) wurden all die
Kräfte vereint, die sich – unabhängig von der
Parteizugehörigkeit und der Nationalität – für
eine Demokratisierung von Politik und Gesell-
schaft einsetzten, gegen das Machtmonopol
der KP auftraten, eine Dezentralisierung der
Sowjetunion und eine wirtschaftliche und kul-
turelle Souveränität der Republiken anstreb-
ten.
Als Reaktion auf die Bildung der Volksfronten
wurden in allen drei Republiken Anfang 1989
so genannte „Interfronten“ gegründet, die sich
als Interessenvertreter der russischen Minder-
heit ausgaben. Dahinter verbargen sich jedoch
in erster Linie Vertreter der alten Nomenkla-
tura, die für die Aufrechterhaltung des Macht-
monopols der Partei und des totalitären Herr-
schaftssystems eintraten. 
Zu einem ersten offenen Konflikt mit der sow-
jetischen Führung kam es nach der Verab-
schiedung der Souveränitätserklärung des
Obersten Rats der Sowjetrepublik Estland 
vom 16.11.1988. Danach konnten Gesetze der
UdSSR nur mehr nach Zustimmung des Obers-
ten Rats der Republik Gültigkeit erlangen und
die Bodenschätze wurden zum alleinigen Ei-

gentum der Republik Estland erklärt. Diese
Souveränitätserklärung wurde vom Obersten
Sowjet der UdSSR als verfassungswidrig zu-
rückgewiesen, woraufhin der Oberste Rat Est-
lands seinerseits erklärte, dass der Oberste 
Sowjet der UdSSR nicht berechtigt ist, über die
Verfassung Estlands zu bestimmen. Ähnliche
Souveränitätserklärungen hat am 18.5.1989
der Oberste Rat Litauens und am 28.7.1989
der Oberste Rat Lettlands angenommen, die
gleichfalls von Seiten der UdSSR zurückgewie-
sen wurden. 

ERSTE SCHRITTE DER
DEMOKRATISIERUNG

Ein weiterer Schritt in Richtung Demokratisie-
rung der Gesellschaft waren die Wahlen zum
Kongress der Volksdeputierten der UdSSR vom
26.3.1989, die die ersten halbwegs freien
Wahlen während der gesamten Sowjetzeit
waren. Die Volksfronten waren in allen drei
Republiken die überzeugenden Gewinner, so
dass die baltischen Republiken demokratisch
gewählte Interessenvertreter nach Moskau
entsenden konnten, die auf höchster Ebene die
Interessen des Baltikums vertraten und so zum
Beispiel die Okkupation der baltischen Staaten
zur Sprache bringen konnten.
Im Frühjahr und Sommer 1989 wurde immer
deutlicher, dass die zentralen Machtorgane
der KPdSU bzw. der UdSSR nicht bereit waren,
von ihren Machtpositionen abzurücken. Viel-
mehr versuchten sie diese mit allen Mitteln
aufrechtzuerhalten. Dies führte im Baltikum
zu der Einsicht, dass ein grundlegender politi-
scher Wandel, ein selbstbestimmtes politi-
sches Handeln, eine Demokratisierung der 
Gesellschaft und eine grundlegende Umge-
staltung der Wirtschaft innerhalb der Sowjet-
union nicht möglich war, sondern nur durch
die völlige Wiederherstellung der staatlichen
Unabhängigkeit realisierbar sein könnte. 
Sichtbarstes Zeichen des Willens zur Wieder-
herstellung der vollen Unabhängigkeit der bal-
tischen Staaten war der so genannte „Baltische
Weg“, die 600 Kilometer lange Menschenkette
von Tallinn über Riga nach Vilnius, zu der sich
am 23. August 1989 zum 50. Jahrestag des Hit-
ler-Stalin-Paktes vom 23.8.1939 rund zwei
Millionen Menschen die Hände reichten. Nie
zuvor und niemals danach gab es eine solche
Demonstration der Entschlossenheit und Ein-
tracht unter den Völkern des Baltikums.

WIEDERGEWINNUNG DER
UNABHÄNGIGKEIT

Ende 1989 übernahm Litauen die Führung im
Kampf um die Unabhängigkeit. Am 20. De-
zember 1989 erklärte sich die Litauische KP
unter Führung des Ersten Sekretärs Algirdas
Brazauskas für unabhängig von der KPdSU.
Am 24.2.1990 fanden in Litauen die ersten
freien Parlamentswahlen statt, bei der die Ver-
treter der litauischen Volksfront Sajudis als
klare Gewinner hervorgingen und bereits am
11. März 1990 proklamierte der Oberste Rat Li-
tauens die Wiederherstellung der Unabhän-
gigkeit der Republik Litauen. Die Reaktion
Moskaus ließ nicht lange auf sich warten. Die

Unabhängigkeitserklärung wurde für ungültig
erklärt, gleichzeitig wurde über Litauen eine
Wirtschaftsblockade verhängt, Panzer rollten
durch Vilnius, das Gebäude der KP Litauens
wurde besetzt. 
Eine Woche später erhielten bei den Parla-
mentswahlen in Estland und Lettland die Kan-
didaten der Volksfronten jeweils mehr als zwei
Drittel der Sitze und dies, obwohl selbst die im
Baltikum stationierten Truppen der Roten Ar-
mee an den Wahlen teilgenommen hatten.
Dem Wählerwillen entsprechend erklärte der
Oberste Rat Estlands am 30. März und der
Oberste Rat Lettlands am 4. Mai 1990 die
Wiederherstellung der Unabhängigkeit Est-
lands bzw. Lettlands, wobei diese jedoch im
Unterschied zu Litauen mit einer Übergangs-
phase bis zur vollständigen Souveränität ver-
knüpft wurden. 

DESTABILISIERUNG DURCH 
DIE SOWJETUNION

Mit demokratischen Mitteln konnte die sowje-
tische Vormachtstellung im Baltikum nicht
aufrechterhalten werden. Doch man war nicht
bereit, sich dem erklärten Willen der Wähler zu
beugen, das begangene Unrecht wieder gut-
zumachen und die baltischen Staaten in die
Unabhängigkeit zu entlassen. Stattdessen 
versuchte die Führung der Sowjetunion, mit
Gorbatschow an der Spitze, im November und
Dezember 1990 und insbesondere im Januar
1991 unter Einsatz militärischer Mittel, die
Lage in den baltischen Republiken zu de-
stabilisieren. Der Eindruck von Unruhe und
Chaos sollte erweckt werden, um so einen Vor-
wand zur Einführung einer Präsidialherrschaft
und der Wiederherstellung der vollständigen
Kontrolle der baltischen Republiken unmittel-
bar durch die Zentralregierung zu erhalten.
Vor der Gefahr der Einführung einer Präsidial-
herrschaft hatte bereits am 20. Dezember
1990 der damalige Außenminister der UdSSR,
Eduard Schewardnadse, in seiner Rücktritts-
rede gewarnt. Im Januar 1991 eskalierte die
Entwicklung.
Am 13. Januar kam es zu einem Blutbad in 
Vilnius als bei der Erstürmung der litauischen
Fernsehstation 13 unbewaffnete Demonst-
ranten von Panzern überrollt oder erschossen
wurden. Eine Woche später, am 21. Januar,
werden bei der Erstürmung des lettischen
Innenministeriums in Riga fünf Menschen 
erschossen, darunter zwei Kameramänner, 
die die Ereignisse zu dokumentieren ver-
suchten.
Doch der Plan zur Niederschlagung der Unab-
hängigkeitsbestrebungen scheiterte 
■ aufgrund des unerwartet massiven aber

gewaltlosen Widerstands der Bevölkerung,
die mit dem Mut der Verzweiflung die de-
mokratischen Errungenschaften, die Parla-
mente und die neu entstandenen unabhän-
gigen Medien zu verteidigen versuchten;

■ aufgrund der Unterstützung der baltischen
Bestrebungen durch die demokratischen
Kräfte in Russland, so insbesondere durch
den damaligen Präsidenten der Russischen
Föderation Boris Jelzin, der am 13.1.1990 
in Tallinn eine Erklärung unterzeichnete, in
der die Souveränität der baltischen Staa-
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ten und Russlands gegenseitig anerkannt
wurde;

■ aufgrund der breiten Präsenz westlicher
Medien, die die Ereignisse im Baltikum vor
Ort verfolgten und unmittelbar an die Welt-
öffentlichkeit weiterreichten; 

■ und wegen des erstmaligen breiten öffent-
lichen Protestes von Seiten westlicher Poli-
tiker.

KLARES VOTUM FÜR DIE
UNABHÄNGIGKEIT

Um die Legitimation der Unabhängigkeitser-
klärungen nach innen und außen noch weiter
zu erhöhen und einem von Gorbatschow an-
gestrebten Unionsreferendum über den Erhalt
der UdSSR zuvorzukommen, wurden am 9. Fe-
bruar in Litauen und am 3. März 1991 in Lett-
land und Estland Volksbefragungen durchge-
führt. Dabei entschieden sich in Litauen 90%,
in Lettland 74% und in Estland 78% für die
Unabhängigkeit ihres Staates. Wenn man be-
rücksichtigt, dass der Anteil der lettischen Be-
völkerung nur rund 50% der Gesamtbevölke-
rung ausmachte, der Anteil der Esten in Est-
land rund 60%, so wird deutlich, dass der
Wunsch nach der realen Wiederherstellung
der Unabhängigkeit nicht nur von den Litau-
ern, Letten und Esten getragen wurde, son-
dern auch von einem großen Teil der in den
Ländern lebenden Russen, Weißrussen und
Ukrainer.
Einige Monate später versuchten die reaktio-
nären Kräfte in Moskau noch einmal, nur jetzt
im Zentrum der Macht, das Rad der Ge-
schichte zurückzudrehen. Sie erreichten damit
jedoch genau das Gegenteil: Durch den
Putschversuch vom 19. August 1991 wurde
der notwendige und unumgängliche Umge-
staltungsprozess wesentlich beschleunigt. Das
alte totalitäre System brach in kürzester Zeit
zusammen. Dies ermöglichte den baltischen
Staaten die Zeit der Doppelherrschaft zu be-
enden. Am 21. August 1991 erklärten Lettland
und Estland die Übergangsperiode für beendet
und de facto ihre Unabhängigkeit. Aber selbst
zu diesem Zeitpunkt konnten sich die west-
lichen Staaten nicht dazu durchringen, die
Wiederherstellung der Unabhängigkeit anzu-
erkennen. Erst nachdem Russland am 24. Au-
gust die Souveränität der baltischen Staaten

offiziell anerkannte, haben auch die EU-Mit-
gliedsstaaten auf Initiative Dänemarks ge-
meinsam die baltischen Staaten völkerrecht-
lich anerkannt. Schließlich konnte auch Gor-
batschow nicht umhin und sah sich am 
6. September gezwungen, ebenfalls diesen
Schritt von Seiten der UdSSR zu vollziehen.
Mit der Aufnahme als vollberechtigte Mitglie-
der in die KSZE am 10. September und in die
UNO am 17. September waren die baltischen
Staaten nach 50 Jahren formell wieder in die
Gemeinschaft freier Staaten zurückgekehrt.

DIE BRISANTE FRAGE DER MINDERHEITEN

Eine der wichtigsten Fragen und gleichzeitig
am schwierigsten zu lösenden Probleme der
unabhängigen baltischen Staaten war der Um-
gang mit den nationalen Minderheiten. 
Estland, Lettland und Litauen waren zu keiner
Zeit Nationalstaaten mit einer ethnisch homo-
genen Bevölkerung. Vor dem Zweiten Welt-
krieg waren von der Gesamtbevölkerung Lett-
lands 76% Letten, etwa 11% Russen, 5% Juden
und 3%Deutsche; in Estland betrug der Anteil
der Esten 88% , der Anteil der Russen 8% und
der der Deutschen 2%. In Litauen bestand fol-
gende nationale Zusammensetzung: 81% Li-
tauer, 2% Russen, 7% Juden, 4% Deutsche
und 3% Polen (siehe Tabelle 1).

GEZIELTE VERÄNDERUNG DER
NATIONALEN ZUSAMMENSETZUNG

Nach der Eingliederung der baltischen Staaten
in die Sowjetunion entstand eine völlig andere
Situation. Hunderttausende von Menschen
wurden gezielt ins Baltikum geholt, um so die
Anbindung an die Sowjetunion unumkehrbar
zu machen. Die nationale Zusammensetzung
der Bevölkerung veränderte sich insbesondere
in Lettland und Estland grundlegend. 1989 be-
trug der Anteil der Esten nur noch knapp über
60%. Weite Landstriche im Nordosten Est-
lands hatten eine überwiegend russischspra-
chige Bevölkerung. In Lettland waren die Let-
ten (die dort stationierten Einheiten der Roten
Armee eingerechnet) bereits zu einer Minder-
heit im eigenen Land gemacht worden. In al-
len Städten, so insbesondere auch in der
Hauptstadt Riga, war die lettische Bevölke-

rung eindeutig in der Minderheit. Nur in Li-
tauen blieb der Anteil der litauischen Bevölke-
rung mit 80% weitgehend konstant.
Die größte Teil der zugewanderten Bevölke-
rung war nicht gewillt, sich anzupassen oder
auch nur die einheimische Sprache zu lernen.
So beherrschten von den in Estland lebenden
Russen, laut der Volkszählung von 1989, nur
14% estnisch, von den im Lande lebenden
Weißrussen gar nur 6%. Aber wie sollten sie
denn auch diese Sprache lernen, wenn sie
staatlicherseits dazu in keiner Weise angehal-
ten worden waren? Diesbezügliche lokale An-
sätze wurden als Zeichen von Nationalismus
gedeutet und verurteilt. Das Ziel war eindeu-
tig die Sowjetisierung und langfristig die Rus-
sifizierung der baltischen Staaten.

AUSWANDERUNGEN NACH 1991

Nach der Wiedererlangung der Unabhängig-
keit setzt zunächst ein Auswanderungsprozess
ein. Dies betraf vor allem Personen, die mit
dem alten Regime in enger Verbindung stan-
den, Angehörige der Armee, des KGB mitsamt
ihren Familien, die nach 1991 nach Russland
zurückkehrten. Diese Auswanderung vollzog
sich vor allem in den Jahren 1991 bis 1993.
Danach nahm die Zahl der Auswanderer Jahr
für Jahr sehr stark ab, bis dieser Prozess nach
dem Jahr 2000 fast völlig zum Stillstand kam.
Das heißt, dass die meisten Menschen, die
jetzt im Baltikum leben, dort auch längerfris-
tig leben wollen und bleiben. Durch die Aus-
wanderung und auch in Folge einer geringen
Einwanderung von estnischen, lettischen und
litauischen ehemaligen Emigranten veränder-
te sich die nationale Zusammensetzung in den
90er-Jahren ein wenig zu Gunsten der Titular-
nationen.

UNTERSCHIEDLICHE POSITIONEN

Angesichts der problematischen nationalen
Bevölkerungsverschiebungen während der
Sowjetzeit wurde die Frage der Minderheiten-
politik insbesondere in Lettland und Estland zu
einem vordringlichen Problem, wobei zwei
ganz unterschiedliche Positionen aufeinander
trafen. Esten, Letten und Litauer wie auch der
größte Teil der alteingesessenen Minderheiten
gingen davon aus, dass 1991 nicht neue Staa-
ten entstanden waren, sondern dass die balti-
schen Staaten, die 1940 okkupiert wurden, de
jure nie aufgehört haben zu existieren und so
1991 nur eine de facto Wiederherstellung der
baltischen Staaten erfolgte. Diese Position war
international völkerrechtlich anerkannt und so
auch zu keiner Zeit von den Regierungen der
westlichen Staaten aufgegeben worden. Infol-
gedessen knüpfte man in Bezug auf die
Staatsbürgerschaft an die Gesetzgebung der
Vorkriegszeit an. Demnach konnten zunächst
einmal nur diejenigen Staatsbürger der balti-
sche Staaten sein, die selbst oder deren Vor-
fahren Staatsbürger der baltischen Staaten
gewesen sind. Die Zugewanderten aus ande-
ren Teilen der Sowjetunion wurden rechtlich
als Staatsbürger der UdSSR angesehen.
Umgekehrt war der größte Teil der zugewan-
derten Bevölkerung der Ansicht, dass die bal-
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Estland Lettland Litauen
1934 1989 2000 1935 1989 2002 1923 1989 2001

Esten, Letten und
Litauer 88 62 68 76 52 58 81 80 83

Russen 8 30 26 11 34 29 2 9 7

Ukrainer/Weißrussen 5 3 2 8 7 – 3 2

Polen – – – 2,5 2,5 2,5 3 7 7

Veränderungen der nationale Zusammensetzung der Bevölkerung der baltischen Staaten (in %)

TABELLE 1: 

Quelle: Levits, E. / Nacional´nyj sostav naselenija u.a.
Estland 1934, Lettland 1935, Litauen 1923 aus Levits, E.: Die demographische Situation in der UdSSR. 
In: Acta Baltica XXI, Königstein 1982, S. 63, S. 90, S. 119  
Estland, Lettland, Litauen 1989 aus: Nacional´nyj sostav naselenija, II, Moskau 1989, S. 96, S. 85, S. 81
Estland 2000 aus: Statistisches Amt Estlands, Volkszählungsergebnisse vom 31.3.2000
Lettland 2002: Daten des Einwohnerregisters Lettlands vom 1.1.2002
Litauen 2001: Departement für Statistik Litauens. Volkszählungsergebnisse vom 5.4.2001 



tischen Staaten niemals okkupiert worden wa-
ren, sondern sich 1940 freiwillig der Sowjet-
union angeschlossen haben. Ihrer Meinung
nach waren die 1991 proklamierten unabhän-
gigen baltischen Staaten Neugründungen, so
dass alle dort lebenden ständigen Einwohner
einen automatischen Anspruch auf die Staats-
bürgerschaft haben sollten. Diese Position
wurde auch stets von Seiten Russlands vertre-
ten. Somit war ein Konflikt im Inneren als auch
in den Beziehungen zu Russland zwangsläufig
vorprogrammiert.

LITAUEN KAM NATIONALEN
MINDERHEITEN ENTGEGEN

In der Umsetzung der Minderheitenpolitik gab
es zwischen allen drei baltischen Staaten gro-
ße Unterschiede. In Litauen konnte man auf-
grund der vergleichsweise günstigen nationa-
len Zusammensetzung eine Politik betreiben,
die den Interessen der nationalen Minderhei-
ten entgegenkam. Bereits im Jahr 1990 wurde
ein Gesetz erlassen, das allen ständigen Ein-
wohnern Litauens die Möglichkeit eröffnete,
ohne jegliche Voraussetzungen Staatsbürger
Litauens zu werden. Diese Möglichkeit wurde
von über 95% der Bevölkerung genutzt, so
dass heute fast alle Einwohner Litauens
Staatsbürger mit allen politischen und sozia-
len Rechten sind. 
Auch das Problem der polnischen Minderheit,
die in der Übergangszeit häufig an Protesten
beteiligt waren, konnte weitgehend gelöst 
werden. Der polnischen Bevölkerung wurden
Sonderrechte zugestanden, wie zum Beispiel
die Repräsentanz im Parlament von Litauen,
(unter Umgehung der Fünfprozentklausel). Es
wurden polnische Schulen gegründet, Radio-
und Fernsehsendungen in polnischer Sprache
angeboten. Dadurch gelang es in relativ kurzer
Zeit, Spannungen abzubauen und die polnische
Bevölkerung in den neuen Staat zu integrieren.
Hinzu kam, dass der litauische Staat ab 1992 ei-
nen Ausgleich mit Polen anstrebte. Bereits im
April 1994 wurden die Beziehungen durch ei-
nen Vertrag auf eine neue freundschaftliche,
nachbarschaftliche Grundlage gestellt, was an-
gesichts der tiefen, aus der Zwischenkriegszeit
herrührenden Spannungen als eine besondere
Leistung angesehen werden kann. 

ESTLAND WILL SPANNUNGEN 
GERING HALTEN

In Estland war die Situation grundlegend an-
ders. Eine Nulllösung in Bezug auf die Staats-
angehörigkeit wie in Litauen war für Estland
nicht denkbar. Und doch war man bemüht die
Spannungen gering zu halten. 
In einem ersten Schritt erhielten zunächst alle
ehemaligen Staatsbürger Estlands sowie ihre
Nachkommen die estnische Staatsbürger-
schaft. Damit erlangten auch alle Russen, de-
ren Vorfahren bereits Staatsbürger Estlands
waren, automatisch die Staatsbürgerschaft.
Im Februar 1992 wurde ein Staatsbürger-
schaftsgesetz in Anknüpfung an die Gesetzge-
bung von 1938 eingeführt, wodurch alle Ein-
wohner Estlands, die länger als zwei Jahre im
Lande lebten, die Staatsbürgerschaft erlangen
konnten. Voraussetzung waren allerdings das
Ablegen einer Sprachprüfung und Kenntnisse
der Verfassung sowie eine Loyalitätserklärung.
Auf Grund der geringen estnischen Sprach-
kenntnisse war dies natürlich für die Mehrheit
der russischsprachigen Bevölkerung eine gro-
ße Hürde, die nicht so leicht zu überspringen
war. Dies führte zu Protesten, die auch von
Seiten Russlands immer von neuem geschürt
wurden.
Durch die frühe Verabschiedung einer Staats-
bürgerschaftsgesetzgebung waren in Estland
aber von Anfang an klare Verhältnisse gege-
ben, die zwar nicht allen gefielen, doch auf die
man sich einstellen konnte. Das Gesetz wurde
später mehrfach modifiziert, so unter ande-
rem die notwendige Aufenthaltsdauer auf
fünf Jahre erhöht. Die grundlegenden Rege-
lungen blieben erhalten. Im Laufe der Jahre
haben über 100.000 Personen die Prüfungen
abgelegt und so die Staatsbürgerschaft Est-
lands erlangt. 
Bestehende Spannungen konnten dadurch ge-
mildert werden, dass allen ständigen Einwoh-
nern das aktive Wahlrecht auf kommunaler
Ebene eingeräumt wurde. Dadurch erhielten
zum Beispiel auch die Einwohner der nordöst-
lichen Industrieregionen, die mehrheitlich keine
Bürger Estlands sind, die Möglichkeit, an der
Wahl ihrer Interessenvertreter teilzunehmen. 
Ein weiterer wichtiger Schritt zum Abbau von
Spannungen war die Einführung eines Run-
den Tisches beim Staatspräsidenten, bei dem

alle Minderheiten die Möglichkeit hatten, ihre
Probleme vorzubringen. Ende der 90er-Jahre
wurde ein Integrationsfonds geschaffen, wei-
tere Integrationsmaßnahmen – so auch die
aktive Förderung des Erwerbs der estnischen
Sprache – wurden ins Leben gerufen.
Doch es gibt nach wie vor große Probleme. So
könnten langfristig die weit über 100.000 Ein-
wohner Estlands ein potenzieller Unruheherd
sein, die die russische Staatsbürgerschaft er-
worben haben, obwohl sie in Estland leben
und dort auch leben bleiben möchten. Unter
ihnen sind viele ehemalige Offiziere der Roten
Armee, die sich eher Russland als Estland zu-
gehörig sehen. Zudem sind in Estland noch
162.000 Menschen staatenlos. 

MINDERHEITENPOLITIK IN LETTLAND

Lettland hatte in Bezug auf seine Minder-
heitenpolitik die schwierigste Ausgangssitua-
tion, da dort der Prozess der Russifizierung am
weitesten fortgeschritten war und man sich
ernsthafte Sorgen um den Bestand der eige-
nen Sprache machen musste. Gleichzeitig be-
deutete dies, besonders sensibel vorgehen zu
müssen.
Vor der Erlangung der Unabhängigkeit war die
Politik der Volksfront Lettlands darauf ausge-
richtet, auch die nationalen Minderheiten für
ihre Ziele zu gewinnen, denn ein grundlegen-
der Wandel war nur zusammen mit zumindest
einem Teil der Minderheiten zu erreichen. Man
bemühte sich, demokratisch gesinnte Russen,
Polen, Juden in die eigenen Reihen aufzuneh-
men. Manche von ihnen erlangten große Po-
pularität in ganz Lettland. So waren zum Bei-
spiel unter den vier Personen, die bei der Wahl
zum Rat der Volksfront 1989 die meisten
Stimmen errangen, eine Polin und zwei Rus-
sen. Frau des Jahres 1989 war eine Polin (Ma-
rina Kostenecka), der Mann des Jahres 1989
ein Jude (Mavriks Vulfsons). 
Die Volksfront initiierte die Bildung von natio-
nalen Kulturvereinen, um die nationale Identi-
tätsbildung der bis dahin national amorphen
russischsprachigen Bevölkerung zu fördern. Es
wurden Gesetze erlassen, die den nationalen
Minderheiten Kulturautonomie und die Mög-
lichkeit der Bildung eigener Schulen zusicher-
ten. In Lettland entstand die erste jüdische
Schule auf dem gesamten Territorium der ehe-
maligen Sowjetunion.
Diese Bemühungen hatten sichtbaren Erfolg.
Die Anzahl der Personen, die für eine demokra-
tische Umwandlung der Gesellschaft eintraten,
wuchs auch in der nichtlettischen Bevölkerung.
Dies zeigte sich sowohl bei den Wahlen zum
Obersten Rat Lettlands 1990 wie auch bei der
Volksabstimmung über die Unabhängigkeit
1991, in der jeweils mehr als ein Drittel der
nichtlettischen Bevölkerung für die Volksfront
bzw. für die Unabhängigkeit stimmte. 

TROTZDEM NATIONALE EMOTIONEN

Nach dem Putsch entstand eine neue Situa-
tion. Nationale Emotionen konnten jetzt offe-
ner zu Tage treten. So mancher, der vorher aus
Angst oder aus taktischen Überlegungen ge-
schwiegen hatte, brachte jetzt lang aufge-
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stauten Unmut zum Ausdruck. Der Begriff von
der Demokratisierung der Gesellschaft trat in
den Hintergrund; von „Dekolonisierung“ und
„Deokkupation“ war jetzt die Rede. In man-
chen Kreisen wurde die russische Bevölkerung
pauschal als Okkupanten denunziert. Infolge-
dessen erklangen Parolen wie „Lettland den
Letten“ oder „Russen raus“. 
Zu solchen Forderungen verstieg man sich im
Parlament nicht, aber auch dort wurde jetzt
mehr Wert auf „lettische Interessen“ und nicht
auf „die Interessen Lettlands“ gelegt. Das Par-
lament sicherte den nationalen Minderheiten
zwar, wie vor dem Zweiten Weltkrieg, Kultu-
rautonomie zu; auch galten die Menschen-
rechte für alle Einwohner Lettlands, unabhän-
gig von ihrer Nationalität, Religion oder poli-
tischen Auffassung gleichermaßen, doch in
der Frage der politischen Rechte gingen die
Meinungen weit auseinander.
In einem ersten Schritt wurde, wie in Estland,
allen ehemaligen Staatsbürgern Lettlands und
ihren Nachkommen die Staatsangehörigkeit
zugesprochen, wobei es ausreichend war,
wenn auch nur ein Eltern oder Großelternteil
Staatsbürger gewesen ist. Aufgrund dessen
haben mehr als ein Drittel der in Lettland le-
benden Russen automatisch die Staatsbürger-
schaft erhalten, unabhängig davon, ob sie der
lettischen Sprache mächtig waren oder nicht.
Doch anders als in Estland geriet die Staats-
bürgerschaftsfrage danach ins Stocken. Die
rechten Parteien versuchten, eine Lösung her-
auszuzögern bzw. ein Gesetz durchzusetzen,
das den Erwerb der Staatbürgerschaft sehr er-
schwerte und für die meisten Zugewanderten
unmöglich machte. 

LANGE PHASE DER UNSICHERHEIT

Eine der estnischen Staatsbürgerschaftsge-
setzgebung weitgehend entsprechende Ge-
setzgebung wurde erst 1998 verabschiedet.
Diese lange Phase der Unsicherheit hinterließ
tiefe Spuren. Viele ehemals loyale, mit der
Volkfront sympathisierende Nichtletten sahen
sich getäuscht. Nach 1991 wollten noch die
meisten Nichtletten die Staatsbürgerschaft
erwerben, doch als dies endlich möglich war,
begann der Prozess der Einbürgerung sehr
schleppend, so dass man sich sogar veranlasst
sah, staatlicherseits dafür zu werben. Und
trotzdem haben bisher nur rund 75.000 Men-
schen die lettische Staatsangehörigkeit durch
Einbürgerung erworben. Auch die Möglichkeit,
für alle in Lettland nach 1991 geborenen Kin-
der die Staatsangehörigkeit zu beantragen,
haben bisher nur relativ wenig Eltern wahrge-
nommen. Noch immer sind in Lettland knapp
500.000 Einwohner staatenlos. Über 200.000
davon sind Menschen im Pensionsalter, die
mehrheitlich gar nicht mehr in der Lage sind,
entsprechende Prüfungen abzulegen. Der ein-
zige Lichtblick mag darin zu sehen sein, dass in
Lettland die Zahl der russischen Staatsbürger
im Vergleich zu Estland sowohl in absoluten
Zahlen mit rund 60.000 – und noch mehr im
Vergleich zur Gesamtbevölkerung – sehr viel
geringer ist. 
Nach wie vor besteht aber in Lettland ein na-
tionales Konfliktpotenzial. Es kommt immer
wieder zu Auseinandersetzungen. Zuletzt ent-

zündete sich der Konflikt an der Schulpolitik.
Bereits Mitte der 90er-Jahre wurde program-
matisch ein allmählicher Übergang der Unter-
richtssprache von Russisch auf Lettisch fest-
gelegt. Auch wenn die Termine immer weiter
hinausgeschoben und auch die Forderungen
von 100% auf 60% Unterricht in lettischer
Sprache heruntergeschraubt wurden, so nahm
der Konflikt immer mehr an Schärfe zu, je nä-
her das Datum der Einführung des Übergangs,
der 1.9.2004, heranrückte. Im Frühjahr 2004
gingen mehrere Tausend russischer Schüler
auf die Straße mit Losungen wie „Hände weg
von russischen Schulen“. Das Problematische
an dieser neuen Entwicklung ist, dass in der
Vergangenheit in erster Linie Vertreter der al-
ten sowjetischen Nomenklatura protestierten
und ihren verlorenen Privilegien nachtrauer-
ten, in den letzten Jahren jedoch gerade Ju-
gendliche verstärkt ihren Unmut zum Aus-
druck brachten. 

POSITIVE ENTWICKLUNGEN 
ZEICHNEN SICH AB

Trotz all der aufgezeigten Schwierigkeiten
zeichnet sich aber auch in Lettland seit Ende
der 90er-Jahre eine positive Entwicklung ab.
Es mehren sich die Stimmen, die um die Not-
wendigkeit einer Integrationspolitik wissen.
Auch in Lettland wurde ein Integrationsfonds
eingerichtet, Gelder für Sprachkurse und an-
dere Integrationsmaßnahmen zur Verfügung
gestellt, das Amt eines Integrationsministers
geschaffen und auch die Staatspräsidentin
zeigte sich immer bemüht, bestehende Span-
nungen abzubauen.
Voraussetzungen für ein friedliches Miteinan-
der der Titularnationen mit den im Lande le-
benden nationalen Minderheiten sind in allen
drei baltischen Staaten nach wie vor gegeben.
Nach Umfragedaten wird das Zusammenleben
im Alltag, werden die Beziehungen zwischen
Esten, Letten, Litauern und Russen überwie-
gend als gut bewertet. Mehr als ein Viertel der
Eheschließungen in Lettland sind Mischehen.
Russen sind sich dessen bewusst, dass das 
Leben im Baltikum größere Möglichkeiten und
bessere Zukunftschancen eröffnet als in Russ-
land. Die Zahl derjenigen, die sich nach den 
alten Zeiten zurücksehnen, nimmt ab. Die
Kenntnisse der Staatssprachen nehmen von
Jahr zu Jahr zu. Eltern schicken immer häufi-
ger ihre Kinder bewusst in Schulen der Titular-
nationen, um ihre Sprachkenntnisse und In-
tegration zu fördern. Die große Mehrheit der
im Baltikum lebenden Russen identifiziert sich
mit dem Land, in dem sie leben, betrachten
dieses als ihre Heimat. Die Identifikation mit
dem jeweiligen Land zeigt sich in besonderer
Weise bei Sportereignissen, wie zum Beispiel
der Fußballeuropameisterschaft, als Letten
und Russen gemeinsam Erfolge bejubelten
und Niederlagen betrauerten. 
Sowohl Esten, Letten, Litauer als auch die 
eingewanderte russischsprachige Bevölkerung
hatten einen Umdenkungsprozess zu vollzie-
hen. Einerseits mussten sich Esten, Letten und
Litauer daran gewöhnen, dass die eingewan-
derten Russen auch in Zukunft im Lande leben
bleiben und somit ein Teil der neuen Staatsna-
tion sein werden; andererseits galt es für die

russischsprachige Bevölkerung zu verstehen,
dass, wenn man im Baltikum leben bleiben
wollte, dies auch eines Anpassungsprozesses
bedarf und man nicht umhin kommen würde,
die jeweilige Staatssprache zu erlernen. Ange-
sichts der Jahrzehnte andauernden Unterdrü-
ckung jeglicher nationaler Interessen und an-
gesichts der bisweilen problematischen Natio-
nalitätenpolitik nach der Wiedererlangung der
Unabhängigkeit erscheint es gleichwohl als
eine große Leistung aller Beteiligten, dass es
bis zum heutigen Tag zu keinerlei gewaltsa-
men Auseinandersetzungen zwischen den Na-
tionalitäten gekommen ist. Dies um so mehr
als von Seiten der Sowjetunion bzw. Russlands
die nationalen Gegensätze immer wieder ge-
nutzt wurden – und werden –, um daraus po-
litisches Kapital zu schlagen. 

DIE BEZIEHUNGEN ZU RUSSLAND

Das wichtigste außenpolitische Ziel aller drei
baltischen Staaten war von Anfang die mög-
lichst schnelle Einbindung in europäische und
internationale Organisationen und Sicher-
heitsstrukturen, wobei die Aufnahme gleich-
ermaßen in die EU und NATO oberste Priorität
hatte. Diese klare Zielsetzung war wesentlich
bestimmt durch die Erfahrungen, die man so-
wohl in der Vergangenheit als auch in der
Gegenwart mit dem großen Nachbarn im Os-
ten, mit Russland, gemacht hatte. 
In den Jahren 1990/1991 hatten die baltischen
Staaten und Russland noch gleiche Interes-
sen und Ziele – die Stärkung der Souveränität
gegenüber den zentralen Machtinstanzen der 
Sowjetunion. Auf diesem Hintergrund sind die
gegenseitigen Souveränitätserklärungen vom
Januar 1991 sowie auch die rasche diplomati-
sche Anerkennung der Unabhängigkeit der bal-
tischen Staaten durch Russland am 24.8.1991
zu erklären.
Anfang der 90er-Jahre war das zentrale Thema
der Abzug der russischen Truppen, die noch
zahlreich in Estland, Lettland und Litauen sta-
tioniert waren. Durch diplomatisches Ge-
schick, insbesondere des damaligen litaui-
schen Präsidenten Brazauskas gelang es, dass
Russland 1993 seine Truppen aus Litauen ab-
zog. Der Truppenabzug aus Estland und Lett-
land verzögerte sich hingegen und kam erst
auf internationalen Druck im Sommer 2004
zustande. Der damalige estnische Präsident
Lennart Meri bezeichnete den 31. August 1994
als den Tag, an dem in Estland der Zweite
Weltkrieg zu Ende gegangen ist. In Lettland
blieb aber auch danach noch eine russische
Radarstation erhalten, die erst 1997, im Beisein
der gesamten Regierung, gesprengt wurde.

DAS BALTIKUM ALS RUSSISCHE
INTERESSENSPHÄRE

Im Herbst 1992 entwickelte Russland eine
neue außenpolitische Konzeption, deren Be-
standteil unter anderem die Aufrechterhal-
tung russischer Interessen auf dem gesamten
Territorium der ehemaligen Sowjetunion war,
so auch im Baltikum. In Bezug auf das Balti-
kum war vom „nahen Ausland“ die Rede. Das
Baltikum wurde noch immer als Interessen-
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sphäre Russlands gesehen. Russland sah sich
als Verteidiger der Rechte der russischsprachi-
gen Minderheiten und unterstützte die Forde-
rungen nach einer Staatsbürgerschaft für alle
ständigen Einwohner sowie die Einführung
von Russisch als zweiter Staatssprache. Auf
russischer Seite hat man die Durchsetzung
solcher Forderungen immer wieder mit Droh-
gebärden und verschiedenen Pressionsmaß-
nahmen gekoppelt. Umgekehrt waren diese
Forderungen von Seiten der baltischen Staa-
ten unannehmbar.
Bis 1996/97 war das Hauptangriffsziel der rus-
sischen Drohungen Estland. Ab 1998 wurde
Lettland zum Hauptangriffsziel auserkoren.
Immer wieder sprachen führende russische
Politiker von einer Diskriminierung der rus-
sischen Bevölkerung, von einer Politik der
Apartheid. Moskaus Bürgermeister Luschkow
verstieg sich gar zu einem Vergleich Lettlands
mit dem Pol-Pot-Regime in Kambodscha.
Doch alle Delegation der OSZE, die die Lage in
den baltischen Staaten untersuchten, erklär-
ten ausdrücklich, dass weder in Estland noch
in Lettland Menschenrechtsverletzungen oder
Diskriminierungen gegenüber der russisch-
sprachigen Bevölkerung festzustellen waren.
Kritisiert wurde allerdings das Staatsangehö-
rigkeitsgesetz Lettlands.
Die verbalen Angriffe hörten auch nach der
Annahme eines liberaleren Staatsangehörig-
keitsgesetzes in Lettland im Sommer 1998
nicht auf. In der außenpolitischen Konzeption
des russischen Außenministeriums aus dem
Jahre 2000 heißt es, dass zur Verteidigung der
Interessen der Russen im Baltikum vielfältige
Mittel angewandt werden sollen, von der Ein-
flussnahme über internationale Organisatio-
nen bis zu ökonomischen Maßnahmen. Was
Letzteres bedeutete, wurde deutlich, als das
russische Parlament im selben Jahr einen ge-
nerellen Wirtschaftsboykott gegenüber Lett-
land verfügen wollte. Dieses Vorhaben schei-
terte erst in dritter Lesung. Doch wurden zum
Beispiel auf allen Waren aus Estland und Lett-
land doppelte Zölle erhoben, obwohl umge-
kehrt Estland russischen Waren gegenüber
Zollfreiheit gewährte. Russlands einstmals
wichtigster Ausfuhrhafen – Ventspils –wird
seit Anfang 2003 systematisch von Russland
boykottiert, da sich Lettland weigerte, russi-
schen Firmen die Aktienmehrheit an diesem
Hafen zu übereignen.

DISKREDITIERUNG DER WESTBINDUNG

All die verbalen Angriffe und wirtschaftlichen
Pressionen hatten einerseits das Ziel, nach wie
vor den Einfluss in den baltischen Staaten auf-
rechtzuerhalten; zum anderen ging es darum,
die baltischen Staaten international zu diskre-
ditieren, um so ihre Aufnahme in die EU und
vor allem in die NATO zu verhindern.
Die Aufnahme in die EU versuchte man auch
dadurch zu behindern, dass Russland sich wei-
gerte die bereits 1997/98 ausgehandelten
Grenzverträge zu ratifizieren, obwohl Lettland
und Estland in diesen Verträgen auf berech-
tigte territoriale Ansprüche gegenüber Russ-
land verzichtet hatte. Erst im Mai 2003 ratifi-
zierte die russische Duma den Grenzvertrag
mit Litauen. Dies geschah vor allem auf dem

Hintergrund der Notwendigkeit einer Klärung
des Transits von Russland zur russischen Ex-
klave Kaliningrad. Die Grenzverträge mit Est-
land und Lettland blieben aber nach wie vor,
unter Hinweis auf die angeblich ungelösten
Minderheitenfragen, unbehandelt.
Die Aufnahme der baltischen Staaten in die
NATO wollte man von Seiten Russlands auf je-
den Fall und mit allen nur denkbaren Mitteln
verhindern – nach Aussagen des russischen
Generalstabs nötigenfalls auch durch militäri-
sche Gewalt. Der Vorsitzende der Liberaldemo-
kratischen Partei Russlands und stellvertre-
tende Parlamentsvorsitzende Schirinowski
sprach in diesem Zusammenhang sogar da-
von, dass Russland zur Verhinderung der Er-
weiterung der NATO in den baltischen Staaten
Atomwaffen einsetzen sollte. Diese Drohge-
bärden führten jedoch dazu, dass die balti-
schen Staaten sich um so stärker um eine Auf-
nahme in die NATO bemühten. Ein wichtiger
Schritt dahin war der Abschluss von Partner-
schaftsverträgen zwischen den baltischen
Staaten und den USA im Jahr 1998. Die USA
erwiesen sich danach als wichtigste Befürwor-
ter eines NATO Beitritts. Umgekehrt zeigten
sich deshalb auch die baltischen Staaten im
Irakkrieg als treue Verbündete der Vereinigten
Staaten von Amerika. 
Die Aufnahme in die EU leitete ein neues Ka-
pitel in den Beziehungen der baltischen Staa-
ten mit Russland ein. Das Verhältnis wird sich
normalisieren müssen, wirtschaftliche Be-
nachteiligungen werden kaum mehr aufrecht-
zuerhalten sein, da die Verträge zwischen der
EU und Russland für alle Mitgliedsländer Gel-
tung haben. Selbst in der Frage der Grenzver-
träge scheint jetzt Bewegung hineinzukom-
men. So versprach Russlands Präsident Putin
im Mai 2004, sich für eine Ratifizierung der
Grenzverträge einzusetzen. Es bleibt zu hof-
fen, dass es in nächster Zukunft auch zwi-
schen den baltischen Staaten und Russland
Beziehungen auf gleichberechtigter Grund-
lage und in gegenseitiger Achtung der vollen
Souveränität geben wird. 
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GEOGRAPHIE

Estland ist der nördlichste der drei baltischen
Staaten. Zu Estland gehören 1.521 Inseln, die
größten sind Saaremaa/Ösel (2.922 km2) und
Hiiumaa/Dagö (1.023 km2). Der Südosten wird
vom Baltischen Landrücken durchzogen, des-
sen höchste Erhebung der Suur Munamägi mit
318 Metern ist. In den Ebenen und auf den In-
seln sind die Böden nährstoffarm und flach-
gründig mit ausgedehnten Mooren. Sümpfe
und Moore bedecken 20 Prozent der Landes-
fläche, mehr als 50 Prozent sind waldbedeckt.
Durch den Einfluss des Atlantischen Ozeans ist
das Klima Estlands merklich milder als in Re-
gionen gleicher Breitenlage. In den Sommer-
monaten beträgt die durchschnittliche Tem-
peratur 15 bis 18 Grad Celsius, im Winter -4
bis -5 Grad Celsius. 
Insgesamt besticht Estland trotz seiner gerin-
gen Größe durch eine Vielfalt an Landschaften
und facettenreicher Naturschönheit. Von der
vielgestaltigen Küstenlandschaft über dichte
Kiefernwälder und weite Moore bis zu klaren
Seen und Inseln bietet Estland ein von den eis-
zeitlichen Gletscherbewegungen geprägtes
Landschaftsbild. Fast die Hälfte des Staatsge-
bietes ist mit Wald bedeckt. Nicht nur in den
vier Nationalparks und 31 Naturreservaten hat
sich die natürliche Vegetation erhalten. In den
Mischwäldern und Sumpfgebieten lebt noch
eine artenreiche Tierwelt. Zu den hier vorkom-
menden großen Wildtieren zählen Wölfe, Bä-
ren, Elche, Luchse und Seeadler.

POLITIK

Staatsname: Republik Estland 
(Eesti Vabariik)

Staatsform: Seit 1991 parlamen-
tarische Republik

Nationale Feiertage: 24. Februar (Unabhängig-
keitserklärung 1918) 
20. August (Erklärung 
zur Wiederherstellung 
der Unabhängigkeit 1991,
staatlicher Feiertag 
seit 1998)

POLITISCHE ENTWICKLUNG –
UNABHÄNGIGKEIT

Wie alle anderen ehemaligen GUS-Staaten
verdankt Estland seine Unabhängigkeit der
Politik Michail Gorbatschows. Am 6. Septem-
ber 1991 erkannte die Sowjetunion die Unab-
hängigkeit aller drei baltischen Staaten an. 

POLITISCHE ENTWICKLUNG –
VERFASSUNG

Nach seiner Verfassung vom 28. Juni 1992 ist
Estland eine parlamentarische Demokratie.
Grundrechte und Gewaltenteilung sind in der
Verfassung abgesichert. Das Einkammerparla-
ment (Riigikogu/Reichstag) besitzt 101 Abge-
ordnete. Der Staatspräsident ist zeremonielles
Staatsoberhaupt, hat aber traditionell stärkere
Befugnisse als der deutsche Bundespräsident.
Die Regierung unter Leitung des Ministerprä-
sidenten ist dem Parlament verantwortlich. 

INNENPOLITIK

Das Fehlen dominierender Parteien und die Kon-
kurrenz um mehr oder weniger die gleichen
Wählergruppen sowie eine daraus resultierende
Vielzahl theoretisch möglicher Koalitionen hat
zu einer Reihe von Regierungswechseln geführt.
Alle bisherigen Regierungen waren sich jedoch
im Bemühen um eine Transformation der Plan-
wirtschaft in eine offene Marktwirtschaft sowie
um eine möglichst schnelle Integration Estlands
in die euro-atlantischen Strukturen einig.

Mit der estnischen Unabhängigkeit bekam die
russischsprachige Minderheit (als Folge der
russischen Annexion und mehrerer Russifi-
zierungskampagnen beträgt ihr Anteil ein
Drittel der Gesamtbevölkerung) den Status
von Nicht-Staatsangehörigen mit einge-
schränkten politischen Mitwirkungsrechten.
Aufenthaltsberechtigte Nicht-Esten haben je-
doch das aktive Kommunalwahlrecht. Die sich
zum Zeitpunkt der Unabhängigkeit in Estland
aufhaltenden nicht-estnischen Staatsangehö-
rigen haben grundsätzlich das Recht auf eine
unbefristete Aufenthaltserlaubnis. Sie kön-
nen außerdem nach einem im Vergleich mit
vielen westlichen Demokratien relativ großzü-
gigen Naturalisierungsverfahren die estnische
Staatsangehörigkeit erlangen. Ferner wurden
Erleichterungen bei der Familienzusammen-
führung beschlossen. Ein staatliches Integra-
tionsprogramm “Integration in die estnische
Gesellschaft 2000-2007”, das im Frühjahr
2000 von der Regierung verabschiedet wurde,
hat die sprachlich-kommunikative, rechtlich-
politische und sozial-ökonomische Integra-
tion der Nicht-Esten zum Ziel.

AUSSENPOLITIK

Die Ziele estnischer Außenpolitik werden von
allen politischen Kräfte getragen: Sicherung
der estnischen Souveränität und Unabhängig-
keit durch volle Integration in die politischen
und wirtschaftlichen Strukturen Europas,
Stärkung der regionalen Kooperation im Ost-
seeraum, Verbesserung der Beziehungen und
Herstellung “guter Nachbarschaft” zur Russi-
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Fläche 45.227 km2

Bevölkerung zirka 1,355 Mio. Einwohner, davon 65% Esten, 28% Russen, 3% Ukrainer, Weißrussen und Finnen.

Grenzen Im Westen und Norden verläuft die Grenze entlang der Ostsee, im Osten mit Russland und im Süden mit Lettland.

Hauptstadt Tallinn (Reval), 404 000 Einwohner

Urbanisierungsgrad 69%

Landessprache Amtssprache Estnisch, daneben ist vor allem Russisch verbreitet.

Währung 1 Estnische Krone (ekr)= 100 Senti

Zeitzone Mitteleuropäische Zeit + 1 Stunde

Gliederung 15 Bezirke

Religionen Lutheraner, Estnisch-Orthodoxe, Minderheiten von Katholiken, Muslime, Juden

Landesnatur Als nördlichster der drei baltischen Staaten erstreckt sich Estland von der Ostsee bis zum russischen See Peipus. Zu Estland 
gehören 1.521 Inseln.

Klima Das Klima ist gemäßigt kontinental.

WIRTSCHAFT

Währung 1 Estnische Krone (ekr) = 100 Senti

BSP 5,3 Mrd. US$

BSP/ pro Kopf 3.880 US$

Pro-Kopf-BIP in Euro 4.472 Euro (Oktober 2003)

Anteile am BIP Dienstleistungen 66%, Industrie 28%, Landwirtschaft 6%

Wachstumsrate des BIP 4,2%

Arbeitslosenquote 14,8% (Stand August 2003)

Inflationsrate 5,7% (Stand Dezember 2003)



schen Föderation, Vertiefung der Beziehungen
zur Ukraine und zu Weißrussland.

RECHT UND JUSTIZ

Im Oktober 2002 bewertete die EU den Stand
der Anpassung der Rechtsvorschriften als
weitgehend abgeschlossen. Dennoch muss
Estland weitere Maßnahmen zur Umsetzung
der Gemeinschaftsinstrumente ergreifen, ins-
besondere durch Verabschiedung und Anwen-
dung einer neuen Straf- und Zivilprozessord-
nung. Die Aus- und Fortbildung der Richter
wird fortgeführt. Beim Kampf gegen das orga-
nisierte Verbrechen insbesondere des Men-
schen- und Drogenhandels wurden Fort-
schritte erzielt, doch sollten – nach Einschät-
zung der EU – mehr Mittel zur Bekämpfung
der Geldwäsche bereitgestellt werden. 

EU-BEITRITT

Die Beitrittsverhandlungen mit der EU waren
mit Beginn der dänischen EU-Präsidentschaft
in die Schlussphase getreten. Estland wurde
auf dem Europäischen Rat von Kopenhagen
vom 12.-13. Dezember 2002 eingeladen, zu-
sammen mit neun weiteren Staaten am 1. Mai
2004 der EU beizutreten. Der Beitrittsvertrag
wurde am 16. April 2003 in Athen unterzeich-
net. Am 14. September 2003 sprachen sich in
einer Volksabstimmung 67 Prozent bei einer
Wahlbeteiligung von 64 Prozent für den EU-
Beitritt aus. 

DIENSTLEISTUNGSSEKTOR (66%)

Die estnische Volkswirtschaft setzte 2002 ih-
ren Erfolgskurs fort. Das BIP stieg erneut um
weitere 5,4 Prozent des Vorjahres. Dies ist auf
die günstige Entwicklung des Binnenmarktes
zurückzuführen. Insgesamt führten höhere
Beschäftigungsraten und gestiegene Löhne zu
einem Kaufkraftwachstum von 12 Prozent.
Unter allen postkommunistischen Ländern gilt
Estland als Musterbeispiel für eine erfolgrei-
che Umstellung zur Marktwirtschaft. 95 Pro-
zent aller Betriebe wurden in den letzten Jah-
ren privatisiert und zu einem großen Teil auf
dem internationalen Finanzmarkt verkauft.
Insbesondere Firmen aus Finnland und Schwe-
den investieren in Estland und nutzen die
steuerlichen Vorteile wie die lineare Einkom-
mensteuer von 26 Prozent und die steuerliche
Freistellung reinvestierter Gewinne.

INDUSTRIE (28%)

Als wichtigste Industriezweige sind der Ma-
schinenbau, Elektrotechnik und Textilindustrie
zu nennen. Handelsstandorte sind Tallinn und
der Nordosten des Landes. In den vergange-
nen Jahren erfuhren die Textil- und Beklei-
dungsindustrie den stärksten Zuwachs. Die
führenden Branchen sind die Nahrungsmittel-
industrie, die Holzverarbeitung, die Papier-
industrie, die Bereiche Verarbeitung nicht-
metallischer Mineralien, Maschinenbau und
Elektronik.

LANDWIRTSCHAFT (6%)

Hierunter sind die Landwirtschaft, Forstwirt-
schaft und die Fischerei zusammengefasst.
Innerhalb dieses Sektors erwirtschaftete die
Landwirtschaft mit 3 Prozent den größten An-
teil am BIP mit den Hauptprodukten Getreide,
Gemüse, Kartoffeln und der Viehwirtschaft. An
Rohstoffen sind Ölschiefer, Torf und Phospho-
rit vorhanden. Der Ölschiefer wird in Heiz-
kraftwerken verstromt, insgesamt basiert 90
Prozent der Stromerzeugung auf Ölschiefer.

SONSTIGES

Seit Ende März 2003 läuft der Aufbau eines
Erbgut-Katasters, das bis 2007 die Gen- und
Gesundheitsdaten von einer Millionen Esten
enthalten soll. Jeder Bürger sollte sich freiwil-
lig eine Ampulle Blut abnehmen lassen und ei-
nen Fragebogen ausfüllen. Estnische Wissen-
schaftler wollen damit die Rolle der Gene bei
Krankheiten wie Alzheimer, Krebs oder Diabe-
tes besser erforschen. Außerdem sollten die
Bürger über ihr individuelles Krankheitsrisiko

informiert werden. Der über eine staatliche
kontrollierte Stiftung aufgebaute Erbgut-
Schatz soll als Basis für das Pharmageschäft
dienen und die Abwanderung der jungen Bil-
dungselite bremsen. Schon heute wird die
Hälfte aller Doktortitel in den Biowissenschaf-
ten erworben. 
Umweltpolitisch problematisch ist die anhal-
tende Luftverschmutzung in der Region Ida-
Virumaa im Nordosten des Landes. Bei der Ver-
brennung von Ölschiefer, die etwa 90 Prozent
der Strom- und Wärmeversorgung sichert,
entstehen 88 Prozent des Gesamtausstoßes an
Stickstoff und 95 Prozent des Staubs (feste
Partikel) in Estland. Die Modernisierung der
Großkraftwerke wurde mit Hilfe ausländischer
Finanzmittel bereits begonnen. Der verbrannte
Ölschiefers bleibt als Asche zurück, die auf
Halden gelagert wird. Hinzu kommt das Pro-
blem der Landschaftszerstörung durch den Ta-
gebau bei der Ölschiefer-Gewinnung. Bis zum
Jahr 2012 läuft die im Rahmen des EU-Bei-
tritts festgelegte Übergangsfrist, bis zu deren
Ablauf der Ölschiefersektor in Estland restruk-
turiert sein soll. Auf dem Weg dorthin erhalten
die großen Kraftwerke neue Technologien, um
dem europäischen Standard bei Effizienz und
Schadstoffausstoß gerecht zu werden. Bei 
der Gewinnung von Wärme und Elektrizität
kommt nur ein verschwindend geringer Anteil
aus erneuerbaren Energien. Erste Ansätze
durch  verstärkten Einsatz von Windkraft (seit
Oktober 2002 arbeitet eine von der Bundesre-
publik Deutschland geförderte Windkraftan-
lage an der Westküste) und Biomasseanlagen
sind gestellt.

QUELLEN
Munzinger-Archiv
dtv/Spiegel Jahrbuch 2004 (Stand der Daten: August
2003)
Fischer Weltalmanach 2004
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VERFASSUNGSENTWICKLUNG UND
VERFASSUNGSPRINZIPIEN

Wie überall in Osteuropa bilden auch in den
baltischen Staaten geschriebene Verfassungen
die Grundlage staatlich-politischen Handelns.
Lettland ist der einzige osteuropäische Staat,
in dem wieder die Verfassung der vorsozialis-
tischen Demokratie gilt, ergänzt allerdings
durch einen Grundrechtsteil und mit einer
Reihe weiterer Änderungen. Die Verfassung
der ersten Republik (1918-1940) von 1922
wurde mit der Unabhängigkeitserklärung
1990 zunächst grundsätzlich und im Juli 1993
wieder vollständig in Kraft gesetzt. In Estland
wurde 1992 zwar eine neue Verfassung be-
schlossen, doch hatten die Verfassungen aus
der Zeit der ersten Unabhängigkeit Estlands
(1918-1940) „eine eindeutige Vorbildfunktion“
(Lagerspetz/Maier 2004, 73). Estland und Li-
tauen gehören zu den wenigen osteuropäi-
schen Staaten, in denen die vom Parlament
beschlossene Verfassung in einem (1992
durchgeführten) Referendum vom Volk ange-
nommen wurde. Mit dem Inkrafttreten der
Verfassung endet – so die plausible Einteilung
Wolfgang Merkels – die Transformationsphase
der Institutionalisierung der Demokratie, und
es kann bei Respektierung der dadurch festge-
legten Verfahren und Spielregeln die Konsoli-
dierung beginnen (Merkel 1999,131f.).

VORRANG DER VERFASSUNG

Der Verfassungsurkunde kommt in allen ost-
europäischen Staaten Vorrang gegenüber ein-
fachen Gesetzen zu; Verfassungsänderungen
werden deutlich erschwert. In Lettland werden
Verfassungsänderungen vom Parlament (Sae-
ima) in drei Lesungen mit der Stimmenmehr-
heit von mindestens zwei Dritteln der anwe-
senden Abgeordneten verabschiedet. Das li-
tauische Parlament (Seimas) muss sich in zwei
Abstimmungen, die mindestens drei Monate
auseinanderliegen, mit einer Mehrheit von
zwei Dritteln aller Abgeordneten für eine Än-
derung aussprechen. Einen unveränderlichen

Verfassungskern kennen die Verfassungen der
baltischen Staaten im Unterschied zum deut-
schen Grundgesetz nicht, jedoch ist in Lett-
land und Litauen die Änderung wichtiger 
Verfassungsgrundsätze nur durch eine Volks-
abstimmung möglich (obligatorisches Verfas-
sungsreferendum).
Ähnlich wie ein obligatorisches Referendum
kann sich auswirken, wenn eine Verfassungs-
änderung nur durch ein neugewähltes Parla-
ment beschlossen werden kann. Estland ist 
das einzige osteuropäische Land, in dem diese
in Westeuropa häufiger anzutreffende Rege-
lung (in modifizierter Form) eingeführt wurde.
Das estnische Parlament (Riigikogu) befin-
det zunächst mit Dreifünftelmehrheit darüber,
ob ein verfassungsändernder Entwurf durch
Volksentscheid oder einen parlamentarischen
Beschluss angenommen wird. Nach skandina-
vischem Vorbild muss die parlamentarische
Entscheidung jedoch auch von einem neuen
Parlament (mit drei Fünfteln aller Mitglieder)
bestätigt werden – und kann somit ebenfalls
als direktdemokratisch legitimiert angesehen
werden. Allerdings gibt es auf Beschluss einer
Vierfünftelmehrheit des Parlaments zudem ein
– der finnischen Regelung ähnliches – dringli-
ches Verfahren, wonach das Parlament eine
Verfassungsänderung mit Zweidrittelmehrheit
auch sofort beschließen kann (Art. 161-168
EstnVerf.). Die in Lettland mögliche verfas-
sungsändernde Volksgesetzgebung ist – ähn-
lich wie in Westeuropa (Schweiz) – auch in
Osteuropa eine Ausnahme. 

VERANKERUNG DES DEMOKRATIE- 
UND RECHTSSTAATSPRINZIPS

Das Demokratieprinzip ist in allen baltischen
Verfassungen ausdrücklich in Artikel 1 veran-
kert. Alle Verfassungen bekunden ein pluralis-
tisches Demokratieverständnis – mit dem
Recht der freien Gründung von Parteien und
Vereinigungen. 
In Abkehr vom staatssozialistischen Verständ-
nis begreifen sich die baltischen Staaten als
Rechtsstaaten. Die Verfassungen enthalten
ausführliche Grundrechtskataloge. Sie ge-
währleisten die klassischen Freiheitsrechte, die
auch Nicht-Staatsbürgern zustehen, sowie
politische Grundrechte wie die Kommuni-
kations-, Vereinigungs- und Versammlungs-
freiheit, denen konstitutive Bedeutung für 
den pluralistisch-demokratischen Willensbil-
dungsprozess zukommt. Hinzu kommen sozi-
ale Grundrechte, so durchweg ein ausdrückli-
ches Recht auf soziale Sicherung, die jedoch
faktisch den Charakter von Staatszielbestim-
mungen haben (Schweisfurth/Alleweldt 2000).
Verfassungsanspruch und Wirklichkeit liegen
zudem weit auseinander. 
Hinsichtlich der Ansprüche des demokrati-
schen Rechtsstaats als problematisch erwies
sich, dass in Estland und Lettland etwa ein Drit-
tel der Bevölkerung Nicht-Staatsbürger sind,
darunter ein hoher Anteil ethnischer Russen,
denen die Staatsbürgerrechte versagt sind. Mit
dem Ziel der EU-Mitgliedschaft und unter

internationalem Druck wurde die Einbürgerung
in jüngster Zeit allerdings erleichtert.

VERFASSUNGSGERICHTSBARKEIT

Dem Schutz der Verfassung dient eine stark
ausgebaute Verfassungsgerichtsbarkeit. Ihr
kommt insbesondere die Aufgabe zu, den Vor-
rang der Verfassung gegenüber einfachen Ge-
setzen zu sichern. Entsprechend dem „öster-
reichischen Modell“ von 1920 wurden in allen
osteuropäischen Ländern mit Ausnahme Est-
lands spezielle Verfassungsgerichte eingerich-
tet, die insbesondere für die Kontrolle der Ge-
setze auf ihre Verfassungsmäßigkeit zuständig
sind. Ihre Entscheidungen sind endgültig. Ne-
ben dem österreichischen Verfassungsgericht
diente häufig die deutsche Verfassungsge-
richtsbarkeit als Vorbild.
Wie überall in Osteuropa wurde auch in den bal-
tischen Staaten die konkrete Normenkontrolle
auf Veranlassung eines Gerichts wie auch die
abstrakte Normenkontrolle von Gesetzen und
untergesetzlichen Rechtsnormen eingeführt
(Roggemann 1999, 124ff.). Das Antragsrecht
bei der konkreten Normenkontrolle ist in Lett-
land dadurch eingeschränkt, dass sie im Falle ei-
nes Verfahrens nur über den Obersten Gerichts-
hof möglich ist. Im Rahmen der abstrakten
Normenkontrolle kann in Litauen und Lettland
neben dem Staatspräsidenten und der Regie-
rung auch ein Fünftel der Abgeordneten beim
Verfassungsgericht eine Überprüfung der Ver-
fassungsmäßigkeit beantragen. 
Verfassungsklagen sind somit als Oppositions-
instrument nutzbar, was sich auch präventiv
bei der Gesetzgebung auswirken kann. In Li-
tauen kamen die meisten Verfassungsklagen
von Gerichten und aus dem Seimas (1993-
2003: 242 bzw. 97), vom Präsidenten hingegen
nur viermal und von der Regierung dreimal
(Tauber 2004, 183). Wie in etwa zwei Dritteln
der osteuropäischen Länder wurde in Lettland
die individuelle Verfassungsbeschwerde ein-
geführt, allerdings erst im Jahre 2001.
Nur in Estland besteht nach skandinavischem
Vorbild eine dezentralisierte Normenkontrolle,
wonach jedes Gericht befugt ist, im konkreten
Fall anzuwendende Rechtsvorschriften auf
ihre Verfassungsmäßigkeit hin zu überprüfen
und gegebenenfalls nicht anzuwenden. Au-
ßerdem nimmt eine Abteilung des Obersten
Gerichts Aufgaben der Verfassungsgerichts-
barkeit wahr. 

WAHL UND ERNENNUNG DER
VERFASSUNGSRICHTER

Wesentliche Bedeutung für die Sicherung der
Unabhängigkeit wie auch für die demokrati-
sche Legitimation kommt einem angemesse-
nen Verfahren zur Wahl und Ernennung der
Verfassungsrichter zu. Im Unterschied zu eini-
gen anderen osteuropäischen Staaten werden
in Litauen und Lettland alle Verfassungsrichter
vom Parlament gewählt. Hierfür genügt in
Lettland die absolute Mehrheit, in Lettland so-
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Die Entwicklung der politischen Sys-
teme der baltischen Staaten Estland,
Lettland und Litauen nach dem Ende der
kommunistischen Regime und der Pro-
zess der Demokratisierung sind dadurch
geprägt, dass die politische und wirt-
schaftliche Transformation wie auch die
Neugründung des Staates zu bewälti-
gen waren. Hinzu kam die Aufgabe, die
Voraussetzungen für die angestrebte
und am 1. Mai 2004 vollzogene EU-Mit-
gliedschaft zu schaffen. Inwieweit ist
angesichts dieser besonderen Heraus-
forderungen eine Institutionalisierung
und Konsolidierung der Demokratie ge-
lungen? Red.



gar die einfache Mehrheit der Abgeordneten,
was bei stabilen Mehrheitsverhältnissen eine
regierungsnahe Zusammensetzung begünsti-
gen könnte. Die für eine Amtszeit von neun
bzw. zehn Jahren gewählten Richter können
nicht wiedergewählt werden, was ihrer Unab-
hängigkeit dient.
Die Verfassungsgerichte spielen in den balti-
schen Staaten – ähnlich wie in den anderen ost-
europäischen EU-Beitrittsländern – eine wich-
tige Rolle auf dem Weg der rechtsstaatlichen
und demokratischen Konsolidierung. Ihre Ent-
scheidungen hatten oft erhebliche politische
Bedeutung und waren nicht selten umstritten.
Die Beschlüsse der Verfassungsgerichte wur-
den in der Regel von den Institutionen respek-
tiert und die Verfassungsgerichte konnten
weitgehend ihre Unabhängigkeit bewahren.
Das Gericht „hat sich in den wenigen Jahren sei-
ner Existenz bereits viel Vertrauen erworben“,
so Joachim Tauber im Falle Litauens (Tauber
2004, 183). 

PARLAMENTARISCHE REGIERUNGS-
SYSTEME UND STAATSPRÄSIDENTEN

Wie in fast allen anderen EU-Beitrittsländern
bestehen in den baltischen Staaten parlamen-
tarische Regierungssysteme, in denen die Re-
gierung in ihrem Bestand vom Vertrauen der
Parlamentsmehrheit abhängig ist. 
Die Regierungsmacht liegt – wie in parlamen-
tarischen Demokratien üblich– beim Minister-
präsidenten und dem Kabinett, während der
Staatspräsident auf die Funktion des Staats-
oberhauptes beschränkt ist. Die Staatspräsi-
denten nehmen vornehmlich repräsentative
Aufgaben wahr, sind jedoch nicht darauf be-
schränkt, sondern üben darüber hinaus be-

stimmte Verfahrenskompetenten und Reser-
vefunktionen aus. 
In Lettland und Litauen verfügt der Präsident
über das Recht der Gesetzesinitiative, in Est-
land nur bei Verfassungsänderungen. Die let-
tischen Präsidenten haben diese Möglichkeit
nur selten genutzt, die litauischen vergleichs-
weise häufig. 
Wesentlich größere Bedeutung kommt dem
suspensiven Veto zu, mit dem der Staatspräsi-
dent ein Gesetz zur erneuten Beratung an das
Parlament zurückverweisen kann. Das Veto des
Präsidenten kann in Litauen mit absoluter
Mehrheit, in Estland und Lettland mit einfacher
Mehrheit vom Parlament überstimmt werden.
In Litauen muss das erneut beschlossene Gesetz
dann vom Präsidenten verkündet werden. In
Estland kann der Präsident ein vom Parlament
erneut beschlossenes Gesetz dem Obersten Ge-
richt zuleiten, um es auf seine Verfassungsmä-
ßigkeit überprüfen zu lassen (präventive Nor-
menkontrolle); wird diese vom Obersten Gericht
bestätigt, muss er es verkünden. 
Lettland ist einer der wenigen Staaten, in de-
nen der Staatspräsident ein Referendum über
ein vom Parlament beschlossenes Gesetz initi-
ieren kann. Er kann binnen sieben Tagen die
Verkündung eines Gesetzes für zwei Monate

aussetzen und eine Volksabstimmung anord-
nen (Art. 72 LettVerf.). Allerdings hat noch kein
lettischer Staatspräsident von dieser Möglich-
keit Gebrauch gemacht.
Vor allem in den 1990er Jahren nutzten die
Präsidenten Estlands und Lettlands das Veto
häufiger, insbesondere in pazifierender Weise
im Falle des Staatsbürgerrechts.
Bei der Regierungsbildung und der Entlassung
der Regierung stehen den Staatspräsidenten
keine letztverbindlichen Entscheidungskom-
petenzen zu, bei der Parlamentsauflösung nur
in verfassungsmäßig bestimmten Fällen, um
die staatliche Handlungsfähigkeit wiederher-
zustellen.
Die stärkste verfassungsrechtliche Stellung
unter den Staatspräsidenten der baltischen
Staaten nimmt der durch unmittelbare Volks-
wahl legitimierte Präsident Litauens ein.
Gleichwohl lässt sich auch das Regierungssys-
tem Litauens bei genauerer Betrachtung nicht
als semi-präsidentiell charakterisieren. Von se-
mi-präsidentiellen Regierungssystemen sollte
man nur dann sprechen, wenn die Regierungs-
macht nicht allein bei Kabinett und Minister-
präsident, sondern in erheblichem Umfang
beim Staatspräsidenten liegt, was auch in Li-
tauen nicht der Fall ist.
Zwar entscheidet der litauische Präsident
nach der Verfassung „über die grundlegenden
Fragen der Außenpolitik“. Jedoch „führt (er) die
Außenpolitik zusammen mit der Regierung“
(Art. 84 Ziff. 1 LitVerf.). Auch fehlt es ihm an
faktischen Kompetenzen zu einer selbststän-
digen Außenpolitik, weshalb er auf einen Kon-
sens mit Regierung und Parlament angewie-
sen ist (Tauber 2004, 158).
Die Kompetenz der Politikgestaltung liegt
auch in Litauen – wie in parlamentarischen
Regierungssystemen üblich – bei Parlament
und Regierung. Die Regierung ist nicht dem
Präsidenten, sondern allein dem Parlament
verantwortlich.

WAHL DES STAATSPRÄSIDENTEN

Wie in den anderen osteuropäischen Staaten
ist für die Direktwahl des litauischen Staats-
präsidenten im ersten Wahlgang die absolute
Mehrheit der Stimmen erforderlich. Erhält kein
Kandidat die absolute Mehrheit, findet im
zweiten Wahlgang eine Stichwahl zwischen
den beiden Kandidaten mit der höchsten Stim-
menzahl statt. Nur der erste Präsident der jun-
gen Republik, Algirdas Brazauskas (1993-98),
erhielt bereits im ersten Wahlgang die erfor-
derliche Mehrheit, während seine beiden
Nachfolger Valdas Adamkus und Rolandas
Paksas sich erst im zweiten Wahlgang mit
knapper Mehrheit durchsetzten.
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Staatspräsident Amtszeit Partei

Lennart Meri 1992-1996 Vaterland/Isamaa

1996-2001 Vaterland/Isamaa

Arnold Rüütel 2001- Landvolkpartei/Maarahva Erakond

TABELLE 1: STAATSPRÄSIDENTEN ESTLANDS SEIT 1992

Quelle: Mikko Lagerspetz/Konrad Maier: Das politische System Estlands. In : Wolfgang Ismayr (Hrsg.): Die politischen
Systeme Osteuropas. Opladen 2004,  71-110, S. 76.
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Minister- Partei Amtszeit Regierungsparteien
präsident

Mart Laar Isamaa 21.10.1992-26.9.1994 Isamaa
Mõõdukad
Eesti Rahvusliku Sõltumatuse Partei

Andres Tarand Mõõdukad 27.10.1994-5.3.1995 Mõõdukad
Isamaa
Eesti Rahvusliku Sõltumatuse Partei

Tiit Vähi Koonderakond 12.4.1995-12.10.1995 Koonderakond
Maarahvapartei
Pensionääride Ühing
Maaliit
Keskerakond

Tiit Vähi Koonderakond 22.10.1995-17.3.1997 Koonderakond
Maarahvapartei
Pensionääride Ühing
Maaliit
Reformierakond

Mart Siimann Koonderakond 17.3.1997-7.3.1999 Koonderakond
Maaliit
andere Parteien (wechselnd)

Mart Laar Isamaa 7.3.1999-8.1.2002 Isamaa
Mõõdukad
Reformierakond

Siim Kallas Reformierakond 18.1.2002-2.3.2003 Reformierakond
Keskerakond

Juhan Parts Res Publica 2.3.2003- Res Publica
Reformierakond
Rahvaliit

TABELLE 4: REGIERUNGEN ESTLANDS SEIT 1992

Anm.: Parteinamen vgl. Tab. 7.
Quelle: Mikko Lagerspetz/Konrad Maier: Das politische System Estlands. In: Wolfgang Ismayr (Hrsg.): Die politischen
Systeme Osteuropas. Opladen 2004,  71-110, S. 83.

Im Unterschied zu Litauen erfolgt die demo-
kratische Legitimation in den beiden ande-
ren baltischen Staaten nur indirekt durch das
Parlament, wobei in Lettland die absolute
Mehrheit, in Estland eine Zweidrittelmehrheit
der Mandate erforderlich ist. Bleibt auch der
dritte Wahlgang erfolglos, wird der Präsident
Estlands von einem Wahlkollegium gewählt,
dem neben den 101 Parlamentsabgeordneten
273 Wahlmänner der kommunalen Vertre-
tungskörperschaften angehören. In Lettland
erlangte der angesehene Präsident Guntis Ul-
manis bei seiner Wiederwahl 1996 trotz star-
ker Parteienzersplitterung im Parlament be-
reits im ersten Wahlgang die erforderliche ab-
solute Mehrheit. Ansonsten konnte sich in
beiden Ländern erst nach mehreren Wahlgän-
gen ein Kandidat durchsetzen, in Estland 1996
und 2001 erst im 5. Wahlgang durch das
Wahlkollegium. 
Wie in den anderen osteuropäischen Länder
sehen auch die Verfassungen der baltischen
Staaten gewisse formale Vorkehrungen gegen
Amtsmissbrauch vor. Die Amtszeit des Präsi-
denten beträgt in Estland und Litauen fünf
Jahre, in Lettland sogar nur vier Jahre; nie-
mand darf mehr als zwei Amtsperioden nach-
einander amtieren. In den Verfassungen ist ein
Mindestalter von 40 Jahren festgelegt. Außer-
dem dürfen die Staatspräsidenten kein weite-
res Amt ausüben und müssen sich parteipoli-
tisch neutral verhalten. Dies wird für die Pra-
xis in Estland und Lettland auch weitgehend
bestätigt.
Eine Abwahl des Staatspräsidenten auch aus
politischen Gründen ist formell nur in Lettland
möglich, wobei eine Zweidrittelmehrheit aller
Abgeordneten erforderlich ist. In Estland kann
der Rücktritt des Präsidenten nur wegen straf-
barer Handlungen (§ 85 EstnVerf.) erzwungen
werden, in Litauen nur, wenn er die Verfassung
schwerwiegend verletzt, seinen Amtseid gebro-
chen oder ein Verbrechen begangen hat (§ 86
LitVerf.). Im April 2004 wurde der seit Februar
2003 amtierende Präsident Rolandas Paksas
wegen Verfehlungen in allen drei Punkten 
entlassen, wofür nach einem entsprechenden
Votum des Verfassungsgerichts mehr als die er-
forderlichen drei Fünftel der litauischen Abge-

ordneten stimmten. Erstmals wurde in Europa
ein Amtsenthebungsverfahren vollständig
durchgeführt. Mit dem Ende der Affäre Paksas
hatte Litauen eine extrem belastende Bewäh-
rungsprobe bestanden (siehe den Beitrag „Zur
politischen Kultur Litauens“ von Joachim Tau-
ber in diesem Heft). Bei den Präsidentschafts-
wahlen im Juni 2004 war erneut der als pro-
westlich geltende Valdas Adamkus erfolgreich,
der bereits von 1998 bis 2003 amtiert hatte.

REGIERUNGSBILDUNG UND
VERANTWORTLICHKEIT DER REGIERUNG

In keinem osteuropäischen Land hat sich eine
Konkurrenzdemokratie vom Typus des briti-
schen Westminster-Systems entwickelt, die
allerdings auch in Westeuropa eher die Aus-
nahme darstellt. Vielmehr werden Prozesse der
Parteienkonkurrenz durch Aushandlungs-
prozesse ergänzt. So bestehen auch in den 
baltischen Staaten verfassungsrechtliche und
politische Rahmenbedingungen, die einem ver-
handlungsdemokratischen Willensbildungs-
prozess förderlich sind. Dazu gehören schwer
veränderbare, geschriebene Verfassungen, eine
ausgebaute Verfassungsgerichtsbarkeit, aus-
geprägte Verfahrenskompetenzen des Staats-
präsidenten, direktdemokratische Verfahren
sowie ein Vielparteien-Parlamente begünsti-
gendes Wahlrecht – allerdings keine föderati-
ven Strukturen. Nicht zuletzt haben sich über-
all Arbeitsparlamente entwickelt, die eine
vergleichsweise starke Stellung einnehmen. 
Erhebliche Bedeutung – auch als Unterschei-
dungskriterien – kommt den vielfältigen for-
malen und informellen Regeln der Regie-
rungsbildung, des Regierungssturzes und der
Parlamentsauflösung zu. 
Im Unterschied zum „negativen Parlamenta-
rismus“ in einigen westeuropäischen Ländern
ist in den baltischen Staaten eine Vertrau-
ensabstimmung der Regierung durch das Par-
lament verpflichtend. Der vom Staatspräsi-
denten für das Amt des Ministerpräsidenten
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Staatspräsident Amtszeit Partei

Guntis Ulmanis 1993-1996 Lettlands Bauernbund (LZS)
1996-1999

Vaira Vı̄ķe-Freiberga 1999-2003 Parteilos
2003-

TABELLE 2: DIE STAATSPRÄSIDENTEN LETTLANDS NACH 1991

Quelle: Thomas Schmidt. Das politische System Lettlands. In: Wolfgang Ismayr (Hrsg.): Die politischen Systeme Ost-
europas. Opladen 2004, 111-151, S. 120.

Name Amtszeit Wahlergebnis

Algirdas Brazauskas 1993-1998 1. Wahlgang: 60,0%

Valdas Adamkus 1998-2003 2. Wahlgang: 50,4%

Rolandas Paksas 2003-2004 2. Wahlgang: 55,0%

Valdas Adamkus 2004- 2. Wahlgang  52,6%

TABELLE 3: DIE STAATSPRÄSIDENTEN LITAUENS SEIT 1993

Quelle: Joachim Tauber:  Das politische System Litauens. In: Wolfgang Ismayr (Hrsg.): Die politischen Systeme Ost-
europas. Opladen 2004, 153-188, S. 160.



Minister- Partei Amtszeit Regierungsparteien
präsident

Ivars Godmanis Volksfront 7.5.1990-5.7.1993 Volksfront

Valdis Birkavs LC 20.7.1993-13.7.1994 LC, LZS

Măris Gailis LC 15.9.1994-21.12.1995 LC, TPA

Andris Šķēle parteilos 21.12.1995-13.2.1997 DPS, LC, TB, ZS/LKDS, LNNK, LVP

Andris Šķēle parteilos 13.2.1997-7.8.1997 DPS, LC, TB, LZS/LKDS, LNNK

Guntars Krasts TB/LNNKa 7.8.1997-26.11.1998 DPS, LC, TB, LZS/LKDS, LNNK

Vilis Krištopãns LC 26.11.1998-16.7.1999 LC, TB/LNNK, JP + LSDAa

Andris Šķēle TP 16.7.1999-5.5.2000 TP, LC, TB/LNNK  

Andris Bērziņš LC 5.5.2000-8.11.2002 TP, LC, TB/LNNK, JPb

Einars Repše JL 8.11.2002-9.3.2004 JL, LPP, ZZS, TB/LNNK

Indulis Emsis ZZS 9.3.2004- TP, ZZS, LPP

TABELLE 5: REGIERUNGEN LETTLANDS SEIT 1990

a Die Sozialdemokraten gehörten der Regierungskoalition nicht direkt an, übernahmen jedoch zeitweilig einen Minis-
terposten von der Partei LC.
b Die JP trat im Februar 2001 aus der Regierung aus.

Quelle: Thomas Schmidt: Das politische System Lettlands. In: Wolfgang Ismayr (Hrsg.): Die politischen Systeme Osteu-
ropas. Opladen 2004, 111-151, S. 128.

Ministerpräsident Parteien Amtszeit

Kazimiera Danutė Prunskienė Sąjūdis/Parteilos 17.3.1990-10.1.1991

Albertas Šimenas Zentrumsgruppierung 10.1.1991-13.1.1991

Gediminas Vagnorius Parteilos 13.1.1991-21.7.1992

Alexsandras Algirdas Abišala Sąjūdis 21.7.1992-26.11.1992

Bronislovas Lubys LDDP 12.12.1992-10.3.1993

Adolfas Šleževičius LDDP 10.3.1993-8.2.1996

Laurynas Mindaugas Stankevičius LDDP 23.2.1996-19.11.1996

Gediminas Vagnorius TS/LK, LKDP 20.11.1996-3.5.1999

Irena Degutienė TS/LK, LKDP 4.5.1999-9.6.1999; 
(kommissarische Ministerpräsidentin) 28.10.1999-4.11.1999

Rolandas Paksas TS/LK, LKDP 10.6.1999-27.10.1999

Andrius Kubilius TS/LK, LKDP 5.11.1999-26.10.2000

Rolandas Paksas LLS, NSS 27.10.2000-20.6.2001

Algirdas Brazauskas LSDP, NSS 12.7.2001-

TABELLE 6: REGIERUNGEN LITAUENS SEIT 1990

Quelle: Joachim Tauber: Das politische System Litauens. In : Wolfgang Ismayr (Hrsg.), Die politischen Systeme Ost-
europas. Opladen 2004, 153-188, S. 166.

vorgeschlagene Kandidat oder – im Falle Litau-
ens – bereits ernannte Ministerpräsident stellt
dem Parlament das Programm, in Litauen und
Lettland ausdrücklich auch die Zusammenset-
zung der Regierung vor und stellt sich der Ver-
trauensabstimmung. Während hierfür in Est-
land und Litauen die einfache Mehrheit genügt,
ist in Lettland die Mehrheit der Mitglieder des
Parlaments erforderlich. Estland gehört zu den
wenigen osteuropäischen Staaten, in denen
das Parlament nach Ablehnung des vom
Staatsoberhaupt vorgeschlagenen Kandidaten
eine Regierung – in einem dritten Wahlgang –
auch am Vorschlag des Staatspräsidenten vor-
bei ins Amt bringen kann. 
Wenngleich der Staatspräsident bei der Nomi-
nierung verfassungsrechtlich nicht gebunden
ist, muss er sich letztlich nach den Mehrheits-
verhältnissen richten, will er nicht bei der Ver-
trauensabstimmung scheitern. Der Spielraum
des Präsidenten erhöht sich, wenn – wie in
Lettland und Estland – in einem vergleichs-
weise instabilen Parteiensystem die Parteien
Schwierigkeiten haben, aktionsfähige Mehr-
heiten zu formieren. Die Auswahl der Minister
ist Sache des Ministerpräsidenten, auch wenn
die förmliche Ernennung verfassungsgemäß
vom Staatspräsidenten vorgenommen wird.
Allerdings muss sich der Ministerpräsident
nicht nur selbst, sondern in Lettland und Li-
tauen auch mit seinem Kabinett einer Vertrau-
ensabstimmung des Parlaments stellen. Zu-
dem schränken die – insbesondere bei hetero-
genen Parteien(bündnissen) oft schwierige –
Rücksichtnahme auf parteiinterne Strömun-
gen und die Ansprüche von Koalitionspartnern
den Entscheidungsspielraum des Ministerprä-
sidenten ein. Koalitionspartner entscheiden
über die von ihnen zu vergebenden Posten
üblicherweise selbst.

MISSTRAUENSVOTUM

Das Parlament hat das Recht, dem Ministerprä-
sidenten oder der Regierung als ganzer (Li-
tauen) das Misstrauen auszusprechen. Darauf-
hin muss die Regierung zurücktreten oder vom
Staatspräsidenten entlassen werden (Estland)
(§ 97 EstnVerf.). In Estland und Litauen ist beim
Misstrauensvotum die absolute Mehrheit er-
forderlich, was offenbar der Stabilität der Re-
gierung dienen soll, während in Lettland die
einfache Mehrheit genügt. Auf die hohe Hürde
des konstruktiven Misstrauensvotums nach
deutschem Vorbild wurde verzichtet. 
Die in den meisten europäischen Verfassungen
garantierte Möglichkeit des Ministerpräsiden-
ten oder der Regierung, die Vertrauensfrage zu
stellen, fehlt in Litauen und Lettland. In Est-
land ist die Vertrauensfrage möglich, jedoch
nur in Verbindung mit einem Gesetzentwurf.
Wenn das Parlament hierbei nicht zustimmt,
muss die Regierung zurücktreten (§ 98) – eine
Möglichkeit, die als Mittel der Disziplinierung
eingesetzt werden kann. In Estland muss die
Regierung außerdem zurücktreten, wenn der
jährliche Haushaltsentwurf durch das Parla-
ment abgelehnt wurde (§ 7 Regierungsgesetz). 
In den baltischen Staaten wurde trotz instabi-
ler Parteienkonstellationen noch keine Regie-
rung durch eine formelles Misstrauensvotum
oder eine gescheiterte Vertrauensfrage ge-

stürzt. Die Möglichkeit des Misstrauensvo-
tums wirkt vornehmlich präventiv. In der Re-
gel kommen Ministerpräsidenten bzw. Regie-
rungen bei entsprechendem Druck aus den ei-
genen Reihen und im Falle einer gescheiterten
Koalition durch Rücktritt oder Regierungsum-
bildung einem formellen Misstrauensvotum
zuvor.
In allen baltischen Staaten ist ein verbindli-
ches Misstrauensvotum des Parlaments auch
gegen einzelne Minister möglich. Im Übrigen
ist die Entlassung einzelner Minister Sache des
Ministerpräsidenten – auch wenn nach der
Verfassung die Entlassung nur auf dessen Vor-
schlag erfolgt, formell aber vom Staatspräsi-
denten vorgenommen wird (Estland, Litauen). 

HÄUFIGE MACHTWECHSEL

Zu einem Machtwechsel kam es in den balti-
schen Staaten vornehmlich infolge von Par-
lamentswahlen. Bedingt durch tiefgreifende
ökonomische und soziale Problemlagen sowie

Personalkonflikte, führte in Lettland und Litau-
en (fast) jede Wahl zur Regierungsübernahme
bisher oppositioneller bzw. neugegründeter
Parteien. Hinzu kamen in den baltischen Staa-
ten oft mehrere Regierungswechsel sowie Ka-
binettsumbildungen im Verlauf der Wahlpe-
riode (Blondel/Müller-Rommel 2001), die
jedoch keine entschiedenen Richtungswechsel
der Regierungspolitik zur Folge hatten.
Das Parlament kann in allen osteuropäischen
Staaten vorzeitig aufgelöst werden. In West-
europa ist die nicht unumstrittene faktische
Kompetenz des Regierungschefs verbreitet,
das Parlament aufzulösen. Hingegen hat in
keinem osteuropäischen Staat der Minister-
präsident oder die Regierung dieses Recht,
und auch dem Staatspräsidenten kommt es
nirgendwo uneingeschränkt zu. 
In Litauen kann der Präsident im Falle einer
gescheiterten Regierungsbildung das Parla-
ment auflösen. Allerdings hat das neu ge-
wählte Parlament dann die Möglichkeit, Neu-
wahlen für das Amt des Präsidenten zu anzu-
setzen, was den Entscheidungsspielraum des
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Staatsoberhauptes einschränken kann (Art. 87
LitVerf.). Im Falle eines erfolgreichen Misstrau-
ensvotums gegen den Ministerpräsidenten
oder die Regierung kann der Präsident das
Parlament in Estland und Litauen auflösen,
allerdings nur auf Vorschlag der Regierung. 
Das in Osteuropa stärker als in Westeuropa
verbreitete Recht der Selbstauflösung des Par-
laments gibt es in Litauen; hierfür ist eine die
Opposition einbeziehende Mehrheit von drei
Fünfteln der Abgeordneten erforderlich. Est-
land und Lettland sind die einzigen osteuropä-
ischen Staaten, in denen das Parlament durch
eine Volksabstimmung aufgelöst werden kann,
in Lettland auf Vorschlag des Staatspräsiden-
ten, der im Falle des Scheiterns allerdings so-
fort von seinem Amt zurücktreten muss (Art.
50 LettVerf.), in Estland nach Ablehnung einer
von der Parlamentsmehrheit zur Abstimmung
gestellten Vorlage (z.B. einem Gesetzentwurf)
(§ 105 EstnVerf.). Bislang kam es noch in kei-
nem baltischen Staat zu einer vorzeitigen Par-
lamentsauflösung.

ROLLE DER PARLAMENTE

Die Parlamente aller baltischen Staaten beste-
hen aus nur einer Kammer. Die in modernen
Rechts- und Sozialstaaten bestehende Vielfalt
und Komplexität der parlamentarischen Ge-
setzgebungs- und Kontrollaufgaben wurde
angesichts der politischen und sozio-ökono-
mischen Transformation in Osteuropa und der
angestrebten und jüngst vollzogenen EU-Mit-
gliedschaft eher noch gesteigert. Dementspre-
chend haben sich in allen Parlamenten der
postsozialistischen EU-Beitrittsländer und
häufig auch den (größeren) Fraktionen suk-
zessive arbeitsteilige Strukturen ausgebildet.
Auch in den baltischen Parlamenten liegt der
Schwerpunkt der Arbeit mittlerweile bei Stän-
digen Fachausschüssen, deren Zuständigkeit
weitgehend (Litauen) oder annähernd der Res-
sortgliederung der Regierung entspricht. Sie
sind an der Gesetzgebung vorbereitend betei-
ligt, dienen aber neben zeitweilig eingesetzten
Sonderausschüssen auch der parlamentari-
schen Kontrolle der Regierung. Neben der 
Aufgabe, überwiesene Gesetzentwürfe und
andere Vorlagen zu beraten und dem Plenum
Beschlussempfehlungen sowie Berichte vor-
zulegen, besitzen die Ausschüsse auch ein
Selbstbefassungsrecht. Hingegen wurden nir-
gendwo in Osteuropa beschließende Aus-
schüsse geschaffen. In Estland und Lettland
tagen die Ausschüsse grundsätzlich öffentlich,
in Litauen in der Regel nicht-öffentlich, doch
kann die Öffentlichkeit zugelassen werden.
Gegenüber den meisten westeuropäischen
Staaten wird damit – wie auch sonst in den
meisten EU-Beitrittsländern – dem Transpa-
renzgebot auch unter den Bedingungen des
„Arbeitsparlaments“ insoweit ein höherer Stel-
lenwert eingeräumt. Die Ausschüsse werden
wie üblich der Mandatsverteilung im Plenum
entsprechend zusammengesetzt, wobei die
Auswahl der Mitglieder bei den Fraktionen
liegt (Kraatz/Steinsdorff 2002, 317ff.). 
In keinem EU-Beitrittsland hat sich die für das
Westminster-Modell typische Verfahrenspra-
xis durchgesetzt, wonach die Regierung(s-
mehrheit) weitgehend alleine bestimmt, wo-

rüber im Parlament entschieden und mit Prä-
ferenz debattiert wird. So sind die baltischen
Staaten auch nicht dem britischen Modell des
„Speaker“ gefolgt. Neben dem Parlamentsprä-
sidenten wurde jeweils ein Leitungs- und Be-
ratungsgremium eingerichtet, das von ihm
geleitet wird und in dem auch die Opposition
vertreten ist. In Estland ist das Präsidium für
die Arbeitsplanung und insbesondere die Auf-
stellung der Tagesordnung zuständig, dem ne-
ben dem Parlamentspräsidenten zwei Vizeprä-
sidenten angehören. In Litauen und Lettland
nimmt diese Aufgabe ein Ältestenrat bzw. ein
„Rat der Fraktionen“ wahr, dem neben dem
Präsidium jeweils führende Vertreter der Frak-
tionen angehören. Dem deutschen Ältestenrat
vergleichbar, trifft der estnische Rat Vereinba-
rungen zur Tagesordnung und Debattenpla-
nung im Konsens, während die Beschlüsse des
litauischen Ältestenrats als verbindlich gelten,
sofern ihnen nicht mehr als ein Drittel der Mit-
glieder des Ältestenrates widerspricht. 
Die formelle Gesetzesinitiative steht unter-
schiedlichen Staatsorganen zu. Überall ist dies
die Regierung, in Lettland und Litauen auch
der Staatspräsident und eine bestimmte An-
zahl von Bürgern. Wie fast überall in Osteu-
ropa besitzt in Estland und Litauen auch jeder
einzelne Abgeordnete das Initiativrecht. Lett-
land ist das einzige osteuropäische Land, in
dem dieses Recht nur 5 Prozent der Abgeord-
neten gemeinsam zusteht – eine in Westeu-
ropa häufiger auftretende Regelung. In der
Praxis wird das Initiativrecht auch in den bal-
tischen Staaten überwiegend von den Fraktio-

nen genutzt, da einzelne Abgeordnete ohne-
hin auf Unterstützung durch andere ange-
wiesen sind. In Estland und Lettland können
auch Parlamentsausschüsse Gesetzentwürfe
einbringen, was im parteipolitisch noch im-
mer relativ instabilen Lettland vergleichsweise
häufig geschieht. 
Bei den verabschiedeten Gesetzentwürfen do-
miniert auch in den baltischen Staaten die
über einen Verwaltungsapparat verfügende
Regierung inzwischen durchweg. In Estland
und Litauen ist der Anteil erfolgreicher Ge-
setzentwürfe aus dem Parlament allerdings
noch vergleichsweise hoch. Zudem gilt, dass
im Falle von Minderheitsregierungen die Ein-
fluss- und Mitregierungschancen der Opposi-
tionsfraktionen wachsen. 

KONTROLLINSTRUMENTE

Die klassischen Kontrollinstrumente der
schriftlichen und mündlichen Anfrage (Frage-
stunde), verbunden mit einer ausdrücklichen
Auskunftspflicht ist in den baltischen Staaten
ausgebaut und wird öffentlichkeitswirksam
genutzt. Als wichtiges öffentlichkeitswirk-
sames „Kampfinstrument“ insbesondere der
Opposition zur Aufdeckung von Missständen
erwiesen sich Untersuchungsausschüsse. Sie
können in Litauen und Lettland – wie in
Deutschland, aber im Unterschied zu den
meisten westeuropäischen Ländern – von ei-
ner parlamentarischen Minderheit (von einem
Viertel bzw. einem Drittel aller Abgeordneten)
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eingesetzt werden. In Estland ist hierfür zwar
die parlamentarische Mehrheit erforderlich,
doch stimmte diese angesichts des öffent-
lichen Drucks bislang in der Regel der Einset-
zung eines Untersuchungsausschusses zu (La-
gerspetz/Maier 2004, 79). 
In Estland und Litauen wurden spezifische
Ombudsmann-Institutionen geschaffen, die
aufgrund konkreter Beschwerden oder von
Amts wegen tätig werden. In Estland ist dies
(seit 1998) ein Ombudsmann, in Litauen sind
dies fünf „Kontrolleure des Seimas“, die jeweils
vom Parlament gewählt werden. In Lettland
wurde ein nationales Menschenrechtsbüro
mit der Aufgabe eingerichtet, die Einhaltung
der Menschenrechte zu fördern und Klagen
über Verletzungen der Rechte des Einzelnen zu
untersuchen. Seine Bedeutung liegt „stärker in
der Thematisierung der Stellung der russisch-
sprachigen Minderheit als im traditionellen
Bereich der Arbeit eines Ombudsmannes“
(Schmidt 2004, 126), weshalb auch in Lettland
die Einrichtung eines Ombudsmannes gefor-
dert wird. 

LEGITIMATION DURCH WAHLEN UND
VOLKSABSTIMMUNGEN

Allgemeine, gleiche, unmittelbare und ge-
heime Wahlen für erwachsene Staatsbürger
sind – wie überall in Osteuropa – verfassungs-
rechtlich anerkannt. Dies gilt für die Parla-
mentswahlen wie auch für die Direktwahl des

litauischen Staatspräsidenten. Gleichwohl tra-
ten in Estland und Lettland demokratische Le-
gitimationsprobleme auf, weil starken Min-
derheiten, insbesondere den zahlreichen eth-
nischen Russen, das Staatsbürgerrecht und
folglich auch das Wahlrecht versagt wurde.
Das aktive Wahlalter beträgt auch in allen bal-
tischen Staaten 18 Jahre, während das passive
Wahlalter in Estland und Lettland bei 21 und
in Litauen sogar bei 25 Jahren liegt.
In Estland und Lettland ist das Wahlsystem in
der Verfassung verankert, während das litaui-
sche Wahlsystem nur durch ein Wahlgesetz
geregelt ist. Bei der Entscheidung für ein be-
stimmtes Wahlsystem waren machtpolitische
Gegebenheiten offenbar bestimmender als
theoretische Überlegungen. Lettland gehört
zu den wenigen osteuropäischen Ländern, in
denen bewusst an vorautoritäre Traditionen
angeknüpft wurde. 
Ganz überwiegend wurden in Osteuropa Ver-
hältniswahlsysteme geschaffen, um eine an-
gemessene Repräsentativität zu sichern. Sie
weisen typologisch betrachtet untereinander
mehr Ähnlichkeiten auf als in Westeuropa
(Nohlen 2004, 223; Ziemer 2003, 22ff.). Auch
Lettland und Estland haben sich für Verhält-
niswahlen entschieden, die – wie überall in
Osteuropa – im Interesse der Regierbarkeit
und der Bündelung politischer Positionen je-
doch Einschränkungen unterworfen wurden.
Landesweit gilt eine 5%-Sperklausel. Es wird
nach lose gebundenen Parteilisten mit Präfe-
renzstimmen in 5 bzw. 11 Mehrpersonenwahl-

kreisen gewählt, wobei in Lettland 14 bis 28, in
Estland 7 bis 12 Mandate vergeben werden.
Bei den letzten Wahlen gelangten in beiden
Ländern nur mehr jeweils sechs Parteien ins
Parlament.
Litauen ist das einzige EU-Beitrittsland mit 
einem segmentierten Wahlsystem (Graben-
system), in dem etwa die eine Hälfte der Par-
lamentsmandate (71) durch die (absolute)
Mehrheitswahl, die andere (70) durch Verhält-
niswahl vergeben werden, wobei auch hier
(seit 1996) eine 5%-Sperrklausel gilt. 
Da sich die Direktkandidaten in den meisten
Fällen einer Stichwahl stellen müssen, sind
Wahlabsprachen zwischen den Parteien für
einzelne Wahlkreise häufig. Infolge des Mehr-
heitswahlrechts sind auch mehrere unabhän-
gige Kandidaten und profilierte Kandidaten
kleinerer Parteien im Parlament vertreten, die
an der Sperrklausel gescheitert sind.
Die Parteibindung der Wähler ist in allen bal-
tischen Staaten sehr schwach, was zu einer
starken Wählerfluktuation führte. Wie in allen
osteuropäischen Ländern ist die Wahlbeteili-
gung nach den Gründungswahlen deutlich zu-
rückgegangen. Sie liegt in Lettland mit ca. 72%
bei nationalen Parlamentswahlen noch ver-
gleichsweise hoch, in Estland und Litauen je-
doch inzwischen mit ca. 58% besonders niedrig.
Unzufriedenheit mit der wirtschaftlichen und
sozialen Entwicklung gilt in den baltischen
Staaten als wesentliche Ursache für die sin-
kende Wahlbeteiligung. Diese drückt sich aber
auch in einer starken Wählerfluktuation aus. 
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Partei 1992 1995 1999 2003

Stimmen Mandate Stimmen Mandate Stimmen Mandate Stimmen Mandate
in % (insg. 101) in % (insg. 101) in % (insg. 101) in % (insg. 101)

Vaterland/Isamaa (Isamaaliit) 22,0 29 7,9 8 16,1 18 7,3 7

Sichere Heimat/Kindel Kodu 13,6 17

Volksfront/Rahvarinne 12,2 15

Gemäßigte/Mõõdukad 9,7 12 6,0 6 15,2 17 7,0 6

Eesti Rahvusliku Sõltumatuse Partei/
Estn. Nat. Unabhängigkeitspartei 8,7 10

Unabhängige Royalisten 7,1 8

Estnische Bürger/Eesti Kodanikud 6,8 8

Grüne/Rohelised 2,6 1

Unternehmer-Partei 2,3 1

Sammlungspartei/Koonderakond 32,2 41 7,6 7

Reformpartei/Reformierakond 16,2 19 16,0 18 17,7 19

Zentrum/Keskerakond 14,2 16 23,4 28 25,4 28

Unser Heim ist Estland/
Meie Kodu on Eesti 5,9 6

Rechte/Parempoolsed 5,0 5

Landvolkpartei/Maarahva Erakond 7,3 7

Vereinigte Volkspartei/
Ühendatud Rahvapartei 6,1 6

Res Publica 24,6 28

Volksunion/Rahvaliit 13,0 13

Sonstige 15,0 – 12,6 – 8,3 – 5,0 –

Wahlbeteiligung in % 67,0 69,2 57,4 58,2

TABELLE 7: ERGEBNISSE DER PARLAMENTSWAHLEN IN ESTLAND SEIT 1992

Quelle: Mikko Lagerspetz/Konrad Maier: Das politische System Estlands. In: Wolfgang Ismayr (Hrsg.), Die politischen Systeme Osteuropas. Opladen 2004,  71-110, S. 80.



Zwar dominieren auch in allen postsozialisti-
schen Staaten Mittel- und Osteuropas Verfah-
ren der repräsentativen Demokratie, doch gibt
es auf nationaler Ebene fast überall ergän-
zende direktdemokratische Verfahren bei 
einfachen Gesetzen und meist auch bei Ver-
fassungsänderungen. In keinem anderen EU-
Staat sind die direktdemokratischen Instru-
mente allerdings so stark ausgebaut wie in
Lettland, wo neben dem volksinitiierten Refe-
rendum auch die Volksgesetzgebung bei ein-
fachen Gesetzen und Verfassungsänderungen
besteht.
Die Verfassungen Litauens und Lettlands räu-
men das Recht der Gesetzesinitiative auch ei-
ner bestimmten Anzahl von Bürgern ein. Wenn
50.000 stimmberechtigte Litauer oder ein
Zehntel der stimmberechtigten Letten einen
Gesetzentwurf einbringen, muss sich das Par-
lament damit befassen (Art. 68 LitVerf.; Art. 65
LettVerf.). Wie in anderen EU-Staaten wird
dieses Verfahren jedoch selten genutzt.
In Lettland kann – ähnlich wie in den meisten
osteuropäischen Staaten – ein Zehntel der
stimmberechtigten Staatsbürger eine verbind-
liche Volksabstimmung über ein vom Parla-
ment beschlossenes Gesetz durchsetzen

(volksinitiiertes Referendum). Auch einer par-
lamentarischen Minderheit von einem Drittel
der Abgeordneten steht dieses Recht zu, wäh-
rend die Verfassung Estlands diese Möglich-
keit nur einer parlamentarischen Mehrheit
einräumt.
Lettland ist der einzige EU-Staat, in dem die
Volksgesetzgebung (Volksbegehren und Volks-
entscheid) bei einfachen Gesetzen verfas-
sungsrechtlich verankert ist. Bei Vorliegen von
10.000 Unterschriften und bei Zustimmung
von einem Zehntel der Wahlberechtigten im
Volksbegehren muss über einen – auch verfas-
sungsändernden – Gesetzentwurf eine ver-
bindliche Volksabstimmung durchgeführt wer-
den (Art. 78 LettVerf.). Ein einfaches Gesetz 
ist beschlossen, wenn die Mehrheit der Ab-
stimmenden zugestimmt hat, allerdings nur,
wenn die Beteiligung mindestens die Hälfte 
der letzten Parlamentswahlen betrug; bei Ver-
fassungsänderungen gilt ein hohes Zustim-
mungsquorum von 50% der Abstimmungsbe-
rechtigten (Art. 79 LettVerf.).
Die Institutionalisierung direktdemokratischer
Verfahren ging in Osteuropa einer entwickel-
ten demokratischen politischen Kultur voraus.
Wie insbesondere das Beispiel Lettlands zeigt,

kann schon das Vorhandensein dieser Verfah-
ren allerdings dazu beitragen, den politischen
Willensbildungsprozess von den Bürgern hin
zu den staatlich-politischen Institutionen und
Akteuren offenzuhalten und der Abschottung
neuer oder alter politischer Eliten entgegenzu-
wirken.
In Lettland wurden die vergleichsweise gut
ausgebauten Verfahren seit 1998 zunehmend
genutzt. Die dadurch veranlasste öffentliche
Auseinandersetzung hat die intermediären
Strukturen gestärkt – auch wenn die direktde-
mokratischen Verfahren mit Ausnahme des
Referendums zum EU-Beitritt nicht zuletzt
aufgrund der hohen Quoren bisher nicht un-
mittelbar zum Erfolg führten (Schmidt 2004). 

PARTEIENSYSTEME UND KONFLIKTLINIEN

Das Parteiensystem der baltischen Staaten be-
findet sich noch immer in einer dynamischen
Entwicklung. In allen baltischen Staaten be-
stehen trotz der beschriebenen Wahlrechts-
hürden Vielparteiensysteme. Die absolute
Mehrheit der Wählerstimmen einer Partei
wurde in keinem Land erreicht, eine absolute
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Partei (Parteinamen s. S. 118) 1993 1995 1998 2002

% Sitze % Sitze % Sitze % Sitze

LC 32,3 36 14,6 17 18,1 21 4,9 –

LNNK 13,4 15 6,1 8a e

TSP 12,0 13 5,6 6 14,1b 16 b

LZS 10,6 12 6,1 7 2,5 –

L 5,8 7 c c c

TB 5,4 6 11,6 14 e

LKDS 5,0 6 d 2,3d –

DCP 4,8 5 f f

DPS 15,3 18 1,6 –

TKL – 15,0 16 1,7 –

LVP 0,1 7,2 8 0,5 –

LSP – 5,6 6 c

TP – – 21,2 24 16,6 20

TB/LNNK 14,7 17 5,4 7

LSDA – – 12,8 14

JP – – 7,3 8

JL 23,9 26

PCVTL 19,0g 25

LPP 9,5 10

ZZS 9,4h 12

LSDSP 4,0i –

Sitze gesamt 100 100 100 100

Wahlbeteiligung in % 89,0 71,9 71,9 71,5

TABELLE 8: ERGEBNISSE DER PARLAMENTSWAHLEN IN LETTLAND SEIT 1993

a 1995 kandidierte die LNNK gemeinsam mit der LZP.
b TSP kandidierte 1998 unter ihrem Namen gemeinsam mit der LSP sowie L und 2002 im Bündnis PCTVL.
c L kandidierte 1995 mit der LSP, 1998 auf der Liste der TSP und 2002 im Bündnis PCTVL.
d Die LKDS kandidierte 1995 auf der Liste der LZS und 1998 als Teil des Wahlbündnisses „Gott, Natur und Arbeit“ (DDD) zusammen mit der LZP und der DP.
e TB und LNNK schlossen sich 1998 zu einer Partei zusammen (TB/LNNK).
f Die DCP ging 1995 in der DPS auf.
g PCTVL ist das Wahlbündnis aus TSP, L und LSP.
h ZZS ist das Wahlbündnis aus LZS und LZP.
i Die LSDA spaltete sich 2002 in die LSDSP und die ebenfalls erfolglose SDS.

Quelle: Thomas Schmidt: Das politische System Lettlands. In: Wolfgang Ismayr (Hrsg.): Die politischen Systeme Osteuropas. Opladen 2004, 111-151, S. 124f.
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Partei Seimaswahl 1992 Seimaswahl 1996 Seimaswahl 2000

Stimmen Sitzea Stimmen Sitzea Stimmen Sitze
in % in % in %

LDDP 42,6 67 9,5 12 b

Sozialdemokratische Koalitionb 31,1 51

Sąjudžio koalicija; ab 1996: TS/LK 20,5 18 29,8 69 8,6 9

LKDP 12,2 9 9,9 16 3,1 2

LSDP 5,5 8 6,6 12 b

LCS 2,4 2 8,2 13 2,9 2

LNP – – 3,8 1

LMP – – 3,7 1 b

LLRA 2,8 4 2,9 1 2,0 2

Wahlkoalition Tautininkiai u. Lietuvos demokratu partija 2,1 1

LLS – – 1,8 1 17,3 34

NSS – – – – 19,6 29

LPKTS 3,5 5 1,5 1

Unabhängige – 2 – 2 3

Wahlbeteiligung (in %) 75,3 52,9 58,6

TABELLE 9: ERGEBNISSE DER PARLAMENTSWAHLEN IN LITAUEN SEIT 1992

a Die Sitzverteilung gibt den Stand zu Beginn der Legislaturperiode im Herbst 1992 wieder. Infolge von Parteineugründungen und der Bildung von neuen Fraktionen kam es bis
1996 immer wieder zu Änderungen.
b Das Wahlbündnis „Sozialdemokratische Koalition“ (Socialdemokratinė koalicija) bestand aus der LDDP, der LSDP sowie der Vereinigung der Russen Litauens (Lietuvos rusų sąjunga)
und der Partei der neuen Demokratie (Naujosios demokratijos partija), der ehemaligen Frauenpartei Litauens. Die drei Abgeordneten der Partei der neuen Demokratie haben sich der
Fraktionsgemeinschaft der übrigen Parteien nicht angeschlossen

Quelle: Joachim Tauber: Das politische System Litauens. In: Wolfgang Ismayr (Hrsg.), Die politischen Systeme Osteuropas. Opladen 2004, 153-188, S. 174.

Mandatsmehrheit 1992 und 1996 in Litauen.
Ein System zweier Großparteien, die sich al-
leine oder mit dauerhaften Koalitionsparteien
in der Regierung abwechseln, schien sich bis
zur Bildung einer Minderheitsregierung der
„Mitte“ aus zwei liberalen Parteien (2000) in
Litauen abzuzeichnen. In Lettland und Estland
bestehen stark fragmentierte und noch immer
instabile Vielparteiensysteme, in denen es üb-
lich ist, über die Grenzen – wenig ausgepräg-
ter – politischer Lager hinweg Mehrparteien-
koalitionen („Regenbogenkoalitionen“) einzu-
gehen.
Der Konflikt zwischen den Anhängern des al-
ten kommunistischen Regimes und den Refor-
mern, der in den ersten Jahren der System-
transformation ausgetragen wurde, gilt in den
baltischen Staaten als überwunden. Dies hat
„im Großen und Ganzen zur Entwicklung
sachprogrammatischer Konfliktlinien geführt“
(Beichelt 2001, 201), die den Bürgern der bal-
tischen Staaten allerdings noch keine verläss-
liche Zuordnung der Parteien erlaubt.
Bei grundsätzlicher Anerkennung der Markt-
wirtschaft durch die meisten relevanten Par-
teien bewegt sich die Auseinandersetzung – in
Annäherung an die westeuropäischen Konflikt-
linien – zwischen den Positionen eines strikten
Marktliberalismus und ausgeprägten sozial-
staatlichen Regulierungen. Hinzu kommt ins-
besondere in Estland und Lettland mit ihren 
bevölkerungsstarken russischen Minderheiten
die ethnische Konfliktlinie. 

PARTEIENSYSTEM LITAUENS

Orthodoxe kommunistische Nachfolgepar-
teien spielen in den baltischen Staaten keine
Rolle mehr. In Litauen konkurrierte die 1989

Parteien, die klassische liberale Positionen ver-
tretende LLS und die Sozialliberalen. Eine pha-
senweise starke national-konservative Kraft
ist die „Vaterlandsunion/Konservative Litau-
ens“, die von 1996 bis 2000 die Regierung bil-
dete, seit den Wahlen 2000 allerdings nur mit
wenigen Sitzen im Seimas vertreten ist (8,6%
der Stimmen). Bei den bisherigen Wahlen er-
fuhr die jeweils zuvor regierende Partei einen
starken Vertrauensverlust, was durch Enttäu-
schungen über die soziale und wirtschaftliche
Lage bedingt war. Wie die Chancen der erst im
Oktober 2003 gegründeten, populistisch agie-
renden Arbeitspartei künftig einzuschätzen
sind, die bei den Europawahlen 2004 mit ca.
30% erfolgreich war, bleibt abzuwarten. 
In den noch weniger gefestigten Vielparteien-
systemen Lettlands und Estlands veränderte
sich die Parteienlandschaft laufend, was mit
einem häufigen Wechsel unterschiedlich zu-
sammengesetzter Mehrparteienregierungen
verbunden war.

wiedergegründete traditionelle „Litauische
Sozialdemokratische Partei“ (LSDP) mit der aus
dem reformbereiten Flügel der KPL hervorge-
gangenen „Litauischen Demokratischen Arbei-
terpartei“ (LDDP), die von 1992 bis 1996 mit
absoluter Mandatsmehrheit die Regierung
stellte, doch haben sich beide sozialdemokra-
tisch orientierten Parteien mittlerweile ange-
nähert. Sie traten bei den Parlamentswahlen
2000 im Wahlbündnis „Sozialdemokratische
Koalition“ gemeinsam an und bilden mit 39%
der Parlamentssitze die weitaus größte Frak-
tion. Zunächst in der Opposition, stellen sie
seit Juli 2001 in einer Regierungskoalition mit
den Sozialliberalen den Ministerpräsidenten.
Das den Sozialdemokraten gegenüberste-
hende mitte-rechts orientierte Lager des 
Parteiensystems ist stark ausdifferenziert. Par-
teien der Mitte sind die kleine Zentrumsverei-
nigung und die beiden bei den Parlaments-
wahlen 2000 erfolgreichen und bis Juli 2001
eine Regierungskoalition bildenden liberalen

PARTEIEN IN LITAUEN:

LCS Zentrumsvereinigung Litauens/Lietuvos centro sąjunga
LDDP Litauische Demokratische Arbeitspartei/Lietuvos demokratine· s darbo partija
LKDP Christdemokratische Partei Litauens/Lietuvos Krikščionių demokratų partija
LMP Frauenpartei Litauens/Lietuvos moterų  partija
LLRA Wahlbündnis der Polen Litauens/Lietuvos lenkų rinkimu akcija
LLS Vereinigung der Liberalen Litauens/Lietuvos liberalų sąjunga
LNP Nationallitauische Partei/Lietuvių nacionaline· partija
LPKTS Vereinigung der Inhaftierten und Vertriebenen Litauens/Lietuvos politinių kalinių

ir tremtinių sąjunga
LSDP Sozialdemokratische Partei Litauens/Lietuvos socialdemokratų partija
NSS Neues Bündnis – Sozialliberale/Naujoji sąjunga (socialliberalai)
TS/LK Vaterlandsunion/Litauische Konservative/Te· vyne· s sąjunga/Lietuvos konservatoriai



PARTEIENSYSTEM ESTLANDS

Programmorientierte sozio-ökonomische Kon-
fliktlinien sind in Estland noch vergleichsweise
schwach ausgeprägt und wurden erst in den
letzten zwei bis drei Jahren etwas deutlicher er-
kennbar. Als mitte-links orientiert lassen sich
aufgrund der Betonung sozialpolitischer The-
men die „Gemäßigten“ und die „Zentrumspar-
tei“ bezeichnen, die auch für eine stärkere 
Integration von Russen und Nicht-Staatsange-
hörigen eintritt. Bei den Parlamentswahlen
1999 und 2003 war die Zentrumspartei jeweils
die erfolgreichste Partei (2003: 25,4% der Stim-
men), stellte bisher aber noch nie den Minister-
präsidenten. Die wenige Monate zuvor in 
„Sozialdemokratische Partei Estlands“ (SDE)
umbenannten „Gemäßigten“ erhielten bei den
Wahlen zum Europäischen Parlament im Juni
2004 drei der sechs Mandate.
Die Konfliktlinie Stadt-Land ist in Estland mit
der sozio-ökonomischen verknüpft. Bei den
drei letzten Wahlen erlangten 7 bzw. 6 Par-
teien parlamentarische Mandate. Trotz der
starken Verschiebung der Gewichte innerhalb
des Parteienspektrums zeigt sich jedoch eine
gewisse Kontinuität. Neben den genannten
moderat linksgerichteten Parteien (Zentrums-
partei, Gemäßigte) sind zwei mitte-rechts 
einzuordnende Parteien seit mehreren Wahl-
perioden im Parlament vertreten: die konser-
vative Partei „Vaterland“ (Isamaa) und die libe-
raldemokratische „Reformpartei“. Hinzu kam
allerding bei den Parlamentswahlen 2003 die
neugegründete Partei „Res Publika“, die auf
Anhieb ebenso viele Mandate gewann wie die
Zentrumspartei (24,6% der Stimmen) und in
einer mitte-rechts orientierten Dreierkoalition
den Ministerpräsidenten stellt, während die

(1995 führende) „Sammlungspartei“ von der
politischen Bühne verschwunden ist. Hinzu
kommt die 2003 erfolgreiche Volksunion, bis
1999 „Landvolkpartei“ (13% der Stimmen),
wohingegen die Partei der russischen Minder-
heiten, die „Vereinigte Volkspartei“ (1999:
6,1%), bei den Wahlen 2003 erfolglos blieb.

PARTEIENSYSTEM LETTLANDS

Im lettischen Parlament konnte erst 1998 eine
„Sozialdemokratische Union“ ins Parlament ein-
ziehen (12,8% der Stimmen), ein Bündnis ver-
schiedener kleiner sozialdemokratischer und
reformkommunistischer lettischer Parteien, die
sich nach diesem Erfolg unter dem Namen der
historischen „Sozialdemokratischen Arbeiter-
partei Lettlands“ (LSDSP) zusammenschlossen.
Nicht zuletzt aufgrund einer Parteispaltung
scheiterte die LSDSP jedoch bei den Parla-
mentswahlen 2002 an der Sperrklausel. Als 
Vertretung der nichtlettischen Bevölkerung ge-
hört seit 1993 die gemäßigt linke „Partei der
Volkseintracht“ dem Parlament an.
Zu dem sich permanent wandelnden Mitte-
Rechts-Spektrum des lettischen Parteiensys-
tems gehör(t)en nach dem raschen Zerfall der
national-antikommunistischen „Volksfront“
neben einer kleinen, kurzlebigen linksliberalen
Partei im Zentrum die dauerhaft erfolgreichste,
liberal ausgerichtete Partei „Lettlands Weg“
(1993/95/98 durchschnittlich: 21%), die jedoch
2002 knapp an der Sperrklausel scheiterte. Bei
den beiden letzten Parlamentswahlen siegte je-
weils eine kurz vor den Wahlen von einer pro-
minenten Persönlichkeit ins Leben gerufene
konservative Partei mit wirtschaftsliberaler
Ausrichtung: 1998 die konservative „Volkspar-

tei“ (21,2% der Stimmen; 2002: 16,6%) und
2002 die ebenfalls mitte-rechts stehende „Neue
Zeit“ (23,9% der Stimmen). Ein unerwarteter
Durchbruch gelang auch der christlich orien-
tierten „Lettlands Erste Partei“. In unterschied-
lichen Bündnissen war „Lettlands Bauernbund“
(LZS) im Parlament vertreten, seit 2002 im
Bündnis mit der ebenfalls rechtszentristischen
„Grünen Partei Lettlands“. Seit März 2004 stellt
diese „Union der Grünen und Bauern“ (ZSS) mit
Indulis Emsis den Miniterpräsidenten. Am 
rechten Rand bildete sich die radikalnationa-
listische TB/LNNK, neben der vorübergehend
(Wahlen 1995) zwei weitere radikale und popu-
listische Parteien Erfolg hatten.

DEMOKRATISCHE KONSOLIDIERUNG?

Den baltischen Staaten wird attestiert, dass sie
auf dem Weg der demokratischen (und ökono-
mischen) Konsolidierung weit fortgeschritten
sind (Weidenfeld 2001, 65; Beichelt 2001,
311ff.). Die EU-Beitrittsperspektive hat zweifel-
los eine konsolidierungsfördernde Wirkung
entfaltet, die sich auch an den Äußerungen der
Bürger der Transformationsstaaten ablesen
lässt (Pickel 2003, 155ff.). Die Konsolidierungs-
fortschritte zeigen sich insbesondere bei der
Anerkennung rechtsstaatlicher und demokra-
tischer Grundsätze und Verfahren durch politi-
sche Eliten und Bürger, wobei ihnen Defizite
insbesondere bei der Interessenvermittlung
und der politischen Partizipation gegenüber-
stehen. Freie Wahlen werden auch faktisch ge-
währleistet, wobei allerdings in Estland und
Lettland noch immer ein erheblicher Anteil der
Bevölkerung als Nicht-Staatsbürger ausge-
schlossen sind. Dies gilt auch für die Anerken-
nung der Wahlergebnisse. Verfassungsmäßige
Machtwechsel gelten einerseits mit Recht als
Indikator für demokratische Konsolidierung.
Andererseits sind die regelmäßigen Macht-
wechsel aufgrund starker Stimmenverluste der
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PARTEIEN IN LETTLAND:

DCP Demokratische Zentrumspartei (Demokrātiskā centra partija)
DP Arbeitspartei (Dārba partija)
DPS Demokratische Partei Saimnieks (Demokrātiskā partija saimnieks)
JL Neue Zeit (Jaunais laiks)
JP Neue Partei (Jaunā partija)
L Gleichberechtigung (Lı̄dztiesı̄ba)
LC Lettlands Weg (Latvijas ceļš)
LDKS Lettlands Christdemokratische Union (Latvijas kristı̄ga demokrātu savienı̄ba)
LNNK Lettlands Nationale Unabhängigkeitsbewegung (Latvijas nacionālas neatkarı̄bas

kustı̄ba)
LPP Lettlands Erste Partei (Latvijas pirmā partija)
LSDA Lettlands Sozialdemokratische Union (Latvijas sociāldemokrātu apvienı̄ba)
LSDSP Sozialdemokratische Arbeiterpartei Lettlands (Latvijas Sociāldemokrātiskā

Strādnieku Partija)
LSP Lettlands Sozialistische Partei (Latvijas sociālistikas partija)
LVP Lettlands Einheitspartei (Latvijas vienı̄bas partija)
LZP Lettlands Grüne Partei (Latvijas zaļā partija)
LZS Lettlands Bauernbund (Latvijas zemnieku savienı̄ba)
PCTVL Für Menschenrechte in einem vereinten Lettland (Par cilvēktiesı̄bu vienotā Latvijā)
SDS Sozialdemokratische Union (Sociāldemokrātu savienı̄ba)
TB Für Vaterland und Freiheit (Tēvzemei un brı̄vı̄bai)
TB/LNNK Für Vaterland und Freiheit/Lettlands Nationale Unabhängigkeitsbewegung

(Tēvzemei un brı̄vı̄bai/Latvijas nacionālas neatkarı̄bas kustı̄ba)
TKL Volksbewegung für Lettland (Tautas kustı̄ba Latvijai)
TP Volkspartei (Tautas partija)
TSP Partei der Volkseintracht (Tautas saskaņas partija)
ZZS Union der Grünen und Bauern (Zaļo un zemnieku savienı̄ba)

Saupe
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Prof. Dr. Dr. Wolf-
gang Ismayr hat
seit 1995 eine Pro-
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fasst: „Die politischen Systeme Westeuro-
pas“ (3. Aufl. 2003) sowie „Die politischen
Systeme Osteuropas“ (2. Aufl. 2004).

jeweils regierenden Parteien Ausdruck einer
noch immer schwach ausgeprägten Partei-
identifikation und großer Unzufriedenheit 
vieler Wähler mit den Ergebnissen der Re-
gierungspolitik.
Erhebliche Probleme zeigen sich auch bei der
Umsetzung von – oft rasch geänderten – Ge-
setzen. Insbesondere erweist sich der Aufbau
eines politisch neutralen und professionellen
Beamtenapparates als langfristige Aufgabe.
Zwar wurden entsprechende Gesetze inzwi-
schen in sämtlichen Beitrittsländern erlassen,
doch wird eine angemessene Umsetzung noch
einige Zeit in Anspruch nehmen. Zudem erfor-
dert die EU-Mitgliedschaft eine auf vielfältige
Abstimmungs- und Kooperationsaufgaben
eingestellte Verwaltung.
Korruption in Verwaltung, Justiz, Politik und
Wirtschaft stellt auch in den baltischen Staa-
ten ein Problem dar. Es wurden allerdings ins-
besondere in den letzten Jahren eine Reihe
rechtlicher und administrativer Maßnahmen
zur Korruptionsbekämpfung ergriffen. Dazu
gehören Regelungen zur Sicherung der Unab-
hängigkeit der Justiz und der Professionalität
und Neutralität der Verwaltung. 
Die Entwicklung einer konsolidierten Bürger-
gesellschaft erweist sich in den baltischen
Staaten als ein langfristiger, vor Rückschlägen
nicht gefeiter Prozess. Die Wahlbeteiligung ist
zurückgegangen und liegt in Estland und Lett-
land mit weniger als 60% bei nationalen Wah-
len niedriger als in den anderen EU-Beitritts-
ländern mit Ausnahme Polens. Die organisato-
rische Verankerung der Parteien ist zumeist
noch schwach, deren Mitgliederzahl beschei-
den. Parteipolitisches und bürgerschaftliches
Engagement insgesamt sind noch wenig aus-
geprägt.
Während das demokratisch-rechtsstaatliche
System (und die sozioökonomische Ordnung)
grundsätzlich überwiegend bejaht und/oder
als alternativlos angesehen werden, ist das
Vertrauen in die politischen Institutionen und

die politischen Eliten schwach ausgeprägt
(Pollack u.a. 2003). Eine Zunahme der Demo-
kratiezufriedenheit und des Vertrauens in die
demokratischen Institutionen und möglicher-
weise auch die Partizipationsbereitschaft wird
bis auf weiteres von ökonomischen und sozi-
alen Verbesserungen abhängen. 
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BETRACHTET IM JAHRE

1993 IN LETTLAND
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MIT WAHLPLAKATEN.
AUCH HEUTE NOCH
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PARTEIEN NEIGEN NICHT ZUR
LANGLEBIGKEIT

Ein Beitrag über die Parteiensysteme in den
baltischen Staaten muss paradox wirken, stellt
sich doch dem Beobachter der politischen
Landschaft in Estland, Lettland und Litauen
zuallererst die Frage, ob es ein solches dort
überhaupt gibt, wo vom Bild einer westeuro-
päischen Demokratie abweichend eben nicht
das allgemein identifizierbare Viereck aus
Konservativen oder Christdemokraten, Libera-
len, Sozialdemokraten und Grünen existiert.
Darüber wenigstens sind sich die Politologen
einig; stellvertretend sei Henning zitiert: „Ein
Parteiensystem im westlichen Sinne existiert
in Lettland nicht“.1 Auch wenn Lettland das ex-
tremste Beispiel nicht nur wegen der reinen
Vielzahl von Parteien, sondern auch deren
ständiger Mutation ist, gilt diese Feststellung
im Grunde für alle drei baltischen Länder. 
Angefangen bei den Parteinamen ist die Ver-
wirrung für den auswärtigen Interessierten
groß, denn leider neigen die Parteien in den
baltischen Staaten nicht zu Langlebigkeit.
Wahlen befördern gerne einmal neue Kräfte
an die Spitze und lassen andere in der Bedeu-
tungslosigkeit verschwinden. Einen Untersu-
chungsgegenstand, wie ihn die Politikwissen-
schaft in den westlichen Demokratien vorge-
funden hat, gibt es im Baltikum also genauso
wenig, wie in den anderen postsozialistischen
Staaten.2

Aber beruhigen wir uns. Dass nicht zu prog-
nostizieren ist, welche Partei wann ins Parla-
ment kommt, bedeutet noch lange nicht, dass
die Parteien ihre Aufgaben nicht zu erfüllen in
der Lage sind. Und die bestehen nach politolo-
gischer Definition in Zieldefinierung, Artikula-

muliert: Parteien sind von Wählerstimmen ab-
hängige Machterwerbsorganisationen.4

ELITE WIRKT OHNE INTERESSENGRUPPEN

Wenn es Zweifel daran gibt, ob die Parteien in
den baltischen Staaten Parteienfunktionen er-
füllen, dann in den weitgehend politisch pas-
siven Gesellschaften nur deshalb, weil die Elite

tion, Aggregation, Mobilisierung, Sozialisie-
rung, Elitenrekrutierung und Regierungsbil-
dung.3 Was da so kompliziert daher kommt,
bedeutet letztlich nichts anderes, als dass Par-
teien in der Lage sein müssen, Konzepte für die
Lösung gegenwärtiger Probleme und zur Ge-
staltung der Zukunft zu entwickeln, für diese
um Mehrheiten zu werben und sie im Falle ei-
nes Wahlsieges umzusetzen. Und dafür sind
Mitglieder wichtig, welche für öffentliche Äm-
ter nominiert werden können. Diese Funktio-
nen erfüllen die baltischen Parteien im Allge-
meinen, legt man den möglichst simplen Par-
teienbegriff zugrunde, nach dem eine Partei
jedwede politische Gruppe ist, die sich ein Eti-
kett anheftet, an Wahlen teilnimmt, um öf-
fentliche Ämter zu besetzen oder anders for-

in Ermangelung einer pluralistischen Gesell-
schaft in einem Raum ohne Interessengrup-
pen wirkt, in dem es recht einfach ist, auch
Partikularinteressen gegen den Willen einer
Mehrheit des Volkes durchzusetzen.
Es bleibt somit schwierig, für eine westeuro-
päische geprägte Sicht überhaupt zu begrei-
fen, was in den postsozialistischen Staaten
und damit auch im Baltikum eine Partei ist.5

Ein Fazit ist unumgänglich: Größere Organisa-
tionen mit eindeutig Parteien zuzuordnenden
Funktionen verweigern sich ganz bewusst die-
sem Etikett, während andere, die Partei sein
möchten und sich auch so bezeichnen, allein
aufgrund ihrer geringen Mitgliederzahl mit-
unter sogar nur zu groß geratene Stammti-
sche sind.

ZUGEWANDERTE VOM
WILLENSBILDUNGSPROZESS
AUSGESCHLOSSEN

Freilich kommt in Estland und Lettland noch
ein zweites Problem hinzu. Als Erbe der sowje-
tischen Okkupation nach dem Zweiten Welt-
krieg sind viele Menschen aus anderen Repu-
bliken freiwillig und unfreiwillig zugewandert.
Sie sprechen oft nicht die nun einzige offizielle
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Die Parteiensysteme in den baltischen
Staaten weichen vom gewohnten Bild
westeuropäischer Demokratien ab und
überraschen zunächst durch ihre Vielfalt
und die ständigen Veränderungen. Die
Gesellschaften im Westen hatten genü-
gend Zeit, dass sich Parteiensysteme
entwickeln und stabilisieren konnten.
Genau dieser Prozess wurde in Estland,
Lettland und Litauen durch 50 Jahre Dik-
tatur schlicht unterbrochen. Wenn man
bedenkt, dass seit der Unabhängigkeit
noch keine 15 Jahre verstrichen sind,
wird verständlich, warum sich die Par-
teienlandschaft durch Neugründungen,
Spaltungen und Vereinigungen ständig
verändert. Der Beitrag von Manfred
Kerner und Axel Reetz beschreibt und
ordnet die bunte Parteienlandschaft.
Deutlich wird, dass sich die baltischen
Staaten demokratisch entwickeln – trotz-
dem sind Zivilgesellschaft und Pluralis-
mus noch nicht hinreichend ausgebildet.
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Landessprache und haben – unter anderem
auch deshalb – nicht die Staatsbürgerschaft.
Folglich sind sie vom politischen Willensbil-
dungsprozess ausgeschlossen.6

Vor diesem Hintergrund ist zu sehen, dass der
Versuch einer Einordnung der existierenden
Parteien in den baltischen Staaten in das
oben genannte Viereck-Schema nur dürftig
ausfallen kann. Und das beginnt bereits mit
dem Umstand, dass nach der Unabhängigkeit
1991 Antikommunismus so populär war, dass
niemand mehr links sein wollte und will,7

demzufolge sich Parteien aller Couleur im
angeblich rechten Spektrum tummeln, liberal,
konservativ oder nationalistisch sind.8 Frei-
lich gibt es davon Ausnahmen, die in den
90er-Jahren meist die russische Minderheit
zu vertreten versuchten, welche sich damals
ausgeschlossen sah.9 In Lettland ist dieses
Phänomen anhaltend, wie jüngst die Wahlen
zum Europaparlament gezeigt haben; in Est-
land haben sich die geschäftlich erfolgrei-
chen Russen inzwischen anderen Parteien
angeschlossen. Seither hat die Politik markt-
wirtschaftlicher Reformen im estnischen Par-
lament keine Gegner; das ist mit ein Grund,
warum Estland in der westlichen Presse als
Musterschüler gilt.
Die nachfolgende Liste von Parteien bleibt un-
vollständig, berücksichtigt werden nur jene
Gruppierungen, die in der politischen Land-
schaft nach 1991 von Bedeutung waren.

DIE WICHTIGSTEN PARTEIEN 
IN ESTLAND

DIE ZENTRUMSPARTEI

Die Zentrumspartei (Keskerakond) ist wesent-
licher Nachfolger der Volksfront, die als Sam-
melbecken von Reformkommunisten und ge-
mäßigten Oppositionellen Ende der 80er-
Jahre zur Unterstützung von Michail Gorbat-
schow gegründet worden war. Die Partei ist
über Jahre fixiert auf ihren Vorsitzenden Edgar
Savisaar, der von 1990 bis 1992 erster Minis-
terpräsident der Unabhängigkeit war. Da über-
wiegend in der Opposition, artikuliert die Par-
tei vielfach populistisch und besetzt wegen
des Fehlens einer starken Linken sowohl sozi-
ale Themen als auch die Minderheitenthema-
tik. Savisaar ist seit seinem Abhörskandal10 En-
fant terrible der estnischen Politik, dennoch
und vor allem unter der nicht-estnischen Be-
völkerung beliebt.

DIE ALLIANZPARTEI

Der Zentrumspartei nahestehend war die von
1995 bis 1999 führende Regierungspartei: Die
Allianzpartei (Koonderakond), eine Gründung
von Reformkommunisten, die sich liberal gab.
Sie war ursprünglich entstanden, weil viele
Politiker eben nicht mit Savisaar zusammen
arbeiten wollten und vor den ersten Wahlen
nach der Unabhängigkeit 1992 noch in der
Volksfront sich gegen diesen gestellt hatten.
Die Allianzpartei war – wie der Name sagt –
eine Allianz, an der sich auch eine Bauernpar-
tei beteiligte, die sich mit der Wende zum Li-
beralismus besonders schwer tat. Die Allianz-

partei wurde bei den Wahlen 1999 marginali-
siert und löste sich 2001 ganz auf.

BAUERNPARTEIEN

Bauernparteien spielen im nach wie vor agra-
rischen Estland keine geringe Rolle. Der derzei-
tige Präsident Arnold Rüütel kommt ebenfalls
aus der Landwirtschaft und war lange bedeu-
tendster Politiker eben jener Bauernpartei, die
in der Allianzpartei aufging. Insgesamt gibt es
nicht weniger als sechs Bauernparteien, die je-
doch zumeist nicht ohne Partner bei Wahlen
antreten. Allen dieser Parteien ist eine aus der
Zwischenkriegszeit überkommene Einstellung
gemein, als die Landwirtschaft der wichtigste
Wirtschaftsfaktor war. Die heute oft ums Über-
leben kämpfenden Bauern erwarten viel staat-
liche Unterstützung, und das wird auch von
den Parteien jedoch mit wenig Erfolg vertreten,
da sie kaum je an der Regierung waren.11

DIE MODERATEN

Seit 1992 gab es in Estland zwar auch eine so-
zialdemokratische Partei, diese jedoch verband
sich mit einer der Bauernparteien zu den Mo-
deraten (Mõõdukad). Auch diese Partei ent-
stand im Wesentlichen durch die Unzufrie-
denheit mit der Regierung von Savisaar nach
der Unabhängigkeit. Da die Moderaten aber
trotz ihres sozialdemokratischen Etiketts so-
wohl von 1992 bis 1995 als auch von 1999 bis
2001 an den beiden Regierungen von Mart
Laar beteiligt waren, die von Politologen als
dogmatisch freimarktwirtschaftlich bezeich-
net wurden, machten sie ihrem Namen kaum
Ehre.12 Sie verstanden sich zwar als das soziale
Gewissen der Reformregierungen, trugen
letztlich aber deren liberale Wirtschaftspolitik
mit, was für eine Bauernpartei wie für Sozial-
demokraten gleichermaßen überraschend ist.
Erst jüngst nach dem Sturz der Regierung ver-
sucht sich die Partei unter dem auch interna-
tional sehr bekannten zweimaligen Außenmi-
nister Toomas-Hendrik Ilves in eine wirkliche
Sozialdemokratie umzuwandeln – mit einem
ersten Erfolg bei den Europawahlen. Die Partei
trägt nun offiziell den Namen Volkspartei Mo-
derate (Rahvaerakond Mõõdukad).

DIE VATERLANDSUNION

Der erwähnte zweimalige Regierungschef
Mart Laar gehört der Vaterlandsunion (Isam-
aaliit), die im Westen häufig Pro Patria ge-
nannt wird, an, die ihrerseits aus der Fusion
von Vaterland mit der Estnischen Nationalen
Unabhängigkeitspartei hervorgegangen ist.
Vaterland selbst war zunächst eine Koalition
aus einer Vielzahl kleiner konservativer und
christdemokratischer Parteien. Als Kern der
Partei kann die zu sowjetischen Zeiten ge-
gründete Gesellschaft für Denkmalschutz an-
gesehen werden, in der sich Nationalisten und
Dissidenten zu artikulieren versuchten. Diese
Organisation war ebenfalls Keimzelle von Res
Publica, die den Schriftsteller Lennart Meri als
ersten Außenminister in die Politik holte, wel-
cher anschließend Präsident wurde.

DIE ESTNISCHE NATIONALE
UNABHÄNGIGKEITSPARTEI

Die Estnische Nationale Unabhängigkeitspar-
tei (Eesti Rahvuslik Sõltumatuse Partei) ist
zwar als selbstständige politische Organisa-
tion nicht mehr existent, muss aber als wich-
tige Kraft der Umbruchszeit unbedingt er-
wähnt werden. Sie wurde als eine der ersten
neben der Kommunistischen Partei am 21. Au-
gust 1988 illegal von Dissidenten wie Tunne
Kelam und Lagle Parek gegründet,13 was aller-
dings nicht verhinderte, dass sich ihr auch frü-
here Kommunisten anschlossen.14 Vielen
Wählern waren die Forderungen dieser Partei
jedoch zu früh zu radikal, es galt damals noch
als durchaus riskant, so direkt für die Unab-
hängigkeit einzustehen.

RES PUBLICA

Res Publica selbst trat erst 2002 wieder auf die
politische Bühne als direkte Folge der extrem
niedrigen Popularität der damaligen zweiten
Regierung unter Mart Laar. Vaterlandsunion,
Reformpartei und Moderate konnten sich mit
drei Jahren dank einer in den baltischen Staa-
ten nach 1991 nie da gewesenen Geschlossen-
heit besonders lange an der Macht halten.
Gleichzeitig gab es eine Vielzahl innenpoliti-
scher Kontroversen, welche die Partner dann
letztlich doch auseinander brachte. Man verlor
den Präsidentenposten, da die Regierung kei-
nen gemeinsamen Kandidaten aufstellte und
zerstritt sich über die Gebietsreform. Nicht nur
intern waren viele Politiker mit dem Auftreten
der Regierung und den politischen Ergebnis-
sen unzufrieden, auch in der Wählerschaft
und den Parteien sonst nahestehenden öf-
fentlichen Persönlichkeiten regte sich Unmut,
der schließlich durch das Wiederaufleben von
Res Publica als Partei kanalisiert wurde. Der
Exil-Este und Politologe Rein Taagepera
konnte als Gründungsvorsitzender gewonnen
werden, und die Partei erlebte zu den Wahlen
2003 einen kometenhaften Aufstieg, wenn sie
auch die Zentrumspartei nicht zu überflügeln
vermochte. Interessant an dieser Stelle, das
Taagepera selbst noch 1992 als Präsident für
die Zentrumspartei angetreten war.

DIE REFORMPARTEI

Als Folge einer Spaltung von Vaterland zu Beginn
der 90er-Jahre, die letztlich auch den Sturz Mart
Laars 1994 herbeiführte,15 entstand die Reform-
partei (Reformierakond) als erfolgreiche Neu-
gründung. Sie wurde vom früheren Präsidenten
der estnischen Nationalbank, Siim Kallas, mit ei-
nem Teil der von Vaterland abgespaltenen poli-
tischen Kräfte gegründet und ist unter den wirt-
schaftspolitisch liberal eingestellten Parteien
Estlands die radikalste. Dass in seiner Amtszeit
als Präsident der Nationalbank bei einem Speku-
lationsgeschäft zehn Millionen US-Dollar verlo-
ren gingen, hat den weiteren Erfolgszug Siim
Kallas’ nicht verhindert. Der Reformpartei hat
sich mittlerweile eine der einflussreichsten rus-
sischen Parteien angeschlossen, die westlich
orientierte Russisch-Baltischen Partei in Estland
(Vene Balti Erakond Eestis).

Parteiensysteme in den baltischen Staaten



UNABHÄNGIGE ROYALISTEN

Diese Parteien haben die politische Szene in Est-
land in den vergangenen Jahren beherrscht. An-
gefangen mit der Gründung der Volksfront und
der Unabhängigkeitspartei noch vor der Unab-
hängigkeit über die Wahlen von 1992, 1995,
1999 und 2003. Daneben gibt es natürlich noch
eine Vielzahl kleiner Parteien, die punktuell für
Aufsehen gesorgt haben, der Entwicklung Est-
land und dem Weg von der Sowjetunion in die
Europäische Union jedoch nicht ihren Stempel
aufdrücken konnten. Erwähnt sei stellvertre-
tend eine nicht ganz ernst zu nehmende Grup-
pierung, die gleich zu den ersten Wahlen 1992
antrat: Die Unabhängigen Royalisten (Sõltum-
atud Kuningriiklased) warben für die Einfüh-
rung der Monarchie. Ihre Anhänger fanden sich
vorwiegend auf den großen estnischen Inseln
Saaremaa (Ösel) und Hiiuma (Dagö).16 Die Roy-
alisten argumentierten, es sei sicherheitspoli-
tisch vernünftig, sich von Russland abzukop-
peln und durch die Einführung der Monarchie
eine quasi familiäre Beziehung zu Schweden
herzustellen, indem ein neu zu schaffender est-
nischer Thron einem schwedischen Prinzen an-
getragen werde. Estlands fehlende monarchi-
sche Tradition sei insofern kein Einwand, als
auch Norwegen erst nach der Unabhängigkeit
eine eigene Dynastie begründet habe. Die Ein-
führung der Monarchie solle jedoch nicht sofort
geschehen, da Estland dafür noch nicht reif sei.
Da die Royalisten eine Gruppe von aus Funk und
Fernsehen bekannten Humoristen und Entertai-
nern waren, scheinen Zweifel an ihrer Ernsthaf-
tigkeit berechtigt.17

POLITISCHE EINTAGSFLIEGEN

Für die Veränderung des estnischen Parteien-
systems besonders bedeutend ist das Ver-
schwinden zweier Lager, des russischen wie
des extrem nationalistischen. Noch 1995 ge-
lang unter dem Namen Unsere Heimat ist Est-
land! (Meie kodumaa on Eesti!) einer Koalition
aus zwei russischen Parteien der Einzug in das
Parlament, die eng mit dem von den estni-
schen Kommunisten übrig gebliebenen Politi-
kern zusammenarbeiteten. 1992 wiederum
war unter der Führung des Exil-Esten und
pensionierten US-Colonels Jüri Toomepuu die
als rechtsextrem einzustufende Fraktion Bes-
seres Estland/Estlands Bürger (Parem Eesti /
Eesti Kodanik) in das Parlament eingezogen.
Die Partei vertrat die Ansicht, die mit autoritä-
ren Elementen gespickte Verfassung von 1938
müsse wieder in Kraft gesetzt werden.18 Beide
Kräfte erwiesen sich als politische Eintagsflie-
gen und wurden nach einer Legislaturperiode
nicht wieder in das Parlament gewählt.

WICHTIGE PARTEIEN IN LETTLAND

Im lettischen Parteiensystem finden erheblich
mehr Spaltungen und Vereinigungen statt als
in den Nachbarrepubliken. Die Liste ist daher
etwas länger.

LETTLANDS WEG

Die nach der Unabhängigkeit wichtigste Partei
ist Lettlands Weg (Latvijas Ceļš), wenn sie auch
bei den Wahlen 2002 den Sprung über die Fünf-
prozent-Hürde nicht schaffte. Die Partei ging
aus einem Diskussionsklub hervor, in dem 
sich Intellektuelle und Wirtschaftsexperten mit
Exil-Letten trafen, um schon zur Zeit der Volks-
frontregierung, die hier ähnlich wie in Estland
von 1990 bis zu den ersten Wahlen nach der Un-
abhängigkeit regierte, über die Zukunft des
Landes zu debattieren. Inhaltlich ist Lettlands
Weg weniger liberal und weniger nationalis-
tisch als die Parteien, welche die estnische Po-
litik maßgeblich beeinflussten, auch haben mit
dem Weg über die Volksfront mehr ehemalige
Kommunisten hier eine neue politische Heimat
gefunden als in den estnischen Regierungspar-
teien. Die Folge war eine wesentlich weniger ra-
dikale Reformpolitik in Lettland zu Beginn der
90er-Jahre. Mit ihrer moderaten Ideologie wie
auch sehr populären Spitzenpolitikern errang
Lettlands Weg 1993 mit fast einem Drittel der
Stimme einen für postsozialistische Staaten
ansehnliches Wahlergebnis. Auch in den fol-
genden Jahren war die Partei nach den Wahlen
von 1995 und 1998 an jeder Regierung betei-
ligt und stellte mit Valdis Birkavs, Māris Gailis,
Vilis Krištopans und Andris Bērziņš bereits vier
Ministerpräsidenten. Lettlands Weg kann in
Lettland als professionellste Partei mit inner-
parteilicher Demokratie bezeichnet werden, die
unter den großen als einzige erfolgreich über
die Jahre hinweg nicht zerfallen und personell
stabil ist. Gleichzeitig gilt sie im Inland auch als
eng mit der Wirtschaft verbundene wichtige
Oligarchen-Organisation, was letztlich aus-
schlaggebend für die sinkende Popularität und
die Niederlage 2002 war.

DIE NATIONALISTISCHE NISCHE

Die nationalistische Nische der lettischen Po-
litik hat dagegen eine Reihe von Veränderun-
gen durchlaufen, die sie im Wesentlichen mi-

nimiert hat. 1993 kamen zunächst zwei Par-
teien dieser Ausrichtung ins Parlament, die
sich später vereinigten und sich nunmehr Für
Vaterland und Freiheit/Lettlands National-
Konservative Partei (Tēvzemei un Brı̄vı̄bai /
Latvijas Nacionāli Konservatı̄vā Partija) nen-
nen. Die anfangs wichtigere von beiden, Lett-
lands Nationale Unabhängigkeitsbewegung
(Latvijas Nacionāli Neatkarı̄bas Kustı̄ba) arbei-
tete mit der wertkonservativen Grünen Partei
Lettlands (Latvijas Zaļā Partija) zusammen. De-
ren Vertreter Indulis Emsis gilt seit der Zu-
sammenstellung einer Minderheitsregierung
im Frühjahr 2004 als erster grüner Regie-
rungschef Europas.
Nach langjährigem Kampf um die Vorherr-
schaft im nationalkonservativen Lager mit der
radikaleren nationalistischen Partei Für Vater-
land und Freiheit (Tēvzemei un Brı̄vı̄bai) kam es
schließlich 1997 zur Vereinigung. Der libera-
lere Flügel der Unabhängigkeitspartei, der die-
sen Schritt ablehnte, ging anschließend er-
folglos eigene Wege, die Partei verlor einige
ihrer wichtigsten Politiker und ist seit 2002 zu-
sammen nur noch so bedeutend wie Für Vater-
land und Freiheit noch 1993 allein.

DIE LETTISCHE NATIONALE
UNABHÄNGIGKEITSBEWEGUNG

Mit verantwortlich für den Niedergang der
Lettischen Nationalen Unabhängigkeitsbewe-
gung war der Deutsche Joachim Siegerist.
1993 hatten die Politiker der Lettischen Natio-
nalen Unabhängigkeitsbewegung ihn gern in
ihre Reihen aufgenommen, weil er als auslän-
discher Geschäftsmann die nötigen finanziel-
len Mittel für eine umfangreiche Werbeaktion
hatte, die wegen ihrer Schärfe und Polarisie-
rung nach verbreiteter Meinung zum relativen
Misserfolg beitrug,19 denn auch in Lettland
war die Sorge vor zu überzogenen Forderun-
gen weit verbreitet. Und diese Einstellung
wirkte auch noch im jetzt unabhängigen Lett-
land nach. Siegerist nahm sein Parlaments-
mandat wegen mangelnder Sprachkenntnisse
so gut wie nie wahr.
Aber es gibt auch inhaltliche Gründe für den
sinkenden Einfluss der Partei. Für Vaterland
und Freiheit hat über Jahre hinweg vehement
gegen jede Liberalisierung bei der Einbürge-
rung der in Lettland starken Minderheiten und
für eine Verschärfung der Sprachgesetzge-
bung gekämpft, letztlich aber in Koalitionen
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mit Lettlands Weg alle unter anderem von der
OSZE geforderten Änderungen mitgetragen.
Aber nicht nur in der nationalen Frage gab es
Konflikte mit diesem langjährigen Koalitions-
partner. Wirtschaftspolitisch tritt die Partei
wie andere Nationalisten in postsozialisti-
schen Staaten eher für moderate Reformen
ein, was sich durch den Abschied der reform-
freudigeren Politiker anlässlich der Parteifu-
sion eher noch verstärkt hat. Die Privatisie-
rung der letzten großen Unternehmen wurde
so über Jahre und mehrere Regierungen hin-
weg gebremst.20

Erwähnenswert ist, dass Joachim Siegerist
nach seinem Rückzug aus der Partei und dem
Verlust seines Parlamentsmandates politisch
aktiv blieb und vor den Wahlen 1995 seine ei-
gene Partei, die Volksbewegung für Lettland –
Siegerist-Partei (Tautas Kustı̄ba Latvijai – Zı̄ge-
rista Partija) gründete. Programmatisch ver-
trat die Siegerist-Partei einen Wirrwarr aus
Antikommunismus und Unterstützung für das
einfache Volk gegen das Establishment; sie
nutzte das Unverständnis und die Angst der
Menschen vor internationalen Organisationen
wie insbesondere der Europäischen Union.21

Siegerists anhaltende Popularität rührte im
Grunde daher, dass er die verbreitete negative
Meinung über andere Politiker, die sich um das
Volk nicht kümmerten, ausnutzte, indem er
werbewirksam Rentner und Kinder aus der 
sozial schwachen Landbevölkerung finanziell
unterstützte. Der populistische Haufen um
Siegerist zerfiel jedoch innerhalb weniger Wo-
chen. Heute tritt Siegerist in der lettischen 
Öffentlichkeit nicht mehr auf.

CHAOS BEI DEN CHRISTDEMOKRATEN

Die Christdemokraten sind die chaotischste
politische Orientierung in Lettland. Selbst dem
Eingeweihten fällt es mitunter schwer, die
Mutationen dieser Parteien nachzuvollziehen.
Zunächst wurde 1991die Christdemokratische
Union (Kristı̄gi Demokrātu Savienı̄ba) gegrün-
det. Im Laufe der Jahre kam es zu mehreren
Mutationen, von Listenverbindungen mit der
aus historischen Gründen wichtigen Bauern-
union bis hin zur Fusion mit den inzwischen
christdemokratisch umbenannten Resten der
Volksfront, aus welchem Anlass der Name in
Anlehnung an Christdemokraten im west-
lichen Ausland in Union der Christlichen De-
mokraten (Kristı̄go Demokrātu Savienı̄ba) ge-
ringfügig geändert wurde. Die Partei ist heute
unbedeutend und ein Beispiel für die geringe
Bindungskraft klassischer Milieuparteien, ins-
besondere einer Glaubensgemeinschaft in ei-
ner weitgehend säkularisierten Gesellschaft.
Erneute Veränderungen gab es für die Christ-
demokraten 2001 mit der Umbenennung Der
Neuen Partei (Jaunā Partija), die selbst nur 
kurz existierte, in Die Neue Christliche Partei
(Jaunā Kristı̄gā Partija). 2002 wurde mit Lett-
lands Erster Partei (Latvijas Pirmā Partija), die
auch als Priesterpartei bezeichnet wird, weil
alle führenden Politiker aus diesem Beruf kom-
men, eine weitere Partei in dieser politischen
Nische gegründet. Während die letzten beiden
Parteien anschließend fusionierten, wollen die
eigentlichen Christdemokraten einstweilen die
neue Partei nur unterstützen. Welche dieser

Parteien nun überleben oder wann mit wem
fusionieren wird, ist kaum vorherzusehen.

LETTLANDS BAUERNUNION

Dagegen ist Lettlands Bauernunion (Latvijas
Zemnieku Savienı̄ba) erwähnenswert. Sie stellt
den Versuch dar, an alte Erinnerungen und die
nach verbreiteter Meinung goldenen Zeiten
Lettlands in den späten Dreißigerjahren anzu-
knüpfen. Die Bauernunion war die Partei des
damals mit diktatorischen Vollmachten regie-
renden Kârlis Ulmanis. Zur Unterstützung die-
ses Pathos gewann die Partei anfangs den
Neffen des kinderlosen Übervaters, Guntis Ul-
manis, für ihre Partei, der sogar über zwei
Amtszeiten Präsident war. Dennoch ver-
schwand die Partei nach dem Rückzug aus der
Koalition mit Lettlands Weg 1994 wenigstens
auf nationaler Ebene in der Bedeutungslosig-
keit, woran auch die Verbindung mit den
Christdemokraten nichts zu ändern ver-
mochte. Die Bauernunion ist damit ein Beispiel
für den Misserfolg sogenannter historischer
Parteien, die an historische Erfolge anzuknüp-
fen versuchen. Dabei sollte nicht unerwähnt
bleiben, dass die Partei der Zwischenkriegszeit
Union der lettischen Bauern (Latviešu Zem-
nieku Savienı̄ba) hieß, ein durchaus nicht un-
wichtiger Unterschied, denn das bezöge sich
nur auf Bauern lettischer Nationalität in ei-
nem Land mit zahlenmäßig starken Minder-
heiten. Eine weitere Partei mit dem auch his-
torisch korrekten Namen gab es nämlich auch.
Sie war jedoch völlig unbedeutend.

DIE NEUE ZEIT

Ähnlich wie Res Publica in Estland veränderte
sich die Parteienlandschaft in Lettland grund-
legend, als der frühere Chef der Nationalbank,
Einars Repše, vor den Wahlen 2002 eine Partei
mit dem Namen Neue Zeit (Jaunais Laiks)
gründete. Dieser Schritt war besonders über-
raschend, weil Repše dafür seine sichere Po-
sition aufgeben musste und wie für einen 
führenden Politiker absehbar auch seine Rolle
als eine der populärsten Persönlichkeiten im
Lande. Seine Beliebtheit war zum Gründungs-
zeitpunkt immerhin so groß, dass nicht einmal
die populistische und teils abenteuerliche
Form der Gründung daran etwas zuändern
vermochte: Repšes verlangte nämlich zu-
nächst von der Öffentlichkeit, für ihn persön-
lich und die Partei eine große Summe zu spen-
den.22 Obwohl er nicht einmal einen Bruchteil
des erwünschten Betrages erhielt, entschied er
sich dennoch zur Gründung der Partei. Demo-
kratieabträglich beschlossen die Delegierten
anlässlich des ersten Parteitages, den Partei-
vorstand zu ermächtigen, künftig Entschei-
dungen über Programmatik und gegebenen-
falls sogar Parteiausschlussverfahren ohne
Konsultation eines Parteitages zu treffen –
eine klare Selbstentmachtung. Auch nach der
Wahl war Repše für eine Vielzahl von Überra-
schungen gut. Die Koalitionsverhandlungen
unter seiner Führung wurden ebenso wie die
Sitzungen seines Kabinetts öffentlich abge-
halten, was oftmals eher zur allgemeinen Be-
lustigung beitrug als Entscheidungen wirklich

transparenter hätte werden lassen. Das Sau-
bermannimage des neuen Ministerpräsiden-
ten und sein entsprechend arrogantes Verhal-
ten gegenüber den Kooperationspartnern be-
scherte der Regierung nur ein kurzes Leben;
nach weniger als einem Jahr wurde Repše zum
Rücktritt gezwungen.

DIE SOZIALDEMOKRATEN 
TUN SICH SCHWER

Die Sozialdemokraten tun sich in Lettland
ebenso schwer wie in Estland, wenn es auch
hier wenigstens mehrere Parteien gibt, die ei-
nen entsprechenden Anspruch erheben. Als
Sozialdemokratische Vereinigung (Sociālde-
mokrātu Apvienı̄ba) gelangte 1998 erstmal
eine Koalition aus Lettlands Sozialdemokra-
tischer Arbeiterpartei (Latvijas Sociāldemo-
krātiskā Strādnieku Partija) und Lettlands De-
mokratischer Partei der Arbeit (Latvijas Demo-
krātiskā Darba Partija) ins Parlament, die nur
aus der Einsicht in die Notwendigkeit der Zu-
sammenarbeit entstand. Die erste der beiden
Parteien, hervorgegangen aus der Volksfront,
hatte sich unter Egı̄ls Baldzēns bei der Wahl
1993 noch deutlich von der Schwesterpartei
abzugrenzen versucht. Die zweite Partei ist der
programmatisch zur Sozialdemokratie mutier-
te Rest der lettischen Kommunisten, die sich
im Laufe des Umbruchs von der zur KPdSU ge-
hörenden lettischen kommunistischen Partei
getrennt hatten. Gemeinsam ist beiden Par-
teien eine für Sozialdemokraten überraschend
nationalistische Einstellung. So ist der Vorsit-
zende Juris Bojārs trotz seiner KGB-Vergan-
genheit, die zwar nicht seine Popularität min-
dert, ihm aber die Kandidatur zum Parlament
versagt, strikt gegen die doppelte Staatsbür-
gerschaft für die 1940 ins Exil geflüchteten
Letten und deren Nachkommen.23 Die histori-
sche Einsicht konnte allerdings die neuerliche
Spaltung nicht verhindern. 2002 gründete
Baldzēns unter dem Namen Sozialdemokrati-
sche Union (Sociāldemokrātu Savienı̄ba) eine
neue Fraktion, der nur wenige Parteifreunde
folgten. Beide Parteien konnten 2002 nicht er-
neut ins Parlament einziehen.
Unter den im weitesten Sinne als sozialdemo-
kratisch zu bezeichnenden Parteien sind aber
noch zwei weitere zu nennen. Da ist zunächst
die anfangs als Listenkoalition Harmonie für
Lettland – Wiedergeburt der Volkswirtschaft
(Saskaņa Latvijai – Atdzimšana Tautsaimnie-
cı̄bai) aufgetretene Partei der Volksharmonie
(Tautas Saskaņas Partija) zu nennen, die ihre
Wurzeln im linken Flügel der Volksfront hat,
für die Parteichef Jānis Jurkāns als Außenmi-
nister diente. Unter ihm wird eine gegenüber
Russland freundliche Rhetorik propagiert, flan-
kiert von einer sozialstaatlichen Programma-
tik, womit die Wählerschaft in der Hochburg
im stark ethnisch gemischten und vergleichs-
weise armen Südosten des Landes angespro-
chen wird. Das hat bisher verhindert, dass die
Partei je an einer Regierung beteiligt war. 1994
kam es zur Spaltung und durch die Zusam-
menarbeit mit den Sozialisten aus der Inter-
front von Alfrēds Rubiks zu einer Wende nach
links. Die Interfront war als Gegenpol zur
Volksfront von jenen Kräften gegründet wor-
den, welche die Sowjetunion erhalten wollten.
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Jurkâns hat sich allerdings nach den Wahlen
2002 nach und nach von den Sozialisten auch
organisatorisch distanziert. Unter dem Namen
Für Menschenrechte in einem integrierten
Lettland (Par Cilvēka Tiesı̄bām Vienotā Latvijā)
firmiert jetzt nur noch die Sozialistische Partei.
Die Demokratische Partei Hausherr (Demo-
krātiskā Partija Saimnieks) ist eine schwer ein-
zuordnende Partei. Vorwiegend von Kommu-
nisten, denen die Volksfront zu national ge-
worden war ins Leben gerufen, gelangte sie 
als Demokratische Zentrumspartei (Demo-
krātiskā Centra Partija) 1993 ins Parlament mit
dem Ehepaar Aivars Kreituss und Ilga Kreituse
an der Spitze. Wegen der Namensgleichheit
mit einer Vorkriegspartei wurde das „Zentrum“
bald aus dem Namen gestrichen.24 1994 kam
es zur Vereinigung mit „Hausherr“ (Saimnieks),
einer Partei des umstrittenen Ex-Innenminis-
ters der Volksfrontregierung, Ziedonis Èevers.
Mit populistisch zu nennenden Parolen gelang
1995 ein vergleichsweise gutes Ergebnis, doch
die innere Zerrissenheit wie die fehlende Ab-
grenzung zu anderen politischen Kräften lie-
ßen die Partei bald wieder verschwinden.

DIE WICHTIGSTEN PARTEIEN LITAUENS

Das Parteiensystem in Litauen zeichnete sich
während der ersten Jahre nach der Unabhän-
gigkeit im Vergleich mit Lettland und Estland
durch seine Stabilität auf der einen wie durch
seine Fähigkeit zu klaren Mehrheitsverhältnis-
sen auf der anderen Seite aus. Diese Struktur
wurde in der Literatur intensiv behandelt und
als Stabilität oder Polarisierung bewertet. Seit
der Krise im Parteiensystem 1999 und 2000
hat sich das Bild grundlegend geändert.

SAJUDIS UND HEIMATUNION

Die Entwicklung in Litauen unterschied sich von
Anfang an. Es gab hier nicht wie in Estland und
Lettland eine Volksfront als breite Koalition aus
Reformkommunisten und moderaten Dissiden-
ten. Statt dessen wurde mit Sąjūdis (Aufbruch)
eine Bewegung gegründet, die sehr viel mehr li-
tauisch geprägt war, als die zum Ende der So-
wjetunion in den Nachbarrepubliken regieren-
den politischen Organisationen. Das ist sicher
auf den Umstand zurückzuführen, dass in Li-
tauen der Anteil ethnischer Minderheiten an
der Bevölkerung erheblich geringer war und ist.
1993 entstand aus dem Sąjūdis die Heimat-
union (Litauens Konservative) Tėvynės Sąjun-
ga (Lietuvos Konservatoriai), die von dem auch
im Westen sehr bekannten Musikprofessor Vy-
tautas Landsbergis geführt wurde. Sie vertritt
eine Mischung aus liberaler Politik mit einer
klaren Akzentuierung litauischer Interessen.
Landsbergis war, anders als im Westen rezi-
piert, durchaus eine umstrittene Führungsfi-
gur in Litauen. Die Parteigründung auf der Ba-
sis des Sàjûdis bedeutete eine klare Abgren-
zung von moderaten politischen Kräften.

GEWENDETE KOMMUNISTEN

Dem gegenüber standen lange Zeit die gewen-
deten Kommunisten Litauens, die sich als erste

in der Sowjetunion von der Zentrale lösten und
die Demokratische Partei der Arbeit (Lietuvos
Demokratinë Darbo Partija) gründeten. Durch
ihre Galionsfigur, den 1992 zum Präsidenten
gewählten Algirdas Brazauskas, genoss die Par-
tei Popularität – eine Ausnahme unter den bal-
tischen Ex-Kommunisten. Die Partei konnte
nach ihrem Wahlsieg 1992 zwar als Regie-
rungspartei die Kontakte zur Sozialistischen
Internationale intensivieren, die Aufnahme
scheiterte jedoch, weil die Internationale gene-
rell „gewendeten“ Kommunisten misstraut und
ohnehin nur eine Partei pro Land aufnimmt.25

DAS SOZIALDEMOKRATISCHE FELD

Das sozialdemokratische Feld hatte nämlich
1990 schon die früh aus Sąjūdis ausgestiegene
Litauens Sozialdemokratische Partei (Lietuvos
Socialdemokratø Partija) besetzt, die sich auf
ihre Geschichte während der Zwischenkriegs-
zeit beruft. Sie ist damit die einzige Partei, die
sich an Sąjūdis beteiligte und trotzdem links
der Mitte positionierte. Die Sozialdemokratie
reklamiert mit ihrer Wiedergründung 1989 die
erste Parteigründung der nachsowjetischen
Phase für sich und wurde im Unterschied zur
postkommunistischen Sozialdemokratie 1990
in die Sozialistischen Internationale aufge-
nommen. Dennoch kam es im Vorfeld der
Wahlen 2000 zum Kompromiss. Der zwischen-
zeitlich abgetretene Präsident Brazauskas er-
reichte eine Listenverbindung beider sozialde-
mokratischer Parteien. Unter Einbeziehung
seines Namens in die offizielle Bezeichnung
beteiligten sich an der Koalition noch weitere
kleinere Parteien. Lange Zeit gab es einen Du-
alismus dieser beiden Parteien, die sich an der
Regierung mit jeder Wahl erneut abwechsel-
ten. Das änderte sich schlagartig mit den Wah-
len von 2000, zu denen zwei neue Kräfte auf
die politische Bühne traten.

LITAUENS LIBERALE

Litauens Liberale Union (Lietuvos Liberalų
Sąjunga) war lange eine Splitterpartei ohne Be-
deutung, was sich 1999 schlagartig im Rahmen
des Streits um die Privatisierung der Ölgesell-
schaft Mažeikių Nafta änderte. Rolandas Pak-
sas, damals Ministerpräsident der regierenden
Heimatunion, lehnte den Verkauf an eine ame-
rikanische Gesellschaft ab, stellte sich damit ge-
gen die eigene Partei und wurde dadurch sehr
populär. Er trat als Regierungschef zurück und
übernahm sozusagen die Liberalen, die er mit
großem Erfolg in die Wahlen von 2000 führte.
Im Gegensatz zu den Liberalen, die als Partei
auch schon vorher existiert hatten, wurde Die
Neue Union (Sozialliberale) (Naujoji Sąjunga
[Socialliberalai]) vom früheren Generalstaats-
anwalt, Artûras Paulauskas, völlig neu gegrün-
det, nachdem er in der Stichwahl um die Präsi-
dentschaft 1998 Adamkus knapp unterlegen
war. Die Partei verfügt programmatisch und
personell nur über eine dünne Plattform. Das
wurde deutlich als Paulauskas zunächst mit 
den Liberalen eine Koalition einging, die dann 
an den Themen Steuern und Privatisierung
scheiterte. Ideologisch steht die Partei den So-
zialdemokraten näher, mit denen sie seit 2001

unter Brazauskas in einer Koalition zusammen-
arbeitet.

DIE CHRISTDEMOKRATISCHE PARTEI

Im katholischen Litauen gehörte Litauens
Christdemokratische Partei (Lietuvos Krikščio-
nių Demokratų Partija) im politischen System
der Zwischenkriegszeit bis zum Putsch unter
Smetona, der sie 1936 nach zehn Jahren eige-
ner Regentschaft verbot, zu den wichtigsten
Kräften. Die Partei beruft sich seit der Wieder-
gründung 1990 auf ihre lange Tradition seit
1904, war anfangs Teil von Sąjūdis und verwei-
gerte sich später deren Polarisierung, beteiligte
sich aber an Koalitionen mit Landsbergis.

KLEINERE PARTEIEN

Weniger bedeutend ist die Partei des populä-
ren Politikers Romualdas Ozolas. Aus der
Volksfront heraus entstand sie zunächst als
Zentrumsbewegung, aus der 1993 Litauens
Zentrumsunion (Lietuvos Centro Sąjunga) als
Partei von Politikern, die sich auf keiner der
beiden Seiten heimisch fühlten hervorging.
Neben diesen wichtigsten Parteien gibt es auch
in Litauen zahlreiche kleinere, die ein wenig
mehr Aussicht auf politischen Erfolg haben
oder wenigstens auf Publikumswirksamkeit,
weil Litauen nach einem so genannten Graben-
wahlsystem wählt, bei dem die Hälfte der Man-
date in Einmannwahlkreisen verteilt wird. Da-
durch haben einzelne populäre Personen eine
Chance, ihre Partei im Parlament zu vertreten.
Zu den wichtigsten zählen einige rechts von der
Heimatunion stehende Kräfte wie Litauens
Union der Nationalisten (Lietuvos Tautininkų
Sąjunga). Wichtigster Politiker ist ein Verwand-
ter des früheren Diktators Anatanas Smetona,
der die Tradition der Staatspartei nach dem
Putsch von 1926 heute fortsetzen will und eine
äußerst nationalistische Volkstumsideologie
vertritt.26 Doch auch in Litauen ist das offen-
sichtlich nicht mehrheitsfähig.

FAZIT

Wie die Beschreibung der Parteien im Detail
zeigt, ist es alles andere als einfach, sich nach
der Lektüre noch daran zu erinnern, welche
Partei mit welchem ungewöhnlichen Namen
nun zu welchem der drei Länder gehörte. Aber
damit stehen die baltischen Staaten im post-
sozialistischen Kontext nicht allein. Und wie
sollten sie auch. Im Westen hatten die Gesell-
schaften Jahrhunderte Zeit sich zu entwickeln,
Parteiensysteme konnten aus der Mitte der
Bevölkerung entstehen. Dieser Prozess wurde
in Estland, Lettland und Litauen durch 50
Jahre Diktatur nicht nur einfach unterbrochen.
Die Egalisierung der Lebensumstände wäh-
rend des Sozialismus, Säkularisierung, Migra-
tion und ideologische Erziehung haben alte
Identifikationen ersetzt durch eine vom
Westen grundsätzlich unterschiedliche Le-
benserfahrung, die zu völlig anderen Konflik-
ten innerhalb der Gesellschaft führen – wenn
es sich natürlich wegen und in Folge der
Wende immer wieder auch um Verteilungs-
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konflikte handelt. Und darin liegt natürlich die
Ähnlichkeit zwischen Westeuropa und der
postsozialistischen Welt: Parteien entstehen
da, wo es gesellschaftliche Unterschiede und
Konflikte gibt. Die baltischen Staaten haben
nur erheblich weniger Zeit.
Und ob es nun bei dauernden Veränderungen
im Parteiensystem bleibt oder sich eine Stabi-
lität mit wenigen oder vielen „etablierten“ Par-
teien einstellt, das zu prognostizieren ist
schwierig, bedenkt man außerdem, dass seit
der Unabhängigkeit noch keine 15 Jahre ver-
strichen sind, also noch keine neue Generation
heranwachsen konnte, deren politisches Den-
ken nicht mehr durch die Erfahrung aus den
Zeiten der Sowjetunion entscheidend mitge-
prägt wird.
So lange dies nicht der Fall ist, bleibt mit der
allgemeinen Unzufriedenheit über den sozia-
len Niedergang und als Erbe einer das Volk
letztlich entmündigenden Diktatur eine zur
politischen Apathie neigende Gesellschaft. Die
Erwartungen an die Veränderungen, nämlich
so zu leben wie im Westen, wurden einstwei-
len enttäuscht, weil sie auch überhöht waren.
Aus der Ferne betrachtet meinten die Men-
schen, nur ihre – diktatorische – Regierung
halte Versprechungen nicht ein und im Westen
würden moralische Werte hochgehalten.27 Die
politologische Diskussion sah deshalb immer
wieder die Gefahr des erneuten Abdriftens in
autoritäre Herrschaftsformen.
Doch gibt es auch positive Aspekte. So hat
zwar die Regierung besonders in Lettland bei-
nahe jährlich gewechselt. An den politischen
Hauptzielen rund um die Westintegration, so
sehr sie auch manchmal in der Bevölkerung
umstritten gewesen sein mögen, hat sich nie
etwas geändert. Besonders zu unterstreichen
ist die angesichts der sozial angespannten
Lage auch denkbare aber eben ausgebliebene
Radikalisierung. Die baltischen Staaten sehen
sich häufig dem Vorwurf des Nationalismus
ausgesetzt. Und es gibt in der Tat genug Poli-
tiker und Wähler, die lieber heute als morgen
die Minderheiten ausreisen sähen. Nichtsdes-
totrotz haben radikale Nationalisten wenig
Chancen bei einem Volk, welches sich vorwie-

gend nach Normalität, verstanden als erträg-
liche Lebensumstände, sehnt und sich für Po-
litik so wenig interessiert wie für Radikalismus
begeistern lässt.28 Und das triff auf die Min-
derheiten gleichermaßen zu. So ertönten die
Proteste gegen die Minoritätenpolitik deutlich
lauter aus Moskau als aus Lettland selbst.29

Einstweilen scheinen sich die baltischen Staa-
ten demokratisch zu entwickeln. Aber es kann
keine Frage sein, dass Zivilgesellschaft und
Pluralismus derzeit nicht hinreichend ausge-
bildet werden konnten. Sie sind aber notwen-
dig, um langfristig die Zufriedenheit der Be-
völkerung mit der Demokratie zu festigen, den
Status Quo zu legitimieren.
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DEMOKRATIE BRAUCHT POLITISCHES
BEWUSSTSEIN

Was auch immer man unter dem Begriff „Po-
litische Kultur“ im Einzelnen versteht, herrscht
doch Einigkeit darüber, dass mit ihm die sub-
jektive Dimension von Politik und die Orien-
tierungen der Bevölkerung gegenüber dem 
politischen System erfasst werden sollen.1 Vor
allem in den neuen EU-Staaten, die in den ver-
gangenen anderthalb Jahrzehnten einen so-
zial-ökonomischen Systemwandel hinter sich
gebracht haben, der den Alltag jedes einzelnen
Bürgers tief verwandelt und das Leben präg-
nant verändert hat, stellt sich die Frage, ob die
neue demokratisch-kapitalistische Grundord-
nung bereits auf eine breite Akzeptanz in der
Bevölkerung stößt und inwieweit die politi-
sche Partizipation nicht nur auf affektiven,
sondern auch auf kognitiven und rationalen
Einstellungen beruht. Die Legitimität der poli-
tischen Systeme in Osteuropa und der Wandel
hin zu einer stabilen Demokratie hängen nicht
zuletzt vom politischen Bewusstsein der Be-
völkerung ab.2 Der viel zitierte gesellschaftli-
che Wertewandel zu einer Zivilgesellschaft
(Civic Culture) als Ausdrucksform einer demo-
kratischen politischen Kultur steht dazu in ei-
nem engen Zusammenhang.

DIE LAST DER VERGANGENHEIT

Obwohl inzwischen 15 Jahre seit der Wieder-
erlangung der Unabhängigkeit vergangen
sind, kann keine Erörterung der politischen
Kultur Litauens darauf verzichten, die Zeit
zwischen 1940 und 1989/91 in Augenschein
zu nehmen, denn die heutigen gesellschaft-
lichen Bewusstseinslagen sind immer noch
durch die lange Zeit der politischen und natio-
nalen Unfreiheit (mit)geprägt.
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Der gravierende Systemwandel der bal-
tischen Staaten hat den Alltag und das
Leben der Bürgerinnen und Bürger tief
verändert. Am Beispiel Litauens geht 
Joachim Tauber der Frage nach, ob die
demokratische Grundordnung auf eine
breite Akzeptanz in der Bevölkerung
stößt und wie es um die politische Parti-
zipation bestellt ist. Denn die Legiti-
mität und Stabilität demokratischer Sys-
teme hängen nicht zuletzt vom politi-
schen Bewusstsein der Bevölkerung ab.
Gerade die Ereignisse um den litaui-
schen Präsidenten Rolandas Paksas zei-
gen die Schwächen und Stärken der li-
tauischen Zivilgesellschaft in augenfäl-
liger Weise. Deutlich wird, dass der
Übergang von einer ehemaligen Sow-
jetrepublik hin zu einem westlichen Ver-
fassungsstaat auch auf dem Gebiet der
politischen Kultur noch längst nicht ab-
geschlossen ist. Red.

HUNDERTTAUSENDE VON MENSCHEN BILDEN AM 23. AUGUST 1989, DEM 50. JAHRESTAG DER UNTERZEICHNUNG DES

HITLER-STALIN-PAKTES, EINE 600 KILOMETER LANGE MENSCHENKETTE DURCH DIE DREI BALTISCHEN SOWJETREPUBLI-
KEN ESTLAND, LETTLAND UND LITAUEN, UM GEGEN DIE ANNEXION DURCH DIE SOWJETUNION ZU DEMONSTRIEREN.

picture alliance/dpa

mer 1944, der in einer entsetzlichen Mordor-
gie die litauischen Juden zum Opfer fielen3,
bildete Litauen dann einen Teil der Sowjet-
union. Das stalinistische Regime hatte sich im
August und September 1939 durch Verträge
und infame geheime Zusatzprotokolle mit
dem nationalsozialistischen Deutschland die
Möglichkeit zur Okkupation der drei unabhän-
gigen baltischen Staaten geschaffen. Im Som-
mer 1940 besetzte die Sowjetunion schließlich
unter fadenscheinigen Vorwänden Estland,
Lettland und Litauen und gliederte die Länder
als Sowjetrepubliken dem eigenen Staat an.
Die Brutalität des Vorgehens schwächte sich
zwar nach Stalins Tod 1953 ab, doch waren
und sind in der Bevölkerung die Kämpfe der li-
tauischen Partisanen, von denen ca. 20.000
den Tod fanden, gegen die Sowjetmacht und
die Deportationen von 200.000 Männern,
Frauen und Kindern in die sibirischen Regionen
der Sowjetunion unvergessen.4

Hinzu kommt, dass während der Phase der
Unabhängigkeit zwischen 1918 und 1940 we-
nig demokratische Traditionen und Erfahrun-
gen vermittelt wurden, denn bereits im De-
zember 1926 wurde die demokratische Grund-
ordnung des Landes durch einen Putsch
beendet und ein autoritäres Regime an die
Macht gebracht, das 14 Jahre die Geschicke Li-
tauens bestimmen sollte. Nur unterbrochen
durch das kurze Zwischenspiel der deutschen
Besatzung zwischen Juni 1941 und Spätsom-

VERORDNETES GESCHICHTSBILD VERSUS
KOLLEKTIVE ERINNERUNG

Trotz aller ideologischen, propagandistischen
und bildungspolitischen Versuche, ein neues,
sowjetisches Geschichtsbild und Selbstver-
ständnis in der Bevölkerung zu verankern,
blieb eine alternative kollektive Erinnerung in
der Gesellschaft vorhanden: neben der offi-
ziellen Lesart eines „freiwilligen“ Beitritts Li-
tauens zur Sowjetunion existierte immer eine

in vielen Familien tradierte gegensätzliche
Überlieferung: Je mehr die litauischen Par-
tisanen als Banditen und faschistische 
Agenten diffamiert wurden, desto mehr ver-
klärte sich ihr Bild in der Gegenerinnerung mit
heroischen Zügen, je stiller es um die Mas-
sendeportationen wurde, desto lauter wurde
dieses Verbrechen im vertrauten Kreis arti-
kuliert.
Welche Wirkungs- und Deutungsmacht dieses
immer vorhandene Gegenbild besaß, zeigte
sich dann deutlich Ende der 80er-Jahre, als der
baltische Freiheitskampf Millionen von Men-
schen mobilisierte und die 50 Jahre sowjet-
ischer Propaganda und Geschichtsdeutung
innerhalb weniger Tage hinweggefegt wurden,
obwohl die Sowjetunion ein halbes Jahrhun-
dert lang offiziell die Existenz der geheimen
Zusatzprotokolle mit NS-Deutschland geleug-
net hatte: Am 23. August 1989, dem 50. Jah-
restag des Abkommens der beiden Diktatoren,
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bildeten Millionen Menschen eine Menschen-
kette von Tallinn über Riga nach Vilnius, um
gegen die Folgen dieser Abmachungen zu pro-
testieren.
Der Freiheitskampf der baltischen Staaten und
die Strategie des passiven friedlichen Wider-
stands gegen die Sowjetmacht stellen die 
eigentliche Basis der Legitimation der drei
Staaten dar. Dass sich die Wiedererlangung
der Unabhängigkeit unter den Vorzeichen ei-
ner demokratischen Neu- und Grundordnung
vollzog, ist bis heute der größte einzelne Fak-
tor zur inneren Stabilität und verbindet die ei-
gene Identität und das eigene Selbstverständ-
nis eng mit dem demokratischen System. 

DIE REPUBLIK LITAUEN AUS SICHT 
IHRER BÜRGER

So war die Situation in Sowjetlitauen zwar
durch eine äußere Hinnahme der Situation ge-
prägt, doch neben dem offiziellen systemkon-
formen Verhalten gab es in großen Teilen der
Bevölkerung eine ungebrochene, national
ausgerichtete reservatio mentalis gegen die
Sowjetmacht. Diese gespaltene Erinnerung
bestimmte den Umgang mit den Organen ei-
nes autoritären Überwachungsstaates. Eben
weil staatliches Machtmonopol und Ordnung
stets mit Sowjetmacht und Okkupation ver-
bunden wurden, stand die Bevölkerung dem
Staat, seiner Verwaltung und seinen Vertretern
grundsätzlich mit einer großen Reserviertheit,
ja mit Misstrauen gegenüber. Diese tiefe Zu-
rückhaltung gegen jegliche Art staatlicher
Manifestation prägt bis heute die Mentalität.
Viele Litauer sind immer noch davon über-
zeugt, in staatlichen Organen und Institutio-
nen eher etwas „Negatives“, ihnen feindlich
Gegenüberstehendes erblicken zu sollen als
sich selbst als Teil eines demokratischen Sys-
tems wahrzunehmen. Die Schranke zwischen
„ihnen“ und „uns“ besteht in vielen Köpfen im-
mer noch, wie die nachfolgenden Umfrageer-
gebnisse aus dem Dezember 2003 und Februar
2004 belegen:

Die sowjetische Erblast kommt in den obigen
Ergebnissen deutlich zum Vorschein: Es ist da-
bei kein Zufall, dass die nationale litauische
Armee sich deutlich positiv von allen anderen
staatlichen Institutionen abhebt, denn das ei-
gene Militär stellt einen besonders wichtigen
symbolischen Kontrapunkt zur sowjetischen
Fremdherrschaft mit der erzwungenen Wehr-
pflicht von Litauern in der Roten Armee dar.
Analysiert man unter diesem Gesichtspunkt
die weiteren Organe, so ist immerhin erwäh-
nenswert, dass die postsowjetische Selbstver-
waltung, eine der wichtigsten Verwaltungsre-
formen der modernen litauischen Geschichte,
ebenfalls relativ hohe Zustimmungsraten er-
hält, während die klassischen, bereits während
des Sowjetsystems vorhandenen Einrichtun-
gen durchweg negativ bewertet werden. Zwei-
fellos haben manche der litauischen Behörden
(wie etwa der korruptionsanfällige Zoll) das
ihre dazu beigetragen, die alten Vorwürfe aus
den Jahren vor 1989/90 am Leben zu erhalten,
und doch scheinen Teile der litauischen Ge-
sellschaft nur schwer zu begreifen, dass sich
zum Beispiel die heutige Rechtsprechung an
demokratischen Grundnormen orientiert und
nicht mehr an politisch-ideologischen Vorga-
ben oder dem „Klassenstandpunkt“. Umso auf-
fälliger ist in diesem Zusammenhang das An-
sehen, das sich das litauische Verfassungsge-
richt bereits erworben hat.
Die obigen Umfrageergebnisse zeigen, dass
innerhalb der litauischen Gesellschaft weiter-
hin Versatzstücke einer klassischen „Unter-
tanenkultur“ vorhanden sind, die folgender-
maßen definiert wird: „Die politischen Orien-
tierungen richten sich auf ein politisch-admi-
nistratives System, das voll ausdifferenziert ist
und in seinen Funktionen wahrgenommen
wird, sofern sie sich auf Leistungen und An-
sprüche beziehen. Der Bürger versteht sich 
als Objekt staatlichen Handelns.“5 Allerdings
zeichnet sich in den letzten Jahren ein langsa-
mer, aber stetiger Wandel ab, denn die Zustim-
mungsraten zu den bereits zu Sowjetzeiten
existierenden exekutiven Organen nehmen be-
ständig zu.6

MISSTRAUEN GEGEN VERBÄNDE 
UND PARTEIEN

Aufgrund dieser Spezifika bietet ein eigentlich
klassisches Indiz der Zivilgesellschaft im litau-
ischen Fall wenig Aussagekraft: Interessenver-
bände, eigentlich klassische Mittlerinstitutio-
nen innerhalb eines demokratischen Systems,
stehen in Litauen quasi von vornherein unter
einem Anfangsverdacht: Zu gut sind die Ver-
bände und Organisationen des Sowjetsystems
in Erinnerung, die als reine Erfüllungsgehilfen
und Organisatoren des „veranstalteten“ ge-
sellschaftlichen Willens (wie etwa bei den „De-
monstrationen“ am 1. Mai) fungierten. Unter
diesen Umständen kann es nicht überraschen,
dass 32% die Gewerkschaften ablehnen und
gar 40% keine Meinung zu ihnen haben. 
Die tiefe Skepsis gegenüber Verbänden und
Organisationen kommt auch darin zum Aus-
druck, dass nur zwischen 2 und 4% der Litauer
einer Partei angehören. Nur 3% glauben, man
könne über die Parteien an politischen Ent-
scheidungsfindungen partizipieren. Unter die-
sen Umständen sind die inzwischen bereits
traditionellen Wählerwanderungen bei den
Parlamentswahlen, die bislang immer neue
Kräfte an die Regierung brachten, ebenso wie
die Geringschätzung des Parlaments ein Beleg
für die fehlende Bindungs- und Wirkungskraft
der politischen Gruppierungen.7

TREND ZUM POPULISMUS

Obwohl das litauische Parteiensystem Ende der
90er-Jahre als relativ stabil angesehen und für
die Zukunft ein „Konkurrenzsystem auf mode-
ratem Niveau“ prognostiziert wurde8, zeigen
sich doch inzwischen die Grenzen der politi-
schen Stabilität und ein Trend zu populistischen
Versuchungen. Das klassische Beispiel ist derzeit
die Arbeitspartei (darbo partija), deren Führer
Victor(as) Uspakich(as) die Unzufriedenheit der-
jenigen nutzt, die als Verlierer des Systemwech-
sels anzusehen sind. Die Wählerschaft der Ar-
beitspartei ist meist älter als 50 Jahre, hat einen
niedrigen Bildungsgrad und ein geringes Ein-
kommen; viele russisch sprechende Bürger zäh-
len zur Anhängerschaft der Partei.9 Neuere Um-
fragen geben der Partei konstant um die 20 %,
was sie bei der Parlamentswahl im Herbst 2004
zu einer der stärksten politischen Kräfte machen
würde. Dabei wurde die Partei erst am 18. Okt-
ober 2003 gegründet.10 Der rasante Aufstieg, der
vorerst in einem klaren Sieg bei den Europawah-
len am 13. Juni 2004 gipfelte (30,36 %), zeigt,
dass es die Arbeitspartei verstanden hat, das
Protestpotenzial zu bündeln und mit populisti-
schen Slogans, aber auch mit einer stillschwei-
genden Akzeptanz der Sowjetnostalgie auf sich
aufmerksam zu machen. Folgerichtig nähern
sich die spärlichen programmatischen Aussa-
gen stark einem sozialistisch geprägten Staats-
verständnis an, dessen Kapitalismuskritik sich
vor allem in Zweifel und Misstrauen gegenüber
einer freien Marktwirtschaft äußert.

TROTZ SKEPSIS: INTERESSE AN POLITIK

Obwohl die frühere zwangsweise Teilnahme
an Politik und „verordneter“ Gesellschaft die
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Organisation Zufrieden Unzufrieden Keine Meinung
% % %

Seimas (Parlament) 24 69 7

Regierung 34 58 8

Selbstverwaltung 46 41 13

Verfassungsgericht 50 30 20

Verteidigung 58 15 27

Polizei 40 53 7

Zoll 17 66 17

Staatskontrolle
(i.e. eine Art Rechnungshof) 37 38 25

Staatliche Steuerinspektion 
(i.e. Finanzbehörden) 28 51 21

Justiz 31 53 16

Litauische Staatsbank 55 34 11

Kommerzielle Banken 35 48 17

TABELLE 1: 

Quelle: www.5ci.lt/ratings/lit/cgi-bin/ipfl.asp



tiefe Skepsis der litauischen Gesellschaft be-
dingt und einen noch immer wirksamen Teil
des Traumas der sowjetischen Okkupation
darstellt, heißt das nicht, dass die Litauer im
Allgemeinen sich der Politik fernhalten: 78%
interessieren sich für das politische Leben des
Landes und informieren sich über die aktuel-
len Entwicklungen durch die Medien und in
Gesprächen mit Freunden und Bekannten.11

Dabei bevorzugen die Litauer, wie Umfrageer-
gebnisse immer wieder belegen, eine sehr di-
rekte Form der politischen Interessenwah-
rung: Nur eine Minderheit von ca. 10% ver-
traut darauf, ihre sozialen oder politischen
Interessen über eine Partei oder vor Gericht zu
wahren, fast 60% würden ihr Anliegen in den
Medien öffentlich machen bzw. an die Regie-
rung appellieren, und 16% schließlich wären
bereit, sofort mit Protestaktionen zu begin-
nen.12 Die hohe Bereitschaft zu Demonstratio-
nen ist sicherlich als Relikt des Kampfes um die
Unabhängigkeit zu werten, als der öffentliche
gewaltfreie Widerstand eine hohe moralische
Wirkungskraft entfalten konnte.
So bedenklich die Meinung der litauischen
Bürger über wichtige staatliche und nicht-
staatliche Institutionen auf den ersten Blick
erscheint, relativiert sich die Skepsis, wenn
man zum Vergleich zum Beispiel eine aktuelle
Umfrage zur Situation in der Bundesrepublik
Deutschland heranzieht (siehe Tabelle 2).

gen Sowjetrepublik in der nostalgischen Rück-
schau zugebilligt wird, ist vor allem auf das
paternalistische Sowjetsystem zurückzufüh-
ren, dass dem Einzelnen zwar wenig indivi-
duelle Spielräume zubilligte, ihm aber zugleich
ein Minimum sozialer Sicherheit gewährte. In-
sofern war das Leben unter den Sowjets viel-
leicht nicht „besser“, aber sicherlich „leichter“,
weil es im Alltag weniger Initiative und Einsatz
abforderte. Die dezidierte Stellungnahme zur
litauischen Unabhängigkeit zeigt andererseits
klar, dass zwar die alte paternalistische Ord-
nung, nicht aber die sowjetische Herrschaft im
nostalgischen Licht verklärt wird. Wenig über-
raschend ist, dass die große Mehrheit derjeni-
gen, die dem „besseren“ Leben in der Sowjet-
republik nachtrauern, deutlich zu populisti-
schen „linken“ Gruppierungen wie der bereits
erwähnten Arbeitspartei oder den Liberalde-
mokraten des gestürzten Präsidenten Paksas
neigen, also eher Schwierigkeiten haben, sich
in den neuen sozialen und wirtschaftlichen
Strukturen zurecht zu finden.13

Wie tief diese Sowjetmentalität noch in den
Menschen steckt, macht eine andere Umfrage
deutlich, in der die Teilnehmer gefragt wurden,
wie weit ihrer Meinung nach Korruption
innerhalb des Behördenapparates verbreitet
sei: 36% hielten viele Staatsdiener für korrupt,
58% meinten gar, fast alle Beamte seien in
Korruptionsfälle involviert. Fast noch aussage-

hungen nutzen“ wollten. Nur 9 % glaubten
daran, ihr Ziel auch ohne weitere Aktionen zu
erreichen, und 11 % stimmten der fatalisti-
schen Aussage „Daran kann man nichts än-
dern“ zu.14 Ein neuer Umgang zwischen Büro-
kratie und Bürgern ist also nur teilweise durch
den inzwischen durchaus erfolgreichen Kampf
gegen die Korruption von Staatsdienern zu er-
warten. Ein neuer Umgang wird sich vor allem
dann einstellen, wenn „auf der anderen Seite“
die „alten“ Gewohnheiten aufgegeben werden.
Ein ganz anderes Bild zeigt sich bei der Frage,
wie die Litauer die folgenden, teilweise nicht-
staatlichen Einrichtungen beurteilen (siehe
Tabelle 3).

DIE ROLLE DER MEDIEN

Die Medienlandschaft Litauens zeichnet sich
durch eine für die Größe des Landes beträcht-
liche Vielfalt aus: 2001 erschienen 368 Zeitun-
gen, davon 20 an mindestens fünf Wochen-
tagen.15 Auch wenn die litauische Tagespresse
häufig der Kolportage oder dem Boulevard
nicht widerstehen kann und manchmal ein ge-
wisser Provinzialismus spürbar ist, so ist das
positive Urteil der Litauer durchaus nachzu-
vollziehen: Viele Politskandale der letzten 14
Jahre wurden durch investigativen Journa-
lismus aufgedeckt, und die Presse ist ihrer
Rolle als „vierte Gewalt“ des demokratischen
Systems durchaus gerecht geworden, wie das
folgende, einige Jahre zurückliegende Beispiel
verdeutlicht.
Wie alle osteuropäischen Transformstaaten
durchlief auch Litauen Mitte der 90er-Jahre
eine tiefe Krise des Finanzwesens, die zum Zu-
sammenbruch mehrerer Banken führte, bei
denen die Anleger ihre Einlagen vollständig
verloren. Dennoch demonstrierte die Regie-
rung Zuversicht, und im Dezember 1995 for-
derte Premierminister Sleževičius die Bürger
auf, Ruhe zu bewahren und nicht in Panik
Konten aufzulösen. Doch dann wurde durch
Presseberichte bekannt, dass der Premier
selbst Insiderwissen genutzt und vor dem Zu-
sammenbruch einer der größten litauischen
Banken sein eigenes Konto geleert hatte. Die
Printmedien machten den Skandal öffentlich,
und die Redakteure forderten in ihren Kom-
mentaren den Rücktritt von Sleževičius. Ein
ursprünglich nicht zur Demission bereiter Mi-
nisterpräsident gab schließlich im Januar 1996
aufgrund des öffentlichen Drucks sein Amt
auf.16

Im Bereich des Fernsehens verfügt Litauen über
einen staatlichen Sender, der als öffentliche,
nicht profitorientierte Einrichtung dem litaui-
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Organisation Zufrieden Unzufrieden Keine Meinung
% % %

Litauische Medien 66 28 6

Katholische Kirche 63 27 10

Sodra (staatliches 
Sozialversicherungssystem) 53 31 16

TABELLE 3: 

Qelle: www.5ci.lt/ratings/lit/cgi-bin/ipfl.asp

Organisation Misstrauen % Verbesserungsbedarf %

Deutscher Bundestag 49 80

Stadt/Gemeindeverwaltung 19,5 62

Bundeswehr 18,5 36,4

Polizei 7,2 49,9

Rechtssprechung 23 60,5

Politische Parteien 67,9 86,4

Gewerkschaften 42,7 56,7

Gesetzliche Rentenversicherung 53,1 84,0

Gesetzliche Krankenkassen 24,2 74,1

Katholische Kirche 45,7 38,1

TABELLE 2: 

Quelle: www.perspektive-deutschland.de

Grundsätzliche Zweifel an Moral und Ehrlich-
keit der politischen Institutionen haben in bei-
den Staaten offenkundig ein bedenkliches
Ausmaß erreicht. Während die Deutschen je-
doch in die exekutiven Einrichtungen ihres
Staates im Großen und Ganzen (noch) Ver-
trauen haben, wird die litauische Erfahrung
weiterhin sehr stark durch den Eindruck des
sowjetischen Erbes (mit)geprägt. 

ERKLÄRUNGEN FÜR DIE ALTE MENTALITÄT

Gibt es Erklärungen für die Beharrungskraft
der alten Mentalität? Bei einer Erhebung im
März 2004 meinten 53,5 % der Befragten, das
Leben sei zu Sowjetzeiten „besser“ gewesen,
zugleich glaubten aber nur 8,4%, eine Abhän-
gigkeit von Russland sei zum Wohle Litauens.
Die hohe soziale Kompetenz, die der ehemali-

kräftiger ist jedoch die – im wahrsten Sinne
des Wortes – Kehrseite der Medaille: Ganze
29% waren bereit, einem Behördenvertreter
einen Geldbetrag zu offerieren, um eine „Be-
schleunigung“ ihres Anliegens zu erreichen,
während 34 % in einem solchen Fall „Bezie-



schen Staat gehört. Das Mediengesetz betont
die besondere Verpflichtung, die die staat-
lichen Medien (es gibt neben einem Fernsehka-
nal noch mehrere Rundfunksender) gegenüber
der litauischen Unabhängigkeit und der demo-
kratischen Staatsform wahrzunehmen haben;
zudem sollen sie in ihren Sendungen der Ver-
breitung von Toleranz und Humanität große
Beachtung schenken. Alle politischen und ge-
sellschaftlichen Richtungen sind bei der Pro-
grammgestaltung zu berücksichtigen, kultu-
rellen Beiträgen ist ein Schwerpunkt zu geben.
Auch wenn die Attraktivität des staatlichen
Fernsehens, blickt man auf die Einschaltquoten
der privaten Konkurrenz, in den letzten Jahren
zurückgegangen ist, so bleibt doch festzuhal-
ten, dass die Hauptnachrichtensendung „Pa-
norama“ und die politisch-kulturellen Diskus-
sions- und Talkrunden ein überzeugendes
Plädoyer für das staatliche Medium darstel-
len.17 Für die politische Kultur Litauens sind
Fernsehen und Presse daher wichtige positive
Symbole, die zudem über eine große Breiten-
wirkung verfügen.

FÖRDERNDE FAKTOREN FÜR DIE
POLITISCHE KULTUR

Obwohl in einem Land, dessen Bevölkerung zu
fast 80 % dem katholischen Glauben ange-
hört, die hohe Zustimmungsrate für die Kirche
selbstverständlich erscheint, spielt für das An-
sehen des Klerus auch die jüngste Geschichte
eine bedeutende Rolle: Die litauische Kirche

war einer der wichtigsten Widersacher des 
Sowjetregimes, und die Untergrund- und Dis-
sidentenzeitschrift „Chronik der litauischen
katholischen Kirche“, „herausgegeben“ von ka-
tholischen Priestern, erschien zwischen 1972
und 1989 in 81 Ausgaben. In den Westen ge-
schmuggelt, bot die Chronik über fast zwei
Jahrzehnte eine der wichtigsten Informations-
quellen zur inneren Situation der baltischen
Sowjetrepubliken und der gesamten Sowjetu-
nion.18 Als moralische Autorität hält sich die
Kirche in politici jedoch in der Regel zurück;
ihr Einfluss ist sicherlich nicht mit dem der ka-
tholischen Kirche in Polen zu vergleichen.
Das staatliche Sozialversicherungssystem,
eine der wichtigsten Neuerungen des System-
wechsels, wird von großen Teilen der Bevölke-
rung positiv eingeschätzt. Zweifellos stärkt
das die soziale Kompetenz des demokratischen
Systems und trägt dazu bei, dass sich die Legi-
timität des litauischen Staatswesens inzwi-
schen nicht nur im Gründungsmythos er-
schöpft.
Nicht zu unterschätzen sind schließlich die
außenpolitische Erfolge der jungen Republik.
Im April 2004 wurde Litauen offizielles Mit-
glied der NATO, und zum 1. Mai 2004 erfolgte
der Beitritt zur Europäischen Union. Die Eu-
phorie und die vor dem historischen Hinter-
grund nicht zu unterschätzende außenpoliti-
sche Sicherheit wird die Entwicklung zu einer
kritischen Gesellschaft sicherlich weiter voran
bringen, wobei die EU-Mitgliedschaft aller-
dings noch den wirtschaftlichen Hoffnungen
und Erwartungen gerecht werden muss.

PRÄSIDENTENAFFÄRE: HÄRTETEST FÜR
DAS POLITISCHE SYSTEM

Im Januar 2003 wurde Rolandas Paksas über-
raschend zum Staatspräsidenten gewählt, ob-
wohl die meisten politischen Beobachter mit
einer Wiederwahl des in Litauen und im Aus-
land geschätzten Amtsinhabers Valdas Adam-
kus gerechnet hatten. Paksas war zu dieser
Zeit bereits zweimal kurzzeitig litauischer Pre-
mierminister gewesen, in beiden Fällen hatte
er sich relativ rasch mit seinen Partnern zer-
stritten und war zurückgetreten; auch die po-
litische Heimat wechselte der ehemalige so-
wjetische Meister im Kunstflug in atemberau-
benden Manövern: Verdankte er seine erste
Amtsperiode noch den litauischen Konservati-
ven, so erreichte er den Posten des Regie-
rungschefs beim zweiten Anlauf als Vorsitzen-
der der liberalen Unionspartei, die ihren Wah-
lerfolg im Jahr 2000 fast ausschließlich seiner
Popularität zu verdanken hatte. Nach dem er-
neuten Ende seiner Zeit als Regierungschef
zerstritt sich Paksas mit den Liberalen und
gründete kurzerhand eine eigene „liberalde-
mokratische“ Partei.
Bereits während des Präsidentenwahlkampfes
von Paksas fiel auf, dass der Kandidat und
seine Berater offensichtlich finanziell aus dem
Vollen schöpfen konnten und Litauen in den
Wochen vor der Stichwahl gegen Adamkus ge-
radezu mit Werbematerialien überschwemm-
ten. Hinzu kam, dass die Kampagne immer
deutlicher an populistische Instinkte appel-
lierte: Der 1926 geborene, nach 1945 im Exil in
den USA lebende Adamkus wurde als alter
Mann bezeichnet, der die Interessen des Wes-
tens und der politisch verdorbenen intellek-
tuellen Elite Litauens vertrete, während der
47-jährige Paksas als Präsident den „kleinen
Mann“ repräsentiere. Wahlversammlungen
wurden oft nachts bei Fackelschein abgehal-
ten, und Sprecher forderten eine „eiserne Ord-
nung“ für Litauen.19 Als einer der Hauptspon-
soren von Paksas fungierte die Hubschrauber-
verkaufs- und Mietfirma Avia Baltika, deren
Chef ein russischer Geschäftsmann namens
Juri Borisov ist. Avia Baltica sorgte während
des Präsidentschaftswahlkampfes auch für
den Transport von Paksas.

INGREDIENZEN DES POLITSKANDALS

Die Bombe platzte schließlich im Oktober
2003. Die litauischen Sicherheitsbehörden
überwachten inzwischen Borisov, da der be-
gründete Verdacht bestand, der Russe und
seine Firma seien in illegale Waffengeschäfte
mit dem Sudan verwickelt. Die Angelegenheit
war schon allein deshalb delikat, weil der Prä-
sident nach seiner Wahl Borisov umgehend die

129

Zur politischen Kultur Litauens 

AN WAHLPLAKATEN, DIE DEN PRÄSIDENTSCHAFTS-
KANDIDATEN ROLANDAS PAKSAS ZEIGEN, GEHEN

MENSCHEN AM 20.12.2002 IN VILNIUS VORBEI. DIE

PRÄSIDENTSCHAFTSWAHLEN FANDEN AM 22.12.2002
STATT. AUFGRUND EINES POLITSKANDALS WURDE PAKSAS

IM APRIL 2004 SEINES AMTES ENTHOBEN.
picture alliance/dpa
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litauische Staatsbürgerschaft verliehen hatte
(das Verfassungsgericht stufte das Verfahren
inzwischen als verfassungswidrig ein, und Bo-
risov wurde die Staatsbürgerschaft wieder
aberkannt). Doch die Überwachung führte
auch zum Mitschnitt von Telefonaten zwi-
schen der Präsidentur und Borisov sowie an-
deren zweifelhaften russischen Geschäftsleu-
ten, von denen zumindest einer steckbrieflich
gesucht wird. Borisov forderte in den Gesprä-
chen mit der Präsidentur beispielsweise, „jetzt
müssten die ihm gegebenen Versprechen ein-
gelöst werden“, andernfalls werde er dafür
sorgen, dass Paksas als „politische Leiche“
ende. Die litauische Sicherheitspolizei berich-
tete dem Staatsoberhaupt über ihren Verdacht
gegen Borisov und über die Abhörmaßnah-
men; der litauische Präsident informierte sei-
nen russischen Partner umgehend über die Er-
mittlungen! Damit waren nun alle Ingredien-
zen eines Politskandals vorhanden, und eine
zunächst ungläubige litauische Öffentlichkeit
reagierte mit Schock und Entsetzen.
Die Situation eskalierte, als sich Paksas nach
dem Bekanntwerden der Vorwürfe völlig un-
einsichtig zeigte, alle Anschuldigungen zu-
rückwies, den Skandal als Intrige und Ver-
schwörung seiner politischen Gegner bezeich-
nete und sich als Opfer gerierte. Jetzt beschritt
das Parlament den mühseligen Weg, den die li-
tauische Verfassung für die Amtsenthebung
eines Präsidenten vorsieht. Alle Appelle an
Paksas, dem Land diese Prozedur zu ersparen
und zurückzutreten, waren vergebens. Selbst
ein offener Brief der litauischen Bischöfe an
Paksas unmittelbar vor Weihnachten 2003 mit
der Bitte, er möge dem Land den weihnacht-
lichen Frieden schenken, hatte keine Wirkung
– niemals zuvor hatte sich das Episkopat in
derartig eindeutiger Weise in die litauische
Innenpolitik eingemischt.

DIE SONDERKOMMISSION FÜR DIE
PAKSAS-AFFÄRE

Im Artikel 86 der litauischen Verfassung heißt
es, dass der Präsident nur vorzeitig aus dem
Amt entfernt werden kann, wenn er entweder
die Verfassung oder seinen Amtseid gebro-
chen oder ein Verbrechen begangen hat. An-
fang November 2003 bildete der Seimas eine
Sonderkommission für die Paksas-Affäre, die
am 2. Dezember 2003 ihre Schlussfolgerung
bekannt gab: Der Präsident sei nach allen drei
im Artikel 86 erwähnten Punkten des Amtes zu
entheben, die Affäre bedrohe zudem die natio-
nale Sicherheit Litauens. Das Parlament beauf-
tragte nun das Verfassungsgericht mit der 
juristischen Prüfung, ob aufgrund der Ergeb-
nisse der Sonderkommission eine Amtsenthe-
bung dem Artikel 86 entspreche. Das oberste
litauische Gericht erkannte Ende März die An-
wendbarkeit des Artikel 86 als gegeben an. Am
6. April 2004 stimmten mehr als die erforder-
lichen drei Fünftel der litauischen Abgeordne-
ten für die Amtsenthebung von Rolandas Pak-
sas; unmittelbar nach der Abstimmung verließ
der abgesetzte Präsident seinen Amtssitz.20

Doch damit nicht genug: Eine Lücke in der li-
tauischen Verfassung hätte es Paksas ermög-
licht, am 13. Juni 2004 wieder an den Präsi-
dentschaftswahlen teilzunehmen. Bereits un-

mittelbar nach seiner Amtsenthebung hatte
Paksas verkündet, er werde wieder antreten.
Das Parlament verabschiedete nun eine Novel-
lierung des Wahlgesetzes für den Präsidenten,
das die Kandidatur eines seines Amtes entho-
benen Politikers für mindestens fünf Jahre
untersagt. Das Verfassungsgericht, das von
den Parteigängern von Paksas im Parlament
angerufen wurde, erklärte die Änderung des
Wahlgesetzes für verfassungsgemäß.21 Damit
scheint nun zumindest ein politisches Ende
der Affäre erreicht zu sein, die derzeit laufen-
den Ermittlungen gegen Paksas und seine rus-
sischen Partner im Bereich der Wirtschaftskri-
minalität könnten allerdings noch zu einem
juristischen Nachspiel führen.

EIN POSITIVES FAZIT

Überblickt man die Geschehnisse unter dem
Stichwort der politischen Kultur, so ist ein eher
positives Fazit zu ziehen: ein unhaltbarer Prä-
sident, der seine eigene Person offensichtlich
über sein Land stellte, wurde in einem demo-
kratisch-verfassungsgemäßen Verfahren ab-
gesetzt. Alle politischen Institutionen hielten
sich an das vorgeschriebene Procedere, insbe-
sondere das Verfassungsgericht erfüllte seine
Rolle in herausragender Weise. Damit hat das
politische System eine extreme Belastungs-
probe gemeistert, immerhin wurde zum ersten
Mal in Europa ein Amtsenthebungsverfahren
vollständig durchgeführt. Die litauische Pres-
selandschaft hielt bis auf eine parteipolitische
Ausnahme nicht nur die Bevölkerung über den
Skandal auf dem Laufenden, sondern forderte
unisono den Rücktritt von Paksas. Und
schließlich ist die politisch-kulturelle Elite zu
erwähnen, die in ihren Äußerungen und Stel-
lungnahmen keinen Zweifel daran ließ, dass
Litauen am „Scheideweg“ zwischen westlicher
Demokratie und einem niveaulosen Popu-
lismus stehe, für den der Begriff „Paksismus“
geprägt wurde.22

TROTZ FRAGMENTIERUNG HAT DIE
ZIVILGESELLSCHAFT BESTAND

Obwohl die Krise und insbesondere die Unein-
sichtigkeit von Paksas tiefes Entsetzen in gro-
ßen Teilen der Bevölkerung und bei den Intel-
lektuellen des Landes auslöste, waren laut
Umfrageergebnissen immer noch ca. 20% der
Befragten mit Paksas zufrieden, so dass erst-
mals seit 1991 eine Gefährdung des inneren
Friedens des Landes nicht gänzlich auszu-
schließen war, zumal Paksas und seine An-
hänger öffentliche Sympathiekundgebungen
inszenierten. Die Fragmentierung der politi-
schen Kultur, die um die Person Paksas ent-
brannte, spiegelt zugleich die soziale Wirklich-
keit Litauens wider: Die Anhänger des abge-
setzten Präsidenten wohnen auf dem Lande,
haben in überwältigender Mehrheit eine ein-
fache Schulbildung und sind häufig nicht
mehr berufstätig. Mit anderen Worten: Es
handelt sich um die Verlierer des Systemwan-
dels zu einer demokratisch-kapitalistischen
Grundordnung, die nach dem politischen Ende
von Paksas vor allem den Slogans der bereits
erwähnten Arbeitspartei Glauben schenken.23

Doch die breite Mehrheit der Litauer forderte
und billigte die Amtsenthebung und bewies
damit, dass populistische Parolen, absurde
Verschwörungstheorien und Appelle an den
Sozialneid nicht ausreichen, um das Amt des
litauischen Staatspräsidenten gegen die ei-
gene Gesellschaft auszuüben. Insofern ist Le-
onidas Donskis und Algis Krupavičius zuzu-
stimmen, die nicht zuletzt den Paksas-Skandal
als Beleg dafür sehen, dass in den letzten Jah-
ren eine litauische Zivilgesellschaft entstan-
den ist, die ihre erste schwere Bewährungs-
probe mit der Amtsenthebung bestanden hat.
Daher biete die Krise, so die beiden bekannten
litauischen Intellektuellen, der eine Philosoph,
der andere Politologe, für Litauen die Möglich-
keit, sich an die demokratische Welt als eine
moderne Demokratie und Bürgergesellschaft
anzuschließen.24

In Verbindung mit den Wahlen zum europäi-
schen Parlament befanden die Litauer auch
über ihren neuen Präsidenten. Valdas Adam-
kus, der das Amt von 1998 bis 2003 bekleidet
hatte und im Januar 2003 von Rolandas Pak-
sas geschlagen worden war, hatte sich nach
längerem Zögern zur erneuten Kandidatur be-
reit erklärt und erreichte 30,18%. In einer
Stichwahl am 27. Juni setzte er sich gegen die
zweitplazierte, ehemalige Premierministerin
Kazimiera Prunskiene· mit 52,6 gegen 47,73%
relativ knapp durch, wobei die Wahlbeteili-
gung bei 52,43% lag. Offensichtlich gelang es
Prunskiene· , die Stimmen der ehemaligen Pak-
sas-Wähler an sich zu ziehen, denn ihre Hoch-
burgen lagen in den ländlichen Gebieten,
während die Mehrheit der Stadtbevölkerung
sich für Adamkus aussprach. Da sich die Kan-
didatin auch nie klar und glaubhaft von Pak-
sas distanzierte, waren die Wahlen trotz der
niedrigen Wahlbeteiligung auch in hohem
Maße konfrontativ geprägt.25

In ersten Kommentaren begrüßten die politi-
schen Beobachter den Wahlausgang: Adam-
kus stehe für eine prowestliche Orientierung
des Landes und für die von ihm immer wieder
propagierte Zivilgesellschaft, während Pruns-
kiene· durch ihr undurchsichtiges Verhalten in



der Paksas-Affäre bewiesen habe, welche Vor-
stellungen sie von „politischer Kultur“ habe.26

FAZIT

Die Legitimation einer politischen Ordnung
hängt auch von der wirtschaftlichen und sozi-
alen Entwicklung ab. Im ersten Quartal 2004
beurteilte erstmals seit der Erlangung der Un-
abhängigkeit eine Mehrheit die eigene famili-
äre und staatliche wirtschaftliche Lage als gut;
zweifellos wird diese Trendwende auch wei-
tere positive Rückwirkungen auf die politische
Kultur des Landes haben.27

Doch inwieweit kann man heute schon von ei-
ner partizipativen politischen Kultur sprechen,
deren „politische Orientierung (…) voll ausdif-
ferenziert“ ist und auch „eigene Partizipa-
tionsmöglichkeiten (…) umfasst“?28 Die Defi-
zite sind auch nach 14 Jahren Unabhängigkeit
noch zu spüren: So klagte jüngst der Journa-
list Vidmantas Valiušaitis, die litauische Ge-
sellschaft habe die demokratischen Spielre-
geln zum Teil noch nicht verinnerlicht, wäh-
rend der Direktor des Instituts für Geschichte
Litauens Alvydas Nikžentaitis darauf hinwies,
dass immer noch viele Litauer in der in 50 Jah-
ren Sowjetherrschaft verinnerlichten Passi-

vität verharrten und sich der Hoffnung hingä-
ben, irgend jemand werde kommen und die
Dinge schon regeln.29

Die gesellschaftliche Fragmentierung, die, wie
gezeigt, klare Parallelen zu sozialen und demo-
graphischen Faktoren aufweist, spiegelt sich
also auch in der politischen Kultur des Landes
wider. Insofern haben die letzten Ereignisse
um den litauischen Präsidenten die Schwä-
chen und Stärken der litauischen Zivilgesell-
schaft in besonders augenfälliger Weise ge-
zeigt. Die Systemtransformation von einer 
Sowjetrepublik hin zu einem westlichen Ver-
fassungsstaat ist auch auf dem Gebiet der po-
litischen Kultur noch lange nicht abgeschlos-
sen. Doch erkennen immer mehr, vor allem
junge Litauer, welches Potenzial ihnen als Bür-
ger einer demokratischen Republik offensteht,
wenn man bereit ist, sich aktiv in Gesellschaft
und Politik zu engagieren.
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košaitis, Dozent am Institut für internationale Beziehun-
gen und politischer Wissenschaft der Universität Vilnius.
27 Vgl. Donskis/Krupavičius, a.a.O., S. 8. 2002 gehörten
nach eigener Einschätzung 68% der Bevölkerung der
Mittelklasse an. Vgl. United Nations Development Pro-
gramme (Ed.): Lithuanian Human Development Report
2002-2003. Vilnius 2003, S. 108.
28 Greiffenhagen, Martin, a.a.O., S. 73.
29 Beide Stellungnahmen stammen aus der Diskussions-
runde Politikos kultūra ir visuomenė: Esamybė ir perspek-
tyvos (Politische Kultur und Gesellschaft: Gegenwart und
Perspektiven). In: Kultūros barai, No. 4/2004, S. 6 und 
S. 9.
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UNBEKÜMMERTER UMGANG MIT DER VERGANGENHEIT

ODER SOWJETNOSTALGIE? NEBEN EINER LENINBÜSTE

SITZT EIN JUNGES PAAR IM RESTAURANT „GELEZINIS

VILKAS“ IN VILNIUS. DAS SZENE-RESTAURANT IST IM

SOWJETSTIL EINGERICHTET UND ZEIGT ALS DEKORATION

VERSCHIEDENSTE DINGE AUS DER ZEIT, ALS LITAUEN

NOCH ZUR SOWJETUNION GEHÖRTE.
picture alliance/dpa
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GEOGRAPHIE

Lettland ist der mittlere der drei baltischen
Staaten. Es ist Teil der osteuropäischen Tief-
ebene und wird von der Daugava (Düna)
durchschnitten, die in Riga in die gleichna-
mige Bucht mündet. Hinter den Küstenniede-
rungen, die teilweise bis zu 50 Kilometer breit
sind, liegt flaches Hügelland. Nördlich der
Daugava (Düna) liegt das Livländische Hügel-
land mit der höchsten Erhebung Lettlands –
dem Gaizinkalns bzw. Gaizina (Kalns) von 311
Meter. Im Westen liegt das Kurische Hügelland
und im Osten das Hügelland von Lettgallen,
beide mit Erhebungen zwischen 170 und 180
Meter. 40 Prozent der Landesfläche sind be-
waldet, 5 Prozent sind Sümpfe und Moore,
zahlreiche Seen machen weitere 1,7 Prozent
der Landesfläche aus.
In Lettland herrscht durch den Einfluss der
Ostsee gemäßigtes Meeresklima mit teilweise
beträchtlichen Temperaturschwankungen. Die
mittlere Temperatur im Januar liegt zwischen
-2 und -7 Grad Celsius und in den Sommer-
monaten zwischen 16 und 20 Grad Celsius. 

POLITIK

Staatsname: Republik Lettland 
(Latvijas Republika)

Staatsform: Parlamentarisch-demo-
kratische Republik

Nationale Feiertag: 18. November (Aus-
rufung der Republik am
18. November 1918)

POLITISCHE ENTWICKLUNG –
UNABHÄNGIGKEIT

Lettland verdankt seine Unabhängigkeit der
Politik Michail Gorbatschows. Seit dem 21. Au-
gust 1991 ist Lettland wieder eine unabhän-
gige Republik. Deutschland nahm am 28. Au-
gust 1991 die diplomatischen Beziehungen
auf und am 2. September 1991 überreichte
Hagen Graf Lambsdorff als erster ausländi-
scher Botschafter sein Beglaubigungsschrei-
ben.

POLITISCHE ENTWICKLUNG –
VERFASSUNG

Die Republik Lettland ist eine parlamentari-
sche Demokratie westlichen Musters und wird
seit dem 6. Juli 1993 wieder vollständig auf
der Grundlage der von der Verfassungsgeben-
den Versammlung am 15. Februar 1922 ange-
nommenen Verfassung regiert. Die Verfassung
wurde mit der Angliederung 1940 an die Sow-
jetunion annulliert. Seit der Wiedereinsetzung
wurden einzelne Verfassungsbestimmungen
geändert; so wurde das Wahlalter auf 18 Jahre
festgesetzt und die Amtszeit des Parlaments
auf vier Jahre bestimmt. Die Grundrechte sind
in einem 1992 beschlossenen Gesetz nieder-
gelegt. Im Rahmen einer weiteren Verfas-
sungsreform sollen sie in die Verfassung inte-
griert werden.
Wichtigstes Staatsorgan ist das aus einer Kam-
mer bestehende Parlament (Saeima). Es verfügt
über sehr weitgehende Kompetenzen, auch bei
der Bestellung von Amtsträgern: So wählt es
zum Beispiel sämtliche Richter. Der mit absolu-
ter Mehrheit vom Parlament (Saeima, 100 Mit-
glieder, Wahl alle 4 Jahre) gewählte Präsident
hat nicht nur repräsentative Funktionen, son-
dern ihm obliegen auch politische Rechte und
Aufgaben wie die Vergabe des Auftrags zur Re-
gierungsbildung, das Recht zur Gesetzesinitia-
tive, die Zurückverweisung von verabschiede-
ten Gesetzen zur erneuten Behandlung durch
das Parlament, die Einberufung von außer-
ordentlichen Kabinettssitzungen sowie das
Recht, die Auflösung der Saeima in die Wege zu
leiten (allerdings Bestätigung durch Referen-

dum erforderlich; bei negativem Ausgang au-
tomatische Entlassung des Staatspräsidenten).
Er steht an der Spitze der Streitkräfte. 
Die Regierung besteht aus dem Premierminis-
ter und den Ministern, der vom Präsidenten 
mit der Regierungsbildung beauftragte Pre-
mierminister nominiert die Minister. Bei einem
Misstrauensvotum gegen den Premier muss
das ganze Kabinett zurücktreten. Die Regie-
rung ist dem Parlament gegenüber verantwort-
lich.
Direkte Demokratie ist unter anderem bei Ge-
setzen vorgesehen. Gesetze können auch
durch eine Volksabstimmung angenommen
bzw. aufgehoben werden. Das nach dem Ver-
hältniswahlrecht gewählte Einkammerparla-
ment zählt 100 Abgeordnete. Es besteht eine
Fünfprozent-Hürde. Die Amtszeit des Präsi-
denten und die Legislaturperiode wurde am 
4. Dezember 1997 auf vier Jahre ausgedehnt. 

INNENPOLITIK

In Lettland leben 29,6 Prozent Russen (Volks-
zählung 2000). Für die Beobachtung der Min-
derheitenfrage wurde eine OSZE-Mission ein-
gesetzt. Das Mandat betraf die Staatsangehö-
rigkeits- und Einbürgerungsregelung, die
Sprachenfrage/Sprachgesetz, das Unterrichts-
wesen (Stellung des Russischen) und die
Schaffung eines Integrationsprogramms. Am
31. Dezember 2001 wurde die OSZE-Mission
geschlossen, da das seinerzeitige Mandat als
erfüllt angesehen wurde. Die Regierung Repse
(Stand Ende 2003) hat durch die Schaffung ei-

Lettland im Überblick
DAGMAR MEYER

Fläche 64.589 km2

Bevölkerung Zirka 2,341 Mio. Einwohner, davon 58% Letten, 30% Russen, 4% Weißrussen, wenige Ukrainer und Polen.

Grenzen Im Westen verläuft die Grenze entlang der Ostsee (531 km), im Norden mit Estland (339 km) und im Osten mit Russland (217 km),
im Südosten mit Weißrussland (141 km) und im Süden mit Litauen (453 km).  Hauptstadt: Riga (764.300 Einwohner). Rund die
Hälfte der Bevölkerung lebt in Riga und Umgebung.

Urbanisierungsgrad 60%

Landessprache Lettisch ist seit 1988 neben Russisch Amtssprache und seit 1989 Staatssprache. 62% der Bevölkerung sprechen lettisch, die russi-
sche Sprache spielt angesichts des hohen Bevölkerungsanteils (s.o.) auch eine wichtige Rolle.

Währung 1 Lats (Ls)= 100 Santims. Die Währung wurde 1993 eingeführt.

Zeitzone Mitteleuropäische Zeit + 1 Stunde

Gliederung 26 Landbezirke und 7 Stadtbezirke

Religionen 55% Lutheraner, 24% Katholiken, 9% Russisch-Orthodoxe

Landesnatur Lettland ist Teil des osteuropäischen Tieflandes

Klima Durch den Einfluss der Ostsee gemäßigtes Meeresklima, aber mit beträchtlichen Temperaturschwankungen.

WIRTSCHAFT

Währung 1 Lats (Ls) = 100 Santims

BSP 7,7 Mrd. US$

BSP/ pro Kopf 3.300 US$

Pro-Kopf-BIP in Euro 3.393 Euro (Oktober 2003)

Anteile am BIP Dienstleistungen 69%, Industrie 26%, Landwirtschaft 5%

Wachstumsrate des BIP 7,6%

Arbeitslosenquote 8,4% (Stand Dezember 2003)

Inflationsrate 2,7% (Stand Dezember 2003)
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nes neuen Ministeriums für Integration ihren
Willen zu weiteren Fortschritten in diesem Be-
reich deutlich gemacht.
Regelungsbedürftige Punkte für die starke
russische Minderheit ergaben sich im Hinblick
auf das Gesetz zur Staatsbürgerschaft. Da-
nach sind lettische Staatsangehörige alle am
17. Juni 1940 in Lettland lebende Personen
und deren Nachkommen. Die zu einem großen
Teil nach 1940 eingewanderten Russen sind
somit keine Staatsbürger. Gleichzeitig mit der
Parlamentswahl am 22. Juni 1998 fand ein
Volksentscheid zum Staatsbürgerschaftsge-
setz statt, der erhebliche Liberalisierungen für
die russische Minderheit brachte. Danach sind
auch alle nach dem 21. August 1991 in Lett-
land Geborene unabhängig vom Status der El-
tern lettische Staatsbürger. Außerdem kann
jede Person mit ausreichenden Sprach- und
landeskundlichen Kenntnissen die Staatsbür-
gerschaft auf Antrag erhalten. Ende 2001 be-
scheinigte die Organisation für Sicherheit und
Zusammenarbeit in Europa (OSZE) Lettland er-
hebliche Fortschritte im Umgang mit der rus-
sischen Minderheit. 
1995 schrieben die Letten vor, dass 75 Prozent
aller TV- und Radio-Programme eines jeden
Senders in Lettisch ausgestrahlt werden müs-
sen. Das lettische Verfassungsgericht kippte am
6. Juni 2003 diese Festschreibung der lettischen
Sprachanteils-Regelung mit dem Argument,
dass es gegen die Chancengleichheit privater
Medienunternehmer verstoße und daher ver-
fassungswidrig sei. Ab 2004 wird Lettisch als
Unterrichtssprache eingeführt, gegen diese
Änderung des Schulsystems demonstrierten
am 23. Mai 2003 etwa 10.000 Russen in Riga. 
Die Wirtschaftsbeziehungen zwischen Russ-
land und Lettland sind für beide wichtig, vor
allem wegen Lettlands Funktion als Transit-

land für Erdöl und Erdgas. Im März 2003
unterbrach Russland seine Öllieferungen, die
es über den lettischen Ostseehafen Ventspils
(Windau) verschifft, weil es die große russi-
sche Minderheit in Lettland diskriminiert sieht.
Riga versucht derzeit zu verhindern, dass die-
ser wichtige Wirtschaftszweig unter die Kont-
rolle einer russischen Staatsfirma gerät. Jetzt
soll die EU vermitteln. 

AUSSENPOLITIK

Zentrales außenpolitisches Anliegen aller im
Parlament vertretenen Parteien war und ist
der Beitritt Lettlands zur Europäischen Union
und zur NATO. Ein weiterer bestimmender Fak-
tor der Außenpolitik ist das Verhältnis zur Rus-
sischen Föderation, das nach wie vor von
unterschiedlichen Sichtweisen in der Frage der
russischsprachigen Minderheit geprägt ist.

RECHT UND JUSTIZ

Schon im Herbst 1990 begann die Neuord-
nung des lettischen Justizwesens. Es wurde
ein Oberster Gerichtshof und 1996 ein Verfas-
sungsgerichtshof eingerichtet. Der Verfas-
sungsgerichtshof umfasst sieben Richter mit
einer Amtszeit von zehn Jahren. Die Richter
werden vom Parlament gewählt und können
nur mit Zustimmung des Obersten Gerichts-
hofes aus dem Amt entfernt werden.

EU-BEITRITT

Lettland trat am 1. Mai 2004 der EU bei. Der
Beitrittsvertrag wurde am 1. April 2003 in

Athen unterzeichnet. Beim EU-Referendum
am 20. September 2003 sprachen sich 67 Pro-
zent der Wahlberechtigten in Lettland für den
EU-Beitritt aus. Ebenfalls 2004 erfolgt die lang
ersehnte Aufnahme in die NATO. Riga sieht in
der USA eine potentielle Schutzmacht in Kon-
flikten mit Russland. 

DIENSTLEISTUNGSSEKTOR (69%)

Lettlands Wirtschaft ist auf EU-Kurs. Wegen
der Russlandkrise 1998 brach das reale
Wachstum deutlich ein, um sich dann wieder
kräftig zu erholen. Derzeit werden Zuwachsra-
ten von 5,5 bzw. 6,0 Prozent erwartet; damit
handelt es sich um Spitzenwerte unter den
EU-Beitrittskandidaten. Insgesamt ist der
Strukturwandel im Zuge der Umstellung auf
die Marktwirtschaft weit fortgeschritten, ein-
zig bei einigen großen Unternehmen zeichnen
sich längere Auseinandersetzungen um die
Privatisierung ab. 

INDUSTRIE (26%)

Die wichtigsten Industriezweige sind die Nah-
rungsmittelindustrie, Textil- und Bekleidungs-
mittelindustrie, die Holz- und Holzwarenin-
dustrie und die Druckindustrie. Als entwick-
lungsfähig gelten die Nahrungsmittelbranche,
die Holz- und Metallbearbeitung, die Textilin-
dustrie und die Möbelherstellung. Probleme
bereitet insbesondere der hohe Energiever-
brauch, da Energie- und Rohstoffimporte das
Land belasten.

LANDWIRTSCHAFT (5%) 

Der Agrarsektor erwirtschaftet zirka 5 Prozent
des BIP. In der Hauptsache durch Schweine-
zucht und die Milchwirtschaft, daneben wer-
den Getreide, Kartoffeln, Futterpflanzen, Zu-
ckerrüben angebaut. Die Nutzfläche beträgt
zirka 30,2 Prozent des Landes. Seit Ende 2001
erhält Lettland aus dem Sonderprogramm zur
Vorbereitung des Beitritts in den Bereichen
Landwirtschaft und Entwicklung des länd-
lichen Raums jährlich 22,2 Mio. Euro. 

SONSTIGES

An den Feierlichkeiten im Sommer 2001 an-
lässlich des 800-jährigen Bestehens der Stadt
Riga seit Gründung durch den deutschen Bi-
schof Albert von Bremen nahmen der dama-
lige Bundespräsident Johannes Rau, Bundesfi-
nanzminister Hans Eichel sowie die Bürger-
meister der deutschen Partnerstädte von Riga,
Bremen und Rostock, teil.

QUELLEN
Munzinger-Archiv
dtv/Spiegel Jahrbuch 2004 (Stand der Daten: August
2003)
Fischer Weltalmanach 2004
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LANGWIERIGE „RÜCKKEHR NACH EUROPA“

Rückblickend auf die vergangenen fünfzehn
Jahre könnte man für die drei baltischen Klein-
staaten eine Erfolgsbilanz aufstellen: Die EU-
Vollmitgliedschaft zum 1. Mai 2004 krönte die
beeindruckenden Leistungen der Demokrati-
sierung und Transformation zur Marktwirt-
schaft. Die anfänglichen Szenarios von Bür-
gerkrieg, Massenauswanderung oder Separa-
tismus haben sich nicht bewahrheitet und die
Integration der russischen Minderheiten in
Estland und Lettland ist – nach langjährigen
Spannungen und nicht zuletzt wegen der na-
henden EU-Mitgliedschaft – auf gutem Wege.
Die neue Grenze in Europa verläuft östlich des
Baltikums. Dennoch hätte jeder der Vorkämp-
fer der Volksfronten in Estland und Lettland
sowie der demokratischen Reformbewegung
Sajudis in Litauen es 1991 als große Enttäu-
schung empfunden, hätte er gewusst, dass die
„Rückkehr nach Europa“ mehr als eine Dekade
in Anspruch nehmen würde. Auch jetzt sind in
allen drei Staaten laut Umfragen wenn nicht

im politischen Spektrum, so doch in der öf-
fentlichen Meinung „Euro-Skeptiker“ auf dem
Vormarsch, gerade weil der Beitrittsprozess
ein so langwieriger Prozess ist und solch hohe
Anforderungen stellt sowie einschneidende
Zugeständnisse fordert.1

Dementsprechend werden in diesem Beitrag
weniger die Europazugehörigkeit der balti-
schen Nationen als zivilisatorisches Glaubens-
bekenntnis, die EU-Mitgliedschaft als krönen-
der Abschluss einer erfolgreichen Transforma-
tion oder die nationalen Europadiskussionen
im Mittelpunkt stehen, sondern die EU-Oster-
weiterung als komplexer Verhandlungsprozess
mit zahlreichen beteiligten Akteuren und Ins-
titutionen: Neben den verschiedenen General-
direktoraten in Brüssel und den Regierungen
in Tallinn, Riga und Vilnius gehören dazu nicht
nur Duma, Präsident und Regierung in Moskau
sowie die Führung der Kaliningrader Oblast
(als „vierte baltische Republik“ oder als direkt
betroffene russische Exklave), sondern auch
die amerikanische Regierung in Washington,
der Ostseerat in Stockholm, die NATO in Brüs-
sel und nicht zuletzt die Politik in den 15 EU-
Hauptstädten.
Die erste, große Runde der Osterweiterung er-
scheint im Nachhinein als zunehmend tech-
nokratischer Prozess. Auch die oft heftig dis-
kutierte Frage, ob die EU die baltischen Staa-
ten nicht schneller und großzügiger hätte
aufnehmen sollen, ist jetzt eine akademische.
Sogar die Politisierung und Polarisierung rund
um die „schwierigen“ Kopenhagener Kriterien
und Acquis-Kapitel – schwierig, indem sie die
gerade neu errungene Staatssouveränität tan-
gierten und einschränkten – verliert aus der
heutigen Perspektive nach dem erfolgreichen
Abschluss der Verhandlungen rapide an Bri-
sanz und Bedeutung.

POLITIK DER BEITRITTSVERHANDLUNGEN

Nach den Beschlüssen von Helsinki (1999)
wurden die bereits fortgeschrittenen Ver-
handlungen mit Estland fortgesetzt (am 14.
Juni 2000 wurde mit dem Agrarsektor eines
der schwierigeren Kapitel eröffnet), während
mit seinen beiden Nachbarstaaten am 28.
März 2000 die ersten acht der 31 Kapitel eröff-
net wurden. Estland war optimistisch, die EU-
Verhandlungen bereits im Folgejahr abzu-
schließen und hätte sich einen Beitritt zu EU
und/oder NATO vor den beiden anderen Län-
dern vorstellen können, die mit einem Ab-
schluss der Verhandlungen 2003 und dem EU-
Beitritt 2005 rechneten. Während Finnland
sich besonders für Estlands EU-Beitritt stark
machte, hob Polen den Sicherheitsgewinn
durch einen baldigen NATO-Beitritt Litauens
hervor. Der erste Staatsbesuch eines deut-
schen Bundeskanzlers im Baltikum Anfang
Juni 2000 wurde, trotz mangelnder expliziter
Zusicherungen, als positives Zeichen gewertet
(siehe Tabelle 1). 
Trotz der positiven Gesamteinschätzung der bal-
tischen Fähigkeit zur Übernahme des gemein-
schaftlichen Besitzstandes blieben bei jedem
Land Defizite: Verwaltungsreform, Rechtsan-
gleichung, Justizreform und Korruptionsbe-
kämpfung bzw. Grenzsicherung gehörten für
alle drei dazu, während der Nachholbedarf bei
der Umstrukturierung und Privatisierung des
Industriesektors vornehmlich für Lettland und
Litauen galt. Die Frage der Anpassung des
Agrarsektors stellte sich vor allem für Litauen,
die Integration der Minderheiten trotz vor-
jähriger Gesetzesänderungen vor allem für Est-
land und Lettland.2

Gerade weil in der baltischen Öffentlichkeit die
„Rückkehr nach Europa“ anfangs sowohl eine

134

DIE OSTERWEITERUNG – EIN KOMPLEXER VERHANDLUNGSPROZESS

Der Weg der baltischen Staaten in die EU
WIM VAN MEURS

Der Beitritt von Estland, Lettland und Li-
tauen zur Europäischen Union am 1. Mai
2004 ist ein Beleg für die beeindrucken-
de wirtschaftliche Transformation und
erfolgreiche demokratische Konsolidie-
rung dieser drei Staaten. Wim van Meurs
schildert in seinem Beitrag die Stationen
und Schwierigkeiten der Erweiterung,
die Politik der Beitrittsverhandlungen
und die einzelnen, nicht immer unstritti-
gen Verhandlungskapitel. Deutlich wird,
dass die Osterweiterung ein langwieri-
ger und komplexer Verhandlungspro-
zess mit zahlreichen beteiligten Akteu-
ren und Institutionen war. Stark beein-
flusst wurde der Beitrittsprozess nicht
zuletzt von der brisanten Frage der Be-
handlung und Rechte russischsprachiger
Minderheiten vor allem in Estland und
Lettland. Alle drei Beitrittsländer ver-
zeichnen inzwischen ein solides wirt-
schaftliches Wachstum. Trotzdem sind
die Energiepolitik und die strittige Grenz-
frage mit Russland noch ungelöste Prob-
leme. Deutlich wird aber auch, dass – wie
in den meisten Beitrittsländern – die öf-
fentliche Meinung zwischen anfäng-
licher Euphorie über die „Rückkehr nach
Europa“ und einer gegenwärtig zuneh-
menden Skepsis schwankt. Red.

LITAUISCHE JUGENDLICHE WINKEN AM 30.4.2004 MIT

LITAUISCHEN FAHNEN UND EUROPAFAHNEN BEI EINEM

KONZERT AUF DEM KATHEDRALENPLATZ IN VILNIUS.
IN ALLEN DREI BALTISCHEN STAATEN WURDE DIE „RÜCK-
KEHR NACH EUROPA“ GEFEIERT.
picture alliance/dpa
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zivilisatorische Existenzfrage und eine Selbst-
verständlichkeit war, führten die Jahre, die zwi-
schen der Unabhängigkeitserklärung 1991, der
Festlegung der Kopenhagener Kriterien und
schließlich der Entscheidung über die Eröff-
nung der Beitrittsverhandlungen mit den „Lu-
xemburg-6“ (1997) und mit den „Helsinki-6“
(1999) vergingen, zu einem abflauenden öf-
fentlichen Interesse. Dieser Trend wurde im
Laufe der Verhandlungen noch ausgeprägter.
In den Beitrittsverhandlungen wurde die Über-
nahme und Umsetzung des Acquis Commu-
nautaire – des „gemeinsamen Besitzstandes“ –
überprüft und begleitet. Die in 31 Kapiteln
gruppenweise zu verhandelnden gefassten
Rechtsregeln, die sich zur Empörung einiger
Beitrittsländer auch während der Verhandlun-
gen noch weiterentwickelten und wesentlich
anspruchsvoller waren als noch bei den letzten
oder gar vorletzten Erweiterungsrunden, sind
höchst kompliziert und vorwiegend politisch-
technischer Natur. 

ZWEIFACHE INSTITUTIONALISIERUNG

Im breiteren Sinne, und abgesehen von den in-
volvierten Brüsseler Institutionen, kannte der
Beitrittsprozess eine zweifache Institutionali-
sierung, einerseits die ihn leitenden vertrag-
lichen und programmatischen Dokumente

und andererseits die von den Regierungen
aufgebauten Behörden und Institutionen, die
nicht nur die faktischen Verhandlungen führ-
ten, sondern auch die Umsetzung koordinier-
ten und verhandlungsrelevante Informationen
sammelten.
Die Verhandlungsinstitutionen Estlands galten
als vorbildlich: Die eigentliche Verhandlungs-
delegation umfasste eine Hauptdelegation und
Arbeitsgruppen für die 31 Kapitel. Mitglieder
der Hauptdelegation waren der Außenminister,
sein Stellvertreter, Beamte aus elf Ministerien,
der Leiter des Büros für Europäische Integra-
tion und der Leiter der estnischen Mission bei
der EU. In die Arbeitsgruppen waren auch ex-
terne Sachverständige und Vertreter von Inter-
essenverbänden mit einbezogen. Gleichzeitig
koordinierte ein Rat hoher Beamter die Imple-
mentierung des Nationalen Programms, wurde
dabei vom Büro unterstützt und berichtete di-
rekt an die Regierung. Aus der Regierung berei-
tete eine Ministerkommission (Premierminis-
ter, Außenminister, Wirtschaftsminister und
Justizminister) die Verhandlungspositionen
vor, unterstützt von einer Experten-Task-Force
im Außenministerium. Später beriet sich der
Chefunterhändler nicht nur regelmäßig mit
dem Parlamentsausschuss, sondern auch mit
einem Konsultativkomitee aus NRO-Vertre-
tern, um die öffentliche Information über den
Verhandlungsprozess zu gewährleisten.

POLITISCHE KRITERIEN:
DEMOKRATISIERUNG, MENSCHEN- UND
MINDERHEITENRECHTE

Bereits in den ersten Beurteilungen durch die
Europäische Kommission bei der „Agenda
2000“ im Jahre 1997 wurden die drei balti-
schen Staaten, was ihre Demokratisierung an-
belangt, positiv beurteilt: „Estlands/Lettlands/
Litauens politische Institutionen funktionieren
sachgerecht und ihre Rahmenbedingungen
weisen Stabilität auf. Estland/Lettland/Litauen
zeigen die Merkmale einer Demokratie mit 
stabilen Institutionen, die Rechtsstaatlichkeit,
Menschenrechte sowie Achtung und Schutz
der Minderheiten garantieren“. 
Dennoch hat in den vergangenen Jahren kaum
ein Thema die Gemüter so bewegt und den
Beitrittsprozess so stark beeinflusst, wie die zu
den politischen Kriterien gehörende Frage der 
Behandlung und Rechte der (meist staatenlo-
sen) Russischsprachigen in Estland und Lett-
land.
Auf den ersten Blick mag es erstaunlich er-
scheinen, dass die Europäische Union, die ih-
ren Mitgliedern besonders im wirtschaftlichen
Bereich bis in die kleinsten Details Vorgaben
macht und auch politisch-demokratisch hohe
Anforderungen stellt, am Thema der Men-
schen- und besonders der Minderheitenrechte
fast vorbeigeht. Da es jedoch kein europäi-
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Estland Lettland Litauen

Freihandelsabkommen 1. Januar 1995 1. Januar 1995 1. Januar 1995

Antrag auf EU-Mitgliedschaft November 1995 Oktober 1995 Dezember 1995

Europaabkommen 12. Juni 1995 12. Juni 1995 12. Juni 1995

… in Kraft getreten 1. Februar 1998 1. Februar 1998 1. Februar 1998

Beitrittsverhandlungen 31. März 1998 15. Februar 2000 15. Februar 2000

Nationalprogramm zur Übernahme des Acquis Mai 1998 April 1998 März 1998

TABELLE 1: DIE BEZIEHUNGEN ZWISCHEN DER EU UND DEN BALTISCHEN STAATEN

Quelle:

Estland Lettland Litauen

Europäische Menschenrechtskonvention (Europarat, 1950) R R R

Rahmenabkommen zum Schutz nationaler Minderheiten (Europarat, 1995) 1997 1995 U 2000

Internationaler Pakt über wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte (UN, 1966) R R R

Europäische Charta für lokale Selbstverwaltung (Europarat, 1985) 1994 1996 1999

Europäische Charta für Regional- oder Minderheitensprachen (Europarat, 1992) – – –

TABELLE 3: MENSCHENRECHTS- UND MINDERHEITENKONVENTIONEN

R = Ratifikation, U = Unterschrift (Stand Juli 2004)

Estland 1989 Estland 1998 Lettland 1989 Lettland 1997 Litauen 1989 Litauen 1995

Ostslawen 35,2% 32,2% 42,0% 39,4% 12,3% 10,9%

Balten 61,9% 65,5% 53,4% 56,7% 79,7% 81,3%

Sonstige 3,0% 2,8% 4,6% 3,9% 8,0% 7,8%

Insgesamt 1,57 Mio. 1,45 Mio. 2,67 Mio. 2,48 Mio. 3,67 Mio. 3,72 Mio.

TABELLE 2: ETHNISCHE BEVÖLKERUNGSZUSAMMENSETZUNG DER BALTISCHEN STAATEN SEIT 1989.3

Quelle:



sches Acquis im positiven Sinne zur Minder-
heitenpolitik gibt und diese Frage die Staats-
souveränität direkt tangiert, beschränkt die EU
sich darauf, elementare Grundrechte und die
Ratifizierung von verschiedenen europäischen
Menschenrechts- und Minderheitenverträgen
als Kriterien zu nehmen (siehe Tabelle 3).

DIE BRISANTE FRAGE DER MINDERHEITEN

Neben dem Umfang der russischsprachigen
Minderheiten – 35 % der Bevölkerung in Est-
land, 42 % in Lettland und 12 % in Litauen –
erhöhten auch die geopolitische Bedeutung
der Region und die Spannungen sowohl zwi-
schen Titularnation und Russischsprachigen
als auch zwischen den Kleinstaaten und der
benachbarten russischen Großmacht die Be-
deutung dieser Frage. Moskau versuchte mit
allen Mitteln, seinen Einfluss im Baltikum so
lange wie möglich zu erhalten und die politi-
schen Verhältnisse dort zu destabilisieren.
Dazu wurden nicht nur die Fragen des Trup-
penabzugs und der Grenzverträge über Jahre
hinweg instrumentalisiert, sondern auch die
Lage und Behandlung der russischen Minder-
heiten immer wieder als kongruentes Argu-
ment ins Spiel gebracht. Die baltischen Natio-
nalbewegungen ihrerseits verfolgten aus der
Gewissheit, zum Sturz der UdSSR maßgeblich
beigetragen zu haben, und mit der Zielgewiss-
heit eines politischen und demographischen
Status quo ante, den es aufgrund der völker-
rechtlichen Kontinuität wiederherzustellen
galt, eine Minderheitenpolitik, die auch im
Westen auf Ablehnung stieß und den Mos-
kauer Politikern alle Gelegenheit bot, sich als
Verteidiger der bedrängten Landsleute im Bal-
tikum darzustellen. 
Zukunftsprognosen Anfang der Neunziger-
jahre stellten Abwägungen zwischen den bal-
tischen Rechten auf nationale Auferstehung
und den Menschenrechten der Russischspra-

chigen an, die meist in die Alternativszenarien
Integration, Bürgerkrieg oder Emigration mün-
deten. Die heutige Situation entspricht kei-
nem dieser Szenarien. Nachdem in den Jahren
1992-1993 Estland und Lettland erwartungs-
voll eine Auswanderungswelle von einigen
Zehntausenden Russen im Jahr registrierten,
ist jetzt aus diesem Fluss ein Rinnsal geworden
Die Tatsache, dass die strikte Minderheitenpo-
litik und die eingeschränkten Rechte nicht zu
einer substanziellen Emigration führten und
dass bei der Integration der Russischsprachi-
gen kaum Fortschritte erzielt wurden, veran-
lasst – zusammen mit dem Druck aus dem
Westen und aus Moskau – die baltischen Re-
gierungen heute zu einer Revision ihrer Stra-
tegie. Auch das Gegenszenario ist aber nicht
eingetreten. Trotz gelegentlicher Proteste und
einer angespannten Situation zwischen Titu-
larnation und Russischsprachigen sowie zwi-
schen den baltischen Staaten und Russland
gab es zum allseitigen Erstaunen keine nen-
nenswerten Gewaltausbrüche. Die russische
Bevölkerung scheint zu resignieren, ohne sich
kollektiv von der Moskauer Propaganda mobi-
lisieren zu lassen, aber auch ohne sich um In-
tegration zu bemühen. 
Das Ideal eines „postsozialistischen Weges in
eine präsozialistische Zukunft“ spielte sowohl
bei den Volksfronten und Kongressbewegun-
gen in Estland und Lettland als auch bei den
Sajudis (demokratische Reformbewegung) in
Litauen eine zentrale Rolle. Diese Restaura-
tionsaufgabe wurde durchgängig aus einer
ethnischen Perspektive betrachtet: Als Haupt-
problem der Restaurationspolitik galt anstelle
des zusammengebrochenen Sowjetkommu-
nismus die zurückgebliebene russische Dias-
pora. Russisch wurde zum Synonym für Kom-
munismus, Sowjet-Nostalgie und Ablehnung
von Marktwirtschaft und Demokratie. Sobald
die Unabhängigkeit erreicht war, wurde die
Formulierung der entsprechenden Gesetzge-
bung in Angriff genommen, wobei die ideali-

sierte Situation und die Regelungen der
Zwischenkriegszeit als Grundlage dienten. Mit
den Instrumenten der klassischen Minderhei-
tenpolitik sollte für die Titularnationen eine
dominante Position in ihren eigenen National-
staaten sichergestellt werden. Hierbei ging es
neben dem demographisch-kulturellen Über-
leben und der politischen Macht auch um so-
zioökonomische Vor- und Nachteile. Die Rus-
sen, die sich „unberechtigt“ niedergelassen
hatten, sollten mittels Grund-, Wahl- und
Staatsbürgerschaftsgesetz aus der Staatsbür-
gergemeinschaft ausgeschlossen werden. Die
beruflichen und kulturellen Vorteile des Russi-
schen als Lingua franca sollten durch das
Sprachgesetz umgekehrt werden. Bald stellte
sich jedoch heraus, dass die Russen nicht kol-
lektiv emigrierten und so waren die baltischen
Regierungen nolens volens gezwungen, die
Minderheiten mittels Ausländergesetzen und
Nichtstaatsbürgerpässen aufzunehmen.

ERSTE SCHRITTE ZUR INTEGRATION

Nicht nur angesichts der bevorstehenden Ent-
scheidungen zur EU-Integration, der Kritik
internationaler Organisationen und der russi-
schen Drohgebärde, sondern auch aus inter-
nen Motiven avisierten Estland und Lettland
bereits 1997 Initiativen im Bereich der Staats-
bürgerschafts- und Ausländerregelungen. Auf
Dauer ist eine so große, nicht integrierte Min-
derheit ein unhaltbarer Zustand. Die damali-
gen Präsidenten Guntis Ulmanis (Lettland)
und Lennart Meri (Estland) drängten auf eine
Beschleunigung der Staatsbürgerschaftsver-
gabe und eine Lockerung der Bedingungen.
Die seitdem eingeführten Modifizierungen
bzw. Neuregelungen haben zu einer gewissen
Beschleunigung der Integration im Sinne der
Einbürgerung geführt und sind mit den euro-
päischen Normen im Einklang, da es jedem
jetzt selbst überlassen ist, die gestellten Anfor-
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derungen zu erfüllen. Dennoch leben in Lett-
land und Estland nach wie vor mehrere Hun-
derttausende mit einem Nichtstaatsbürger-
pass oder gänzlich ohne Identitätsbeweis und
damit auch ohne nationales und europäisches
Wahlrecht.4

In den letzten Jahren, seit der Anpassung des
Staatsbürgerschaftsrechts, deutet sich in Lett-
land und Estland ein Sinneswandel an, der sich
nur zum Teil aus dem bevorstehenden EU-Bei-
tritt erklären lässt. Im März 1999 verabschie-
dete Lettland, im März 2000 von Estland ge-
folgt, einen Aktionsplan für die Integration der
(russischen) Minderheitsbevölkerung. Anders
als vorherige Integrationsprogramme, die mit
Unterstützung der OSZE, EU-Phare und inter-
nationalen NROs umgesetzt wurden, gehen
diese langfristigen (2000 bis 2007 – also über
den geplanten Beitrittstermin hinaus) Program-
me von Reziprozität aus: Integrationswillen
(zum Beispiel Engagement beim Spracherwerb)
wird nicht nur von den Minderheiten, sondern
auch von der Titularnation verlangt. Dies be-
deutet auch politisch eine Kehrtwende, da ei-
nige Parteien bislang gerne die Verantwortung
für unpopuläre Gesetzesänderungen im Min-
derheitenbereich „Europa“ anlasteten und so-
mit nicht gerade die Integrationsbereitschaft
der lettischen oder estnischen Gesellschaft
förderten. Außer der konsequenten Linie der
EU und OSZE dürfte für diese Kehrtwende aber
auch wirtschaftliches Kalkül verantwortlich
sein: Seit einigen Jahren registrieren Estland
und Lettland einen deutlichen Bevölkerungs-
rückgang; nicht so sehr durch die Emigration
von einigen Tausenden Russen im Jahr, son-
dern durch das negative natürliche Wachstum
der Titularnation. Estland und Lettland weisen
bereits jetzt die schnellst alternde Bevölkerung
Europas auf. Somit wird mittelfristig aus den
russischen Migranten ein entscheidendes Po-
tenzial an Arbeitskräften für die florierenden
Volkswirtschaften. Besonders die jüngere Ge-
neration soll mit Integration und Engagement
umworben werden.

ÖKONOMISCHE KRITERIEN:
MARKTWIRTSCHAFT UND
WETTBEWERBSDRUCK

Im Rückblick lassen sich viele Gründe iden-
tifizieren für die vergleichsweise erfolgreiche

Transformation der drei baltischen Beitritts-
länder in europäische Marktwirtschaften, die
jetzt im Vergleich der zehn Anwärterstaaten
zum oberen Drittel gehören. Danken müssten
die Balten für ihren Erfolg ironischerweise
nicht nur ihrer eigenen Entschlossenheit, son-
dern auch der russischen Hilfe. Nicht nur west-
liche Beobachter wie Francis Fukuyama, der
meinte, „es gäbe keinen Grund zu unterstellen,
Litauen und Estland würden weniger liberal
werden als Schweden oder Finnland, sobald sie
ihre nationale Unabhängigkeit wiedererlangt
haben“, sondern auch die gesamte politische
Führung im Baltikum selbst erwartete nach
dem Zerfall der Sowjetunion eine baldige
„Rückkehr“ zur nationalen Tradition von libera-
ler Demokratie und Laisser-faire-Wirtschaft.
Tatsächlich gehören Estland, Lettland und Li-
tauen sieben Jahre nach der Wende zur besse-
ren Hälfte der mittel- und osteuropäischen
Transformationsländer. Grundlage des Erfolges
sind aber eher objektive wirtschaftliche Vor-
teile: die günstige Lage in der Wachstums-
region Ostseeraum, der geringe Umfang der
Volkswirtschaften und der Modernisierungs-
vorsprung gegenüber den anderen ehemaligen
Sowjetrepubliken. Ein wesentlicher Faktor ist
aber auch die konstruierte Kontinuität bzw.
Rückkehr zu einem Status quo ante und die
Weigerung, die sowjetische Erbschaft als Fait
accompli zu akzeptieren: Dieser nationale Kon-
sens von Politik und Öffentlichkeit gab der
Transformation im Baltikum eine Zielgewiss-
heit und Zielstrebigkeit, die in anderen Staaten
oftmals fehlte (siehe Tabelle 5).5

SCHWIERIGE WIRTSCHAFTSBEZIEHUNGEN
ZU RUSSLAND

Begünstigt wurden diese zielstrebige Ent-
schlossenheit und der nationale Konsens vom
Verhältnis zur Sowjetunion und dem russi-
schen Nachfolgestaat. Nach einer kurzen
Phase der Solidarisierung begann die neue po-
litische Führung Russlands, die Wirtschaftsbe-
ziehungen als Druckmittel in der Minderhei-
tenfrage zu instrumentalisieren: Importe aus
Estland wurden als Strafmaßnahme mit dop-
pelten Zöllen belegt und auch Lettland wurde
mehrfach ein totaler Wirtschaftsboykott an-
gedroht. Mit dem Zusammenbruch der Ab-
satzmärkte im GUS-Raum und den günstigen

geographischen und infrastrukturellen Mög-
lichkeiten für eine rasche Wiederherstellung
der alten Handelsbeziehungen führte dies zu
einer konkurrenzlos schnellen Wirtschafts-
und Handelsumorientierung von Ost nach
West, wobei besonders Häfen wie Klaipeda
und Ventspils davon profitierten, dass Russ-
land für manche Westexporte (insbesondere
Energieträger) weiterhin von jetzt teuren Ha-
feneinrichtungen im Baltikum abhängig war,
da für den entsprechenden Ausbau eigener
eisfreier Häfen (Kaliningrad, St. Petersburg) die
Finanzierung fehlte. 
Ebenfalls fördernd für eine radikale Umstruk-
turierungspolitik war die Tendenz, die vorhan-
dene Schwerindustrie mit ihren meist russi-
schen Belegschaften nicht nur marktökono-
misch als unrentabel zu betrachten, sondern
sie auch als umweltschädlich einzustufen. Die
Zerstörung der baltischen Naturlandschaft
war somit eine Hinterlassenschaft der sowje-
tischen Politik. Entsprechend gering war die
politische Versuchung, die Industriebetriebe
durch Staatssubventionen aufrechtzuerhal-
ten: So wurde der Tiefpunkt der Industriepro-
duktion in Estland bei 40% der letzten Sowjet-
jahresproduktion erreicht, in Lettland bei 30%,
in Litauen bei 20% (vgl. Tschechien 60%, Ru-
mänien 40%). Da außerdem die Landwirt-
schaft traditionell einen relativ kleinen Anteil
am Bruttosozialprodukt und Arbeitskräftepo-
tenzial hatte, erfolgte bald (am stärksten in
Estland, am wenigsten in Litauen) eine Fokus-
sierung auf erfolgversprechende Konsumin-
dustrie und Dienstleistung.

KOSTEN DER TRANSFORMATION

Diese gewollten und ungewollten Pluspunkte
und die Tatsache, dass kleine Volkswirtschaf-
ten wie die baltischen wandlungsfähiger sind,
besonders wenn ein prosperierendes und in-
vestitionsreiches Umfeld wie der Ostseeraum
gegeben ist, soll jedoch nicht über die Trans-
formationsleistung und -opfer der baltischen
Völker hinwegtäuschen (siehe Tabelle 5).
Der teilweise gewählte, teilweise erzwungene
Wirtschaftskurs führte zu einem raschen An-
stieg der Arbeitslosigkeit und zu großen Pro-
duktionsrückgängen.  Ab 1994 zeigten sich je-
doch bereits gute Wachstumsraten und mit 
einiger Verzögerung auch eine sinkende Ar-
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BSP pro Kopf Arbeitslosigkeit Inflation Auslandsdirekt- Konjunktur, geschätztes 
(US-Dollar, 2002) (in %, 2002) (in %, 2003) investionen pro Kopf Wachstum 2004 (in %)

(US-Dollar, 2002)

Estland 4,795 10,3 1,4 113 4,5
Lettland 3,605 12 3,3 166 5,5
Litauen 3,988 13,8 -0,8 207 6,0
Polen 4,924 18,1 0,5 97 3,8

Tschechien 6,742 9,8 0,2 876 3,3

Ungarn 6,581 5,8 4,7 60 3,0

Slowakei 4,403 18,8 8,5 745 4,3

Slowenien 11,026 5,9 6,1 876 3,0

TABELLE 4: MAKRO-ÖKONOMISCHE ECKDATEN, VERGLEICH DER NEUEN EU-MITGLIEDSLÄNDER.6

Quelle:



beitslosigkeit – positive Trends, die jedoch
durch die Folgen der Rubelkrise 1999 vorüber-
gehend umgekehrt wurden. Begleiterschei-
nung dieses Wirtschaftskurses waren größere
Asymmetrien zwischen Arm und Reich, zwi-
schen Zentrum und Peripherie, zwischen Titu-
larnation und Minderheiten. 

DIE STRITTIGE ENERGIEFRAGE

Eine Problematik, die sich kaum als entweder
politisch oder wirtschaftlich einordnen lässt,
ist die Energiepolitik, die sich sogar teilweise
als Identitätsfrage besonderer Art manifes-
tiert. Estland erwartet Probleme bei der welt-
weit einzigartigen, aber ineffizienten und um-
weltschädlichen Ölschieferverarbeitung; aber
die Alternative ist eine immer größere Abhän-
gigkeit von russischen Energieträgern. Gleich-
zeitig wird auch ein Vordringen der russischen
Giganten im wichtigen und lukrativen Ge-
schäft mit der Verarbeitung und dem Trans-
port von Energieträgern aus Russland be-
fürchtet: Ebenfalls im Spannungsfeld zwi-
schen politischer und ökonomischer Räson lag
die Privatisierung der litauischen Mazeikui
Nafta-Ölraffinerie: Während Gazprom und
Lukoil – beides russische Erdgas- und Erdöl-
förderer – Vilnius mittels Öllieferungsstopps
unter Druck setzten, bekam der US Konzern
Williams Int. den Zuschlag. Im Herbst 1999
führten die angeblich ungünstigen Verkaufs-
konditionen auch zu einer heftigen innen-
politischen Auseinandersetzung zwischen Re-
gierung und Opposition. Privatisierung und
Umstrukturierung im Energie- und Schwerin-
dustriesektor bleiben somit in mehrerer Hin-
sicht problematisch. Einerseits sind auch bei
der für Herbst 2000 geplanten Privatisierung
von Ventspils Nafta und der Kraftwerke in
Narva Schwierigkeiten mit Lukoil und Gaz-
prom vorprogrammiert, andererseits belastet
dieser Sektor weiterhin die Staatshaushalte,
insbesondere in Litauen.
Die Probleme der Energieträger kulminierten
in der Frage des Atomkraftwerks Ignalina –
dem litauischen AKW vom Tschernobyl-Typ.
Die Schließung dieses Kraftwerks war einer-
seits eine Sonderforderung der EU für die be-
günstigten Kandidaten der „Helsinki-6“ und
andererseits ein Teil der EU-Politik, in Sachen
Atomsicherheit keine Zugeständnisse zu ma-
chen: Auch Koslodyj in Bulgarien und Tscher-
nobyl in der Ukraine selbst sollen der europä-
ischen Sicherheit zuliebe vom Netz. Ironi-
scherweise war die Schließung von Ignalina
(mit seiner russischen Belegschaft) vor zehn
Jahren eine der Kernforderungen der litaui-
schen Nationalbewegung. Jetzt bedeutet Ig-

nalina Unabhängigkeit von russischen Ener-
gielieferungen und deshalb wird die Brüsseler
Forderung gelegentlich als Angriff auf das Na-
tionalerbe verunglimpft. Die litauische Regie-
rung beschloss erst kurz vor Helsinki, Block I
des AKW Ignalina spätestens im Jahr 2005 zu
schließen, das Stilllegungsdatum für Block II
wird im Rahmen der nächsten Nationalen
Energiestrategie festzulegen sein. 1999 hat die
EU bereits zehn Millionen Euro Beihilfe ge-
währt und weitere 20 Millionen Euro jährlich
angekündigt. Die internationale Geberkonfe-
renz im Juni 2000 brachte über 200 Millionen
Euro zusammen.

VON DER NATIONALEN ZUR
EUROPÄISCHEN BEWEGUNG

Das Dogma, Entscheidungen über die EU-Kan-
didatur und die Eröffnung der Beitrittsver-
handlungen würden nur von der Erfüllung der
„objektiven“ Kopenhagener Kriterien abhän-
gen, hat mittlerweile an Glaubwürdigkeit ver-
loren. Die Aufnahme von Verhandlungen mit
sechs weiteren Kandidaten nach dem Europä-
ischen Rat von Helsinki (1999), darunter Ru-
mänien und Bulgarien, die die politischen Kri-
terien nur mit Abstrichen und die wirtschaft-
lichen keineswegs erfüllten, zeigte, ebenso wie
die Rücksichtnahme auf russische Interessen
und Empfindlichkeiten im Falle der baltischen
Staaten, dass die Europäische Union mit ihrer
wachsenden Verantwortung für Sicherheit
und Stabilität in Gesamteuropa geopolitische
Überlegungen nicht unberücksichtigt lassen
kann. Außerdem mag die Unterstützung der
USA, die gemäß der Nichtigkeit der Sowjetan-
nexion von 1940 von der Kontinuität der bal-
tischen Eigenstaatlichkeit ausgingen, zu deren
Kandidatenstatus beigetragen haben: Erstes
Signal war hier die Aufnahme 1992 der drei in
das Phare-Programm statt in das Tacis-Pro-
gramm der EU. Ähnlich mag die Tatsache, dass
Lettland und Litauen keine solchen Befürwor-
ter innerhalb der EU hatten, wie Estland ihn in
Finnland fand, zu der Entscheidung von Lu-
xemburg, nur den nördlichsten der drei zur
Verhandlungsaufnahme einzuladen, beigetra-
gen haben.
Nach dem überraschenden und relativ schnel-
len Erfolg der baltischen Nationalbewegungen
gegen die vermeintlich übermächtige sowjeti-
sche Imperialmacht schien die „Rückkehr nach
Europa“ und die Aufnahme in die Europäische
Union eine verhältnismäßig leicht zu bewälti-
gende Aufgabe. In der Solidarisierung und
Schicksalsverbundenheit der frühen Unab-
hängigkeitsjahre stand für die drei Nationalre-
gierungen außer Zweifel, dass sie gemeinsam

der Union beitreten würden. Als dann Mitte
der Neunzigerjahre in Europa die Vor- und
Nachteile einer gruppenweisen Integration
bzw. einer differenzierten Integration nach in-
dividuellen Meriten diskutiert wurden, hatten
alle drei die Konsolidierung ihrer Demokratien
bereits bewiesen und die Talsohle der Wirt-
schaftstransformation durchschritten. Ent-
sprechend groß war der Schock, als in Luxem-
burg nur an Estland eine Einladung ausge-
sprochen wurde. Dennoch wurde Brüssel aus
Vilnius und Riga eher mangelnde Objektivität
oder die Verwendung überholter Wirtschafts-
daten vorgeworfen, aber ein Ruf nach einem
Gruppenverfahren war kaum zu hören. Die
Wirtschaftsdaten der letzten Jahre haben der
Kommission recht gegeben. Obwohl Lettland
und Litauen mit großen Anstrengungen seit
1998 aufgeholt haben, behielt Estland bis zu-
letzt einen Vorsprung in der Wirtschaftstrans-
formation.8

BEITRITTSKONKURRENZ UND
REGIONALKOOPERATION

Regionale Kooperation im weitesten Sinne
kennt in diesem Kontext mindestens drei Di-
mensionen: Kooperation zwischen den drei
baltischen Staaten, zwischen den Balten und
ihren skandinavischen Nachbarn sowie die Ko-
operation im Ostseeraum inklusive Russland.
Die Kooperation der drei baltischen Staaten
untereinander sowie mit den skandinavischen
Nachbarn und sogar – mit Abstrichen – mit
Russland im Ostseerat verdient das Prädikat
„gut“. Dennoch brachte die Anstrengung der
drei Staaten, baldmöglichst Mitglied der Euro-
päischen Union zu werden, auch ein Element
der Konkurrenz. Außerdem sorgt die See-
grenze zwischen Lettland und Litauen mit dem
an der Grenze bei Butinge geplanten Erdölter-
minal für Spannungen, obwohl nach jahrelan-
gen Verhandlungen am 9. Juli 1999 ein See-
grenzvertrag geschlossen wurde.
Auch die wirtschaftliche Kooperation im Rah-
men des Baltischen Freihandelsabkommens
verlief nicht reibungslos: Nach Protesten der
Nachbarn musste Litauen die Minimumspreise
und Quoten für Agrarimporte (April 1999) und
Lettland die Zölle auf Schweinefleischimporte
(Mai 2000) zurücknehmen. Dagegen sind die
Bemühungen zu einem Zusammenschluss im
Energiebereich und bei der Börsenkooperation
auf gutem Wege.
Im Interesse der baltischen Chancen bei der
NATO-Erweiterung 2004 wurde die sicher-
heitspolitische Kooperation nach dem NATO-
Gipfel in Washington (April 1999) noch ver-
stärkt: das Luftüberwachungssystem Baltnet
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Estland Lettland Litauen

Landw. Bau und Dienste Landw. Bau und Dienste Landw. Bau und Dienste
Industrie Industrie Industrie

1992 13% 28% 59% 17% 30% 53% 14% 39% 47%

1997 7% 27% 66% 6% 32% 62% 12% 33% 55%

2003 5,9% 29,5% 64,6% 4,5% 16,6% 78,9% 6% 26% 68%

TABELLE 5: WIRTSCHAFTSSEKTOREN UND ANTEIL IN DER BRUTTOWERTSCHÖPFUNG, 1992, 1997, 2003.7

Quelle:



in Kaunas (Litauen), die Verteidigungsaka-
demie in Tartu (Estland) und die geplante 
Marineakademie in Liepaja (Lettland) sowie
Baltbat, das regionale Friedensbatallion. Au-
ßerdem sind alle drei Staaten bestrebt, mittel-
fristig die NATO-Norm eines Verteidigungs-
budgets von 2% des Staatshaushaltes zu er-
füllen, obwohl diese Zielsetzung teilweise mit
den Reformanstrengungen für die EU-Mit-
gliedschaft kollidieren könnte.

SCHWIERIGE „OSTPOLITIK“

Anders als in der innerbaltischen Kooperation,
in der baltisch-skandinavischen Kooperation
und der erstaunlich sachlichen Zusammenar-
beit im Rahmen des Ostseerats lässt sich im
außenpolitischen Verhältnis zu Russland auch
ein kontraproduktiver Aspekt des Osterweite-
rungsprozesses als Vorbote von Stabilität und
Konsolidierung identifizieren. Obwohl nicht
explizit als Vorbedingung für die Mitglied-
schaft in der EU (oder NATO!) festgeschrieben,
aber deshalb um so deutlicher im vorgeschal-
teten Balladur-Plan eines Stabilitätspaktes für
Europa, in dem sich die 52 Staaten zu „guter
Nachbarschaft“ verpflichteten, sind die fried-
liche Beseitigung von Grenzkonflikten und
Minderheitenrechte internationale Standards.
Die Europäische Union (und NATO) möchten
vermeiden, dass sie mit neuen Mitgliedern
auch neue Konfliktfälle mit aufnehmen, die
außerdem als „europäische“ statt regionale
oder bilaterale Konflikte an Brisanz gewinnen
würden. Nie hatte eine Organisation die Gele-
genheit, die Anwärterstaaten so unter Druck
zu setzen und zu einer baldigen, konstruktiven
Lösung der ausstehenden Probleme zu be-
wegen wie die EU in der Osterweiterung. 
Kehrseite der Medaille ist jedoch, dass Brüssel
über keine vergleichbare Hebel verfügt, um Mos-
kau zu einer gleichermaßen vernünftigen Politik
zu bewegen. Ganz im Gegenteil: Nach der Mos-
kauer Einschätzung der Eigeninteressen bilden
die noch ausstehenden Konflikte mit den balti-
schen Nachbarn eine ideale Möglichkeit, diese
mit ihrem EU-Beitrittswunsch zu erpressen und
deren Aufnahme in EU oder NATO zu verzögern.
Dieses Motiv wird gelegentlich auch von hohen
Vertretern Russlands eingestanden. 
Nachdem mit der Übergabe der Radarfrüh-
warnstation in Skrunda (Lettland) im Oktober
1999 das Kapitel der russischen Militärpräsenz
im Baltikum definitiv zu Ende gegangen war,
blieben als Konfliktpotenziale und Trumpfkar-
ten der russischen Baltikumspolitik nur noch
die Frage der Behandlung der russischen Min-
derheiten in Estland und Lettland sowie die
Grenzfragen. Die vermeintliche Minderheiten-
diskriminierung hat aus russischer Sicht den
zusätzlichen Vorteil, dass EU, Europarat und
OSZE die Minderheitenpolitik der Regierungen
in Riga und Tallinn ebenfalls kritisieren. Somit
stehen die „Europäer“ oftmals in den balti-
schen Augen als „Handlanger“ der russischen
Imperialmacht da.

DIE UNGELÖSTE GRENZFRAGE

Viel deutlicher als die Minderheitenfrage zeigt
die Grenzfrage, wie Moskau dieses Thema in-

strumentalisiert, um die baltischen Staaten in-
nenpolitisch zu verunsichern und ihre außen-
politische Westorientierung zu problematisie-
ren. Besonders Tallinn und Riga hatten es
Moskau anfangs leicht gemacht, als sie zum
Staunen und zur Empörung ihrer westlichen
Sympathisanten auf die Erwähnung der Ge-
bietsverluste von 1940 in den neuen Grenz-
verträgen bestanden. Einige Parteien führten
die völkerrechtliche Kontinuitätslogik so weit,
auf Rückgabe der schmalen Grenzstreifen, die
den beiden Staaten bei den Friedensverträgen
von Riga und Tartu (1920) zugefallen waren
und die Stalin bei der Annexion den Pskover
und Leningrader Oblasti zugesprochen hatte,
zurückzufordern. Während die Schreckensmel-
dungen über die vermeintliche Diskriminierung
und Verarmung ihrer Landsleute in ganz Russ-
land ein populistisches Politthema war, sorgten
die baltischen „Gebietsansprüche“ – unter-
mauert mit dem Hinweis auf lettische und est-
nische Karten, die auch heute noch die Grenze
von 1920 aufweisen – besonders in Pskov und
Petersburg für Aufregung. 

Die Verhandlungen über die Demarkierung
und vertragliche Festlegung der Grenzen zwi-
schen Estland, Lettland und Russland stockte
erst über Jahre, weil von baltischer Seite dar-
auf bestanden wurde, in der Präambel einen
Hinweis auf die alte Grenze von 1920 aufzu-
nehmen, auch wenn der Vertrag die Grenze
von 1940 anerkannte. Die russischen Unter-
händler weigerten sich beharrlich, dies zu ak-
zeptieren, bis die Balten die Forderung Mitte
der Neunzigerjahre fallenließen. Seitdem liegt
der Vertrag zur Ratifizierung bei der russi-
schen Duma, mit geringen Erfolgschancen. Da
Litauen sich nach der Annexion 1940 über Ge-
bietszugewinne nicht beklagen konnte und
dementsprechend pfleglicher mit den „Schul-
digen“ (Stalin und dem Molotow-Ribbentrop-
Pakt) umging, schien einer baldigen Ratifizie-
rung des Grenzvertrages in diesem Falle nichts
im Wege zu stehen. Obwohl die von russischer
Seite überraschend hervorgebrachte Frage der
Grenzdemarkation in einem See zwischen Ka-
liningrad und Litauen nach kurzer Verwirrung
wieder vom Tisch verschwand, steht die Rati-
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fizierung durch die Duma auch in diesem Fall
noch aus.

DIE ÖFFENTLICHE MEINUNG UND 
IHRE MACHER

Im politischen Spektrum der baltischen Staa-
ten lassen sich kaum prinzipielle Gegner der
EU-Mitgliedschaft ausmachen. Die linken Par-
teien, die aus pro-russischer Orientierung oder
Sowjet-Nostalgie Gegner einer EU-Mitglied-
schaft sind, bleiben Splitterbewegungen, und
unter den etablierten parlamentarischen Par-
teien herrscht ein unerschütterlicher Konsens
über die EU-Mitgliedschaft als prioritäres Ziel
der nationalen Politik. Wenn überhaupt, kom-
men die kritischen Töne eher vom rechten Flü-
gel, wenn es um die Wahrung der nationalen
Souveränität und Identität geht. Nur in Li-
tauen, wo die politische Linke viel stärker ver-
treten ist und sich nicht durch Befürwortung
der EU-Mitgliedschaft Legitimität verschaffen
muss, gibt es auch auf dem linken Flügel kriti-
sche Stimmen, die den hohen Preis des Bei-
tritts und die Vernachlässigung der Beziehun-
gen zu den GUS-Staaten monieren. Insgesamt
kann man jedoch in den baltischen Staaten
von einem politischen Konsens für die EU-
Mitgliedschaft sprechen, auch wenn die breite
Öffentlichkeit sich möglicherweise skeptischer
oder indifferenter zeigt.
Während die politischen Parteien durchweg
für den Beitritt sind, betrachtet die Öffentlich-
keit in den drei Staaten den EU-Beitritt ohne
größere Begeisterung, aber wegen der direk-
ten Nachbarschaft Russlands als Weichenstel-
lung ohne Alternative. Insgesamt ist jedoch
ein gewisser Euroskeptizismus auch als Zei-
chen des nationalen Selbstbewusstseins zu
verstehen: Schließlich haben die Länder mit
der geringsten Transformationsleistung die
höchste Zustimmungsrate.
Die NATO-Luftoperation „Allied Force“ im Ko-
sovo-Konflikt (1999) als Präzedenzfall eines
Eingreifens in einen souveränen Staat zuguns-
ten einer ethnischen Minderheit, der Kandida-
tenstatus der Türkei und die Reaktion der EU-
14 gegen Österreich haben den Euroskeptikern
ebenso Auftrieb gegeben wie die von Außen-
minister Fischer losgetretene Debatte über die
Finalität Europas, die wenigstens in einigen
Varianten den Eindruck erweckt, als würden
Neumitglieder sich dann doch im Vorzimmer
eines „Kern-Europas“ wiederfinden.9

Insgesamt scheint der Beitrittsprozess zu tech-
nisch, zu abstrakt, um – trotz verstärkter Öf-
fentlichkeitsarbeit der Regierungen – zu einer
„Euro-Euphorie“ Anlass zu geben. Gleichzeitig
steht zu befürchten, dass die Erwartungen für
den Beitritt selbst so hoch sind, dass sie sich
auch durch positive Entwicklungen nach dem
Beitritt kurzfristig kaum erfüllen lassen werden.
Dennoch gelang es, trotz der brisanten Fragen
der Minderheitenpolitik, die Euroskepsis in Est-
land und Lettland in Schach zu halten.10 Nicht
unwesentlich dazu beigetragen hat sicherlich
die implizite Aufgabenverteilung zwischen EU
und OSZE in der heiklen Frage der Minderhei-
tenpolitik: Die OSZE und ihr Hoher Kommissar
für nationale Minderheiten Max van der Stoel
übernahmen die Rolle des „bad guy“, während
die EU deren Kritik zwar unterstützte, aber in der

Praxis als „good guy“ eher Integrationsmaß-
nahmen förderte als kritisierte.11

BEITRITTSREFERENDEN UND
EUROPAWAHLEN

Nach den Referenden über den EU-Beitritt En-
de 2004 sind die Ergebnisse der Europawahlen
im Juni 2004 in den baltischen EU-Neumit-
gliedstaaten eher eine Enttäuschung. Nach-
dem beim Referendum zwei Drittel (bei einer
Wahlbeteiligung von 64 %) für den Beitritt ge-
stimmt hatten, lockte die Europawahl ein hal-
bes Jahr später nur noch ein Viertel der Esten
an die Wahlurnen und es gewannen die oppo-
sitionellen Sozialdemokraten mit 36,8 % (ge-
folgt von der Zentrumspartei mit 17,5 %).
Der Anteil der Ja-Stimmen war beim lettischen
Referendum am 20. September 2003 nahezu
gleich und die Wahlbeteiligung lag mit 72,5 %
doppelt so hoch wie vorgeschrieben. Sechs
Wochen nach dem Beitritt jedoch zeigten die
neuen Unionsbürger wenig Interesse an Eu-
ropa. Nur 41,2 % der wahlberechtigten Letten
gaben ihre Stimme ab. Im September 2003 hat-
ten sich noch 67% der Letten für die EU ausge-
sprochen. Wenige Wochen nach dem Beitritt
nutzten die Letten die Abstimmung zum EU-
Parlament, um die Mitte-Rechtskoalition abzu-
strafen: Die oppositionelle und europaskepti-
sche „Allianz Vaterland und Freiheit“ (TB/LNNK)
war mit 30 % der Stimmen der klare Sieger.
Obwohl das Impeachment des Präsidenten
Rolandas Paksas in Litauen die meiste politi-
sche und öffentliche Aufmerksamkeit auf sich
zog, erreichte der südlichste baltische Staat
beim Referendum das mit Abstand beste Er-
gebnis: 91,04 % Ja-Stimmen bei 63 % Wahlbe-
teiligung. Die regierenden Sozialdemokraten
verloren die erste EU-Wahl mit nur 14,4 % der
Stimmen. Wahlsieger war die erst im Herbst
2003 gegründete „Partei der Arbeit“ mit
30,2 % der Stimmen und einer Anhänger-
schaft aus den Verlierern des wirtschaftlichen
Wandels in Litauen. Die Wahlbeteiligung war
mit 46 % im europäischen Vergleich über-
durchschnittlich.

Insgesamt zeigen die baltischen Ergebnisse bei
den EU-Referenden 2003 und den Wahlen
zum Europäischen Parlament 2004 nicht nur,
dass die drei ehemaligen Sowjetrepubliken
und kleinen Transformationsländer nun im eu-
ropäischen Mainstream angekommen sind.
Trotzdem bleibt die Leistung, knapp ein Dut-
zend Jahre nach Wiedererlangung der staat-
lichen Unabhängigkeit, anerkennenswert.
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osteuropäischen Kandidaten, die 1997 zu Bei-
trittsverhandlungen eingeladen wurden. Lett-
land und Litauen erhielten diese Einladung nur
wenig später im Jahr 1999. Diese baltische Er-
folgsgeschichte fand am 1. Mai 2004 mit dem
Eintritt in die EU ihren krönenden Abschluss.

AUFBAU MARKTWIRTSCHAFTLICHER
ORDNUNGEN

Dieser rasche Integrationsprozess wirft die
Frage nach dem Erfolgsrezept der baltischen
Staaten auf. Was unterscheidet sie so stark von
den wenig erfolgreichen Nachfolgestaaten der
Sowjetunion? Eine Antwort lautet: Die Fort-
schritte der baltischen Staaten sind maßgeblich
auf das relativ hohe Reformtempo zurückzu-
führen, das alle drei Länder seit ihrer Unabhän-
gigkeit im Jahr 1991 vorgelegt hatten. Dabei
konnten sie auch von ihren Erfahrungen aus der
Zwischenkriegszeit mit dem Wirtschafts- und
Rechtssystem profitieren, das die EU und ihre
Mitgliedsländer kennzeichnet. So mussten viel-
fach Teile der alten Rechtsordnungen nur
modernisiert werden, und Anleihen aus den
Wirtschaftsordnungen westeuropäischer Län-
der erschienen nicht wie Fremdkörper, sondern
symbolisierten die Rückkehr in eine historische
Wertegemeinschaft (Schrader/Laaser 1994).
Daher benötigte Estland nur sechs Jahre, um
eine nach den Kriterien der EU funktionstüch-

tige Marktwirtschaft zu errichten, Lettland und
Litauen gelang dies bis zum Jahr 1999. Das heißt
nichts anderes, als dass die baltischen Volks-
wirtschaften nach Einschätzung der EU grund-
sätzlich in der Lage sind, dem Wettbewerbs-
druck und den Marktkräften auf dem
europäischen Binnenmarkt standzuhalten. 

DIE REFORMANSTRENGUNGEN 
IM EINZELNEN

Tatsächlich haben die drei Länder auf den ein-
zelnen Reformgebieten größtenteils ihre Haus-
aufgaben gemacht (Laaser/Schrader 1998 und
2003a):

■ Rechtsordnung: Nach der Unabhängigkeit
wurden neue Verfassungen in Kraft gesetzt,
die als Grundlage für die Errichtung plura-
listischer Demokratien westlicher Prägung
dienten. Ebenso wurden die rechtlichen
Voraussetzungen für die Durchsetzung von
Ansprüchen aus privaten Verträgen ge-
schaffen; die private Vertragsfreiheit wurde
prinzipiell garantiert. Allerdings wird nach
wie vor die mangelhafte Durchsetzung von
Rechtsvorschriften kritisiert, die auf perso-
nelle und organisatorische Defizite in den
baltischen Rechtssystemen zurückgeführt
werden; allenfalls Estland werden in diesem
Zusammenhang gute Noten gegeben.

ERFOLGREICHE INTEGRATIONSSCHRITTE

Der Zusammenbruch der Zentralverwaltungs-
wirtschaften in Mittel- und Osteuropa zu Be-
ginn der Neunzigerjahre eröffnete die Mög-
lichkeit, den europäischen Integrationsprozess
durch eine „Osterweiterung“ der Europäischen
Union (EU) zu vervollständigen. Dieser Prozess
wurde mit Handels- und Kooperationsabkom-
men zwischen der EU und den „Reformpionie-
ren“ Polen, der Tschechoslowakei und Ungarn
im Jahr 1991 eingeleitet und mit der Vollmit-
gliedschaft von insgesamt acht mittel- und
osteuropäischen Reformländern am 1. Mai
2004 vorerst abgeschlossen. Angesichts der
nur sehr begrenzten Teilhabe der sowjetischen
Nachfolgestaaten am europäischen Integra-
tionsprozess mag es überraschen, dass die drei
baltischen Staaten – Estland, Lettland und Li-
tauen – schon wenige Jahre nach ihrer Unab-
hängigkeit im Jahr 1991 vergleichbar große
Integrationsschritte wie die „Reformpioniere“
machten. Nachdem die EU bereits 1995 mit
diesen Ländern Europaabkommen abge-
schlossen hatte, gehörte Estland zu den ersten
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Die baltischen Staaten in der europäischen
Arbeitsteilung
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Schon wenige Jahre nach ihrer Unabhän-
gigkeit (1991) machten die drei balti-
schen Staaten große Integrationsschrit-
te. Diese Fortschritte beruhen maßgeb-
lich auf einem relativ hohen Reform-
tempo. Die drei Länder haben auf den
einzelnen Reformgebieten (Rechts- und
Eigentumsordnung, ökonomische und
fiskalische Stabilität, Außenwirtschafts-
ordnung) ihre „Hausaufgaben“ nahezu
erledigt. Die von Claus-Friedrich Laaser
und Klaus Schrader vorgelegte Analyse
zeigt, dass sich die Wirtschaft und die
Außenhandelsstrukturen der baltischen
Staaten seit 1991 entscheidend gewan-
delt haben. Nur wenige Jahre nachdem
die drei Staaten ihre Handelsbeziehun-
gen frei gestalten konnten, nehmen die
westeuropäischen Partner die vorde-
ren Plätze in den Handelsstatistiken ein.
Deutlich wird auch, dass sich der Ostsee-
raum als ein ausgeprägter Integrations-
raum erweist, der eine intensive Gestal-
tung der Handelsbeziehungen mit sich
bringt. Red.

BLICK AUF DIE FASSADE DER ESTNISCHEN ÜHISPANK

IN DER HAUPTSTADT TALLINN. DIE ÜHISPANK IST EINES

DER VIER GRÖßTEN GELDHÄUSER IN ESTLAND UND

MITHIN EIN SYMBOL FÜR DEN GELUNGENEN AUFBAU
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■ Die Eigentumsordnung: Die Privatisierung
staatlichen Eigentums wurde zumindest in
Estland zügig durchgeführt – sie war be-
reits 1996 weitgehend abgeschlossen. Ge-
genwärtig stehen lediglich noch Privatisie-
rungen im Infrastruktur- und Energiesektor
an. Trotz eines höheren Tempos in den letz-
ten Jahren lässt ein erfolgreicher Abschluss
des Privatisierungsprozesses in Lettland
und Litauen auf sich warten; die Bereit-
schaft des Staates, sich aus „strategischen“
Unternehmen zurückzuziehen, ist nicht im-
mer gegeben.

■ Die Freiheit der Märkte und des Wettbe-
werbs: Der Preismechanismus und der Wett-
bewerb auf den Märkten wurden von staat-
lichen Beschränkungen weitgehend befreit.
Die Stärken und Schwächen verbliebener
staatlicher Regulierungen ähneln denen
westlicher EU-Länder, auch wenn die EU-
Kommission die Verbesserung einzel-ner
Vorschriften, wie des litauischen Konkurs-
rechts, oder Änderungen in bestimmten Po-
litikbereichen, wie in der lettischen Telekom-
munikationspolitik, immer noch anmahnt.

■ Die makroökonomische Stabilität: In allen
drei Ländern wurden Geldordnungen ein-
geführt, die zu einer nachhaltigen monetä-
ren Stabilisierung geführt haben. Allerdings
stellen Leistungsbilanzdefizite eine latente
Gefahr für einen stabilen Außenwert der
baltischen Währungen dar. Kritik wird nach
wie vor an der teilweise mangelhaften Fis-
kaldisziplin im Baltikum geäußert: Gefah-
ren drohen in diesem Zusammenhang von
Haushaltsdefiziten auf den unterschied-
lichen staatlichen Ebenen und der fehlen-
den Effizienz der Finanzverwaltungen.

■ Die Außenwirtschaftsordnung: Die Libera-
lisierung des Außenhandels wurde von Est-
land geradezu vorbildlich betrieben, es ent-
stand quasi ein Freihandelsregime; die
Übernahme der EU-Außenwirtschaftsord-
nung im Zuge des Beitrittsprozesses be-
deutete somit einen Rückschritt. Lettland
und Litauen versuchten hingegen vor allem
über Importzölle ausgewählte Wirtschafts-
bereiche vor dem internationalen Wettbe-
werb zu schützen. Für ausländische Direkt-
investoren entstanden akzeptable Rah-
menbedingungen, die in Lettland und
Litauen lediglich durch Restriktionen beim
Immobilienerwerb getrübt wurden. In allen
drei Ländern wurden die heimischen Wäh-
rungen prinzipiell konvertibel, wenn auch
mit Einschränkungen im Kapitalverkehr.

Damit ist es allen drei baltischen Staaten trotz
einiger noch bestehender Defizite zumindest
nach den Kriterien der EU gelungen, funk-
tionstüchtige Marktwirtschaften zu errichten.
Zudem hat der Transformationsprozess in den
drei Ländern in den letzten Jahren seinen
Charakter verändert: Im Vordergrund stand
eher die Anpassung der baltischen Rechtssys-
teme an das komplexe Regelwerk der EU in
Gestalt der Acquis Communautaire. Hierbei
ging es um die Umsetzung von EU-Richtlinien
etwa in den Bereichen der gemeinsamen
Agrarpolitik oder der Regionalpolitik – also
nicht immer notwendigerweise um die Erfül-
lung marktwirtschaftlicher Kriterien. Dessen
ungeachtet hat der Reformprozess im Balti-
kum zu einem anhaltenden Wirtschaftsauf-
schwung und auch zu einer Ausrichtung des
baltischen Außenhandels nach marktwirt-
schaftlichen Kriterien geführt. An die Stelle
der von Moskau gesteuerten Einbindung in die
intra-sowjetische Arbeitsteilung trat ein
Außenhandel, der den jeweiligen komparati-
ven Vorteilen Estlands, Lettlands und Litauens
gerechter wurde.

WIRTSCHAFTSENTWICKLUNG UND
AUSSENHANDEL

Zu Beginn der Neunzigerjahre hinterließen der
ökonomische Kollaps der Sowjetunion und die
darauf folgende Transformationskrise auch in
den baltischen Volkswirtschaften ihre Spuren:
Das reale Bruttosozialprodukt schrumpfte
zweistellig. Jedoch setzte die wirtschaftliche
Erholung noch in der ersten Hälfte der Neun-
zigerjahre ein, was sich in den Folgejahren in
steigenden Wachstumsraten und einem damit
einhergehenden wirtschaftlichen Aufholpro-
zess gegenüber den westlichen Marktwirt-
schaften bemerkbar machte. Die Russlandkrise
der Jahre 1998/99 führte lediglich zu einer
vorübergehenden Wachstumsdelle. Zudem ist
es in den baltischen Staaten gelungen, eine re-
lative Preisstabilität zu verwirklichen, die
staatlichen Haushalte auf solidere Funda-
mente zu stellen und trotz eines tiefgreifen-
den Strukturwandels die Lage auf dem Ar-
beitsmarkt einigermaßen zu stabilisieren (vgl.
Tabelle 1). Des Weiteren kann beobachtet
werden, dass die Entwicklung von Exporten
und Importen eng mit dem Wachstumsverlauf
verknüpft war. Der Wandel in den Außenhan-
delsbeziehungen der baltischen Staaten voll-
zog sich in einer Periode deutlich wachsender

Exporte und Importe und war damit keines-
wegs das Ergebnis eines Schrumpfungspro-
zesses infolge des Zusammenbruchs der sozi-
alistischen Arbeitsteilung.
Noch im Jahr 1991 – dem ersten Jahr der
international anerkannten Souveränität Est-
lands, Lettlands und Litauens – erinnerten die
baltischen Außenhandelsstatistiken an die
vormals vollständige Integration der drei Län-
der in die intra-sowjetische Arbeitsteilung. Der
Handel mit den EU-Mitgliedsstaaten spielte
hingegen nur eine unbedeutende Rolle (vgl.
Tabellen 2 und 3). Bis Mitte der 90er-Jahre
änderte sich dieses Bild jedoch grundlegend:
Die EU-Staaten stiegen zu den Haupthan-
delspartnern der baltischen Staaten auf, auch
wenn dieser Strukturwandel in den drei Län-
dern unterschiedliche Ausmaße annahm. Im
Vergleich der baltischen Staaten waren die
Veränderungen in den estnischen Außenhan-
delsstrukturen besonders ausgeprägt: Schon
sehr kurz nach der Unabhängigkeit entfielen
mehr als die Hälfte der estnischen Exporte und
Importe auf den Handel mit EU-Staaten. Lett-
land und Litauen nutzten die neuen Möglich-
keiten der ersten Freihandelsabkommen mit
der EU zunächst in geringerem Umfang, die
Westorientierung war aber auch bei ihnen un-
übersehbar.
Die neu geknüpften Handelsbeziehungen mit
der EU waren für die baltischen Exporte von
größerer Bedeutung als für die Importe; dies
überrascht freilich kaum, da baltische Pro-
dukte auf den Weltmärkten einem größeren
Wettbewerbsdruck ausgesetzt sind als auf
dem europäischen Binnenmarkt. Zudem ist
festzustellen, dass die drei baltischen Länder
in sehr unterschiedlichem Maß Außenhan-
delskontakte zu den einzelnen EU-Staaten
entwickelt haben: Die Handelsintensität mit
den wohlhabenden, räumlich nahen EU-Staa-
ten im Norden – insbesondere um den Ostsee-
raum – ist wesentlich höher als mit den weit
entfernten, ärmeren EU-Staaten Südeuropas.
Obwohl der Handel mit den ehemaligen
Staatshandelsländern erheblich an Bedeutung
verloren hat, blieb bis Mitte der 90er-Jahre in
nennenswertem Umfang ein Güteraustausch
mit der „Gemeinschaft Unabhängiger Staaten“
(GUS) erhalten, vor allem mit Russland. Aller-
dings haben sich die Gewichte bis zum Jahr
2002 weiter verschoben: Der Russlandhandel
spielt nur noch für Litauen eine größere Rolle.
Der Handel mit den anderen Ländern des ehe-
maligen sozialistischen Wirtschaftsraums ist
ebenfalls weiter zurückgegangen.

DIE BEDEUTUNG DES OSTSEERAUMS

Von besonderer Bedeutung für die baltischen
Staaten ist der Ostseeraum geblieben, aller-
dings haben sich auch dort die Gewichte ver-
schoben: Wie vor 70 Jahren bemühen sich die
baltischen Staaten um eine wirtschaftliche
und politische Integration mit den westeuro-
päischen Staaten, wobei den westlichen Ost-
seeanrainern erneut eine besondere Bedeu-
tung zukommt. Trotzdem unterscheiden sich
die baltischen Staaten durchaus in ihren re-
gionalen Präferenzen: Die Haupthandelspart-
ner Estlands sind Finnland und Schweden, ein
besonderes Gewicht kommt Deutschland auf
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Estland Lettland Litauen
Reales Wachstum des Bruttoinlandsprodukts in % 6,0 6,1 6,7

Pro-Kopf-Einkommen auf Basis 
BIP in Kaufkraftstandards

in Euro 10.000 8.500 9.400
in % des EU-Durchschnitts 42 35 39

Inflationsrate in % 3,6 2,0 0,4

Arbeitslosenquote in % 9,1 12,8 13,1

Gesamtstaatlicher Haushaltssaldo 
in % des BIP 1,3 –3,0 –2,0

TABELLE 1: DIE WIRTSCHAFT DER BALTISCHEN STAATEN IM JAHR 2002

Quelle: Europäische Kommission (2003); eigene Zusammenstellung.



der Importseite zu. Die lettischen Exporte ent-
fallen zu einem großen Teil auf deutsche, bri-
tische und schwedische Handelspartner, bei
den lettischen Importen dominiert Deutsch-
land; der Handel mit den baltischen Nachbarn
spielt für Lettland eine größere Rolle als für
Estland und Litauen. Der wichtigste westeuro-
päische Handelspartner Litauens ist Deutsch-
land, obwohl in den letzten Jahren die litaui-
schen Exporte in das Vereinigte Königreich an
Gewicht zugelegt haben; unverkennbar ist
auch die nach wie vor relativ große Bedeutung
Russlands auf der Importseite, vor allem durch
Rohölimporte.
Somit haben im Verlauf der 90er-Jahre die Be-
mühungen Estlands, Lettlands und Litauens
um eine Einbindung in die (west-)europäische
Arbeitsteilung große Fortschritte gemacht.
Dieser Strukturwandel zeigt sich umso deut-
licher, wenn man – wie hier – den Spezialhan-
del dieser Länder betrachtet, also den vor al-

lem mit Russland wirtschaftlich bedeutsamen
Transithandel ausblendet. Dieser ist für die
Balten, die dank ihrer geographischen Lage
und ihrer maritimen Infrastruktur für russi-
sche Exporte und Importe eine Art Drehschei-
benfunktion wahrnehmen, nach wie vor von
großem wirtschaftlichen Interesse.

HISTORISCHE HANDELSBEZIEHUNGEN
NACH WESTEUROPA

Die Entwicklung der baltischen Handelsströme
nach der Unabhängigkeit von der Sowjetunion
vermittelt den Eindruck, dass sich Geschichte
wiederholt. Bereits nach dem Ersten Weltkrieg
änderte sich die Ausrichtung des baltischen
Handels abrupt: Die erstmals unabhängigen
baltischen Staaten, die bis dahin im russischen
Zarenreich auch wirtschaftlich integriert wa-
ren, orientierten sich nach Westen; die russi-

schen „Heimatmärkte“ gingen durch die Au-
tarkiebestrebungen der jungen Sowjetunion
verloren. So dominierte sehr bald der Handel
mit dem Deutschen Reich und dem Vereinig-
ten Königreich, die als Konkurrenten um eine
Vormachtstellung im Ostseeraum auftraten.
Im Verlauf der Zwischenkriegszeit stabilisierte
sich die Westausrichtung Estlands, Lettlands
und Litauens: Der Anteil der heutigen EU-15
an den baltischen Exporten hatte im Durch-
schnitt der Jahre 1922 bis 1938 mehr als 80
Prozent betragen; im Falle Estlands und Litau-
ens betrug allein der Ostsee-Export etwa 40
Prozent. Auf der Importseite zeigte sich ein
ähnliches Bild mit einem Anteil der heutigen
EU-15 von mehr als zwei Drittel an den balti-
schen Importen; von den Nachbarn im west-
lichen Ostseeraum kamen allein mehr als 40
Prozent der importierten Güter (Laaser/Schra-
der 1992). Insofern erscheint die gegenwär-
tige Integration der baltischen Staaten in die
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Estland Lettland Litauen
Handelspartner 1991 1996 2002 1992f 1996 2002 1991 1996 2002

EU-15 3,7 56,9 68,0 39,9 44,7 60,4 3,0 38,5 49,5

Dänemark 0,1 4,0 4,4 0,8 3,7 5,7 0,3 3,2 5,3

Deutschland 0,2 7,3 9,9 7,9 13,8 15,5 0,6 14,7 10,5

Finnland 2,3 20,8 24,8 3,7 2,4 2,3 0,3 1,2 1,2

Schweden 0,5 13,2 15,3 7,5 6,6 10,5 0,3 2,1 4,4

Ver. Königreich 0,1 3,6 4,8 3,5 11,1 14,6 0,4 3,4 14,1

EU-Beitrittsländerb 11,8 15,0 13,7 8,8 13,5 17,3 10,1 16,1 19,6

Baltische Staaten 11,5 13,3 10,9 4,9 11,1 14,4 9,0 12,3 13,6

Mittel- und Osteuropac 75,3 21,4 7,9 44,2 36,3 12,1 77,9 40,5 21,8

Russland 56,5 14,2 3,4 26,0 22,8 5,9 57,0 21,4 11,3

Ostseeanrainer 71,3 75,6 73,0 53,4 62,4 57,5 68,3 58,3 52,4

westliched 3,2 46,9 57,8 20,2 27,0 35,7 1,6 21,8 23,9

östlichee 68,1 28,7 15,2 33,2 35,3 21,8 66,7 36,5 28,5
aAnteile in Prozent der Gesamtexporte (Spezialhandel für 1996 und 2002). – bLänder, die zum 1. Mai 2004 der EU beigetreten sind: Estland, Lettland, Litauen, Malta, Polen,
Slowakei, Slowenien, Tschechische Republik, Ungarn, Zypern. – cAlbanien, Bosnien-Herzegowina, Bulgarien, Jugoslawien, Kroatien, Mazedonien, Moldawien, Polen, Rumänien,
Russland, Slowakei, Slowenien, Tschechische Republik, Ungarn, Ukraine, Weißrussland. – dEinschließlich Dänemark, Deutschland, Finnland, Norwegen, Schweden. – eEinschließ-
lich Estland, Lettland, Litauen, Polen, Russland. – fDaten für das Jahr 1991 sind nicht in ausreichender Qualität verfügbar.

TABELLE 2: DIE REGIONALEN EXPORTSTRUKTUREN DER BALTISCHEN STAATEN, 1991–2002a

Quelle: Statistics Lithuania (2003), Laaser/Schrader (2003b); eigene Berechnungen und Zusammenstellung.

Estland Lettland Litauen
Handelspartner 1991 1996 2002 1992f 1996 2002 1991 1996 2002

EU-15 6,1 68,3 57,8 29,5 49,2 52,9 2,9 42,8 45,2

Dänemark 0,1 2,8 2,4 0,8 3,9 3,4 0,0 4,0 3,0

Deutschland 0,8 10,6 11,2 15,0 13,8 17,2 1,2 16,7 17,2

Finnland 2,0 31,5 17,1 2,6 9,2 8,0 0,1 3,6 2,3

Schweden 0,8 8,8 9,5 3,8 7,9 6,4 0,0 3,5 3,4

Ver. Königreich 0,1 2,9 2,5 0,6 2,8 2,3 0,1 3,5 3,4

EU-Beitrittsländerb 12,8 6,2 10,7 12,2 16,7 24,3 8,2 11,2 11,3

Baltische Staaten 11,5 3,6 5,7 9,5 12,0 16,0 6,5 3,2 2,7

Mittel- und Osteuropac 63,4 16,0 14,9 39,0 29,5 21,5 70,5 41,6 32,6

Russland 46,2 11,2 7,4 27,9 20,2 8,8 49,6 27,8 21,9

Ostseeanrainer 62,0 70,3 57,2 60,9 71,0 66,1 58,8 63,7 56,9

westliched 3,8 54,6 41,4 22,2 36,2 36,2 1,3 28,5 27,5

östlichee 58,2 15,8 15,8 38,6 34,8 29,8 57,5 35,2 29,4
aAnteile in Prozent der Gesamtimporte; zu den übrigen Erläuterungen siehe Tabelle 2.

TABELLE 3: DIE REGIONALEN IMPORTSTRUKTUREN DER BALTISCHEN STAATEN, 1991–2002a

Quelle: Statistics Lithuania (2003), Laaser/Schrader (2003b); eigene Berechnungen und Zusammenstellung.



Rang Warengruppe Anteilea

Estland Exporte
1. Maschinen und elektrotechnische Waren 30,4

2. Holz und Holzwaren, Korkwaren 17,3

3. Spinnstoffe und Textilien 13,6

4. Verschiedene Waren (u.a. Möbel) 11,1

5. Erzeugnisse aus Nichtedelmetallen 6,9

Nachr. Exportvolumen in Mill. US-$ 2340,3

Importe
1. Maschinen und elektrotechnische Waren 29,3

2. Fahrzeuge, Beförderungsmittel 12,5

3. Erzeugnisse aus Nichtedelmetallen 10,3

4. Spinnstoffe und Textilien 8,4

5. Erzeugnisse der chemischen Industrie und verwandter Industrien 8,3

Nachr. Importvolumen in Mill. US-$ 2781,1

Lettland Exporte
1. Holz und Holzwaren, Korkwaren 47,0

2. Spinnstoffe und Textilien 15,3

3. Erzeugnisse aus Nichtedelmetallen 13,7

4. Verschiedene Waren (u.a. Möbel) 7,5

5. Maschinen und elektrotechnische Waren 4,2

Nachr. Exportvolumen in Mill. US-$ 1379,8

Importe
1. Maschinen und elektrotechnische Waren 29,8

2. Fahrzeuge, Beförderungsmittel 12,7

3. Erzeugnisse der chemischen Industrie und verwandter Industrien 10,2

4. Spinnstoffe und Textilien 8,9

5. Erzeugnisse aus Nichtedelmetallen 6,7

Nachr. Importvolumen in Mill. US-$ 2145,7

Litauen Exporte
1. Spinnstoffe und Textilien 27,7

2. Mineralische Stoffe (Mineralöl und Mineralölerzeugnisse) 18,7

3. Fahrzeuge, Beförderungsmittel 8,4

4. Maschinen und elektrotechnische Waren 8,0

5. Verschiedene Waren (u.a. Möbel) 7,9

Nachr. Exportvolumen in Mill. US-$ 2550,7

Importe
1. Fahrzeuge, Beförderungsmittel 22,7

2. Maschinen und elektrotechnische Waren 21,4

3. Spinnstoffe und Textilien 12,3

4. Erzeugnisse der chemischen Industrie und verwandter Industrien 10,7

5. Kunststoff- und Kautschukwaren 6,8

Nachr. Importvolumen in Mill. US-$ 3350,5
aAnteile in Prozent der EU-Exporte/-Importe (Spezialhandel).

TABELLE 4: HAUPTWARENGRUPPEN DER EXPORTE UND IMPORTE ESTLANDS,
LETTLANDS UND LITAUENS IN DIE EUROPÄISCHE UNION IM JAHR 2002

Quelle:Statistics Lithuania (2003); eigene Berechnungen und Zusammenstellung.

europäische Arbeitsteilung wie eine Rückkehr
nach Westeuropa.

SEKTORALE HANDELSSTRUKTUREN

Aus regionaler Perspektive ist die EU mittler-
weile zum Haupthandelspartner der balti-

schen Staaten geworden. Betrachtet man er-
gänzend einmal die sektoralen Handelsstruk-
turen, also welche Güterarten mit der EU aus-
getauscht werden (vgl. Tabelle 4), dann wird
rasch deutlich, dass die baltischen Staaten
„mit ihren Pfunden wuchern“ und versuchen,
sich als interessante Produktionsstandorte zu
etablieren:

■ Ein gemeinsames Merkmal der EU-Exporte
der baltischen Staaten ist ein hoher Anteil
von Holzwaren, die bei Lettland sogar 47%
der Exporte ausmachen1; Möbel sind für die
baltischen Exporteure ebenfalls von großer
Bedeutung. Hier kommt ein natürlicher Vor-
teil der baltischen Staaten, der Waldreich-
tum, zur Geltung. Eine weitere Gemeinsam-
keit besteht in den hohen Anteilen sowohl
der Textilexporte als auch -importe. In die-
sem Bereich nehmen die baltischen Staaten
die Rolle als Standort der Textilveredelung
wahr. Garne und Stoffe werden importiert
und zu Kleidungsstücken für den Export
weiterverarbeitet.

■ Eine Besonderheit Estlands sind die über-
raschend hohen Anteile von Maschinen 
und elektrotechnischen Waren sowohl auf
der Export- (30,4%) als auch Importseite
(29,3%). Hinter diesem die estnischen Au-
ßenhandelsstrukturen klar dominierenden
Posten steht unter anderem die dort mittler-
weile etablierte Montage von Mobiltelefo-
nen aus vom Ausland zugelieferten Bautei-
len, aber auch die Zulieferung von Teilen für
den Maschinenbau. Estland ist somit –
wenn auch als „verlängerte Werkbank“ – in
einem Segment tätig, in dem an die Qualifi-
kation der Beschäftigten durchaus Ansprü-
che gestellt werden.

■ Litauen dagegen wartet mit einer anderen
Besonderheit im EU-Handel auf, nämlich 
mit dem Export von Mineralölerzeugnissen
(18,7%). Dahinter steht die Nutzung der li-
tauischen Raffineriekapazitäten, die einen
Teil des Rohöls aus der Pipeline aus Sibirien
unmittelbar weiterverarbeiten. Spiegelbild
dieses wichtigen Exportgutes sind der do-
minierende Anteil der Rohölimporte aus der
GUS (71% der diesbezüglichen Importströ-
me) und die ebenfalls beträchtlichen Exporte
von Mineralölerzeugnissen zurück in die
GUS (14% der Exporte in die GUS). Hier
nimmt Litauen damit eine besondere Brü-
ckenfunktion zwischen der GUS und der EU
ein – die noch deutlich höheren Anteile des
litauischen Handels mit der GUS haben hier
ihren Ursprung.

■ Die Importseite des baltischen Handels mit
der EU entspricht dem, was man von aufho-
lenden Ländern auf diesem Entwicklungsni-
veau erwarten sollte, nämlich die Einfuhr
von Investitionsgütern in den Bereichen
Maschinenbau, Elektrotechnik, Fahrzeuge,
chemische Erzeugnisse und Kunststoffwa-
ren. Dass der Handel insgesamt und mit der
EU ein Leistungsbilanzdefizit aufweist, ist
auf dem Entwicklungsstand der baltischen
Staaten ebenfalls nicht ungewöhnlich – un-
geachtet möglicher Gefahren für die Wäh-
rungsstabilität.

Insgesamt vermitteln auch die sektoralen Han-
delsstrukturen der baltischen Staaten mit der
EU daher den Eindruck, dass die Integration in
die europäische Arbeitsteilung weit fortge-
schritten ist.

EINE GRAVITATIONSANALYSE DES
AUSSENHANDELS

Bereits die bisherigen Ausführungen haben
deutlich gezeigt, dass sich die baltischen Staa-
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ten nach ihrer Unabhängigkeit rasch sehr in-
tensiv in die internationale und insbesondere
(west-) europäische Arbeitsteilung integriert
haben, ohne freilich ihre Brückenfunktion
Richtung GUS vollständig einzubüßen. Welche
Anziehungskräfte dabei im Einzelnen auf die
baltischen Handelsströme wirken, lässt sich
anschaulich anhand eines Gravitationsansat-
zes darstellen.
Gravitationsmodelle gehören in der Ökonomie
zu den bewährten „Arbeitspferden“, wenn es
darum geht, die besonderen Einflüsse der 
verschiedenen Anziehungs- und Abstoßungs-
kräfte auf die Intensität wirtschaftlicher 
Austauschbeziehungen näher zu analysieren.2

Gerade bei außenwirtschaftlichen Fragestel-
lungen finden diese Modelle relativ häufig An-
wendung, wenn zum Beispiel regionale Ex-
port- und Importstrukturen einzelner Länder
oder Ländergruppen durch die Anziehungs-
kräfte großer Märkte und hoher Pro-Kopf-Ein-
kommen in relativer Nähe zu den Untersu-
chungsländern oder durch deren Mitglied-
schaft in einer Freihandelszone erklärt werden
sollen. Dabei geht es zugleich darum, zu klä-
ren, inwieweit gegenseitige „Entfernung“ oder
„Nähe“ zwischen Transaktionspartnern den
Austausch behindert oder fördert – Entfer-
nung kann dabei geographisch gemeint sein
und Transportkosten repräsentieren, sie kann
aber auch „virtuell“ gemeint sein; dann steht
sie für Zollschranken und anderweitige Han-
delshemmnisse, für kulturelle, sprachliche
oder institutionelle Unterschiede, die mit 
zusätzlichen Transaktionskosten verbunden
sind.3 Bilaterale Handels- und sonstige Aus-
tauschbeziehungen werden umso intensiver
sein, je höher das (Pro-Kopf-)Einkommen des
Handelspartners und je größer sein Markt ist,
aber auch je geringer die Entfernung dieses
Marktes vom eigenen Standort ist. „Virtuelle“
Entfernungen oder – im Gegenteil – Nachbar-
schaftsbeziehungen weisen auf unter- oder
überproportional intensiv ausgebaute Han-
delskontakte hin. Man prüft also mit einem
Gravitationsmodell statistisch, (1.) wie stark
die durchschnittlichen Anziehungs- und Ab-
stoßungskräfte auf die Handelsströme ausge-
prägt sind, (2.) ob sich einzelne Hypothesen
über besondere Nähe oder Entfernung zu be-

stimmten Partnern aufstellen lassen und (3.)
ob die beobachteten Handelsanteile mit diesen
Erklärungsmustern übereinstimmen.

ZWEI SCHWERPUNKTE DER
GRAVITATIONSANALYSE

Die Gravitationsanalyse für die baltischen
Staaten umfasst zwei Schwerpunkte: Zum ei-
nen wird das Ausmaß der Handelsintegration
in die EU als Ganzes untersucht; dabei spielen
neben dem Handel mit der EU-15, den Bei-
trittsländern und -kandidaten sowie mit den
EFTA-Staaten auch die (verbliebenen) Bezie-
hungen mit der GUS und den baltischen Staa-
ten untereinander eine Rolle. Zum anderen
wird getestet, ob die Handelsintegration der
baltischen Staaten in die EU eine ausgepräg-
te regionale Komponente besitzt. Dabei sind
die westlichen Ostseeanrainer als unmittel-
bare EU-Nachbarn von besonderer Bedeutung.
Denn die Ostsee hat als eines der am intensiv-
sten befahrenen Meere der Welt ihre Anrainer
stets mehr verbunden als getrennt.
Die Ergebnisse der Gravitationsanalyse für die
Exportbeziehungen Estlands, Lettlands und Li-
tauens im Jahre 2002 machen deutlich, dass
sich die drei Länder zwölf Jahre nach ihrer er-
neuten Unabhängigkeit bereits intensiv in die
internationale und europäische Arbeitsteilung
integriert haben4. Dabei zeigt sich im Einzel-
nen, dass Estland, Lettland und Litauen offen-
bar einen Integrationsraum für sich bilden –
mit äußerst intensiven Handelsbeziehungen
untereinander. Auch die Brückenfunktion zur
GUS haben die baltischen Staaten nicht völlig
aufgegeben, wenn auch die Anteilswerte des
GUS-Handels seit der Unabhängigkeit stark
gesunken sind – die Exporte sind immer noch
deutlich höher als es nach dem Einkommen
und der Entfernung zu den GUS-Staaten zu
erwarten wäre. Die ökonometrische Analyse
zeigt auch, dass die Integration in den Binnen-
markt trotz des erst im Mai 2004 vollzogenen
Beitritts der baltischen Staaten im Jahr 2002
eigentlich schon abgeschlossen war. Deutlich
weniger ausgeprägt waren dagegen die Ex-
portbeziehungen zur Gruppe der anderen Bei-
trittsländer bzw. -kandidaten.

Ein entsprechend modellierter Gravitations-
ansatz bestätigt zudem sehr eindruckvoll, dass
die Integration der baltischen Staaten in die
europäische Arbeitsteilung einen ausgepräg-
ten regionalen Schwerpunkt im Ostsee- und
im benachbarten Nordseeraum hat. Der balti-
sche Handel mit Skandinavien ist weitaus grö-
ßer als es der kurze Weg über die Ostsee und
der Wohlstand dieser Volkswirtschaften ohne-
hin schon erwarten lassen. Nur unwesentlich
schwächer ist die Bindung an Deutschland,
das Vereinigte Königreich und die Benelux-
staaten. Salopp gesprochen: Der Weg von Tal-
linn, Riga und Vilnius nach Brüssel führt auf
dem Umweg über Helsinki, Stockholm und
Berlin. Die übrige EU spielt dagegen in der Ge-
samtschau über die baltischen Staaten eine
zwar ebenfalls noch spürbare, aber weitaus
geringere Rolle.

UNTERSCHIEDLICHE MUSTER DER
HANDELSINTEGRATION

Führt man entsprechend Gravitationsanalysen
für Estland, Lettland und Litauen getrennt
durch, dann zeigen sich doch auch deutliche
Unterschiede in den regionalen Integrations-
mustern, die sich wie folgt zusammenfassen
lassen:
■ Estland weicht insofern von Lettland und Li-

tauen ab, als es sich auf der Exportseite deut-
lich von der GUS abgenabelt hat; auch nach
Abklingen der Nachwirkungen der Russ-
landkrise 1998/99 sind die Exporte nach
Russland und in die anderen GUS-Staaten
nicht stärker ausgeprägt, als es mit dem Rest
der Welt im Durchschnitt der Fall ist. Zudem
ist Estland im Vergleich der drei Länder am
stärksten in den Ostseeraum integriert, wo-
bei die estnischen Exporte weit überpropor-
tional auf die skandinavischen Nachbarn
ausgerichtet sind.

■ Ebenso wie Estland weist Lettland weniger
intensive Exportbeziehungen zu Partnern
außerhalb des Ost- und Nordseeraums auf.
Dort wiederum dominieren abweichend die
Beziehungen zu Deutschland und den Nord-
seeanrainern gegenüber den skandinavi-
schen Handelskontakten. Zudem hat Lett-
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land seine Exportkontakte in die Staaten der
GUS aufrechterhalten bzw. nach einem
spürbaren Einbruch im Zuge der Russland-
krise 1998/99 wieder auf ein deutlich höhe-
res Niveau im Jahr 2002 angehoben.

■ Litauen schließlich zeichnet sich dadurch
aus, dass es in seiner europäischen Nachbar-
schaft gewissermaßen „everybody’s darling“
ist und überdurchschnittlich ausgeprägte
Exportströme in alle hier untersuchten Län-
dergruppen aufweisen kann. Hervorzuhe-
ben sind die Exporte in die GUS, aber auch
die Exportbeziehungen mit Skandinavien
sowie Deutschland, Belgien, dem Vereinig-
ten Königreich und den Niederlanden sind
kaum weniger ausgeprägt; selbst mit dem
Rest der EU-15 sowie mit den Neumitglie-
dern pflegt Litauen intensive Exportbezie-
hungen. Hinter diesem Effekt dürften nicht
zuletzt die Exporte an Mineralölprodukten
der litauischen Raffinerie stehen.

Auf der Importseite zeigt sich im Übrigen, dass
die Integration der baltischen Staaten in die
neue EU der 25 sehr viel homogener erfolgt ist
als auf der Exportseite. Zudem war die baltische
Westorientierung bei den Importen weniger
einschneidend, wie die nach wie vor überdurch-
schnittlich hohen Importe aus der GUS zeigen
– Energie- und Mineralöllieferungen machen
hier allerdings einen bedeutenden Posten aus.

BILANZ DER BALTISCHEN
HANDELSINTEGRATION

Sowohl die deskriptive Analyse als auch die Er-
gebnisse des Gravitationsmodells zeigen deut-
lich, dass sich die regionalen Außenhandels-
strukturen der baltischen Staaten im Verlauf
der 90er-Jahre unter marktwirtschaftlichem
Vorzeichen entscheidend gewandelt haben.
Insbesondere Estland hat sich auf der Export-
seite aus der alten intra-sowjetischen Arbeits-
teilung gelöst und ist auf seinem Weg nach
Westen und in die Europäische Union be-
sonders weit vorangeschritten. Litauen be-
wahrt auf der Exportseite noch etwas stärker
seine Brückenfunktion Richtung Osten zu den
Nachfolgestaaten der Sowjetunion. Im Übri-
gen ist die immer enger werdende Bindung der
drei Länder an die EU unübersehbar. Estland
nutzt dabei vornehmlich seine westlichen
Nachbarn im Ostseeraum als Integrationsan-
ker. Lettland ist hingegen stärker auf Deutsch-
land und das Vereinigte Königreich fixiert; 
Litauen ist in stärkerem Maß auf die EU insge-
samt ausgerichtet. Die intensiven Bemühun-
gen um einen Beitritt zur Europäischen Union
spiegeln sich daher in den baltischen Handels-
strömen deutlich wider.
Ein interessanter Aspekt der westwärts gerich-
teten Integrationsbemühungen Estlands, Lett-
lands und Litauens ist die Wiederholung eines
ähnlichen Strukturwandels, wie er bereits ca.
70 Jahre zuvor nach der ersten Unabhängig-
keit vom damaligen russischen Reich statt-
fand. Nur wenige Jahre, nachdem damals die
baltischen Staaten ihre Handelsbeziehungen
frei gestalten konnten, nahmen die Partner in
Westeuropa wie heute die vorderen Plätze in
den Handelsstatistiken ein. Vor diesem histori-
schen Hintergrund ist der aktuelle Weg der
baltischen Staaten in die Europäische Union
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durchaus nachvollziehbar. Er erscheint zudem
durch grundlegende Faktoren wirtschaftsgeo-
graphischer Natur vorgezeichnet: Der Ostsee-
raum erweist sich einmal mehr als ein ausge-
prägter Integrationsraum, die Handelsbezie-
hungen zu den anderen Ostseeanrainern sind
intensiver, als es üblicherweise unter Nachbar-
ländern der Fall ist, und es bestätigt sich für
die baltischen Staaten die These, dass die Ost-
see ihre Anrainer stets mehr verbunden als ge-
trennt hat.
Hinsichtlich der noch in den Neunzigerjahren
an Bedeutung verlierenden Drehscheibenfunk-
tion in Richtung der GUS ist zu erwarten, dass
mit wachsenden Märkten in den Nachfolge-
staaten der Sowjetunion auch der baltische
„Osthandel“ wieder zunimmt. Denn anders als
in den zwanziger und dreißiger Jahren des vo-
rigen Jahrhunderts ist die GUS nicht aus-
schließlich binnenorientiert, wie es seinerzeit
die junge Sowjetunion war. Darüber hinaus
dürfte im Zeitalter der Globalisierung die 
Anziehungskraft weltweit offener Märkte zu-
künftig stärkere Spuren in den baltischen
Außenhandelsstrukturen hinterlassen. Trotz
der großen Anziehungskraft der Europäischen
Union werden daher auch Handelsbeziehungen
mit anderen Regionen der Weltwirtschaft –
etwa mit Nordamerika oder Asien – eine wach-
sende Rolle bei der Partnersuche im baltischen
Außenhandel spielen. In den Handelsstatistiken
ist dies bereits in Ansätzen erkennbar und wird
sich verstärken, wenn der Wandel zu interna-
tional wettbewerbsfähigen Produktionsstruk-
turen weiter erfolgreich vorangetrieben wird.
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ANMERKUNGEN
1 In Litauen nehmen Holzwaren mit 7,3% Platz 6 in der
Rangfolge ein und sind daher in Tabelle 4 nicht abgebil-
det.
2 Gravitationsmodelle stammen ursprünglich aus der
Physik und Astronomie. Sie bauen auf Newtons Gravita-
tionsgesetz auf, das besagt, dass die Anziehungskraft
zwischen zwei Himmelskörpern positiv von deren Masse
und negativ von (konkret: dem Quadrat) ihrer Entfernung
voneinander abhängt. Dieses physikalische Gesetz wurde
auf raumwirtschaftliche Disziplinen übertragen, wobei
„physische Masse“ als Anziehungskraft durch einen ge-
eigneten Indikator für die Attraktivität eines Handelspart-
ners oder eines Standorts ersetzt wurde. Deardorff (1995,
9 ff.) konnte nachweisen, dass das Gravitationsmodell
mit zahlreichen Handelsmodellen kompatibel ist, so auch
mit dem Heckscher-Ohlin-Modell, das Handelsbeziehun-
gen mit relativen Ausstattungen der jeweiligen Handels-
partner mit Produktionsfaktoren erklärt. Zu neueren An-
sätzen in diesem Zusammenhang siehe Greenaway, Mil-
ner (2002) sowie Anderson, van Wincoop (2004).
3 All diese verschiedenen Kategorien von entfernungs-
bedingten Hemmnissen werden unter dem Begriff „trade
costs“ zusammengefasst; vgl. Anderson, van Wincoop
(2004) sowie Carrere/Schiff (2004).
4 Zu den ökonometrischen Details vgl. Laaser/Schrader
(2003b, 2004).
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(2002) verweisen darauf, dass im Kontext der
Europäischen Union für größere Teilräume
innerhalb oder im Grenzbereich der EU der Be-
griff der „Subregion“ verwandt wird, der noch
stärker den Bezug auf ein übergeordnetes
Ganzes enthält. 
Wichtig für die genannten Begriffsverwen-
dungen ist damit zum einen der Bezug auf die
nationalstaatliche Ebene: Regionen sind grö-
ßer oder kleiner als Nationalstaaten, aber nicht
identisch damit. Dieser Sachverhalt hat we-
sentliche Auswirkungen auf Legitimation und

menhängenden Teilraum mittlerer Größen-
ordnung in einem Gesamtraum“ (Sinz 1995,
805) Während in Geographie und Raumpla-
nung der Regionsbegriff überwiegend für Zu-
sammenhänge unterhalb der staatlichen und
oberhalb der lokalen Ebene benutzt wird, be-
zeichnet der Regionsbegriff auf der Ebene
internationaler Beziehungen wesentlich grö-
ßere Teilräume der Welt, denen verschiede-
ne Nationalstaaten zugehören. Hubel/Gänzle

Handlungsmöglichkeiten beteiligter Akteure
und damit auch auf die Wirksamkeit regional
bezogener Organisationen, wie in der Diskus-
sion um den Bedeutungsverlust national-
staatlich verfasster Politik deutlich wird (vgl.
z.B. die Beiträge in Beck 1998). Regionsbildung
wird in diesem Zusammenhang auch als
„postmoderne“ Politik bezeichnet, „die sich
von klassischen staatszentrierten Betrach-
tungsweisen löst“ (Hubel/Gänzle 2002, 3).

REGIONEN SIND KONSTRUKTE

Zum anderen muss für beide Begriffsverwen-
dungen davon ausgegangen werden, dass Re-
gionen – ebenso wie Nationalstaaten – keine a
priori vorhandenen, quasi „natürlichen“ Glie-
derungseinheiten der Realität darstellen, son-
dern zunächst vor allem begriffliche Kon-
strukte sind, die in bestimmten historischen
Konstellationen an spezifische Zwecke gebun-
den sind. Diese Konstrukte können, zum Bei-
spiel über die Bildung von Organisationen, für

EINLEITUNG – VIELFÄLTIGE
KOOPERATIONSANSÄTZE

Der EU-Beitritt der baltischen Staaten und Po-
lens im Mai 2004 stellt einen großen Schritt zur
Integration der Ostseeanrainer-Staaten in ge-
samteuropäische politische Strukturen dar. Der
formale Akt markiert den derzeitigen Stand 
eines langen Entwicklungsprozesses, der aus
Sicht der baltischen Staaten ihre eigenständige
„Rückkehr nach Europa“ nach Jahrzehnten der
Fremdherrschaft bedeutet. 
Neben diesem Einbezug in übergeordnete
Strukturen gibt es eine Reihe von Koopera-
tionsansätzen, die sich speziell auf die Länder
des Ostseeraums beziehen und überwiegend
nach 1990 entstanden sind. Diesen ostsee-
spezifischen Kooperationen staatlicher und
nicht-staatlicher Akteure gilt das Interesse die-
ses Beitrags. Dabei wird zunächst kurz auf die
Begriffe Region und Regionsbildung eingegan-
gen, wobei Regionen als spezifische Konstruk-
tionsleistungen von politischen und anderen
Akteuren mit jeweils unterschiedlichen Interes-
sen verstanden werden. Die den Ostseeraum
konstruierenden Akteure mit ihren Interessen
werden im Hauptteil vorgestellt; anschließend
folgt ein Überblick über die wichtigsten Ostsee-
kooperationen mit ihren Zielen, Beteiligten und
Arbeitsformen. Ein Fazit zu Problemen und Per-
spektiven politischer Kooperation im Ostsee-
raum schließt den Beitrag ab. 

REGION UND REGIONSBILDUNG – ZUM
BEGRIFFSVERSTÄNDNIS

Der Begriff Region wird in verschiedenen Be-
deutungsnuancen verwandt. Allgemein ver-
steht man unter einer Region „einen durch be-
stimmte Merkmale gekennzeichneten, zusam-

DIE OSTSEEANRAINER: AKTEURE, INTERESSEN, THEMEN UND ORGANISATIONEN 

Regionale und transnationale Zusammenarbeit 
im Ostseeraum
RUTH BÖRDLEIN

Der Beitritt von Estland, Lettland, Litauen
und Polen zur EU ist gleichbedeutend mit
einem weiteren Schub für die Integration
der Ostseeanrainer-Staaten. Ein Blick 
auf den Ostseeraum zeigt, dass nicht nur
die gesamteuropäischen Strukturen an
Bedeutung gewonnen haben. Überwie-
gend in den Neunzigerjahren entwickel-
ten sich zahlreiche Kooperationen staat-
licher und nicht-staatlicher Akteure. Der
Beitrag von Ruth Bördlein ordnet und be-
schreibt all diese Kooperationen. Der
Überblick über die jeweiligen Akteure,
Interessen, Themen, Arbeitsformen und
Organisationen zeigt die Vielfalt der Zu-
sammenarbeit im Ostseeraum. In dem Fa-
zit wird deutlich, dass der Ostseeraum
ein beispielgebendes Laboratorium zur
Entwicklung regionaler und transnatio-
naler Kooperationen und Institutionen
ist. Red.
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das tägliche Leben der Menschen erhebliche
Bedeutung erlangen, die Entwicklung der Eu-
ropäischen Union und ihres Regelwerks ist da-
für ein prominentes Beispiel. Ohne die um-
fangreiche Diskussion über das Verhältnis von
Naturraum, kultureller Aneignung und Re-
gionsbildung darstellen zu können, ist für das
hier vorausgesetzte Verständnis des Ostsee-
raumes Folgendes festzuhalten: Regionsbil-
dung muss als komplexer Prozess verstanden
werden, der durch verschiedene, eng mitein-
ander verknüpfte Aspekte charakterisiert wer-
den kann (vgl. z.B. Paasi 1986): 
■ „Räumliche Form“: Herausbildung einer Ab-

grenzung aufgrund tatsächlicher Interak-
tionen und Entwicklung eines Bewusstseins
von diesen territorialen Grenzen. Dabei sieht
Boje Groth (2001, 2) regionale Integration
dann als gegeben an, wenn „funktionale,
ökonomische und kulturelle Beziehungen
innerhalb einer Region stärker sind als die
Beziehungen nach außen“ (Übers. R.B.). 
Gemessen an einem solchen Regionsver-
ständnis kann der Ostseeraum derzeit
(noch) nicht als integrierte Region betrach-
tet werden.

■ „Symbolische Form“: Etablierung einer spe-
zifischen regionsbezogenen Symbolik zur
Unterscheidung der „eigenen“ Region von
allen anderen, hierzu gehört beispielsweise
die Benennung. Dieser symbolische Bezug
kann sich an naturräumlichen oder land-
schaftlichen Gegebenheiten orientieren,
aber auch andere Kriterien, zum Beispiel
historischer oder kultureller Art, sind mög-
lich. Im Fall des Ostseeraums bezieht sich die
Benennung auf die naturräumliche Situa-
tion; zur inhaltlichen Begründung neuer
Kooperationen und zum Nachweis histori-
scher Anknüpfungspunkte wird häufig auf
die Handelstradition des hansischen Städte-
bunds verwiesen.

■ „Institutionelle Form“: Entwicklung von 
Institutionen und Organisationen, die sich
auf die Region beziehen; damit ist im All-
gemeinen auch die Verfestigung von Bezie-
hungen von Akteuren innerhalb der Region
verbunden.

Die Frage, inwieweit Regionen „machbar“ sind,
ist nach wie vor umstritten. Empirische Unter-
suchungen zeigen ein komplexes, schwer zu
verallgemeinerndes Bild von „top-down“-
Strategien und „bottom-up“-Initiativen. Die
jeweilige Entwicklung der Regionsbildung ist
danach stark von spezifischen Bedingungen
wie politisch-administrativem, rechtlichem
und finanziellem Rahmen, bisherigen Koope-
rationserfahrungen aber auch konkreten Ak-
teurkonstellationen und deren Handlungs-
orientierungen geprägt. Neben der inneren
Dynamik als Auslöser für Regionsbildungen
(„inside-out“-Perspektive) sind darüber hinaus
im Bereich internationaler Politik die Einflüsse
von außen, insbesondere der jeweiligen Groß-
mächte, nicht zu vernachlässigen („outside-
in“-Perspektive, vgl. Möller 1999, 174).
Die Untersuchung spezifischer Regionalisie-
rungen darf daher nicht der Gefahr erliegen,
den Untersuchungsgegenstand als gegeben
und statisch zu betrachten, sondern muss ih-
ren Schwerpunkt auf den Prozess der Heraus-
bildung und Herstellung von Regionen legen.
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DER OSTSEERAUM ALS „NEUE REGION“ 
IN EUROPA

Die Tatsache, dass „der Ostseeraum“ seit eini-
gen Jahren wieder als Region innerhalb Euro-
pas wahrgenommen wird, verdeutlicht die his-
torische Bedingtheit von Regionalisierungen.
Das Mare Balticum hatte über viele Jahrhun-
derte durch intensive Handelsbeziehungen –
mit der Hanse als bekanntester Form – einen
Kommunikations- und Interaktionsraum gebil-
det und war lange ein Bezugspunkt der Strate-
gien der wechselnden europäischen Groß-
mächte. Nach dem Zweiten Weltkrieg wurden
diese Verbindungen für ein halbes Jahrhundert
unterbrochen, „was letztlich dazu führte, dass
das Gebiet seine Rolle als Verbindungsglied und
Handelsroute verlor“ (Östhol 1999, 33).
Eine Reaktion auf die faktische Teilung des Ost-
seeraumes in zwei Lager war die Herausbildung
einer neuen Regionalisierung, nämlich des „Nor-
dens“ als Zusammenschluss der skandinavischen
Länder und Islands, die mit der Etablierung des
Nordischen Rates 1952 eine organisatorische
Form fand. Die Themen dieser nordischen Zu-
sammenarbeit waren vielfältig, Fragen der Sicher-
heitspolitik blieben jedoch aufgrund der unter-
schiedlichen Orientierung (NATO-Mitgliedschaft
Islands, Norwegens und Dänemarks, Neutrali-
tätspolitik Schwedens und Finnlands) ausge-
klammert. Diese Kooperation hatte – in Verbin-
dung mit dem Bild eines politisch kohärenten,
sozialstaatlichen Nordens – zu dem „Mythos ei-
ner nordischen Schicksalsgemeinschaft“ geführt,
„der innerhalb und außerhalb des Nordens ent-
wickelt, aber politisch nur als pragmatische und
flexible Zusammenarbeit in verschiedenen Sach-
bereichen umgesetzt wurde“ (Strath 1999, 20).
Henningsen (1996, 153) weist darauf hin, dass
diese Konzeption des Nordens gegenüber vormo-
dernen geopolitischen Konzeptionen eine Redu-
zierung bedeutete, war doch bis in das 19. Jahr-
hundert hinein häufig eine geopolitische Ver-
knüpfung zwischen Fennoskandien und Russ-
land, also „Norden“ und „Osten“ gesehen worden.

UNTERSCHIEDLICHE INTERESSEN 
DER ANRAINERSTAATEN

Die Gesamtperspektive auf den europäischen
Nordosten wurde nach dem Ende der System-
konfrontation, der Auflösung der Sowjetunion
und der Wiedergründung der baltischen Repu-
bliken als unabhängige Nationalstaaten wieder
ermöglicht. Damit konnte „die Ostsee“ nach
1989 „wieder ein Begriff der Tagespolitik“ wer-
den (Strath 1996, 21). Dabei verfolgten und
verfolgen die verschiedenen Akteure durchaus
unterschiedliche Interessen, was sich sowohl
anhand der Geschichte der Osterweiterung von
EU und NATO (vgl. die Beiträge von A. Urzde und
W. van Meurs in diesem Heft oder Siedschlag
2002) als auch am Beispiel der ostseespezifi-
schen Kooperationen zeigen lässt. Im Folgen-
den werden kurz gefasst die Interessen der we-
sentlichen Beteiligten vorgestellt.

BALTISCHE STAATEN

Obgleich die baltischen Staaten von außen
häufig als Einheit betrachtet werden, sind die

Entwicklungsverläufe im Transformationspro-
zess durchaus unterschiedlich. Übereinstim-
mung herrscht jedoch hinsichtlich der Moti-
vation zur Ostseekooperation, die im Span-
nungsfeld zwischen der Sicherung der gerade
wieder erlangten staatlichen Unabhängigkeit
und der vor allem sicherheitspolitisch moti-
vierten Integration in europäische Strukturen
steht. Das nachvollziehbare Sicherheitsbe-
dürfnis gegenüber Russland korrespondiert
mit dem Bestreben, die starke ökonomische
Abhängigkeit von Russland durch Vertiefung
der ökonomischen Beziehungen mit den nörd-
lichen und westlichen Nachbarn zu verringern.
Dabei wird nach Einschätzung von Vilpisaus-
kas (1999, 120) die baltische regionale Inte-
gration gegenüber der Integration in die EU als
nachrangig angesehen. 
Um die Orientierung auf Europa historisch zu
begründen, wird vielfach an die Bedeutung
der Handelsbeziehungen der Hanse vom 12.
bis zum 17. Jahrhundert angeknüpft, auch
wenn deren Geschichte unterschiedlich inter-
pretiert wird. Standen für skandinavische His-
toriker vielfach die Dominanz- und Abhängig-
keitsverhältnisse im Vordergrund, so werden
heute stärker die vergleichsweise wenig krie-
gerische, Kontakt fördernde und Wohlstand
schaffende Seite des Netzwerks norddeut-
scher Kaufleute hervor gehoben (vgl. Hammel-
Kiesow 2000). 

SKANDINAVISCHE LÄNDER

Auch die skandinavischen Länder können im
Hinblick auf ihre Orientierung auf den Ostsee-
raum nicht als Einheit betrachtet werden. Viel-
mehr stellen der EU-Beitritt Schwedens und
Finnlands 1995 sowie die Osterweiterung der
EU die bisherige Kooperation der nordischen
Länder im Nordischen Rat grundlegend in
Frage (vgl. Steinfeld 1996, 24ff.). Zudem gibt
es zwischen den skandinavischen EU-Mitglie-
dern Unterschiede im Ausmaß der EU-Integra-
tion. Durch eine verstärkte Ausrichtung auf
die Kooperation im Ostseeraum könnte das
Gewicht der nordeuropäischen Länder inner-
halb der EU gestärkt werden und die „Mittel-
meerperspektive“ durch eine „Ostseeperspek-
tive“ ergänzt werden. Diese Ausrichtung zeigt
sich deutlich an den politischen Initiativen
innerhalb der EU, die beispielsweise während
der ersten Ratspräsidentschaft Finnlands
1997 zur Formulierung der „Nordischen Di-
mension“ als Politikansatz geführt haben (vgl.
auch unter dem Kapitel „Europäische Union“).

RUSSLAND

Russland ist ab Mai 2004 der einzige direkte
Ostseeanrainer, der nicht der EU angehört und
auch keinen Beitritt anstrebt. Die Sicherung
einer eigenständigen Position unter Erhal-
tung des Status‘ als Großmacht prägt daher
die russischen Interessen. Nachdem zunächst
NATO- und EU-Beitritt der baltischen Staaten
unter Hinweis auf eigene sicherheitspolitische
Interessen abgelehnt wurden, gab Moskau
diese Position 2002 „gegen massive politische
Zugeständnisse des Westens“ – insbesondere
die Etablierung des NATO-Russland-Rates –
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auf (Siedschlag 2002, 62). Die Exklave des Ka-
liningrader Gebietes ist heute weniger aus
strategischen Gründen (die Zone wurde stark
demilitarisiert), sondern eher aus der Sicht von
Bevölkerung (Zugangsregelung nach Russ-
land) und Wirtschaft (möglicher Transportkor-
ridor) ein wesentliches Thema. In dem Bestre-
ben, den weiteren wirtschaftlichen und sozia-
len Abstieg des Kaliningrader Gebiets und
mögliche negative Folgen für die benachbar-
ten Staaten zu verhindern, treffen sich die
Interessen Russlands und der EU, wobei die
Souveränität und Einheit Russlands bei der
Regelung der Frage stets berücksichtigt wer-
den müssen.

POLEN

Die polnische Außenpolitik ist im Vergleich zu
den baltischen oder skandinavischen Staaten
vergleichsweise geringer auf die Ostsee orien-
tiert (vgl. Bergedorfer Gesprächskreis 2001, 2),
bilaterale Kooperationen genießen einen hö-
heren Stellenwert. Die Grenze zum Kaliningra-
der Gebiet und die damit verbundenen Pro-
bleme sind jedoch auch für Polen wichtige
Gründe für eine Beteiligung an Kooperations-
strukturen im Ostseeraum.

DEUTSCHLAND

Auch wenn in der deutschen Außenpolitik ten-
denziell die Beziehung zu Russland die Per-
spektive auf den Ostseeraum prägt, war
Deutschland in einer frühen Phase der 90er-
Jahre an der Gründung ostseespezifischer Ko-
operationen beteiligt. So geht zum Beispiel die
Gründung des Ostseerates 1992 auf eine Initi-
ative der damaligen Außenminister Däne-
marks und Deutschlands zurück. In der – mit
anderen großen EU-Mitgliedern geteilten – bis
weit in die Mitte der 90er-Jahre reichenden
Skepsis gegenüber einem NATO- und EU-Bei-
tritt der baltischen Staaten zeigt sich die Ten-
denz, die sicherheitspolitischen Bedenken
Russlands zeitweise höher zu gewichten als
den Integrationswunsch der kleinen Ostseean-
rainer (vgl. Siedschlag 2002). Ein deutlich aus-
geprägteres Interesse an verstärkter Ostseeko-
operation ist bei den norddeutschen Bundes-
ländern Hamburg, Schleswig-Holstein, Meck-
lenburg-Vorpommern und teilweise auch noch
Brandenburg zu verzeichnen, die sich auf-
grund ihrer Lage als Verbindungsraum zwi-
schen der dicht besiedelten Kernregion der EU
und der potenziellen Wachstumsregion ökono-
mische Impulse erhoffen. Eine ganze Reihe von
Ostseekooperationen wird daher von deut-
scher Seite wesentlich durch diese Bundes-
länder unterstützt. 

EUROPÄISCHE UNION

Die EU hat im Zuge ihrer schrittweisen Erwei-
terung Regionalisierungen in beiden genann-
ten Begriffsnuancen erfahren: So wurde zum
einen die Entscheidung über die Vergabe von
Mitteln der Regionalförderung dezentralisiert,
d.h. von der nationalen Ebene auf subnatio-
nale Einheiten verlagert, zum anderen wurden

in den Randbereichen der EU Teilregionen de-
finiert und strategische Entwicklungskonzepte
für diese Regionen erarbeitet. Neben dem
Mittelmeerraum ist der nordeuropäische
Raum eine dieser Subregionen der EU, der in
den 90er-Jahren in das Blickfeld der Kommis-
sion rückte. Finnland nutzte seine EU-Präsi-
dentschaft 1997 zum Vorschlag eines regio-
nalpolitischen Programms für die „Nördliche
Dimension“ (Northern Dimension);1 dieses
wurde 1999 als offizielle EU-Politik beschlos-
sen. Das Aktionsprogramm aus dem Jahr 2001
formuliert politische Prioritäten und Projekte
zur Integration der nördlichen Nachbarn der
EU, wobei mittlerweile von diesen Nachbarn
nur noch Russland „EU-Ausland“ ist.
Für die Finanzierung dieser Pläne bzw. daraus
entwickelter konkreter Projekte hat die EU ver-
schiedene Programme aufgelegt, die im Zuge
der Konkretisierung des Erweiterungsprozes-
ses immer stärker differenziert wurden. Die
ursprünglich klare Dreiteilung – Interreg als
Programm zur grenzüberschreitenden Koope-
ration innerhalb der EU, Phare, Sapard und
Ispa als spezifische Programme für die Bei-
trittskandidaten und Tacis (vgl. Tab. 1 auf S.
150) als Programm zur Unterstützung Russ-
lands und weiterer GUS-Staaten – lässt sich
aufgrund verschiedener Programmergänzun-
gen nicht mehr aufrecht erhalten. Das Inter-
reg-Programm hat drei Ausrichtungen, wobei
die Ausrichtung A auf grenzübergreifende Zu-
sammenarbeit benachbarter Gebiete abstellt,
bei der Ausrichtung B die transnationale Zu-
sammenarbeit zwischen nationalen, regiona-
len und lokalen Behörden gefördert wird und
Ausrichtung C den interregionalen Informa-
tions- und Erfahrungsaustausch im Bereich
Regionalentwicklung unterstützt.2 Interreg
IIIB unterstützt transnationale Zusammenar-
beit, um eine ausgeglichene und nachhaltige
Entwicklung Europas zu fördern. Das Gesamt-
gebiet der EU ist dafür in verschiedene Koope-
rationsräume eingeteilt, die „Ostseeregion“
umfasst alle Ostseeanrainer.3 Projektanträge
müssen jeweils Kooperationspartner aus min-
destens drei Ländern umfassen, von denen
zwei Länder sich an der Finanzierung beteili-
gen sollen. Neben diesen speziellen Program-
men können nach dem EU-Beitritt von den
neuen Mitgliedern, die alle zu den am stärk-
sten geförderten Gebieten gehören, Mittel aus
den anderen EU-Fonds und EU-Programmen
in Anspruch genommen werden.
Insgesamt ist die EU-Förderung als wesentli-
che Finanzierung verschiedener Kooperations-
ansätze aus der Region nicht mehr wegzuden-
ken, auch wenn immer wieder Kritik an der
Unübersichtlichkeit und der fehlenden Ab-
stimmung der verschiedenen Förderpro-
gramme laut wird. Trotz verschiedener Stufen
der Berichterstattung und Evaluation vor,
während und nach Abschluss der Projekte ist
die Dauerhaftigkeit von Kooperationen nach
Auslaufen der finanziellen Förderung vielfach
zweifelhaft.

ANDERE, NICHT-STAATLICHE AKTEURE

Für die Entwicklung der Kooperationen im
Ostseeraum sind auch andere Akteure bedeu-
tend. Dabei sind vor allem Vertreter der Wirt-

schaft, Umweltverbände sowie Städte und Ge-
meinden zu nennen. Aus deren spezifischen
inhaltlichen Interessen resultieren multifunk-
tionale oder themenbezogene regionale Zu-
sammenschlüsse, die es sich zur Aufgabe ge-
macht haben, die teilweise etwas schwerfälli-
gen Regierungsaktivitäten durch Initiativen
„von unten“, zum Beispiel durch Erfahrungs-
austausch und gemeinsame Projekte auf der
kommunalen Ebene, inhaltlich zu füllen.
Als Fazit lässt sich festhalten, dass Koopera-
tion im Ostseeraum aus unterschiedlichen
Motivationen heraus erfolgt. Zentral ist für die
Strategien nahezu aller Beteiligter das Ver-
hältnis zu Russland, des neben Norwegen 
einzigen Ostseeanrainers, der nicht der EU an-
gehört. Dabei ist eine Mischung aus sicher-
heitspolitischen und ökonomischen Motiven
charakteristisch, die von den verschiedenen
Beteiligten unterschiedlich gewichtet werden. 

VIELFALT IM OSTSEERAUM:
ORGANISATIONEN UND PROGRAMME

Versucht man, sich einen Überblick über ost-
seebezogene Kooperationen zu verschaffen,
so ist man mit einer verwirrenden Vielzahl von
Abkürzungen, die Organisationen, Programme
oder Projekte bezeichnen, konfrontiert. Im Fol-
genden werden eine Reihe dieser Organisatio-
nen mit ihren Zielen, Beteiligten, Programmen
und bisherigen Ergebnissen vorgestellt, wobei
als Gliederungskriterium das Verhältnis zum
Ostseerat als dem Dach der Kooperation in der
Region herangezogen wird. Neben den Part-
nern des Ostseerates werden dann noch kurz
weitere Initiativen vorgestellt, um die Vielge-
staltigkeit der Organisationsformen zu ver-
deutlichen. Dabei kann weder im Bereich der
themenbezogenen Zusammenschlüsse nicht-
staatlicher Akteure noch im Hinblick auf teil-
räumliche Kooperationen aufgrund der Dy-
namik der Entwicklung Vollständigkeit ange-
strebt werden. Das gemeinsame Internet-Por-
tal www.balticsea.net bildet den Zugang zu
zehn großen Ostsee-Organisationen und ist
für Interessierte ein guter Einstieg für eigene
Recherchen.

ZUSAMMENARBEIT INNERHALB DER
STRUKTUREN DES OSTSEERATES

Der Ostseerat (Council of the Baltic Sea States/
CBSS)4 wurde 1992 auf dänische und deutsche
Initiative als regionales Forum für Regierungs-
kooperation gegründet. Mitglieder des Ostsee-
rates sind die Außenminister der Länder Däne-
mark, Deutschland, Estland, Finnland, Island,
Lettland, Litauen, Norwegen, Polen, Russland,
Schweden sowie ein Vertreter der Europäi-
schen Kommission. Sechs weitere europäische
Länder sowie die USA haben einen Beobach-
terstatus. Im Rahmen des Ostseerates finden
auch Treffen von Fachministern zu verschie-
denen Kooperationsthemen statt, seit 1996
werden zweijährige Treffen der Regierungs-
chefs (Baltic Sea States Summits) durchge-
führt (s.u.). Aufgrund eines Beschlusses auf
dem 3. Gipfeltreffen in Kolding 2000 wird alle
Kooperation auf Regierungsebene unter dem
Dach des Ostseerates durchgeführt, was zu ei-

Regionale und transnationale Zusammenarbeit im Ostseeraum



150

ner organisatorischen Differenzierung der Ar-
beitsstruktur und einer großen Bandbreite der
bearbeiteten Themen des Ostseerates geführt
hat (vgl. Abb. 1 auf S. 151). Wichtigste Ar-
beits- und Entscheidungsebene zwischen den
regelmäßigen Ministertreffen ist der Aus-
schuss hoher Beamter (Committee of Senior
Officials/CSO). Die Zusammenarbeit auf fach-
ministerieller Ebene hat sich bislang in folgen-
den Bereichen entwickelt: Landwirtschaft,
Kultur, Wirtschaft, Bildung, Energie, Umwelt,
Finanzen, Gesundheit, Informations- und
Kommunikationstechnologie, Justiz und in-
nere Angelegenheiten, Soziales und Arbeit,
Transport und Jugend. Zum anderen werden
über verbundene Kooperationspartner (s.u.)
auch substaatliche Akteure und Vertreter
nicht-staatlicher Organisationen in die Tätig-
keit des Ostseerates einbezogen. Das betrifft
beispielsweise auch die Arbeit an der ersten
transnationalen Agenda 21, „Baltic 21“.5 Das
allgemeine Ziel einer nachhaltigen Entwick-
lung für die Region soll für sieben Sektoren –
Landwirtschaft, Energie, Fischerei, Forstwirt-
schaft, Industrie, Tourismus und Transport,
Raumplanung sowie Bildung/Erziehung – spe-
zifiziert und in konkrete Projekte übersetzt
werden. Diese Sektoren werden von unter-
schiedlichen Ländern federführend betreut; in
die Projektarbeit sind neben den staatlichen
Vertretern auch Nicht-Regierungsorganisatio-
nen einbezogen. Im Politikfeld Raumplanung
und Umweltschutz hat sich aus dem Kreis der
national und subnational zuständigen Minis-
ter eine eigene Initiative entwickelt, die mit
VASAB 2010+ (Visions and Strategies around

the Baltic Sea 2010+) ein Konzept für die
raumstrukturelle Entwicklung des Ostsee-
raums und den Erfahrungsaustausch inner-
halb der Region vorgelegt hat. Im Rahmen der
Ostseeagenda Baltic 21 ist das entsprechende
Committee on Spatial Development/Baltic Sea
Region (CSD/BSR) in die Initiative des Ostsee-
rates eingebunden. Auch das Projekt einer
Euro-Fakultät, die ein gemeinsames Lehrpro-
gramm an den baltischen Universitäten Riga,
Tartu und Vilnius/Wilna und künftig auch in
Kaliningrad/Königsberg anbietet, wird vom
Ostseerat gefördert. Diese Beispiele zeigen,
wie verschiedene Kooperationsansätze unter
dem Dach des Ostseerates koordiniert werden.
Hubel/Gänzle (2002) bewerten den Ostseerat
als „eine regionale, auf die Ostsee gerichtete
zwischenstaatliche Kooperation, die durch eine
differenzierte Form der Mitgliedschaft und Teil-
nahme von weiteren Staaten über diesen geo-
graphischen Raum hinausweist“. Inwieweit
diese Kooperation nach der EU-Osterweiterung
als eigenständige Institution erhalten bleibt,
wird sich in den nächsten Jahren zeigen. 
Der Ostseegipfel (Baltic Sea States Summit):
Seit 1996 finden zweijährliche Treffen der Re-
gierungschefs der Mitgliedsländer des Ostsee-
rates und des Präsidenten der EU statt, womit
die bisherige Kooperation weiter aufgewertet
wurde. Durch die Abschlussdokumente der
Gipfeltreffen wurden verschiedene Koopera-
tionen angestoßen. Das betrifft beispielsweise
die oben genannte Agenda „Baltic 21“, oder die
Task Forces zur Organisierten Kriminalität (TF-
OC) bzw. zur Kontrolle ansteckender Krankhei-
ten (TF-CDC) und der Aktionsplan zur Nordi-
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ÜBERSICHT 1: FÖRDERPROGRAMME DER EUROPÄISCHEN UNION MIT SPEZIFISCHER AUSRICHTUNG AUF DEN OSTSEERAUM UND DIE
BEITRITTSLÄNDER

Quelle: http://europa.eu.int/comm/enlargement/pas/; htttp://spatial.baltic.net/programme.html/

Ziel/e

Beteiligte Länder

Zeitraum

Dotierung/
Finanzierung

Transnationale Koope-
ration in den Bereichen
Raumplanung und 
Regionalentwicklung
im Ostseeraum, 
Schwerpunkt der 
Förderung im Bereich 
Konzeptentwicklung
und Vernetzung

Verschiedene Sub-
regionen in Europa, 
Region „Baltic Sea 
Region“ umfasst 
Gebiete in den Mit-
gliedsstaaten, in 
Norwegen, Russland
und Weißrussland

Aktuelle Förderperiode
2000-2006; Beitritts-
staaten ab 1.1.2004

Rund 25 Mio. Euro 
pro Jahr, zu 25% 
kofinanziert von den
Beitrittsländern

Unterstützung für Bei-
trittskandidaten, durch
Einführung von Sapard
und Ispa ergänzt

Zunächst nur Polen 
und Ungarn, bis 2004
alle Beitrittsländer

Läuft für Beitritts-
länder 2005 aus

Rund 1,5 Mrd. Euro
jährlich für alle 
10 Beitrittsländer

Unterstützung der 
Beitrittsländer im 
Bereich Landwirt-
schaft und Ländliche
Entwicklung

10 Beitrittsländer

Beginn 1999 als Teil 
der Agenda 2000

Bis 2003 für 
10 Beitrittsländer jähr-
lich 560 Mio. Euro

Instrument für Struk-
turpolitik der Beitritts-
kandidaten, Förderung
der ökonomischen und
sozialen Kohäsion v.a.
durch die Förderung
von Umweltprojekten
und Transportinfra-
struktur

10 Beitrittsländer 

Beginn 1999

Bis 2003 für 
10 Beitrittsländer jähr-
lich 1,1 Mrd. Euro

Zunächst technische
Hilfe, mittlerweile um-
fassende Unterstützung
des Transformations-
prozesses (institutio-
nelle Reformen, Privater
Sektor, Infrastruktur,
Umweltschutz, Reaktor-
sicherheit, ländliche
Entwicklung)

12 Länder Osteuropas
und Zentralasiens, 
u.a. Russland

Beginn 1991;
derzeit Programm
2000-2006

Seit 1991 rund 3,4 Mrd.
Euro in über 3000 Pro-
jekten, Mindestgröße
von Projekten erforder-
lich (2 Mio. Euro)

Programm Interreg IIIB/ Phare Sapard Ispa Tacis 
Ostseeraum

schen e-Dimension, die im Rahmen des CBSS
weiter betreut werden. Das fünfte Gipfeltref-
fen in Tallinn 2004 zum Schwerpunktthema
„Maritime Sicherheit“ wird von Beobachtern
kritisch beurteilt, ließen sich doch vier der elf
Regierungschefs von nachgeordneten Regie-
rungsmitgliedern vertreten (Gollnik 2004). 

PARTNERORGANISATIONEN ALS
„SPEZIELLE TEILNEHMER“

Die Parlamentarische Konferenz zum Ostsee-
raum6 (Baltic Sea Parliamentary Conference/
BSPC): Die Konferenz wurde 1991 gegründet
und will die Zusammenarbeit zwischen den
parlamentarischen Institutionen in der Ost-
seeregion sowohl auf regionaler als auf natio-
naler Ebene entwickeln. BSPC versteht sich als
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Initiatorin und Begleitern von allen Aktivitäten
im Ostseeraum, insbesondere jedoch des Ost-
seerates. Die zwölfte Konferenz fand 2003 im
finnischen Oulu statt und befasste sich mit
den Themen „Wissensbasierte Gesellschaft im
Ostseeraum und ihre Auswirkungen auf den
Arbeitsmarkt“ sowie „Sicherheit der Meere im
Kontext von Transport und Umwelt im Ostsee-
raum“. Zwischen den jährlichen Sitzungen ist
ein Ständiges Komitee von fünf Parlamenta-
riern für die Umsetzung der jeweiligen Reso-
lutionen verantwortlich. In der Arbeit wird es
vom Sekretariat des Nordischen Rates in Ko-
penhagen unterstützt.
Die Konferenz der peripheren maritimen Regio-
nen Europas – Ostseekommission7 (Conference
of Peripheral Maritime Regions of Europe – Bal-
tic Sea Commission/CPMR-BS): In der CPMR
sind rund 150 Regionen aus 25 Staaten Euro-

pas zusammengeschlossen, die ihre Interessen
als periphere maritime Regionen gemeinsam
vertreten wollen. Eine der sieben Untereinhei-
ten ist die 1996 gegründete CPMR-BSC, die
Mitglieder aus allen Ostseeanrainerstaaten au-
ßer Polen und Russland hat und ein Sekretariat
in der Region Paijat-Häme in Finnland unter-
hält. Neben der gemeinsamen Interessenver-
tretung ist die Förderung der Zusammenarbeit
innerhalb der Region wesentliches Anliegen.
Dazu unterstützt die CPMR-BSC einige Interreg
IIIB und C Projekte im Hinblick auf eine polyzen-
trische Entwicklung Europas. 
Die Kooperation der sieben Ostseeinseln (Baltic
Sea Seven Islands Cooperation Network)8: Seit
1998 besteht der Zusammenschluss der sieben
größten Inseln der Ostseeregion zur Bearbei-
tung gemeinsamer Probleme. Mitglieder sind
die Inseln Bornholm, Gotland, Hiiumaa, Rügen,
Saaremaa, Aland und Öland. Neben einer jähr-
lichen Konferenz, die 2004 in Rügen stattfand,
unterhält der Zusammenschluss verschiedene
Arbeitsgruppen und ein mit dem Vorsitz wech-
selndes Sekretariat.
Die Subregionale Kooperation der Ostseestaaten
(Baltic Sea States Subregional Cooperation/
BSSSC)9: Die Organisation wurde 1993 als Re-
aktion auf einen Aufruf des Ostseerates ge-
gründet, die subregionale Zusammenarbeit zu
verbessern. Derzeit nehmen über hundert Sub-
regionen (Kreise, Länder, Oblasts, Provinzen) re-
gelmäßig an den jährlichen Konferenzen teil.
Ziele der Zusammenarbeit sind die Unterstüt-
zung der Zusammenarbeit unterhalb der natio-
nalen Ebene, die Formulierung einer kohären-
ten Ostseepolitik auf regionaler Ebene und die

Vertretung der Interessen der Subregionen
gegenüber nationalen, europäischen und inter-
nationalen Organisationen. Das Sekretariat der
BSSSC befindet sich in Gdansk/Danzig, Polen.
Die Union der Städte im Ostseeraum (Union of
the Baltic Cities/UBC)10: 1991 wurde die UBC
von 32 Städten gegründet, derzeit gehören ihr
über hundert Städte aus dem Ostseeraum an,
davon sechs aus Deutschland (Bützow, Greifs-
wald, Kiel, Lübeck, Rostock, Wismar). Die
Bandbreite der Mitgliedsstädte ist groß, so fin-
det sich unter den Mitgliedern neben St. Pe-
tersburg mit 4,2 Millionen Einwohnern auch
die mecklenburgische Kleinstadt Bützow mit
knapp 10.000 Einwohnern. Die UBC hat sich
zum Ziel gesetzt, die Kooperation und den Er-
fahrungsaustausch zwischen den Ostseestäd-
ten zu verbessern, wobei die Prinzipien der
Selbstverwaltung als wichtige Grundlage für
eine nachhaltige Entwicklung der Städte und
der Region insgesamt angesehen werden. Ne-
ben dem internen Erfahrungsaustausch sind
die Interessenvertretung für die Städte gegen-
über anderen Organisationen und die Förde-
rung der direkten Einwerbung von EU-Mitteln
für Projekte auf kommunaler Ebene die wich-
tigsten Anliegen. Das Sekretariat der UBC be-
findet sich in Gdansk/Danzig (Polen) und wird
von der Stadt finanziert. Die UBC ist organisa-
torisch deutlich ausdifferenziert, neben den
zweijährlich stattfindenden Generalkonferen-
zen gibt es derzeit neun thematische Kommis-
sionen. Im Vergleich zu thematisch speziali-
sierten Städtenetzen schätzt Kern (Kern 2001)
die Wirksamkeit von regional begrenzten und
multifunktionalen Städteallianzen als überle-
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AG Jugendangelegenheiten 
(WGYA)

ABB. 1: OSTSEERAT – STRUKTUR UND UNTEREINHEITEN

Saupe
urheberrecht



gen ein. Die UBC ist damit ein Beispiel für ein
horizontales, nicht-hierarchisches Politiknetz-
werk, die gerade innerhalb der Strukturen der
EU immer mehr an Bedeutung gewinnen.

STRATEGISCHE PARTNER DES
OSTSEERATES

Die Vereinigung der Industrie- und Handels-
kammern des Ostseeraums (Baltic Sea Cham-
bers of Commerce Association/BCCA)11: Der
Zusammenschluss von mehr als fünfzig In-
dustrie- und Handelskammern aus Dänemark,
Deutschland, Estland, Finnland, Lettland, Li-
tauen, Norwegen, Polen, Russland und Schwe-
den wurde 1992 in Rostock gegründet, um der
„business community“ der Region eine ge-
meinsame Stimme für ihre Anliegen zu ver-
schaffen. Die in Kiel ansässige BCCA repräsen-
tiert mehr als 450.000 Unternehmen aller Sek-
toren in Nord- und Nordosteuropa. Die BCCA
hat drei wesentliche Ziele: Schutz und Stär-
kung der Interessen privaten Unternehmer-
tums durch Politikberatung und politische
Lobbyarbeit, Dienstleistung für Unternehmen
sowie Angebot an Kontakt- und Austausch-
möglichkeiten in der Region.
Das Baltic Development Forum (BDF)12: Die Or-
ganisation wurde 1999 als Netzwerk der „busi-
ness community“ und ihrer Entscheidungsträ-
ger gegründet, um neue unternehmerische
Möglichkeiten zu diskutieren und neue regio-
nale Strategien für Public-Private-Partnership
zu entwickeln. Das Ziel ist es, die Ostseeregion
durch die Entwicklung starker Verbindungen
und Partnerschaften von der Ostseeregion in
andere Länder insgesamt wirtschaftlich zu stär-
ken. Das BDF hat 2002 das Baltic Sea Research
Network initiiert sowie eine Stellungnahme zum
Aktionsplan 2004-2006 für die Nordische Di-
mension der Europäischen Union erstellt, um
die Position der Wirtschaft zu dokumentieren.
Das BDF hat seinen Sitz in Kopenhagen.
Das Baltic Sea Forum e.V. – Pro Baltica13: Der Ver-
ein ist 1992 als eine Nicht-Regierungsorganisa-
tion entstanden, die aktiv ein Netzwerk von
Unternehmen, Institutionen und Einzelperso-
nen aus Politik, Wirtschaft und Verwaltung in
der Ostseeregion unterstützt. Das Ziel ist die
Stärkung ökonomischer und politischer Ver-
bindungen durch effektive internationale Part-
nerschaften zwischen den nordischen und 
baltischen Ländern, Deutschland, Polen und
Nordwest-Russland. Das Baltic Sea Forum ko-
operiert mit nationalen, regionalen und lokalen
Behörden, sein Sitz ist in Hamburg. 
Die NGO-Initiative Ostseekooperation (Baltic
Sea NGO Forum)14: Als NGO-Forum für den Ost-
seeraum wird ein Prozess jährlicher Treffen von
Nicht-Regierungsorganisationen (NGOs) be-
zeichnet, der 2001 mit einer vorbereitenden
Konferenz in Kopenhagen seinen Anfang nahm.
Das Baltic Sea NGO Forum versteht sich als
Treffpunkt unterschiedlicher NGOs aus den Län-
dern der Region. Die Hauptziele sind die Stär-
kung der zivilgesellschaftlichen Strukturen
durch die Unterstützung von Ideenaustausch
und Netzwerkbildung einerseits sowie der Dia-
log mit Behörden und Regierungen anderer-
seits. Die bisherigen jährlichen Treffen haben 
jeweils in den Ländern des jeweiligen Ostsee-
ratsvorsitzes stattgefunden.
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Wichtige Beteiligte sind unter anderem die
Coalition Clean Baltic15, welche ihrerseits ein
Zusammenschluss von 27 Umweltorganisa-
tionen aus neun Ländern ist, aber auch Men-
schenrechts- und Flüchtlingsorganisationen. 
Das Netzwerk der Gewerkschaften im Ostsee-
raum (Baltic Sea Trade Union Network/BAS-
TUN)16: Das Netzwerk wurde 1999 gegründet
und versteht sich als Vertretung gewerkschaft-
licher Interessen im Rahmen des EU-Erweiter-
ungsprozesses. Dabei stehen die Formulierung
von Positionen zur Arbeitsmarkt-, Lohn- und
Sozialpolitik innerhalb der Nordischen Dimen-
sion, die Erarbeitung von Projektanträgen an
die EU, der Aufbau von gewerkschaftlichen Or-
ganisationen in den Transformationsländern
sowie die Vernetzung der gemeinsamen Inte-
ressen im Zentrum der Aktivitäten. BASTUN
wird gemeinschaftlich finanziert von der Gene-
raldirektion Erziehung und Kultur der EU, dem
Bund Nordischer Gewerkschaften sowie dem
Deutschen Gewerkschaftsbund. 
Die Helsinki Kommission (The Helsinki Com-
mission/HELCOM)17: Der 1974 begonnene
HELCOM-Prozess stellt einen der ältesten,
noch in der Hochphase der Systemkonfronta-
tion begonnenen Kooperationsansätze im
Ostseeraum dar. Das Anliegen der HELCOM als
ausführendes Organ der so genannten Hel-
sinki-Konvention („Convention on the Protec-
tion of the Marine Environment of the Baltic
Sea Area“) ist der Schutz der marinen Umwelt
der Ostsee vor allen Quellen der Verschmut-
zung. Zu diesem Zweck koordiniert HELCOM
entsprechende Regierungsaktivitäten der Ost-
seeanrainer sowie der Europäischen Union so-
wohl im gesamten Gebiet der Ostsee als auch
in den jeweiligen Einzugsgebieten, also den
binnenländischen Quellgebieten der Meeres-
verschmutzung. Nach einer Reihe von Dekla-
rationen zum Meeresschutz im Ostseeraum
wurde 1992 die Helsinki-Konvention mit kon-
kreten Regelungen zum Ostseeschutz für die
beteiligten Staaten verabschiedet. Der Ratifi-
kationsprozess zog sich einige Jahre hin, bis
1999 mit Polen und Russland auch die letzten
Ostseeanrainer die Konvention anerkannten.
Nachdem in einem ersten Schritt die Haupt-
quellen der Verschmutzung identifiziert wur-
den, unterstützt die Kommission Maßnahmen
zur Eliminierung dieser „hot spots“ und ande-
rer meeresverschmutzender Einflüsse.
Neben diesen Organisationen gibt es noch
eine ganze Reihe weiterer Zusammenschlüsse,
zum Teil ostseeweit und themenspezifisch (z.B.
Baltic Tourism Commission18; Baltic Local
Agenda 21 Forum19 oder den Städtebund „Die
Hanse“20), teilweise aber auch subregional be-
grenzt. Bei letzteren sind beispielsweise die
durch die EU geförderten Euroregionen zu
nennen, deren Ziel es ist, in Grenzbereichen
Interaktion und Kooperation in möglichst vie-
len Handlungsfeldern zu unterstützen (vgl.
Jurczek 2002). Im Ostseeraum sind beispiels-
weise die deutsch-polnisch-schwedische Re-
gion „Pomerania“21 oder die Euroregion „Bal-
tic“22 mit Teilnehmern aus sechs Ländern zu
nennen. Auch Interreg-Projekte wie zum Bei-
spiel STRING (South Western Baltic Sea Trans-
Regional Area – Inventing New Geography),
Baltic Palette zur Zusammenarbeit von Groß-
stadtregionen im östlichen Ostseeraum oder
Baltic Gateway zur Kooperation im Transport-

bereich der südlichen Ostsee haben jeweils die
Förderung von Kooperation und Vernetzung
zum Ziel. Diese teilräumlichen Kooperationen
sind in Ausgestaltung und Ergebnissen außer-
ordentlich vielfältig, so dass eine detaillierte
Darstellung hier nicht möglich ist.

PERSPEKTIVEN UND PROBLEME DER
KOOPERATION

Der Überblick zeigt, dass es eine fast unüber-
schaubare Zahl von Organisationen gibt, die
sich die Förderung der Kooperation im Ostsee-
raum zum Ziel gesetzt haben. Die an die Ent-
wicklung der Region geknüpften Hoffnungen
sind erheblich, gilt der Raum doch als künftige
Wachstumsregion innerhalb der EU. Koopera-
tion wird immer auch mit der verbesserten
Möglichkeit begründet, die ökonomischen Po-
tenziale der Region besser nutzen zu können.
Mittlerweile existieren die meisten Organisa-
tionen mehr als zehn Jahre, so dass zusammen-
fassend nun eine Zwischenbilanz gezogen wird.

UNÜBERSICHTLICHE
KOOPERATIONSLANDSCHAFT

An der Vielzahl der Organisationen ist grund-
sätzlich die große Bereitschaft zum Engage-
ment in der Region positiv zu bewerten. Je mehr
Akteure, Netzwerke und Organisationen jedoch
entstehen, desto unübersichtlicher wird die Ko-
operationslandschaft. Das birgt verschiedene
Risiken: zum einen ist es fast unmöglich, einen
Überblick über Projekte und deren Ergebnisse zu
behalten, wodurch Doppelarbeit kaum vermie-
den werden kann. Zum andern kann auch eine
Konkurrenzsituation zwischen den Organisa-
tionen bei der Einwerbung von Fördermitteln
einsetzen. Dabei ist ein Wettbewerb um gute
Ideen nicht grundsätzlich negativ zu bewerten,
er kann jedoch auch Kräfte binden und damit
kontraproduktiv sein. Da Kooperationen letzt-
lich auf der Bereitschaft von Einzelpersonen in
Verwaltungen, Verbänden oder Unternehmen
zum Engagement – oft neben der bisherigen Tä-
tigkeit – bestehen, ergibt sich schließlich die Ge-
fahr, dass dieser nicht unbegrenzt große Perso-
nenkreis zum Insider-Zirkel wird und den Bezug
zur Projektumsetzung verliert.
Die Themenfelder der Kooperationen weisen
eine große Bandbreite auf und decken – bis auf
Fragen militärischer Sicherheit – nahezu alle Po-
litikfelder ab. Umweltschutz als frühes Koope-
rationsthema (HELCOM) ist heute noch wichtig,
wird aber im Rahmen von Konzepten nachhal-
tiger Entwicklung stärker im Hinblick auf kon-
sensfähige Konzepte der Nutzung natürlicher
Ressourcen diskutiert als früher. Wichtige ak-
tuelle Kooperationsfelder sind im Bereich der
„weichen Sicherheitsthemen“ angesiedelt, d.h.
zum Beispiel die Bekämpfung organisierter 
Kriminalität, die Eindämmung ansteckender
Krankheiten oder – vor dem Hintergrund zuneh-
menden Schiffsverkehrs – maritime Sicherheit.

UNTERSCHIEDLICHE MOTIVATIONEN

Die Motivation zum Engagement im Ostsee-
raum ist in den verschiedenen Anrainerstaaten

RUTH BÖRDLEIN
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unterschiedlich, wie die Darstellung der Inter-
essenlagen gezeigt hat. Grundsätzlich ist in den
kleineren Ländern das Interesse an einer ost-
seebezogenen Perspektive ausgeprägter als in
den großen Ländern wie Russland, Deutschland
oder Polen. Hier gewinnt – beispielsweise in
Deutschland die Bundesländer – die subnatio-
nale Ebene an Bedeutung, die in manchen Län-
dern mit zentralisierten Verwaltungsstrukturen
allerdings noch kaum handlungsfähig ist.
Der EU-Beitritt hat zwar für die Beitrittsländer
viele administrative Hürden entfernt und Per-
spektiven über den Ostseeraum hinaus geöff-
net, die kurzfristigen Folgen für die Kooperation
dürfen jedoch nicht überschätzt werden. Zum
einen ist die Akzeptanz des EU-Beitritts in den
einzelnen Ländern sehr unterschiedlich, wie die
teilweise knappen Ergebnisse bei den Referen-
den oder die Wahlbeteiligung zur Europawahl
zeigen. Zum anderen werden das Wohlstands-
gefälle und die damit verbundenen sozialen
Probleme noch eine Weile andauern und inner-
halb der EU zu Veränderungen bei der bisheri-
gen Politik der Regionalförderung führen.
Als wesentlicher Prüfstein für die weitere Ent-
wicklung der Ostseeregion ist nach wie vor die
Frage nach der Zukunft des Kaliningrader Ge-
biets anzusehen, dessen Sonderstatus durch
die neue Situation als Enklave innerhalb des
EU-Gebiets nur noch verschärft wird. Solange
sich hier in der Zusammenarbeit zwischen EU
und Russland keine Perspektiven entwickeln,
wird eine echte Integration des Ostseeraums
nicht vollzogen werden können.

PROBLEME BEI DER KONKRETEN
AUSGESTALTUNG

Bei den vorhandenen Kooperationen zeigen
sich bei der konkreten Ausgestaltung – z.B. bei
der Beantragung und Umsetzung von EU-Pro-
jekten – häufig Probleme. Das betrifft zum ei-
nen die Kooperationspartner. In den Transfor-
mationsländern gibt es vielfach (noch) keine
handlungsfähigen Akteure jenseits staatlicher
Instanzen. Weder im unternehmerischen Be-
reich noch bei den zivilgesellschaftlichen Ak-
teuren sind die Strukturen so weit entwickelt,

dass Projekte in nicht-staatlicher Trägerschaft
durchgeführt werden können. Staatliche Ko-
operationspartner sind gerade in zentralis-
tisch organisierten Ländern wie Russland oder
Polen eher weniger auf die Ostseeregion
orientiert. Zum anderen fehlt häufig die Mög-
lichkeit, die für viele EU-Programme erforder-
liche Kofinanzierung auf nationaler oder re-
gionaler Ebene sicherzustellen. 
Schließlich – und das gilt für die baltischen
Staaten wie Polen in gleicher Weise – ist in den
Staaten mit ihrer jungen Selbstständigkeit
vielfach die Furcht vor erneuter Dominanz von
außen – diesmal durch die EU und ihr Regel-
werk – zu verzeichnen. 
Trotz dieser Einschränkungen kann die bishe-
rige Entwicklung insgesamt positiv bewertet
werden, auch im Vergleich mit anderen Ko-
operationsräumen. Die vorhandenen Struktu-
ren zeigen positive Ansätze zur transnationa-
len Institutionenbildung, sowohl im staat-
lichen als auch im zivilgesellschaftlichen
Bereich. Die Entscheidung zur Bündelung und
Koordination der verschiedenen Kooperatio-
nen über den Ostseerat ist zu begrüßen, zumal
dort systematisch auch Nicht-Regierungsor-
ganisationen einbezogen sind. 

DER OSTSEERAUM ALS LABOR FÜR
KOOPERATIONEN

Die Ostseeregion ist verschiedentlich als Modell
für erfolgreiche Regionalisierung beschrieben
worden, die als Vorbild für andere europäische
Teilregionen gelten könne (vgl. Möller 1999). Da
Regionalisierungsprozesse aufgrund ihrer his-
torischen Einbindung schwer vergleichbar und
schlecht übertragbar sind, ist jedoch eher der
Einschätzung Henningsens zuzustimmen (Ber-
gedorfer Gesprächskreis 2002), dass der Ost-
seeraum als Laboratorium zur Entwicklung
transnationaler Institutionen beschrieben wer-
den kann: in einem Labor wird Neues auspro-
biert. Manche Versuche gelingen und führen zu
neuen Erkenntnissen, häufig auch zu neuen
Fragen. Manche Versuche gelingen nicht und
können auch dadurch zu neuen Erkenntnissen,
neuen Fragen und neuen Antwortversuchen
führen. In einem Labor werden motivierte Mit-
arbeiter benötigt, die Verantwortung für die 
Experimente übernehmen und sich dafür ein-
setzen. Ein Blick in die Geschichte der Laborwis-
senschaften zeigt allerdings auch, dass viele
Entdeckungen und Fortschritte außer durch
sorgfältig geplante Laborversuche auch durch
nicht reproduzierbare Zufälligkeiten zustande
kamen.  Für die Kooperation im Ostseeraum be-
deutet dies, dass einerseits die Planbarkeit der
regionalen Integration nicht überschätzt wer-
den darf, es aber andererseits weiterhin wich-
tig bleibt, für die Teilnahme an gemeinsamen
Projekten zu werben, die Suche nach und Un-
terstützung von Partnern gerade in den Trans-
formationsländern aktiv zu betreiben und
schließlich die Projekte so zu konzipieren, dass
auch nach Beendigung der finanziellen Förde-
rung eine Weiterarbeit möglich ist. 

INTERNET-QUELLEN
http://europa.eu.int/comm/external_relations/north_dim
/, eingesehen am 02.07.2004: Informationen zur „Nordi-
schen Dimension“

http://europa.eu.int/comm/regional_policy/interreg3/,
eingesehen am 29.06.2004: Informationen zur Gemein-
schaftsinitiative Interreg III
http://www.spatial, eingesehen am 05.07.2004: Informa-
tionen zum Programmraum Ostseeregion von Interreg
http://europa.eu.int/comm/enlargement/pas/, eingesehen
am 30.06.2004, Informationen über Phare, Ispa, Sapard und
Tacis
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10 Vgl.: www.ubc.net 
11 Näheres hierzu unter: www.bcca.de 
12 Vgl.: www.bdforum.org 
13 Näheres siehe unter: www.baltic-sea-forum.org 
14 Vgl.: www.cbss-ngo.de und www.ngonet.ee/forum 
15 Näheres hierzu unter: www.ccb.se 
16 Vgl.: www.bastun.nu 
17 Näheres hierzu unter: www.helcom.fi 
18 Vgl.: www.balticsea.com 
19 Näheres siehe unter: www.bla21f.net 
20 Vgl.: www.hanse.org 
21 Näheres siehe unter: www.pomerania.net 
22 Vgl.: www.eurobalt.org 
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GEOGRAPHIE

Litauen ist flächenmäßig die größte der drei bal-
tischen Republiken. Es ist Teil der osteuropäi-
schen Tiefebene, hügelige Landschaften wech-
seln sich mit Ebenen ab. Der höchste Berg
(Hügel) ist der Juozapine mit 293,6 Meter ge-
folgt von Kruopine mit 293,4 Meter und Nevai-
siai mit 288,9 Meter. Litauen ist ein wasserrei-
ches Land mit zahlreichen Flüssen. Der längste
Fluss ist der Nemunas (Memel) mit 937 Kilome-
ter, die Hälfte davon entfällt auf litauisches Ge-
biet. Die über 4.000 Seen umfassen 1,5 Prozent
der Landesfläche. Weitere 28 Prozent des Lan-
des sind von Wäldern bedeckt, die sich haupt-
sächlich aus Kiefern (38%), Fichten und Birken
(21%) zusammensetzen. 
Litauen liegt im Übergangsgebiet zwischen
Meeres- und Kontinentalklima. An der Küste
herrscht maritimes Klima, während im Landes-
innern kontinentale Klimaverhältnisse vorherr-
schen. Dadurch ist das Wetter relativ wechsel-
haft, denn der Übergang zwischen den Klima-
zonen sorgt für sehr unbeständiges Wetter bei
einer mittleren Temperatur im Januar bei –5
Grad Celsius und im Juli bei 17 Grad Celsius.
Oberhalb von Wilna (54°51’ N und 25°56’ E) liegt
der geographische Mittelpunkt von Europa.

POLITIK

Staatsname: Republik Litauen 
(Lietuvos Respublika)

Staatsform: Parlamentarische Republik
Nationale 16. Februar Unabhängigkeitstag
Feiertage: (Tag der Wiederherstellung der

Staatlichkeit 1918)
11. März Wiedererlangung der
Unabhängigkeit (1990)
6. Juli Nationalfeiertag (Krönungs-
tag von König Mindaugas)

POLITISCHE ENTWICKLUNG –
UNABHÄNGIGKEIT

Wie alle anderen ehemaligen GUS-Staaten ver-
dankt Litauen seine Unabhängigkeit der Politik
Michail Gorbatschows. Am 6. September 1991

erkannte die Sowjetunion die Unabhängigkeit
aller drei baltischen Staaten an. Grenzfragen zu
den Nachbarstaaten wurden in der Folge nach
und nach geregelt. 1994 unterzeichneten Polen
und Litauen einen Freundschaftsvertrag, es
folgten entsprechende Verträge 1997 mit
Weißrussland (Belarus), Lettland und zuletzt
mit Russland. Während Lettland und Weißruss-
land die Grenzabkommen ratifizierten, wurde
erst durch die Unterstützung der EU das 1997
zwischen Litauen und Russland ausgehandelte
Grenzabkommen durch das russische Parla-
ment am 21. Mai 2003 ratifiziert. Die Verzöge-
rung der Ratifizierung mit Russland war vor al-
lem auf die russischen Exklave Kaliningrad
zurückzuführen, denn diese wurde mit dem EU-
Beitritt Litauens am 1. Mai 2004 von EU-Gren-
zen umschlossen. Danach wäre ein visafreier
Reiseverkehr (wegen des Schengener Abkom-
mens) für die Kaliningrader ins russische Mut-
terland über Litauen nicht mehr möglich gewe-
sen. Das wollte Moskau auf jeden Fall
vermeiden. Eine Einigung konnte durch die EU
erzielt werden. Transitreisende erhalten nun
Reisedokumente ohne Schengen-Visum. Sie
müssen nur vor Reiseantritt so genannte ver-
einfachte Transitdokumente beantragen. 
Seit 1. Juli 2003 ist die Transitregelung in Kraft
und führte in der Anfangszeit zu turbulenten
Szenen; zahlreiche Transitreise aus Kaliningrad
wurden von den litauischen Zöllnern an der
Grenze aus dem Zug verwiesen.

POLITISCHE ENTWICKLUNG – VERFASSUNG 

Am 6. September 1991 wurde die Unabhängig-
keit Litauens anerkannt. Litauen ist eine parla-
mentarische Demokratie mit ausgeprägten prä-
sidialen Elementen. Am 25. Oktober 1992 wurde
durch ein Referendum die Verfassung ange-
nommen. In ihr ist die Gewaltenteilung von Exe-
kutive, Legislative und Jurisdiktion verankert.
Sie enthält einen Grundrechtskatalog, der dem
des deutschen Grundgesetzes vergleichbar ist. 
Oberstes Organ ist das auf vier Jahre gewählte
Parlament (Seimas) mit 141 Abgeordneten.
Staatsoberhaupt ist der maximal zwei fünfjäh-
rige Amtszeiten gewählte Präsident der Repu-
blik. Die Regierung besteht aus dem Premiermi-

nister und den Ministern. Die Berufung und
Entlassung des Premierministers durch den
Präsidenten bedürfen der Bestätigung durch
das Parlament. Die übrigen Minister werden auf
Vorschlag des Premierministers vom Präsiden-
ten berufen und entlassen. Das Kabinett oder
ein einzelner Minister kann vom Parlament per
Misstrauensvotum gestürzt werden. Der Sturz
des Kabinetts führt zu Neuwahlen. Ein Referen-
dum kann vom Parlament angesetzt oder von
300.000 Wahlberechtigten verlangt werden.

INNENPOLITIK

Nach jahrelanger Regierung durch konserva-
tive und liberale Kräfte ging die Regierungsver-
antwortung im Juli 2001 an eine sozialdemo-
kratisch-sozialliberale Koalition über. Die in der
Vergangenheit häufigen Regierungswechsel
hatten keinen Einfluss auf die politische Sta-
bilität und die Grundorientierung der litaui-
schen Politik. Deren wichtigste innenpolitische
Ziele waren bzw. sind die Vorbereitung der 
für den EU-Beitritt erforderlichen Maßnahmen
und Privatisierung der staatlichen Wirtschaft.

AUSSENPOLITIK

Die Grundfragen der litauischen Außenpolitik
werden – entsprechend Art. 84 der Verfassung –
vom Staatspräsidenten bestimmt, der gemein-
sam mit der Regierung die Außenpolitik imple-
mentiert. Staatspräsident und Außenministe-
rium verfolgten eine auf die Beitritte zur EU und
zur NATO, sowie auf gut nachbarschaftliche Be-
ziehungen mit Polen, Dänemark, Lettland, Rus-
sischer Föderation und – trotz Schwierigkeiten
– Weißrussland ausgerichtete Politik. Die Konti-
nuität der litauischen Außenpolitik blieb bisher
trotz mehrfacher Regierungswechsel gewahrt. 

RECHT UND JUSTIZ

Nach der Unabhängigkeitserklärung wurde zu-
erst ein Rechtssystem installiert, dass eine Kom-
bination des russischen und des ehemaligen li-
tauischen Systems darstellte. 1993 kam es zu

Litauen im Überblick
DAGMAR MEYER

Fläche 65.301 km2

Bevölkerung Zirka 3,488 Mio. Einwohner, davon 81% Litauer, 9% Russen, 7% Polen, 2% Weißrussen.

Grenzen Im Westen verläuft die Grenze entlang der Ostsee, im Norden mit Lettland, im Osten und Südosten mit Weißrussland, im Süd-
westen mit Polen und der russischen Exklave Kaliningrad. Ratifizierung des Grenzabkommens mit Russland am 21. Mai 2003.

Hauptstadt Vilnius (Wilna), 584.000 Einwohner

Urbanisierungsgrad 69%

Landessprache Litauisch wurde am 21. Februar 1989 per Dekret zur Amtssprache; Amtssprache vor 1989 war Russisch, als Minderheitensprachen
sind Russisch, Polnisch, Belarussisch und Jiddisch verbreitet.

Währung 1 Litas (LTL) = 100 Centas. Die Einführung des Euro wird zum Januar 2007 angestrebt.

Zeitzone Mitteleuropäische Zeit + 1 Stunde

Gliederung 10 Distrikte

Religionen 79% Katholiken, 4% Orthodoxe und Minderheiten von Protestanten und Muslime, 9% religionslos.

Landesnatur Litauen ist Teil des osteuropäischen Tieflandes.

Klima Es liegt im Übergangsgebiet zwischen Meeres- und Kontinentalklima, dadurch bedingt ist das Wetter sehr wechselhaft.
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einer grundlegenden Justizreform, das westeu-
ropäischen Rechtsvorstellungen und dem Sys-
tem, welches Litauen schon zwischen 1918 und
1940 hatte, entspricht. Das litauische Par-
lament beschloss am 21. Dezember 1998 die 
Abschaffung der Todesstrafe. Am 22. Juni 1999
wurde das europäische Protokoll unterzeich-
net.

EU-BEITRITT

Litauen trat am 1. Mai 2004 der EU bei. Der Bei-
trittsvertrag wurde am 1. April 2003 in Athen
unterzeichnet. Kurz darauf sprach sich die Bevöl-
kerung mit 91 % (Wahlbeteiligung zirka 61 %) am
10. und 11. Mai 2003 in einem Referendum für
den Beitritt aus. Der Euro soll bereits am 1. Januar
2007 eingeführt werden. Probleme haben die Li-
tauer vor allem mit der Energieversorgung nach
dem Beitritt zur EU. Denn nach den EU-Richtli-
nien muss das Kernkraftwerk in Ignalina (liefert
bisher 83 % der Elektrizität für Litauen) bis 2009
abgeschaltet werden. Durch das Abschalten des
Kernkraftwerks muss Litauen auf fossile Energie-
träger umstellen und wird von russischem Erdöl
und Erdgas abhängig. Für die Umrüstung der
Energieversorgung stellt die EU bis 2006 245

Millionen Euro bereit. Darüber hinaus verkaufte
der amerikanische Konzern Williams Internatio-
nal seinen Aktienanteil von 27 % an der einzigen
litauischen Erölraffinerie Mazeikiu Nafta (Mi-
zeikiai) an den russischen Konzern Jukos. Damit
hält Jukos jetzt die Mehrheit an der Raffinerie.
Dies löste eine öffentliche Debatte in Litauen 
über die energiepolitische Abhängigkeit von
Russland aus. 

DIENSTLEISTUNGEN (61%)

In der Zeit unmittelbar nach der Unabhängig-
keit ist das Bruttoinlandsprodukt (BIP) Litau-
ens um rund die Hälfte gesunken. Eine Wende
in der Wirtschaftsentwicklung kam um die
Mitte der 90er-Jahre. Über Jahre hinweg gibt
es seitdem ein reales Wirtschaftswachstum,
das im Wesentlichen durch den Dienstleis-
tungssektor – im Bereich Handel und Telekom-
munikation – getragen wurde. 

INDUSTRIE (31%)

Die Industrie konzentriert sich auf die beiden
großen Städte Vilnius (Wilna) und Kaunas

(Kauen). Nach einem Abschwung in den Jah-
ren 1998 und 1999 wurde seit 2000 wieder ein
Plus registriert. Deutlich negative Werte wei-
sen jedoch die Bereiche Bekleidung (-1,5%),
Maschinen/Ausrüstung (-4,2%) Büromaschi-
nen und Computer (-14,5%) Motorfahrzeuge
(-20,5%) sowie Ölraffinerieprodukte ( -27,8%)
auf. Als zukunftsweisend – auf das übrige Eu-
ropa ausgerichtet – wird neben der Nahrungs-
mittelindustrie (Molkereiprodukte und fleisch-
verarbeitende Industrie) die chemische und
pharmazeutische Industrie angesehen. Die Roh-
stoffe zur Herstellung werden importiert. 

LANDWIRTSCHAFT (8%)

Der Agrarsektor hat in Litauen traditionell eine
große Bedeutung. Dies ist auch nach der Unab-
hängigkeit so geblieben. Wichtigste Anbaupro-
dukte sind Getreide, Zuckerrüben, Kartoffeln
und Gemüse. Der Ausbildungsstand der in der
Landwirtschaft tätigen Menschen gilt als außer-
gewöhnlich hoch. Die Umstrukturierung der
staatswirtschaftlichen Betriebe zu privatwirt-
schaftlich geführten Betrieben wird insgesamt
als erfolgreich bezeichnet, obwohl dieser Pro-
zess noch nicht abgeschlossen ist. An Rohstof-
fen finden sich Torf, Kalkstein, Kies, Lehm, Kreide,
Erdöl und Erdgas.

SONSTIGES

Anlässlich der Frankfurter Buchmesse 2002, auf
der Litauen Gastland war, besuchte der Staats-
präsident Litauens Deutschland und eröffnete
die litauische Botschaft in Berlin. Nach der An-
erkennung der Grenzen zu Russland im Novem-
ber 2002 schob Litauen 26 Tschetschenen, wel-
che die Grenze illegal überquert hatten, nach
Weißrussland ab. Das UN-Hochkommissariat
kritisierte Litauen für dieses Vorgehen, da
Tschetschenen in Weißrussland verfolgt wer-
den, und die Abschiebung gegen die Internatio-
nale Flüchtlingskonvention verstoße. Die litau-
ische Regierung wies die Kritik zurück. 
In der Irak-Krise positionierte sich Litauen mit
den anderen EU-Anwärtern an der Seite der
USA. Als Beitrag sagte es der von Polen ge-
führten Stabilisierungstruppe im Irak ein Kon-
tingent von 45 Soldaten zu. (140 Soldaten zu;
unterschiedliche Angaben) 
Für die Weigerung, bis zum 1. Juli 2003 ein bi-
laterales Abkommen mit den USA über die
Nicht-Auslieferung von US-Bürgern an den
Internationalen Strafgerichtshof zu unter-
zeichnen, nahm die Regierung die Streichung
der amerikanischen Militärhilfe in Kauf.
Der durchschnittliche Lebensstandard in Li-
tauen liegt bei zirka 30 Prozent des EU-Durch-
schnitts. Litauen gehört somit zu den ärmsten
EU-Beitrittskandidaten. Das durchschnittliche
Monatsgehalt betrug 2002 332 Euro, der Min-
destlohn liegt bei 125 Euro. 

QUELLEN
Munzinger-Archiv
dtv/Spiegel Jahrbuch 2004 (Stand der Daten: August 2003)
Fischer Weltalmanach 2004

Litauen im Überblick

WIRTSCHAFT

Währung 1 Litas (LTL) = 100 Centas

BSP 11,4 Mrd. US$

BSP/ pro Kopf 3.270 US$

Pro-Kopf BIP in Euro 3.100 Euro (April 2003)

Anteile am BIP Dienstleistungen 61%, Industrie 31%, Landwirtschaft 8%,

Wachstumsrate des BIP 3,8%

Arbeitslosenquote 16,6%

Inflationsrate 1,2%

Saupe
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EINE „SCHWIERIGE VERWANDTSCHAFT“

Aus der Situation des Exils heraus stellte Oskar
Angelus, ein ehemaliger estnischer Ministeri-
albeamter, in einem abgewogenen Rückblick
auf die Jahrhunderte wechselseitiger Bezie-
hungen einleitend fest: „Die Geschichte Est-
lands ist – wie die des Baltikums überhaupt –
die Geschichte neben- und miteinander, oft
gegeneinander lebender Völker, von denen die
Deutschen viele Jahrhunderte die Oberschicht,
die Esten die breite Masse bildeten. Dadurch
verschärften sich viele Probleme und ließen
sich schwerer als anderswo lösen.“ Dieses Zu-
sammenleben ist dementsprechend auch von
deutschbaltischer Seite als „kühle Nachbar-
schaft“ (W. Schlau), von estnischer gar als eine
„schwierige Verwandtschaft“ (H. Piirimäe) be-

zeichnet worden – und der lettische Historiker
Ilgvars Misāns stellte jüngst noch fest: „Das
Verhältnis der lettischen Öffentlichkeit zu den
einheimischen Deutschen und ihrer Ge-
schichte und Kultur hat, historisch gesehen,
ein breites Spektrum erlebt – von unverhohle-
ner Feindlichkeit bis zu Gleichgültigkeit und
mäßiger Interessiertheit.“ Denn die Beziehun-
gen zwischen Deutschen einerseits sowie Es-
ten und Letten andererseits waren von der Er-
oberung im 13. Jahrhundert bis zum Anfang
des 20. Jahrhunderts in der Tat von einem
Zwiespalt gekennzeichnet: einerseits von der
Vermittlung deutscher und abendländischer
Kultur – andererseits von einer Verhinderung
der sozialen und nationalen Emanzipation der
Esten und Letten. 

BALTISCHE GESCHICHTE – EIN STÜCK
WELTGESCHICHTE

In einer kurzen Ansprache über „Geschichts-
bewusstsein und Identität“ hob Georg von
Rauch im Jahre 1980 zwei wesentliche Ele-
mente des deutschbaltischen Geschichtsbe-
wusstseins hervor: die „geradezu existentielle
Bedeutung“ baltischer Geschichte für die
Identität der Deutschbalten sowie deren his-
torische Mitwirkung an der Gestaltung einer
Region, die stets „an der Schnittlinie übergrei-
fender politischer und geistiger Kräfte“ gele-
gen habe. Mit Bezug auf Graf Peter Schuwa-
lows Wort vom Baltikum als dem „Schlachtfeld
der großen Politik“ betonte auch von Rauch,
dass baltische Geschichte „immer auch ein
Stück Weltgeschichte“ und „niemals nur pro-
vinziell“ gewesen sei – so habe dem Ge-
schichtsbild trotz gelegentlicher nationaler
Übersteigerungen „meist ein Zug ins Univer-
sale“ angehaftet. Diese prägende Rolle des Ge-
schichtsbewusstseins für die Identität der
Deutschen im Baltikum und der damit verbun-
dene universale Bezug, das Nicht-Provinzielle
also, sollten auch für die Traditionen und Ver-
bindungen zwischen ihnen und den „Balten“
von grundlegender Bedeutung werden.

EINE ZWIESPÄLTIGE BEZIEHUNG

Balten und Deutsche – Traditionen 
und Verbindungen
MICHAEL GARLEFF

Nach dem Zweiten Weltkrieg ging die
750-jährige wechselvolle Geschichte der
Deutschen im Baltikum zu Ende. Est-
land, Lettland und Litauen sind eng mit
der deutschen Geschichte verflochten.
Deutsche haben in dieser Region Spuren
hinterlassen und die dortige Entwick-
lung maßgeblich mitgestaltet. Deutsche
Politik hatte aber auch Anteil am balti-
schen Schicksal vor allem im 20. Jahr-
hundert. Der so genannte „deutsche Fak-
tor“, der viele Gesichter hatte und sich
einer pauschalen Bewertung entzieht,
gehört zum gesamtbaltischen Erbe und
stellt somit einen spezifischen Beitrag
zur Geschichte der Deutschen im östli-
chen Europa dar. Trotz der zwiespälti-
gen Beziehung war und ist es oft müh-
sam, Menschen in der Bundesrepublik
davon zu überzeugen, dass es sich bei
den baltischen Staaten um Länder han-
delt, denen die Deutschen aus ihrer ge-
meinsamen Geschichte in einer beson-
deren Weise verpflichtet waren und
weiterhin sind. Die Neugierde und das
Interesse hierzulande können also noch
wachsen. Michael Garleff, ein ausgewie-
sener Kenner der baltischen Geschichte,
schildert in seinem Beitrag diese wech-
selvolle Geschichte und zeigt Traditio-
nen und Verbindungen zwischen Balten
und Deutschen auf. Red.

BLICK AUF DEN TURM

DES IM 14. JAHR-
HUNDERT ERRICHTE-
TEN GOTISCHEN RAT-
HAUSES IN DER EST-
NISCHEN HAUPTSTADT

TALLIN. ÜBER JAHR-
HUNDERTE REGIERTEN

DEUTSCHE DIE

STADT, DIE SIE REVAL

NANNTEN. DEUTSCH

WAR NOCH BIS

1885 AMTSSPRACHE

IM STADTRAT.
picture alliance/dpa
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DIE „BALTISCHE BRÜCKE“

Der in der Literatur vorwiegend behandelte Ver-
mittlungsprozess beschränkte sich nun keines-
wegs auf die indigenen Völker der Esten und
Letten, sondern erstreckte sich auf den gesam-
ten west-östlichen oder deutsch-slawischen
Grenzbereich. Die Vermittlung zwischen deut-
scher und russischer Kultur erfolgte über die
„baltische Brücke” abwechselnd oder auch
gleichzeitig mit Abgrenzungstendenzen – mit
allen positiven wie leider auch negativen Aus-
wirkungen für die wechselseitigen Anschauun-
gen voneinander und für das Gesamtverhältnis.
Diese Brückenfunktion nahmen die Deutschen
in den baltischen Ländern in besonderer Weise
wahr, sie hat tiefreichende historische Wur-
zeln. Die Geschichte deutscher Präsenz in der 
baltischen Region unterscheidet sich dabei er-
heblich von den Einflüssen, die Deutsche in
anderen Regionen Ostmittel- und Osteuropas
ausgeübt haben. Im baltischen Raum kam es
zu einem jahrhundertelangen Zusammenle-
ben der Angehörigen mehrerer Völker höchst
unterschiedlicher numerischer und soziologi-
scher Schichtung. Es waren Deutsche, Esten,
Letten, Litauer, Russen, Juden, Schweden und
Polen, von denen Kultur und Geschichte dieses
Raumes gestaltet wurden. Der dabei durchge-
hend prägende Einfluss deutscher Kultur ist
bis heute in geistiger wie materieller Hinsicht
wirksam vor allem im Bereich des ehemaligen
mittelalterlichen Altlivland und nach dessen
Zerfall seit dem 18. Jahrhundert in den russi-
schen Ostseeprovinzen Est-, Liv- und Kurland,
den späteren Staaten Estland und Lettland. 
In der 750-jährigen Geschichte der Deutsch-
balten spiegeln sich vor allem in Übergangs-
zeiten stets auch welthistorische Wende-
punkte der Epochen wider. Vom Einzug der
christlichen Mission im 13. Jahrhundert bis zur
Umsiedlung zu Beginn des Zweiten Weltkrie-
ges waren es in der Tat baltische Deutsche, von
denen die Geschichte dieser Region wesent-
lich mit geprägt wurde. Sie leisteten damit ei-
nen spezifischen Beitrag zur Gesamtge-
schichte der Deutschen im Osten Europas.

MITWIRKUNG AM „UNTERNEHMEN
LIVLAND“

Bereits die frühe, zunächst noch friedliche
Phase war wesentlich geprägt durch die Betei-
ligung von Kaufleuten und damit aber auch
durch das „nichtdeutsche Mitwirken am Unter-
nehmen Livland“ (M. Hellmann). Den schließlich
doch erforderlichen militärischen Schutz der
Christianisierung organisierte der 1199 zum Bi-
schof von Livland geweihte Bremer Domherr
Albert von Buxhoeveden, der mit Blick „für das
militärisch Notwendige und politisch Mögli-
che“ (H. v. zur Mühlen) sein Werk an die Auto-
ritäten sowohl des deutschen Königs als auch
des Papstes band. Dieser weihte Livland der
Jungfrau Maria (daher der im Mittelalter ver-
wendete Name „Marienland“) und stellte die
Bekehrungsfahrten ritterlicher Kreuzfahrer
den Kreuzzügen gleich. Die von Bischof Albert
1201 an der Düna gegründete Stadt Riga war
im übrigen nach Lübeck die älteste deutsche
Stadtgründung an der Ostsee – an dieser Naht-
stelle blühte bald der Ost-West-Verkehr auf. 

Die historische Leistung der Deutschen be-
stand in der andauernden Einordnung dieser
Region und aller ihrer Bewohner in abend-
ländisch-christliche Zusammenhänge. Mit der
Bekehrung zum lateinischen Christentum, mit
der Errichtung von Domen und Burgen nach
westlichem Muster, mit den Verbindungen zur
mitteleuropäischen Region in sprachlicher,
rechtlicher und kultureller Hinsicht entwickel-
te sich mit Altlivlands lockerem Staatenbund
geistlicher und weltlicher Territorien in all sei-
ner Vielgestaltigkeit und politischen Zersplit-
terung im nordöstlichen Europa im Kleinen
letztlich eine ähnliche Struktur, wie sie das
Heilige Römische Reich deutscher Nation im
Großen aufwies. Ein entscheidender Unter-
schied zu Preußen bestand allerdings in der
Rolle der estnischen und lettischen Bevölke-
rung, die langfristig in wachsende Unfreiheit
geriet, wenn sie sich auch ihre ethnische Sub-
stanz erhalten konnte und nicht assimiliert
wurde. Denn im Baltikum wurden auf dem fla-
chen Land keine deutschen Bauern angesie-
delt – hier bildeten die Deutschen in ihrer
Streusiedlung nur eine dünne Oberschicht.

LIVLAND UND DIE HANSE

Während in Litauen nur indirekte Beziehungen
zur Hanse bestanden, wurde Livland schon im
13. Jahrhundert zu einem integrativen Be-
standteil des hansischen Wirtschaftssystems
und damit zu einem Teil des lateinisch-christ-
lichen Europa. Die Bedeutung ist aber nicht nur
im Wohlstand der größeren baltischen Städte
zu sehen, sondern ebenso in der Übernahme
von Rechtsnormen aus Lübeck, Gotland und
Hamburg. Das begründete eine Tradition bür-
gerlicher Organisationsformen, Rechtsvorstel-
lungen, kommunaler Werte sowie Elemente der
Baukultur und war insgesamt eine „ausge-
zeichnete Schule der politischen Erfahrung“.
Die baltischen Hansestädte übernahmen eine
bis dahin nicht bestehende wirtschaftliche Ver-
mittlungsfunktion zwischen Mittel- und Ost-
europa. Wenn Livland am Ende des Mittelalters
als eine Region abendländischer kultureller
Prägung und staatlicher Unabhängigkeit – bei
der Vorherrschaft allerdings einer deutschen
Elite über estnische, livische und lettische Bau-
ern – in Erscheinung tritt, so ist das nicht zu-
letzt auch den Hansestädten zu verdanken. Die
Hanse gehört damit eindeutig zum „deutschen
historischen Erbe“ in Estland und Lettland (I.
Misāns).

DIE LUTHERISCHE REFORMATION

Über diese „hansische Schiene“ und damit die
Städte erreichte denn auch die lutherische Re-
formation Livland. In politischer Hinsicht zer-
störte sie das sorgsam ausbalancierte, den-
noch labile Gleichgewicht der Kräfte innerhalb
der Livländischen Föderation durch die Besei-
tigung der geistlichen Landesherrschaften
und unterminierte die staatliche Unabhängig-
keit. Nach diesem Umbruch wirkten anderer-
seits in den Ländern des Baltikums erfolgreich
Bestrebungen, der Bevölkerung das Christen-
tum nahe zu bringen, und zwar durch Über-
setzungen des Neuen Testaments und des Ka-

techismus, von Kirchenliedern und Gebeten in
die Muttersprachen, in denen auch gepredigt
wurde. Besonders deutschbaltische Pastoren
wandten sich aus seelsorgerischer Verantwor-
tung den Volkssprachen zu. Das aber hatte die
Entwicklung von Schriftsprachen zur Folge –
für die bis dahin in zahlreiche Dialekte aufge-
splitterten einzelnen Sprachen des Baltikums
musste sowohl eine normierende Grammatik
als auch eine Erweiterung des Wortschatzes
durch Erstellung von Wörterbüchern entwi-
ckelt werden. Erhebliche Bedeutung gewan-
nen diese Aktivitäten in der Folgezeit für die
gesamte Kultur- und Bildungsarbeit nicht zu-
letzt durch den Ausbau des estnischen und
lettischen Volksschulwesens.
Die volkssprachliche Schriftkultur und über-
haupt die Alphabetisierung der Landbevölke-
rung, mit der sich bis in die Neuzeit die balti-
sche Region von anderen osteuropäischen,
zumal russischen Regionen erheblich unter-
schied, waren entscheidende Voraussetzun-
gen für die Entstehung der späteren National-
bewegungen. Eine wichtige Rolle spielte in
diesem Zusammenhang auch die Ausbreitung
der Herrnhuter Brüdergemeine als neue Ge-
meinschaftsbewegung. Anknüpfend an die
frühen Bibelübersetzungen konnte die religi-
öse estnische und lettische Literatur verbreitet
werden; um die Mitte des 18. Jahrhunderts
wurde diese Bewegung im estnischen Sied-
lungsraum auf ca. 14.000 Mitglieder ge-
schätzt, die ein neues Selbstwertgefühl entwi-
ckelten und organisatorisch das Vereinswesen
des 19. Jahrhunderts vorbereiteten.
Der Gesamteindruck dieser Epoche allerdings

bleibt widersprüchlich: Unter Katharina II. er-
lebte die estnische und lettische Landbevölke-
rung zwar ihre größte Erniedrigung durch die
Ausbreitung des Systems der Leibeigenschaft.
Mit dem Ausbau der deutschbaltischen Stände
und unter dem Einfluss russischer Verhältnisse
hatte sich die rechtliche und soziale Lage der
estnischen und lettischen Bauern von der Er-
buntertänigkeit zur kaum eingeschränkten
Leibeigenschaft entwickelt. Gleichzeitig began-
nen aber durch die Herrnhuter auch Kräfte zu
wachsen, die den Weg aus der völligen Rechtlo-
sigkeit der bäuerlichen Bevölkerung wiesen und
die ständische Ordnung schließlich sprengten.

DIE BEDEUTUNG DER AUFKLÄRUNG

Für die interethnischen Beziehungen von Be-
deutung wurde neben Pietismus und Brüder-
gemeine vor allem die geistige Strömung der
Aufklärung. Sie wirkte aus Berlin, Halle und Ost-
preußen in die Ostseeprovinzen hinein und
fand dort viele Anhänger im Adel und unter den
Literaten. Wenn von den meisten die ständische
Ordnung auch nicht radikal in Frage gestellt
wurde, so förderten sie doch einen reformeri-
schen Weg. Zu ihnen gehören August Wilhelm
Hupel in Oberpahlen mit seinen Sammlungen
und den das estnische und lettische Zeitschrif-
tenwesen begründenden Zeitschriften oder
mehr noch Garlieb Merkel mit der aufsehen-
erregenden Schrift „Die Letten“, in der er durch
drastische Darstellung auf die Not der letti-
schen Landbevölkerung aufmerksam machte
und sowohl moralische wie auch politische For-
derungen erhob; eine ritterschaftliche Reform-

Balten und Deutsche – Traditionen und Verbindungen
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politik wurde damit notwendig. Diese Strö-
mungen trugen denn auch insgesamt mit dazu
bei, dass 1816-1819 mit der so genannte
Bauernbefreiung die deutschbaltischen Ritter-
schaften das Recht an der Person des Bauern
aufgaben, wenn sie auch zunächst noch das al-
leinige Recht an Grund und Boden behielten. 

DAS 19. JAHRHUNDERT

Im 19. Jahrhundert bildet die baltische Region ein
Experimentierfeld, auf dem der „Einbruch natio-
nalen Denkens in altertümlich-ständische Struk-
turen“ (G. v. Rauch) ganz besondere Wirkungen
erzeugte. Ebenso ungewöhnlich an diesem his-
torischen Raum ist, dass hier mindestens vier Völ-
ker von jeweils recht verschiedenem Gewicht 
beteiligt sind: die zahlenmäßige Mehrheit der zu-
nächst ausschließlich bäuerlichen Esten und Let-
ten; die deutschbaltische Oberschicht, weniger
als zehn Prozent der Bevölkerung bildend und seit
700 Jahren an der Führung; seit 1721/95 als Trä-
ger der Staatshoheit das russische Imperium –
allerdings als eine Oberherrschaft außerhalb der
ethnographischen und administrativen Gren-
zen. Innerhalb der baltischen Provinzen wiede-
rum verlief das vielschichtige Spiel der Kräfte auf
zwei Ebenen: zum einen auf jener der inneren
Verhältnisse zwischen der deutschbaltischen
Oberschicht und der alteingesessenen autoch-
thonen Bevölkerung der Esten und Letten – zum
anderen nach außen in den sich allmählich dif-
ferenzierenden Beziehungen zu den Russen, d.h.
im einzelnen zu den Reichsbehörden, der Staats-
kirche, dem Zaren, dem russischen Nationa-
lismus in seinen wechselnden Ausdrucksformen.

EMANZIPATION DER BAUERN UND
NATIONALES ERWACHEN

Nachdem zunächst die Bauern mit den Eman-
zipationsgesetzen von 1816-19 die persönliche
Freiheit erhalten hatten, wurde diese in den
1840er- bis 60er-Jahren durch eine besonders
von deutschbaltischen Liberalen durchgesetzte
wirtschaftliche Absicherung ergänzt. Zuneh-
mende Freizügigkeit und der Bauernlandverkauf
schufen wirtschaftliche Verhältnisse, die den
Aufstieg nationaler Eliten ermöglichten. Diese in
Livland von Hamilcar Baron Fölkersahm einge-
leitete Agrarpolitik hatte - mit ihren parallelen
Reformen in Estland und Kurland – weitrei-
chende Folgen für die Beziehungen zwischen
Deutschen, Esten, Letten und Russen. Denn die
Abschaffung der Frone und der Ausbau der Frei-
zügigkeit für die Landbevölkerung veränderten
die Verhältnisse von Grund auf. Wenn mit den
baltischen Agrarreformen auch der Weg für die
geistige Emanzipation der Esten und Letten ge-
öffnet wurde, so gelang es allerdings nicht, die
damit selbstständig gewordenen Bauern an der
politischen Führung des Landesstaates zu
beteiligen – die als nationale Gegensätze emp-
fundenen sozialen Spannungen blieben weiter-
hin bestehen und verschärften sich noch.
Das nationale Erwachen der Esten und Letten
und der aufkommende russische Nationalismus
gingen in ihrer Stoßrichtung gegen die deutsch-
baltische Sonderstellung zeitweise ein Bündnis
ein. In mehreren Wellen sollte mit der so ge-
nannten „Russifizierung“ in Kirche, Bildung,

Rechtswesen und Verwaltung eine Angleichung
der Provinzen an das Innere des Reiches durch-
gesetzt werden. In der Historiographie gab es im
20. Jahrhundert eine intensive Debatte über die
Bewertung der baltischen Geschichte des 19.
Jahrhunderts. Von sowjetlettischer Seite wur-
den mit den beiden bald schulbildenden Begrif-
fen „Kulturträgertum“ und „Apologetentum“
die deutschbaltische Dominanz gebrandmarkt;
der deutschbaltische Adel habe sich gemeinsam
mit dem russischen in einer „oligarchischen Op-
position“ zu Neuerungen befunden – die füh-
rende Schicht habe vor allem Angst vor sozial-
ökonomischen Veränderungen gehabt. Gegen
die These von der Interessenidentität des balti-
schen Adels mit der russischen Selbstherrschaft
erklärte Reinhard Wittram die Stellung der
Deutschen in den Ostseeprovinzen mehr aus ih-
rer numerischen Schwäche heraus. – Diese teil-
weise massive Konfrontation ist inzwischen
durch neuere Arbeiten zu Russifizierung und
Reformpolitik überwunden, denn es wurde
deutlich, dass es neben der einst von Carl Schir-
ren geprägten Formel des „Ausharrens“ und
„Festhaltens“ auch immer Widerspruch und so-
gar Opposition innerhalb der Deutschbalten ge-
geben hat. In Auseinandersetzung auch mit der
neueren estnischen agrarhistorischen For-
schung (J. Kahk) kristallisiert sich heraus, dass
weder „Fürsorge“ allein noch etwa planmäßige
„Unterdrückung“ einen tragfähigen Interpreta-
tionsrahmen für die ritterschaftliche Politik
mehr bieten (G. v. Pistohlkors).

DIE UNIVERSITÄT DORPAT

Diese nur zum Teil als notwendige Modernisie-
rung zu rechtfertigenden staatlichen Maßnah-
men fanden ihren Höhepunkt in der Russifi-
zierung der 1802 neugegründeten deutschen
Universität Dorpat, die in den 1860er-Jahren
als das „nordische Heidelberg“ (J. Eckardt) ihre
Blütezeit erlebt hatte; weit ins Russische Reich
hinein waren fruchtbare Wirkungen ausgegan-
gen von diesem „Standort an der Grenze der
Völker und Kulturen“ (R. Wittram). Die Universi-
tät Dorpat bildete geradezu einen Kristalli-
sationspunkt innerhalb der deutsch-baltischen
Kulturbeziehungen. Die Voraussetzungen für
derart vielfältige und fruchtbare kulturelle Be-
gegnungen im akademischen Bereich sind in
folgenden Faktoren zu sehen: 
■ der Gründung der Universität Dorpat als 

einer „deutschen“ Hochschule mit der von
Anfang an beabsichtigten Rolle der Ver-
mittlung;

■ der Autonomie der Hochschule in eigen-
verantwortlicher Leitung;

■ der Beibehaltung einer liberalen staatlichen
Aufsicht entgegen der in der ersten Grün-
dungsphase vorhandenen Absicht, sie von den
baltischen Ritterschaften führen zu lassen.

Dieser Umstand barg im übrigen positive wie
negative Möglichkeiten: positiv war die libe-
rale Handhabung in den 1860er-Jahren, die
zum Höhepunkt der Wirksamkeit dieser Uni-
versität führte – negativ der massive staatli-
che Eingriff in den 1890ern, als sie vollends
russifiziert wurde. In ihrer Blütezeit waren in
den Naturwissenschaften, in der Medizin so-
wie in Theologie und Rechtsgeschichte Leis-
tungen erbracht worden, die weit nach Russ-

land ausstrahlten. Zu den bedeutendsten For-
scherpersönlichkieten gehörten der spätere
Admiral Ferdinand von Wrangell, der Astro-
nom Wilhelm Struve sowie insbesondere der
Biologe Karl Ernst von Baer, dessen Denkmal
auf dem Dorpater Domberg selbst die Sowjet-
zeit überstanden hat.
Die Universität Dorpat wurde ebenso wie das
1862 auf Initiative Rigaer Kaufleute gegrün-
dete Polytechnikum – mit dem Begründer der
sowjetischen Raumfahrt Friedrich Zander und
dem Chemiker und späteren Nobelpreisträger
Wilhelm Ostwald – durch engen Berufungs-
austausch mit deutschen Universitäten zu be-
deutenden Brücken des Wissenstransfers zwi-
schen Ost und West.

DEUTSCHE IN LITAUEN

Trotz des fast 250-jährigen Kampfes Litauens
mit dem Deutschen Orden hatte dieses durchaus
auch zuwandernde deutsche Kaufleute, Missio-
nare, Handwerker und Gewerbetreibende ins
Land gelassen und mit ihnen Städte mit deut-
schem Recht gegründet. Wenn zuletzt auch
deutsche Bauern ansässig wurden, so war das
aber doch keine zusammenhängende Bewe-
gung. Die Deutschen Litauens unterschieden
sich in ihrer Sozialstruktur erheblich von den
Deutschbalten – bei überwiegendem bäuer-
lichen Anteil fehlte ihnen eine breitere Füh-
rungsschicht –, und ihre Geschichte ist als eine
weniger „glanzvolle“ bezeichnet worden, stets
etwas im Schatten stehend, „während 700 Jahre
deutscher Arbeit (...) im Gebiet der alten Kolonie
Livland Landschaft und Städtewesen durchstal-
teten und überformten“ (M. Hellmann).

DEUTSCHBALTEN UND RUSSEN

Zur Brückenfunktion des Baltikums gehören
nicht zuletzt die über diese Region wahrge-
nommenen Vermittlungsfunktionen zu Russ-
land, insbesondere jene heute mit dem Begriff
„Kulturtransfer“ bezeichneten Aktivitäten.
Denn in ihrer vielfältigen Tätigkeit verkörper-
ten Deutschbalten sowohl im diplomatischen
und militärischen Bereich als auch in den Wis-
senschaften bis 1917 das kulturelle Erbe bei-
der Nationen als „Mittler zwischen den Staa-
ten, Völkern und Kulturen.“ 
In zahlreichen Äußerungen von deutsch-
baltischen Persönlichkeiten oder gesellschaft-
lichen Einrichtungen wird durchgehend der
kulturelle Austausch zwischen deutscher und
russsischer Kultur angesprochen, der über die
Brücke der baltischen Region erfolgte. Grund-
lage dafür bildete ein Geflecht wechselseitiger
Vorstellungen und Bilder vom jeweils anderen, 
Erwartungen, Befürchtungen und Einstel-
lungen, die sich zusammenfassen lassen unter
dem Begriffspaar „Russenliebe und Russen-
hass der Deutschbalten“ oder „Balten zwi-
schen Russophobie und Russophilie“.
Diese beiden Begriffe sind nach Georg von
Rauch zu verstehen als „Chiffren für ein Ge-
flecht von Verhaltensformen“ – abhängig von
den jeweiligen politischen Gegebenheiten und
vom ideologischen Selbstverständnis in der
entsprechenden historischen Epoche“. Das Ver-
halten der Deutschbalten pendelte dabei zwi-
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schen zwei Polen: negativ in der Polen- und
Schwedenzeit des Baltikums – positiv zwischen
1700 und 1850 – anschließend in Mischformen,
die erst ab 1917 wieder eindeutig negativen
Mustern wichen. Hinzu traten Unterschiede re-
gionaler und sozialer Art: So ist zwischen den
Deutschbalten in den jeweiligen Provinzen
ebenso zu differenzieren wie zwischen Adel, Li-
teraten- und Bürgertum. Hinzu kommt noch
eine weitere Bewusstseinsebene: eine positive
Einstellung gegenüber den Menschen oder ih-
rer Sprache und Kultur – eine negative aber
gegenüber den Herrschaftsmethoden des Staa-
tes und seiner Bürokratie. So sollte man in der
Tat „weniger von Russophobie auf der einen
und Russophilie auf der anderen Seite spre-
chen, sondern von der Ambivalenz des balti-
schen Verhaltens gegenüber den Russen und
ihrem Lande“ (G. v. Rauch).
Seit Peter dem Großen wurden die baltischen
Provinzen zum Rekrutierungsfeld für Offiziere
und Beamte, aber auch zur kulturellen Brücke
zum Westen. Vor allem Erik Amburgers For-
schungen verdanken wir vertiefte Kenntnisse
über die Leistungen von Deutschbalten in den 
unterschiedlichen gesellschaftlichen und poli-
tischen Bereichen von den bedeutenden Di-
plomaten und Beratern der Zarinnen und Za-
ren über deren Heerführer bis zu Naturfor-
schern und Entdeckungsreisenden: So habe es
beispielsweise vom 19. Jahrhundert bis zum
Ende des Kaiserreiches „an der Spitze jedes
russischen Ministeriums mindestens einmal
einen Deutsch-Balten“ gegeben, und die kul-
turelle Mittlerrolle zwischen Ost und West sei
bereits seit 1802 sowohl durch Übersetzung
russischer Dichtungen als auch durch das Ver-
fassen eigenständiger Werke in russischer
Sprache wahrgenommen worden.
Die russische Reichsidee hat deutschbalti-
scherseits eine ganz bestimmte Ausprägung er-
fahren – sie „basierte auf einer übernationalen
Auffassung des russischen Reiches, dessen
Herrscher als Völkerkaiser eines multinatio-
nalen Imperiums begriffen wurde“. So hat 
Alexander Graf Keyserling einen „Reichspatrio-
tismus“ bejaht, einen russischen „National-
patriotismus“ dagegen abgelehnt. Einen
Staats- und Reichspatriotismus haben die
Deutschbalten für Russland oft bewiesen. Erst
die Aggressivität des modernen Nationalismus
der russischen Bildungsschicht hat in der zwei-
ten Hälfte des 19. Jahrhunderts nationalisti-
sche Reaktionen bei den Deutschbalten her-
vorgerufen. Und auch hier war es wieder
Keyserling, der vor einem „Nationalfanatismus“
warnte, „der nichts duldet, was einer fremdem
Nation eigenthümlich“ sei.

DEUTSCHBALTEN ALS KULTURELLE
MULTIPLIKATOREN

Es war charakteristisch für die Deutschbalten,
dass sie neben der Entwicklung ausgeprägt
eigener Wesensmerkmale immer auch ihr Kul-
turgut, das vorwiegend ein deutsches war, an
andere vermittelten – in besseren Zeiten in
Form des wechselseitigen Austausches. Als „ei-
genständige Gemeinschaft“ (A. v. Taube/E.
Thomson) pflegten sie auf der einen Seite ihr
kulturelles Erbe gelegentlich bis in die Sack-
gasse einer Selbstisolierung des „Livländischen

Stilllebens“ hinein, das schon in der Mitte des
19. Jahrhunderts von Julius Eckardt als unhalt-
barer Zustand eines „zweifelhaften Glücks“ ver-
urteilt worden war. Auf der anderen Seite wurde
dieses Kulturerbe von ihnen nicht nur selbstge-
nügsam gepflegt, sondern auch in vielfältiger
Form und in unterschiedliche Richtungen
weitergegeben: Man muss keineswegs Anhän-
ger einer überholten „Kulturträger-Theorie“
sein, wenn man darauf verweist, dass eine sol-
che Weitergabe zu sehen ist in der Übermitt-
lung fortgeschrittener westeuropäischer Kul-
turtechniken, in Einflüssen auf die Entwicklung
der einheimischen Schriftsprachen oder im
gesamten religiös-kulturellen Bereich.
Da wäre zum einen ein „streng gehütetes Be-
wusstsein davon, dass man in einer perma-
nenten Ausnahmesituation lebte und in vielen
Beziehungen eine Ausnahmeerscheinung dar-
stellte“ – ein „Bewusstsein, eine Kategorie für
sich zu sein“ (R. Wittram). Eng damit verbun-
den war das verbreitete Bewusstsein, als „Ein-
gangstor europäischer Gesinnung“ eine „Kul-
turbrücke“ zu bilden. Diese von Hans Rothfels
auch als eine „Form des baltischen Missions-
gefühls“ bezeichnete Haltung schloss das er-
wähnte „Problem der Doppelseitigkeit“ mit
ein: Sowohl Sperrblock als auch Verbindungs-
stück, also Bollwerk und Brücke zugleich zu
sein. Diese „Doppelheit der baltischen ge-
schichtlichen Lebensform, das Nebeneinander
kultureller Besonderheit und staatlicher Loya-
lität“ enthält in der Tat ein „Programm von
stärkstem allgemeingeschichtlichen Interesse“. 

DAS 20. JAHRHUNDERT

Die Geschichte der Deutschbalten wird im 20.
Jahrhundert von drei historische Zäsuren be-
stimmt, mit denen ihre traditionellen Daseins-
formen zunehmend verändert und schließlich
völlig beseitigt wurden. Es handelt sich dabei 
■ um die Revolution von 1905/06 mit ihren

besonders gegen deutsche Gutsherren und
Pastoren gerichteten Gewaltakten;

■ um die nach dem Zusammenbruch sowohl
des Zarenreiches als auch des Deutschen
Reiches am Ende des Ersten Weltkrieges er-
folgte Begründung der selbstständigen bal-
tischen Republiken Estland und Lettland;

■ um die später so treffend als „diktierte Op-
tion“ (D.-A. Loeber) bezeichnete Umsied-
lung nahezu aller Deutschbalten in den
Jahren 1939 und 1941.

Die in den letzten beiden Jahrzehnten des 19.
Jahrhunderts zwischen zwei Fronten stehen-
den Deutschbalten empfanden die Entwicklung
als schwere Gefährdung ihrer Existenz. In der
Revolution von 1905/06 entlud sich dann die
vor allem gegen sie gerichtete geballte Explo-
sivkraft der sozialrevolutionären und natio-
nalen Spannungen in zahlreichen Akten von
Gewalt und Gegengewalt. Hier offenbarte sich
das ganze Missverhältnis zwischen der deut-
schen Oberschicht, der russischen Staatsmacht
und den verschiedenen ethnischen Mehrheits-
gruppen der Esten und Letten; die Gräben zu ih-
nen vertieften sich. Auch mit Reformversuchen
wie jenem des Estländischen Ritterschafts-
hauptmanns Eduard Baron Dellingshausen
konnte eine politische Verständigung zwischen
den nationalen Gruppen nicht mehr gelingen;

die überfällige Reform der Landesverfassung
unterblieb. Als nationale Selbsthilfe wurden
vielmehr zur kulturellen und wirtschaftlichen
Stärkung des Deutschtums „Deutsche Vereine“
gegründet, was den interethnischen Beziehun-
gen nicht gerade förderlich war.

DER ERSTE WELTKRIEG

Mit dem 1. August 1914 endete eine Ära, die dem
Lande selbst seit dem Nordischen Kriege für
mehrere Generationen Frieden gebracht hatte.
Der Schock des Kriegsausbruchs war umso hefti-
ger, als er die Zeitgenossen weitgehend unvorbe-
reitet traf. Mit den Einberufungen ins russische
Heer zerriss für viele Deutschbalten ein als Idyll
empfundener Zustand, von manchen wurden sie
schon als Signal für die Auflösung bestehender
Ordnungen und Gewohnheiten gedeutet.
Dieser Schock des Kriegsbeginns wirkte auf
Deutschbalten nicht zuletzt deshalb so gravie-
rend, weil ihr nationales Bewusstsein in den
letzten Jahrzehnten gewachsen war und weil es
sich bei dem Krieg um einen Krieg ausgerech-
net gegen Deutschland handelte. Die Atem-
pause liberaler Zugeständnisse durch die russi-
sche Regierung in den Jahren nach der
Revolution von 1905 war von den baltischen
Deutschen genutzt worden, um eine Sammlung
ihrer nationalen Kräfte zu beginnen. Damit rea-
gierte man auf die besondere Situation jener
beiden Vorkriegsjahrzehnte, die nach Reinhard
Wittram gekennzeichnet waren durch die „Ver-
knüpfung der nationalen Frage mit scharfen
sozialen Spannungen“. Die erwachende neue
volkstumspolitische Aktivität fand ihren Aus-
druck in erster Linie in der Gründung der „Deut-
schen Vereine“ sowie in der Ansiedlung
russlanddeutscher Kolonisten auf Gütern in
Kurland und Livland. Mit der Kriegserklärung
des Deutschen Reiches an Russland wurde
diese Arbeit unterbrochen, und der folgende
vierjährige Weltkrieg stellte auch die Homoge-
nität dieser Zielvorstellungen in Frage, ja er lei-
tete das Ende „der in der monarchischen Ord-
nung verankerten historischen Stellung des
baltischen Deutschtums“ ein (A. v. Taube).
Im Ersten Weltkrieg besetzten deutsche Trup-
pen bereits 1915 Kurland und bis 1918 schließ-
lich alle drei Provinzen. Die Okkupationspolitik
war bestimmt von einem nur schwer zu entwir-
renden Motivationsgeflecht aus strategischen
„Sicherheitserfordernissen“ und imperialisti-
schen Herrschaftsansprüchen, aus völkisch-
rassenbiologischen Schlagworten und wirt-
schaftspolitischen Forderungen.
Die Politik der im Lande verbliebenen deutsch-
baltischen Führungsschicht hängt aufs engste
zusammen mit dieser Okkupationspolitik der
deutschen Besatzungsmacht, häufig ist sie mit
dieser geradezu identisch. Die konservativen
Deutschbalten haben durch die geschickten Be-
mühungen ihrer Repräsentanten bei einfluss-
reichen Kreisen des kaiserlichen Deutschland
zur militärischen Besetzung und damit zur Los-
lösung Livlands und Estlands von Russland bei-
getragen. Ob das noch als „Dienst am Lande“ an-
gesehen werden kann, muss bezweifelt werden,
da sich der damit verbundene Kampf eben die-
ser Kreise nicht nur gegen den Bolschewismus
richtete, sondern auch gegen die Errichtung
selbstständiger demokratischer Staaten der bal-
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tischen Mehrheitsvölker. So beschloss der Ver-
einigte Landesrat in Riga am 12. April 1918, beim
deutschen Kaiser zu bewirken, dass die balti-
schen Provinzen als monarchischer Staat unter
den Schutz Preußen-Deutschlands gestellt wür-
den. Vorangegangen waren Pläne eines unmit-
telbaren Anschlusses an Preußen in Form einer
Personalunion beziehungsweise nach litaui-
schem Vorbild die Krone eines vereinigten bal-
tischen Herzogtums dem Herzog Adolf Friedrich
von Mecklenburg anzubieten. Dieser „im Grunde
groteske Wettbewerb der deutschen Dynastien“
(H. Herzfeld) zeigt den illusionären Charakter
gleichermaßen der damaligen deutschen Ost-
politik wie der politischen Hoffnungen der
deutschbaltischen Führungskräfte.
Wie stark man auch immer eine Kontinuität
zwischen älteren siedlungspolitischen Vorstel-
lungen und späterer Befreiungsideologie zu er-
kennen glaubt – eines bleibt festzustellen:
Nachdem sich das Zarenreich als „Völkerge-
fängnis“ erwiesen hatte und zusammengebro-
chen war, fehlte es auch auf deutscher Seite an
einer mitreißenden übernationalen Idee und ei-
ner in die Zukunft weisenden gesellschaft-
lichen Konzeption, mit der die baltischen Völker
jeweils enger an das Reich hätten gebunden
werden können. In keiner Phase der deutschen
Okkupationspolitik wurden von den maßgeb-
lichen Stellen die annexionistischen Ziele im
Baltikum aufgegeben. Als Form eines Anschlus-
ses zeichnete sich ab, dass Landadel und Besitz-
bürgertum die Stützen einer monarchisch-
konservativen Staatsordnung bilden würden.
Diese „preußisch-baltische Verfassungs- und
Gesellschaftsstruktur“ musste im allgemeinen
Umformungsprozess in der Tat als „provozie-
render Anachronismus“ wirken (K.-H. Janßen).

AUSWIRKUNGEN DER OKKUPATION

Aus der wechselnden Kriegslage ergaben sich
drei zeitlich bedingte Abschnitte mit qualitati-
ven Veränderungen. Denn während die deut-
sche militärische Herrschaft über Kurland
dreieinviertel Jahre dauerte, bestand sie für
Riga nur eineinviertel Jahre, in Liv- und Est-
land sogar nur neun Monate. Dementspre-
chend unterschiedlich waren auch die Aus-
wirkungen der Okkupation in diesen drei bal-
tischen Regionen, was sich in besonderem
Maße im Bereich der Schulpolitik auswirkte –
die Schulfrage erwies sich, wie es in einem
zeitgenössischen Bericht hieß, wieder einmal
als „Angelpunkt baltischer Politik“. Das Land
„dem Deutschtum zu gewinnen“ war das vor-
rangige Ziel der deutschen Militärverwaltung.
Erreicht werden sollte es durch eine geplante
Massenansiedlung deutscher Bauern sowie
durch eine zielbewusste Schulpolitik, wodurch
das lettische Volkstum allmählich aufgesaugt
und die Grundlagen für ein künftiges deut-
sches Staatswesen gelegt werden sollte.
In Riga bewirkte dagegen der Widerstand der
lettischen städtischen Bildungsschicht sowie
deutschbaltischer Pädagogen, dass der Anteil
der lettischen Sprache an Schulen aller Typen
erheblich größer blieb. Stärker noch konnten
sich deutschbaltische und estnische Pädago-
gen Anfang 1918 in Estland durchsetzen und
sogar die generelle Anerkennung estnischer
und lettischer Parallelklassen erreichen. Man

lehnte es explizit ab, nun „denselben Zwang
gegen die estnischen Heimatgenossen durch
eine deutsche Schulverwaltung durchzufüh-
ren“, den man bei der Zwangsrussifizierung vor
wenigen Jahren noch bekämpft hatte. Denn die
Ablösung jener überalterten Herrschafts- und
Gesellschaftsformen traf im besetzten Balti-
kum auf den Höhepunkt der Emanzipations-
bewegung der Esten und Letten. Und diese
nutzten ebenso geschickt wie konsequent das
durch die Revolutionen in Russland und
Deutschland entstandene Machtvakuum zu ih-
ren Gunsten.
Der Übergang der staatlichen Macht auf die Es-
ten und Letten bedeutete das Ende der traditio-
nellen Stellung der baltischen Deutschen. Denn
die Parlamente der neuen Staaten beschlossen
die Enteignung des Großgrundbesitzes und die
Aufhebung der ständischen Körperschaften.
Den verbleibenden Status einer nationalen
Minderheit nun nahm aber die Mehrheit der
trotz dieser enormen Verschlechterung ihrer
Existenzgrundlage in Estland und Lettland ver-
bleibenden Deutschen an. Dabei waren zwei
grundsätzliche Haltungen zu beobachten: Be-
sonders Angehörige der alten ritterschaftlichen
Führungsschichten hielten ihre und damit die
deutsche Aufgabe im Baltikum für beendet –
die große Mehrheit der baltischen Deutschen
aber legte in einer „fast aussichtslos erschei-
nenden Lage noch einmal ein eindrucksvolles
Bekenntnis zur Heimat“ ab (A. v. Taube), indem
es sich zusammen mit Esten und Letten in den
Freiwilligenformationen des Baltenregiments
in Estland und der Baltischen Landeswehr in
Lettland erfolgreich der bolschewistischen In-
vasion entgegenstellte.

IM KRÄFTESPIEL DER JAHRE

Auffällig bleibt die unterschiedliche Haltung
und Aktivität der Deutschbalten in Estland und
Lettland im Kräftespiel dieser Jahre. Bei beiden
Gruppen stellten sich elementare Fragen ihrer
weiteren Existenz im Lande. In Lettland stand
lange eine erhebliche und zu Anfang auch nicht
unbegründete Skepsis im Vordergrund hinsicht-
lich der lettischen Bereitschaft und Fähigkeit,
eine effektive militärische Gegenwehr zu
mobilisieren. Hinzu kam hier ferner der größere
deutschbaltische Bevölkerungsanteil sowie der
Anspruch, früher als lettische Politiker mit der
Organisation der militärischen Verteidigung
begonnen zu haben. Den Hintergrund bildete die
zwar schwächer werdende, aber durchgehend
wirksam bleibende deutsche militärische Prä-
senz. Die meisten auf eine deutschbaltische
Selbstbehauptung zielenden Pläne rechneten
auf den Beistand Deutschlands, dessen Interesse
an einer Sicherung seiner Ostgrenze gegenüber
dem Bolschewismus am wirksamsten im balti-
schen Bereich realisiert werden sollte. Die unter-
schiedlichen Etappen während der Besetzung
der baltischen Länder im Kriege trugen ebenso
wie die folgenden Aktionen während der Entste-
hungsphase der neuen Staaten zu einer jeweils
anderen Ausprägung des politischen Klimas bei.
Die frühen Zwanzigerjahre waren für die balti-
schen Deutschen eine Zeit der Umstellung auf
grundlegend veränderte politische und gesell-
schaftliche Verhältnisse, eine Phase »des Neu-
beginns in einer anderen Funktion, der Anpas-

sung an die Rolle einer Volksgruppe“ (G. v.
Rauch). Diese Umformung der Existenzgrund-
lagen erstreckte sich auf viele Bereiche und
wirkte bis in die Terminologie hinein: So wurde
beispielsweise die sich allgemein einbürgernde,
vom Begriff „Minorität“ abgeleitete Bezeich-
nung „Minderheit“ von führenden Deutschbal-
ten energisch abgelehnt, weil man befürchtete,
dass damit etwas Minderwertiges assoziiert
werde. Außerdem verband man mit dem Begriff
„Volksgruppe“ neben der größeren Geschlos-
senheit auch den Anspruch, im Unterschied zu
anderen nationalen Gruppen eine durch län-
gere Anwesenheit im Lande und durch histori-
sche Leistung hervorgehobene Stellung einzu-
nehmen. In welchem Maße dieser Anspruch
auch gegenüber den Mehrheitsvölkern geltend
gemacht wurde, zeigte Reinhard Wittram, als er
diese Haltung im Jahre 1941 mit den Worten
kennzeichnete: „Wir waren älter als die Staaten,
deren Pässe uns eines Tages zuteil wurden“. Da-
durch sei der Begriff Obrigkeit „in gewisser
Weise relativiert“ worden.

VON DER FÜHRENDEN SCHICHT ZUR
NATIONALEN MINDERHEIT

In den Jahren 1917-20 nahmen im selben
Maße, wie die Existenzbedingungen für
Deutschbalten im Lande erschwert wurden,
deren Emigrationswellen zu – die im 19. Jahr-
hundert mit einzelnen Prominenten (wie Carl
Schirren oder Julius Eckardt) eingesetzt hatte,
erste Höhepunkte erreichte in den Jahren
1905/06 und 1918/19, und die schließlich im
großen Exodus aller 1939/41 endete. Der Blick
auf diese Gesamtentwicklung mit ihren 
demographischen, soziologischen, politischen
oder kulturellen Faktoren hat dazu geführt, dass
die gesamte Entwicklung der Deutschbalten im
20. Jahrhundert als eine absteigende, zwangs-
läufig ihrem Ende zustrebende Linie angesehen
wurde – gemessen an der früheren Rolle und Be-
deutung der Deutschbalten konnte ihre Ge-
schichte demnach nur im Ende von 1939/41
münden. Dem ist entgegenzuhalten, dass die
Veränderungen, so einschneidend sie auch im-
mer waren, ebenso Chancen zu einem Neuan-
fang boten, die von vielen auch wahrgenommen
wurden. Die These des absteigenden, ja abge-
storbenen Astes negiert die wichtigen und in
vielem auch zukunftsträchtigen Ansätze dieser
Jahre, sie lässt der letzten Epoche deutschbalti-
schen Lebens und Wirkens in der Heimat nicht
das Eigengewicht und damit jene Achtung zu-
kommen, die ihr durchaus gebühren. Der Titel
des Sammelwerkes „Von der führenden Schicht
zur nationalen Minderheit“ umreißt treffend
den wesentlichsten Umstellungsprozess, dem
sich die Deutschbalten in dieser historischen
Phase ausgesetzt sahen und den sie vollziehen
mussten, sollte denn eine Zukunft im Baltikum
überhaupt noch möglich sein.
Die Situation der ersten Jahre der Selbststän-
digkeit lässt sich bei den Deutschbalten als
Spannung zwischen den Polen „Anpassung und
Verweigerung“ beschreiben. Die anfangs über-
wiegende Verweigerungshaltung erstreckte
sich von einer als Exilierung begriffenen, aktiv
vollzogenen Auswanderung bis zur passiven,
die neuen Verhältnisse ablehnenden Einstel-
lung. Sie wich allmählich einer Anpassung an
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die veränderte Lage, was wiederum nicht nur im
negativen Sinne verstanden werden darf, son-
dern im Sinne einer durchaus loyalen Haltung
gegenüber dem neuen Staatswesen – ver-
gleichbar im Grunde mit der traditionellen Hal-
tung dem Russischen Reich gegenüber bzw. mit
der Loyalität zum Herrscherhaus. 
Die Mehrheitsvölker der Esten und Letten stell-
ten durch ihre Regierungen den in den neuen
Staaten lebenden nationalen Minderheiten für
die Respektierung ihrer kulturellen Eigenstän-
digkeit mehrere Bedingungen: In erster Linie 
die vorbehaltlose Anerkennung der Eigenstaat-
lichkeit einschließlich ihrer demokratisch-par-
lamentarischen Grundlagen. Hinzu kam aber
noch die volle Loyalität dem Staatsvolk und dem
Staatsganzen gegenüber sowie schöpferische
Mitarbeit am politischen und wirtschaftlichen
Aufbau des jungen Staatswesens. Dabei legten
sie durchaus Wert auf jenen Unterschied zwi-
schen „äußerer, formeller Loyalität - der stum-
men Erfüllung staatsbürgerlicher Pflichten“ –
und einer erwarteten inneren Loyalität als einer
weitgehenden Identifizierung mit den poli-
tischen Aufgaben und Zielen des Staates. Zeit-
genössische deutschbaltische Pressestimmen
machten die Problematik deutlich, indem sie zur
erforderlichen Neuorientierung feststellten:
„Wir müssen uns einordnen und mitarbeiten,
nicht unterordnen oder gar abseits stehen“, oder
wenn sie auf die „psychologische Unmöglich-
keit“ hinwiesen, unmittelbar den weitergehen-
den Schritt zur inneren Loyalität zu vollziehen.
„Aber mitarbeiten, nicht nur mitmachen, das
halten wir für unsere Pflicht der neuen Form und
der alten Heimat gegenüber.“
Beide deutschbaltischen Volksgruppen erleb-
ten in dieser Phase ihrer Geschichte einen tief-
greifenden Umbruch in ihrer Struktur und in ih-
rem politischen Selbstverständnis. Politische
Organisation und parlamentarische Arbeit
wurden von Persönlichkeiten wahrgenommen,
die zum Teil durch ihr frühes Bekenntnis zur
Selbstständigkeit der neuen Staaten in Konflikt
mit ritterschaftlichen Kreisen geraten waren.
Ihr Verhältnis zu den amtlichen Stellen des
Deutschen Reiches wiederum war davon be-
stimmt, dass sie einerseits von Anfang an auf
erhebliche finanzielle Unterstützung zur Er-
haltung ihrer wirtschaftlichen und vor allem
der kulturellen Einrichtungen angewiesen wa-
ren, andererseits aber auch als Störfaktor in den
bilateralen Beziehungen betrachtet wurden.
Auf dem Wege zur Anerkennung als staatser-
haltende politische Kraft hatten die deutsch-
baltischen politischen Vertretungen sich
durchzusetzen gegen Widerstände sowohl in
den eigenen Volksgruppen als auch im politi-
schen Kräftespiel des jeweiligen Heimatstaates
sowie auch im außenpolitischen Beziehungs-
geflecht zwischen den baltischen Staaten ein-
erseits und Deutschland andererseits.

AUSHARREN OHNE PATHOS

Die Deutschbalten waren nach Georg von
Rauch „in ein neues gesellschaftliches Sein
eingetreten, dem ein gewandeltes Bewusst-
sein entsprechen musste. Die baltische Exis-
tenz war noch einmal prolongiert worden.“ In
dem folgenden zwanzigjährigen zähen Ringen
habe die alte Schirrensche Formel einen Be-

deutungswandel erfahren: ein „Ausharren und 
Feststehen“ nicht mehr als Träger der Macht, als
Herrenschicht, sondern nunmehr ohne Pathos
und ohne politischen Anspruch. Was blieb, war
der Gedanke des Landesdienstes in ganz neuen
Formen. Der berechtigte Rest dieses politischen
Anspruchs, so wäre zu ergänzen, bewegte sich
nun in den Bahnen, die durch Demokratie und
Parlamentarismus vorgegeben waren.
Der Eingliederungsprozess der Deutschbalten als
nationale Minderheit in die neuen Staaten Est-
land und Lettland erfolgte aufgrund einer immer
klarere Formen annehmenden politischen Kon-
zeption, die über den engeren Heimatraum hin-
aus insofern europäische Dimensionen annahm,
als sie ganz allgemein das Verhältnis von Nation
und Staat und darin die Volksgrupppenrechte
neu definierte. Man hat in den nationalpoli-
tischen Bemühungen deutschbaltischer Politiker
den Versuch gesehen, „dem durch die politische
und wirtschaftliche Entmachtung funktionslos
gewordenen deutschen Baltentum als Vor-
kämpfer nationaler Toleranz und als Anwalt des
Grundrechts national-kultureller Selbstbestim-
mung wieder zu einer Funktion im überstaat-
lichen, europäischen Rahmen zu verhelfen“ (A. v.
Taube). Es war in erster Linie Paul Schiemann als
der wohl bedeutendste deutschbaltische Poli-
tiker dieser Zeit, von dem die Integration der
Deutschbalten in den lettländischen Staat voran-
getrieben wurde und der darüber hinaus der 
europäischen Minderheitenbewegung entschei-
dende Impulse gab. Diese Bemühungen gaben
der deutschbaltischen Minderheitenpolitik ein
weiterreichendes Ziel als die Bewahrung jener in
der alten ständischen Ordnung wurzelnden Pri-
vilegien einer Oberschicht. Das Recht auf Kul-
turautonomie wurde von Schiemann vielmehr
gerade als ein Bindeglied zum Staat aufgefasst,
das der nationalen Minderheit erst die Mög-
lichkeit gebe, bewusste Staatsbürger zu erziehen. 

BETEILIGUNG AN DER
PARLAMENTARISCHEN ARBEIT

Die Beteiligung an der parlamentarischen Arbeit
eröffnete eine neue Phase im Zusammenleben
von Letten und Deutschbalten; in dieser Tätig-
keit zeigten sich sogleich auch Möglichkeiten
und Grenzen ihrer Minderheitenpolitik. Zu den
frühen Erfolgen gehört die unter geschickter
Ausnutzung der anfangs instabilen Lage im De-
zember 1919 durchgesetzte Schulautonomie
der Minderheiten – zu dieser Zeit waren zwei
Deutschbalten und ein Jude Mitglieder der Re-
gierung. Grenzen dagegen erfuhr die deutsche
Saeimafraktion bei ihrem ohnmächtigen Kampf
gegen die Verabschiedung des Agrargesetzes.
Obwohl die lettische Verfassung von 1922 im Ge-
gensatz zur estnischen keine allgemeinen Vor-
schriften über Minderheitenrechte enthielt, bot
sie den immerhin über ein Viertel der Gesamtbe-
völkerung stellenden nationalen Minderheiten
doch beträchtliche Einflussmöglichkeiten im
parlamentarischen Raum. So stellten allein die
Deutschbalten in den 18 Kabinetten der einein-
halb Jahrzehnte dauernden parlamentarischen
Periode Lettlands immerhin vier Minister und
zwei Ministergehilfen; 1927 erhielt Schiemann
den Auftrag zur Regierungsbildung, und zwei
Jahre später war er stellvertretender Delegierter
Lettlands beim Völkerbund. 

Die fast entschädigungslosen Güterenteignun-
gen, starke Abwanderung und ungünstige So-
zialstruktur erschwerten es den im Lande Blei-
benden, ein positives Verhältnis zu den jungen
baltischen Staaten zu finden. Es gehört zu den
historischen Leistungen, dass die Deutschbalten
auch in dieser Phase im parlamentarisch-demo-
kratischen System der Heimatstaaten mitarbei-
teten. Die Gewährung kultureller Autonomie-
rechte (1919 weitgehende Schulautonomie in
Lettland, 1925 umfassende Kulturautonomie in
Estland) erleichterte die Zusammenarbeit; re-
pressive Maßnahmen wie Kirchenenteignun-
gen erschwerten sie aber auch.

TRÜGERISCHE HOFFNUNGEN

Die vor allem von Teilen der deutschbaltischen
jungen Generation auf das erstarkende natio-
nalsozialistische Deutschland gesetzten Hoff-
nungen erwiesen sich als trügerisch, zumal als
dieses mit dem Hitler-Stalin-Pakt 1939 die
baltischen Staaten an die Sowjetunion auslie-
ferte. Die nur zwei Jahrzehnte zurückliegenden
Erfahrungen ließen den Deutschbalten aller-
dings keine Alternative: Vor der drohenden De-
portation verließen sie aufgrund der zwischen
dem Deutschen Reich und den baltischen Re-
publiken abgeschlossenen Umsiedlungsver-
träge 1939/41 ihre Heimat. Denn unmittelbar
nach dem Hitler-Stalin-Pakt hatte die UdSSR in
einem weiteren „Vertraulichen Protokoll“ im
„Grenz- und Freundschaftsvertrag“ den in 
ihren Interessengebieten „ansässigen Reichs-
angehörigen und anderen Persönlichkeiten
deutscher Abstammung“ die Möglichkeit zuge-
standen, nach Deutschland überzusiedeln. 
Nachdem der Abschluss der Beistandspakte
mit der Sowjetunion in der baltischen Öffent-
lichkeit Ende September 1939 als vorteilhaft
und friedenssichernd dargestellt worden war,
traf die Rede Hitlers vom 6. Oktober mit dem
Aufruf an die Deutschbalten zur „Rückkehr ins
Reich“ alle völlig unvorbereitet. Das Einlaufen
deutscher Handelsschiffe zur Durchführung
der Transporte auf der Reede von Tallinn noch
am Tage der offiziellen Erklärung wirkte gera-
dezu schockierend. Ironisch zitierte die estni-
sche Presse einen Beitrag der deutschen „Re-
valer Zeitung“ vom 9. Oktober, in dem es hieß,
man folge „einem Ruf, der Veränderung von
gewaltigem Ausmaß im Leben der Völker und
Länder Osteuropas mit sich bringen wird.“ 
Das Verhalten vor allem nationaler estnischer
Kreise war wenig freundlich, zum Teil aus-
gesprochen deutschfeindlich, was mit einer
komplexen Identitätskrise der estnischen Ge-
sellschaft am Vorabend des Zweiten Weltkrie-
ges zusammenhängt. Auch von vielen Letten
wurde die Umsiedlung der Deutschbalten als
Gewinn für eine nationale Konzentration be-
trachtet. Dabei unterschätzte man offenkun-
dig die Gefahr aus dem Osten. Als nämlich am
18. Oktober der erste deutsche Dampfer mit
Umsiedlern den Tallinner Hafen verließ, waren
wenige Stunden zuvor sowjetische Truppen
über die estnische Grenze einmarschiert – so
sah die Realität des Hitler-Stalin-Paktes aus.
Der weitaus größte Teil der Deutschbalten in
Estland und Lettland schloss sich der Umsied-
lung als einer „diktierten Option“ an. Denn bei
einem Verbleiben hätte den Deutschbalten das-
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selbe Schicksal gedroht, wie es zahlreiche Esten
und Letten in den bald einsetzenden Deporta-
tionen erleiden mussten. Nach dem Abschluss
von Umsiedlungsverträgen mit beiden bal-
tischen Regierungen erfasste die zum Jahres-
wechsel beendete Hauptumsiedlung rund
14.000 Personen aus Estland und rund 51.000
aus Lettland. Ein Teil der Zurückbleibenden
beteiligte sich an den Nachumsiedlungen vom
Frühjahr 1940 und vor allem nach der sowjeti-
schen Besetzung 1941. Unter den 7.000 Nach-
umsiedlern aus Estland und 10.000 aus Lettland
vom Jahr 1941 befanden sich auch bis zu 3.500
Esten und Letten, die damit den drohenden
Massenverhaftungen durch die Okkupations-
macht entgehen konnten. Aus Litauen wurden
die Deutschen, die sich soziologisch wesentlich
von den Deutschbalten unterschieden, erst auf-
grund einer deutsch-sowjetischen Umsied-
lungsvereinbarung vom 10. Januar 1941 so-
gleich umgesiedelt. Doch nach der deutschen
Besetzung Litauens bereits im Sommer kam es
1942 – anders als bei den Deutschbalten – zu ei-
ner einzigartigen Rücksiedlungsaktion, mit wel-
cher der größte Teil der Litauendeutschen bei
gleichzeitiger Verdrängung der polnischen, rus-
sischen und litauischen Bevölkerung in ihre al-
ten Wohngebiete zurück kehrte. Darin wird von
der Forschung der „Beginn einer umfassenden
deutschen Kolonisation in den baltischen Staa-
ten und in der Sowjetunion“ gesehen (H. Stos-
sun). Von dort begann für die Betroffenen im
Sommer 1944 ein erneuter Aufbruch: diesmal
aus Furcht vor der heranrückenden Front. – In
den Zusammenhang der Umsiedlung als ge-
meinsame deutsch-sowjetische Aktion gehört
ferner die Aussiedlung der Litauer aus dem Me-
mel- und dem Suwalkigebiet. 

VERLUST DER BALTISCHEN HEIMAT

Der Verlust der baltischen Heimat konnte auch
nicht durch die vom Dritten Reich definierten
„neuen Aufgaben“ in Danzig-Westpreußen
oder im Warthegau ersetzt werden. Von hier
aus teilten die Deutschbalten bei Kriegsende in
der Flucht das Schicksal anderer ostdeutscher 
Bevölkerungsgruppen wie auch die Deutschen
aus Litauen. Während des Zweiten Weltkrieges

hatten nur wenige Deutschbalten kurzfristig in
ihre Heimat zurückkehren können – damit war
eine 750-jährige Geschichte der Deutschen im
Baltikum zu Ende gegangen. Ihr Wirken in Leis-
tung und Versäumnis hat in der Entwicklung
dieser Region unübersehbare Spuren hinterlas-
sen und deren Menschen entscheidend mitge-
prägt. Der so genannte „deutsche Faktor“ ge-
hört zum gesamtbaltischen Erbe und stellt
einen spezifischen Beitrag dar zur Gesamtge-
schichte der Deutschen im östlichen Europa.
Deutschbalten wirkten in der Vergangenheit in
erheblichem Maße als kulturelle Multiplikatoren
– selbst in einer Zeit, als die sowjetische Herr-
schaft über die baltischen Länder Kontakte fast
einfrieren ließ oder jedenfalls nur in äußerst be-
grenztem Maße ermöglichte. Viele haben in der
einen oder anderen Form ihren Teil dazu beige-
tragen, dass die baltischen Länder und ihre
Bewohner auch in der „Zeit der Stagnation“ im
Westen nicht vergessen wurden – dabei war es
oft recht mühsam, Menschen in der Bundes-
republik davon zu überzeugen, dass es sich hier
um Länder handelte, denen die Deutschen aus
ihrer gemeinsamen Geschichte in einer beson-
deren Weise verpflichtet waren und auch
weiterhin sind: die Deutschbalten durch ihre
Herkunft, andere durch den Anteil deutscher
Politik am baltischen Schicksal vor allem im kri-
senhaften 20. Jahrhundert. 
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ERRATUM
In dem Heft „Die Osterweiterung der EU“ (Heft 1/2004) hat sich in dem Beitrag über die Arbeitsmarktperspektiven in der erweiterten Europäischen
Union (von Elmar Hönekopp) auf Seite 37 in Tabelle 4 der Fehlerteufel eingeschlichen. Die nachfolgende Tabelle gibt die richtigen Werte in den
Spalten D = 100 fett gesetzt wieder.

BIP/Kopf (KKP) BIP/Kopf (Euro)

1993 2002 (1) 1993 2002 (1)

Euro/KKP D=100 Euro/KKP D=100 Euro D=100 Euro D=100
Polen 3.790 21,5 9.500 39,6 1.900 9,2 5.200 20,7
Tschech. Rep. 9.830 55,9 14.400 60,0 2.900 14,1 7.200 28,6
Slowakei 7.030 39,9 11.400 47,5 2.000 9,7 4.700 18,7
Ungarn 7.400 42,0 13.600 56,7 3.300 16,0 6.900 27,4
Slowenien 9.740 55,3 17.700 73,8 5.400 26,2 11.700 46,5
Deutschland 17.600 100 24.000 100 20.600 100 25.150 100
EU-15 16.379 24.000 16.379 24.000
z. Vgl.: Griechenland 10.440 59,3 15.020 62,6 7.700 37,4 11.970 47,6

TABELLE 4: AUSGEWÄHLTE BEITRITTSLÄNDER – BIP PRO KOPF 1993 UND 2002

KKP: Kaufkraftparitäten; BIP zu laufenden Preisen und Wechselkursen © IAB-Hö 0311
1) Deutschland und Griechenland: 2001 Quelle: Eurostat, NewCronos (BIP pro Kopf); eigene Auswertung und Berechnung
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BLICK AUF EINEN JÜDISCHEN

FRIEDHOF IN KREKENAVA

(LITAUEN). VOR DEM

ZWEITEN WELTKRIEG LEBTEN

IN DEN BALTISCHEN STAATEN

ETWA 350.000 JUDEN,
DAVON ÜBER 240.000 IN

LITAUEN. WILNA (VILNIUS)
UND RIGA WAREN

BEDEUTENDE ZENTREN

JÜDISCHEN LEBENS UND

JÜDISCHER KULTUR.
picture alliance/dpa

Er ging, in einen schwarzen Umhang gekleidet,
mit einer Pistole in der Hand in der Stadt he-
rum. Von den Einwohnern wurde er der
‚schwarze Kommandeur‘ genannt. Der Friseur
der Stadt, Petras Bitelis, wurde ebenfalls für
seine mörderischen und gewalttätigen Aktio-
nen bekannt. Von Juni bis August 1941 wur-
den 286 Familien und sechs Individuen mas-
sakriert.“1 Vor dem Einmarsch der Wehrmacht
und in den ersten Tagen der Besatzung Litau-
ens im Juni 1941 kam es an mindestens 40 Or-
ten zu Pogromen von Litauern an Juden, in 25
verschiedenen Orten kam es zu Raubüberfäl-
len und in mindestens 36 Fällen sind Angriffe
auf Rabbiner belegt.2

Ein Oberst der Wehrmacht, Adjutant beim Stab
der Heeresgruppe Nord, erinnerte sich an fol-
gende Szene, die er am 27. Juni 1941 in Kau-
nas miterlebte: „Auf der Fahrt durch die Stadt
kam ich an einer Tankstelle vorüber, die von ei-
ner dichten Menschenmenge umlagert war. In
dieser befanden sich auch viele Frauen, die
ihre Kinder hochhoben, oder, um besser sehen
zu können, auf Stühlen und auf Kisten stan-
den. Der immer wieder aufbrausende Beifall –
Bravo-Rufe, Händeklatschen und Lachen –
ließ mich zunächst eine Siegesfeier oder eine
Art sportliche Veranstaltung vermuten. (…)
Nähertretend aber wurde ich Augenzeuge
wohl des furchtbarsten Geschehens, das ich
im Verlauf von zwei Weltkriegen gesehen
habe. Auf dem betonierten Vorplatz dieser
Tankstelle stand ein mittelgroßer, blonder und
etwa 25-jähriger Mann, der sich gerade ausru-
hend auf einen armdicken Holzprügel stützte,
der ihm bis zur Brust reichte. Zu seinen Füßen
lagen etwa 15 bis 20 Tote oder Sterbende. Aus
einem Wasserschlauch floß ständig Wasser
und spülte das vergossene Blut in einen Ab-
flußgully. Nur wenige Schritte hinter diesem

Manne standen etwa 20 Männer, die – von ei-
nigen bewaffneten Zivilisten bewacht – in
stummer Ergebenheit auf ihre Hinrichtung
warteten. Auf einen kurzen Wink trat dann der
Nächste vor und wurde auf die bestialischste
Weise mit dem Holzknüppel zu Tode geprügelt,
wobei jeder Schlag von begeisterten Zurufen
seitens der Zuschauer begleitet wurde.“3

PLANVOLLE VERNICHTUNG DURCH
EINSATZGRUPPEN

Diese Judenmorde der örtlichen litauischen
Bevölkerung – hier aus zwei verschiedenen
Perspektiven, zunächst aus Reihen der Opfer
und dann der Täter, anschaulich geschildert –,
von Reinhard Heydrich, dem Chef der Si-
cherheitspolizei (Sipo) und des Sicherheits-
dienstes (SD) und Leiter des Reichssicherheits-
hauptamtes (RSHA) in Berlin, der zentrals-
ten Planungsbehörde der Judenvernichtung, 
als „Selbstreinigungsbestrebungen“ tituliert,
stellten die deutschen Besatzer allerdings
nicht vollauf zufrieden, und so entschieden sie
sehr rasch, dass diesen Pogromen die planvolle
Vernichtung durch die Einsatzgruppen unter
Einbeziehung der als Hilfspolizei eingesetzten
lokalen Milizen zu präferieren sei.
Diese Einsatzgruppen wurden speziell für
diese Mordaktionen im Verlauf der geheimen
Vorbereitungen des Überfalls auf die Sowjet-
union zusammengestellt und ausgebildet. Zu
diesen gehörten auch „ganz normale Männer“4

der deutschen Polizei. Erstmalig hatte es diese
Einsatzgruppen als mobile polizeiliche Einhei-
ten anlässlich des deutschen Einmarsches in
Österreich 1938 gegeben. Der rassenideolo-
gisch begründete Vernichtungskrieg gegen
den „jüdischen Bolschewismus“ der Sowjet-

ERSTE POGROME – TÄTER UND OPFER

Skuodas, ein kleines Städtchen im Nordwesten
Litauens, wurde gleich am ersten Tag des Krie-
ges des Deutschen Reiches gegen die Sowjet-
union, am 22. Juni 1941, von Wehrmachts-
truppen besetzt. Alex Faitelson, Überlebender
des Holocaust, beschreibt diesen Tag folgen-
dermaßen: „Die ‚Aktivisten‘ und besonders die
Studenten des Gymnasiums begannen die Ju-
den zu misshandeln, stahlen ihren Besitz, ver-
hafteten und ermordeten sie. All das wurde
vom Priester Lionginas Jankauskas organisiert.

„ÜBUNGSPLATZ“ FÜR DEN MILLIONENFACHEN MASSENMORD

Der Holocaust in Litauen 1941 bis 1944
FLORIAN C. KNAB

Vor dem Zweiten Weltkrieg lebten in
den baltischen Staaten etwa 350.000 
Juden, davon über 240.000 in Litauen.
Wilna und Riga waren bedeutende
Zentren jüdischen Lebens und jüdischer
Kultur. Wilna hieß nicht ohne Grund „Je-
rusalem des Nordens“. Rund hundert Sy-
nagogen und eine berühmte hebräische
Bibliothek zeugten von einer lebendi-
gen jüdischen Kultur. Litauen war zwi-
schen 1941 und 1944 der Schauplatz bei-
spielloser Judenmorde. Florian C. Knab
erörtert in seinem Beitrag die Vorausset-
zungen und die Durchführung des Ho-
locaust in Litauen. Die aktive Teilnah-
me von Litauern am Massenmord an
den Juden und die jahrelange Tabuisie-
rung dieser Ereignisse verdeutlichen,
dass die Aufgabe der Geschichtsfor-
schung in Litauen mehr als nur eine aka-
demische Auseinandersetzung mit die-
sem Thema ist. Red.
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union war allerdings kein Krieg mehr im tradi-
tionellen Sinne. Vielmehr handelte es sich da-
bei um den „ungeheuerlichsten Eroberungs-,
Versklavungs- und Vernichtungskrieg, den die
moderne Geschichte kennt“, wie der Historiker
Ernst Nolte sehr treffend formuliert hat.5

DIE IDEOLOGIE DES
VERNICHTUNGSKRIEGES

Gab es in den Reihen der deutschen Genera-
lität angesichts der Massenliquidierungen ab
September 1939 im besetzten Polen noch (ver-
haltene) Proteste, so verstummten diese im
Jahr 1941 vollkommen. Nur teilweise kann
dies aber darauf zurückgeführt werden, dass
Hitlers Ansehen in den Reihen der Wehrmacht
aufgrund des raschen militärischen Erfolges
im Westfeldzug gegen Frankreich gefestigter
war. Vielmehr ist davon auszugehen, dass 
sich das Russland-Bild führender deutscher
Generäle in vielen Punkten mit Hitlers radika-
lem Antibolschewismus und Antisemitismus
deckte. Die Hitlers Überlegungen bestim-
menden ideologischen Momente traten am 
30. März 1941 deutlich hervor, als er vor etwa
250 höheren Offizieren der Wehrmacht im
Rahmen seiner Ausführungen über den bevor-
stehenden „Kampf zweier Weltanschauungen“
zur „Ausrottung des Kommunismus für alle
Zeiten“ und zur „Vernichtung der bolschewis-
tischen Kommissare und kommunistischen In-
telligenz“ aufrief. Selbst bei der Aufforderun-
gen, dass „vom Standpunkt des soldatischen
Kameradentums“ abzurücken sei, erfuhr Hitler
weder direkten noch indirekten Widerspruch
der Generäle.6

Bis zum Angriff auf die Sowjetunion hatte das
Dritte Reich den im September 1939 begonne-
nen Krieg überwiegend im Stile konventionel-
ler militärischer Auseinandersetzungen ge-
führt. Allerdings schon mit Ausnahme Polens,
wo bereits ansatzweise nationalsozialistische
Vorstellungen einer radikalen „völkischen Flur-
bereinigung“ in die Tat umgesetzt worden wa-
ren. Mit den Vorbereitungen zum deutschen
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Überfall auf die Sowjetunion wurde nun end-
gültig der Übergang zu einem Weltanschau-
ungskrieg, zu einem rassistischen Vernich-
tungs- und Lebensraumkrieg vollzogen. Lang-
fristig bedeutete die Eroberung sowjetischer
Gebiete die Umsetzung des von Hitler bereits
in seinem 1924 erschienenen Buch „Mein
Kampf“ entwickelten Lebensraumprogram-
mes, die Verwirklichung einer groß angelegten
„Ostsiedlung“ (Germanisierung Osteuropas)
und einer damit zusammenhängenden totalen
Vernichtung des nur in den Köpfen der Natio-
nalsozialisten existierenden Konglomerats ei-
nes „jüdischen Bolschewismus“.7

DIE ROLLE DER WEHRMACHT

Diesem Radikalisierungsprozess stand auch
die Wehrmacht nicht entgegen, die in der Vor-
bereitungsphase zum Feldzug gegen die So-
wjetunion, die Mitte 1940, nach dem gewon-
nenen Feldzug gegen Frankreich, einsetzte,
ideologisches Gedankengut der NS-Führung
übernahm und in grundsätzliche Befehle um-
setzte. Dadurch wurde eine Armee aus mehre-
ren Millionen Männern dazu verpflichtet, radi-
kale weltanschauliche Ziele durchzusetzen.
Erst durch diese Radikalisierung eröffneten
sich weitere Möglichkeiten zur Durchsetzung
und Durchführung der „Endlösung der Juden-
frage“ im gesamteuropäischen Rahmen. Die
allgemeinen Vorstellungen über die Besat-
zungspolitik im Osten schlossen von vornhe-
rein den Tod einer ungeheuer großen Zahl von
Menschen ein. Neben der vorgesehen Liqui-
dierung der kommunistischen Führungs-
schicht, von Juden, Zigeunern und anderen
„rassisch Minderwertigen“ war insbesondere
eine allgemeine Dezimierung der Bevölkerung
in den zu besetzenden Gebieten vorgesehen.8

In den „Richtlinien auf Sondergebieten zur
Weisung Nr. 21 (Fall Barbarossa)“ vom 13.
März 1941, die als „Geheime Kommandosa-
che“ deklariert waren und die die Grundzüge
der Besatzungsverwaltung in den zu erobern-
den Gebieten festlegte, heißt es: „Im Opera-

tionsgebiet des Heeres erhält der Reichsführer
SS zur Vorbereitung der politischen Verwal-
tung Sonderaufgaben im Auftrage des Füh-
rers, die sich aus dem endgültig auszutragen-
den Kampf zweier entgegengesetzter politi-
scher Systeme ergeben. Im Rahmen dieser
Aufgaben handelt der Reichsführer SS selb-
ständig und in eigener Verantwortung.“9 Zeit-
lich parallel zu den „Richtlinien“ wurde der
„Erlaß über die Ausübung der Kriegsgerichts-
barkeit im Gebiet Barbarossa“ herausgegeben,
dem mit der Übereinkunft zwischen Wehr-
macht und SS über den „Einsatz der Einsatz-
gruppen im Verband des Heeres“ (28. April
1941), den „Richtlinien über das Verhalten der
Truppe in 
Rußland“ (19. Mai 1941) und den „Richtlinien
für die Behandlung politischer Kommissare“
(6. Juni 1941) weitere, sowohl für die bevor-
stehende Kriegsführung als auch für die Be-
handlung der Zivilbevölkerung, vor allem der
Juden, essentielle und zugleich mörderische
Ausführungsbestimmungen folgten.10

EIN BESONDERER TYPUS VON TÄTERN

Am 21. Juni 1941, dem Vorabend zum Kriegs-
beginn der „Operation Barbarossa“, waren ins-
gesamt 3.000 Personen, auf vier Einsatzgrup-
pen verteilt, zum Einsatz bereit. Zuständig für
das Baltikum im Gebiet der Heeresgruppe
Nord war die Einsatzgruppe A (EG A) unter der
Leitung von Dr. Walter Stahlecker mit den
Sonderkommandos (SK) 1a und 1b und den
Einsatzkommandos (EK) 2 und 3. Verantwort-
lich für Litauen zeichnete sich letztendlich das
EK 3, das von dem aus Waldkirch im Schwarz-
wald stammenden Karl Jäger als Kommandeur
der Sicherheitspolizei (KdS) mit Sitz in Kaunas
geleitet wurde.
Die EG A war mit 990 Mann die zahlenmäßig
umfangreichste Einheit. Davon gehörten 89
(9%) der Geheimen Staatspolizei (Gestapo)
und 41 (4,1%) der Kriminalpolizei (Kripo) an,
welche in der Organisationsstruktur der Deut-
schen Polizei als Sicherheitspolizei zusam-
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mengefasst waren. Dazu kamen noch 35 An-
gehörige (3,5%) des SD, 133 Ordnungspolizis-
ten (13,4%) und 340 Waffen-SS-Männer
(34,4%), so dass fast alle dem Reichsführer SS
(RFSS) und Reichskommissar zur Festigung
des deutschen Volkstums (RKF) Heinrich
Himmler unterstehenden Kräfte in der Ein-
satzgruppe vertreten waren.11 Beinahe alle
Kommandoführer der EG A waren Juristen,
acht von zwölf waren promoviert. Peter Lon-
gerich folgerte daraus einen spezifischen Tä-
ter-Typus heraus: „der theoretisch vorgebil-
dete wie praktisch innerhalb des Polizeiappa-
rates geschulte ‚Fachmann‘, der gleichzeitig
ein der NS-Ideologie verhafteter, radikaler
Überzeugungstäter war; bei diesem Typus er-
gänzten sich juristische Fachausbildung und
bürokratische Effizienz einerseits sowie Eigen-
initiative, Improvisationsgabe und Skrupello-
sigkeit andererseits zu einer fürchterlichen
Mischung.“12 Dr. Walter Stahlecker, der erste
Führer der EG A, war bis zu seinem Einsatz im
Baltikum im Auswärtigen Amt tätig, hatte aber
bereits in Wien, Prag und Oslo als Leiter der lo-
kalen Gestapo erste Erfahrungen in der „Ju-
denpolitik“ gesammelt. Zusammen mit Adolf
Eichmann, dem Leiter des Referats IV D 4 (spä-
ter IV B 4), dem Referat für „Judenangele-
genheiten und Räumungsangelegenheiten“
im RSHA – der zentralen Stelle zur Organisa-
tion der Deportationen jüdischer Menschen –
war Stahlecker an dem gescheiterten „Nisko-
Projekt“ 1939, dem ersten von drei Deporta-
tionsprojekten, beteiligt.13

Das regelrechte Abschlachten der sowjetischen
Juden, natürlich auch der in diesem Fall rele-
vanten litauischen Juden, blieb von Beginn der
„Operation Barbarossa“ an nicht unbekannt.
Aus den täglichen „Erfolgsmeldungen“ der re-
gional operierenden Mordkommandos erstellte
das RSHA zusammenfassende „Tätigkeits- und
Lageberichte des Chefs der Sicherheitspolizei
und des SD in der UdSSR“. Diese wurden regel-
mäßig und in größerer Anzahl an deutsche Mi-
nisterien, Partei- und Wehrmachtsdienststel-
len weitergeleitet. Im RSHA wurden bis April
1942 elf „Tätigkeits- und Lageberichte des
Chefs der Sicherheitspolizei und des SD in der
UdSSR“ angefertigt und als „Geheime Reichs-
sache“ deklariert. Alle Berichte mit Ausnahme
des neunten Berichts wurden nach dem Krieg
in den Aktenbeständen des Auswärtigen Amtes
gefunden. Der historischen Forschung dienen
sie heute als Schlüsseldokumente.

LITAUEN ALS OBJEKT MILITÄRISCH-
POLITISCHER KONFLIKTE

Am 23. März 1939 hatte das Deutsche Reich
die polnisch-litauische Grenzstadt Memel an-
nektiert. Durch das zunächst geheime Zusatz-
abkommen im deutsch-sowjetischen Nichtan-
griffspakt, nach den Unterhändlern Molotow-
Ribbentrop-Abkommen genannt, vom 23.
August 1939 fiel Litauen unter sowjetische
Einflusssphäre, so dass das Land am 10. Okto-
ber 1939 der Errichtung sowjetischer Stütz-
punkte zustimmen musste. Am 30. Oktober
1939 wurde die ehemalige Hauptstadt Litau-
ens Wilna von Polen an Litauen zurückgege-
ben. Dadurch nahm die jüdische Bevölkerung
Litauens um etwa 100.000 Menschen zu, da-

runter ungefähr 15.000 Flüchtlinge aus dem
besetzten Polen. Auf das Zusatzabkommen,
das Litauen seine Eigenstaatlichkeit nahm,
reagierten breite Teile der litauischen Öffent-
lichkeit enttäuscht und ließen ihrer Wut in
vermehrten Anschlägen auf Juden und jüdi-
sches Eigentum freien Lauf. Als die litauische
Armee in Wilna einmarschierte, wurden bei-
nahe 200 Juden bei Pogromen verletzt.
Vom geopolitischen Standpunkt aus wurde
das kleine baltische Land zum Objekt der mili-
tärisch-politischen Konflikte zwischen dem
Deutschen Reich und der Sowjetunion. Allge-
mein anerkannt wurde dabei vor allem die Tat-
sache, dass Litauen als neutraler Staat nicht
mehr weiter existieren konnte. Für Litauer be-
deutete die Besetzung ihres Landes das defini-
tive Ende ihrer Unabhängigkeit. Viele Litauer
sahen in den Juden Unterstützer des sowjeti-
schen Systems, obwohl auch diese unter der
sowjetischen Besatzung zu leiden hatten. Be-
reits vor der Invasion der Wehrmacht im Juni
1941 verbreiteten litauische Untergrundorga-
nisationen, wie zum Beispiel die am 17. No-
vember 1940 in Berlin gegründete und vom
deutschen militärischen Nachrichtendienst
protegierte Lietuviu Aktyvistu Frontas (LAF, Li-
tauische Aktivisten Front), Flugblätter mit
Drohungen gegen Juden, und es kam, wie
schon erwähnt, sogar schon vereinzelt zu Po-
gromen. Vom 15. Juni 1940 ab kontrollierte die
sowjetische Armee ganz Litauen, und etwa
sieben Wochen später wurde das Land als Li-
tauische Sowjetrepublik komplett von der Sow-
jetunion annektiert. Als Reaktion auf diese,
von vielen Litauern unerwünschte Annexion,
bildeten sich verschiedene Untergrundorgani-
sationen, u. a. die auch schon in den Erinne-
rungen von Alex Faitelson genannte LAF.

MASSENVERHAFTUNGEN UND
VERBANNUNGEN

In der Folgezeit erlitten Juden wie Litauer ei-
nen schweren Schlag durch Massenverhaf-
tungen und Verbannungen, die von sowjeti-
schen Organen durchgeführt wurden. Bereits
1940 wurden verschiedene Persönlichkeiten
der jüdischen Gemeinde verhaftet und inhaf-
tiert.14 Höhepunkt der Verhaftungswelle so ge-
nannter „antisowjetischer Elemente“ war das
Frühjahr 1941, der vom 14. bis zum 17. Juni
1941, also nur wenige Tage vor dem deutschen
Überfall, die größte Deportation der russi-
schen Besatzungszeit folgte. Die Enzyklopädie
des Holocaust nennt eine Zahl von 7.000 Ju-
den, die in diesem Zeitrahmen aus Litauen
nach Sibirien und in andere asiatische Gebiete
der Sowjetunion verschleppt wurden.15 Daraus
resultiert auch die „Theorie des doppelten Ge-
nozids“, von der noch zu sprechen sein wird.
Sie besagt, ganz kurz gefasst, dass Juden sich
während der sowjetischen Besatzungszeit
1940/41 am Genozid an Litauern beteiligt hät-
ten, weshalb sich dann Litauer ab Juni 1941
am Genozid an den Juden beteiligten.

DIE „OPERATION BARBAROSSA“

Der deutsche Angriff auf die Sowjetunion be-
gann am 22. Juni 1941 um 3.15 Uhr ohne vor-

herige Kriegserklärung. Im Nordabschnitt der
Front eröffnete die Wehrmacht die Kampf-
handlungen mit Luftangriffen auf militärische
Ziele. Unter anderem wurde dabei der Flug-
platz in Kaunas völlig zerstört. Die Heeres-
gruppe Nord stieß auf breiter Front relativ
rasch ins Baltikum vor, den Kern der Operation
bildete der schnelle Vorstoß der Panzergruppe
4, der von der 16. und der 18. Armee flankiert
wurde. Wichtigstes Ziel des deutschen Angrif-
fes auf Litauen war die Eroberung von Kaunas,
das durch das II. Armeekorps am 24. Juni 1941
um 17.15 Uhr beinahe kampf- und wider-
standslos eingenommen wurde. Am gleichen
Morgen war auch Wilna von deutschen Trup-
pen besetzt worden, so dass keine drei Tage
nach dem Beginn der „Operation Barbarossa“
die beiden wichtigsten Städte Litauens unter
deutscher Herrschaft standen. Für Litauen, das
nach nur fünf Kampftagen völlig unter deut-
scher Besatzung war, bedeutete dies vor allem
einen sehr frühen Beginn der Errichtung einer
deutschen (militärischen) Besatzungsherr-
schaft.

KOLLABORATION MIT DEN BESATZERN

Einen Tag nach dem deutschen Überfall auf
die Sowjetunion skandierten viele Litauer den
Slogan „Nieder mit der Regierung von Bettlern
und Juden“ und errichteten eine provisorische
Regierung, die allerdings nur drei Tage am-
tierte. Daraufhin traten schon viele Juden die
Flucht nach Osten an. Jedoch erreichten nur
knapp 15.000 Menschen die Sowjetunion, von
denen mehr als ein Drittel aktive Gegner des
Nationalsozialismus gewesen waren. Ein
Großteil der litauischen Bevölkerung hieß die
Deutschen willkommen, viele kollaborierten
mit ihnen. Die deutschen Besatzungsbehör-
den, die oftmals als Befreier vom stalinisti-
schen Joch angesehen und empfangen wur-
den, vermochten den Hass gegen den zuvor
herrschenden Machtapparat Stalins rasch auf
die „Juden-Kommunisten“ umzulenken. „Die
baltische Bevölkerung begrüßte – bis auf ganz
geringe Ausnahmen – die einrückenden deut-
schen Truppen. Die einheimischen Behörden
waren sofort zur Zusammenarbeit bereit“, wie
sich Werner Haupt erinnerte.16 Selbst die ka-
tholische Kirche Litauens hatte in erheblichem
Umfang für die deutschen Besatzer agitiert. So
hatte der Primas von Litauen, Juozapas Skvi-
reckas, in einer landesweit ausgestrahlten Ra-
dioansprache zur Kollaboration mit dem Deut-
schen Reich aufgerufen. Die geistlichen Führer
Litauens taten von Anfang an nichts, um der
Ermordung der jüdischen Bevölkerung Einhalt
zu gebieten. Im Gegenteil: Sie gehörten, wie
Priester Lionginas Jankauskas in der von Alex
Faitelson berichteten Episode, sogar den Exe-
kutionskommandos an.
Zwischen 1919 und 1940 hatte sich im Leben der
litauischen Juden eine historisch seltene Meta-
morphose vollzogen: Zu Beginn wurden sie in
zwei Teile gespalten, die in zwei Staaten gelang-
ten, Litauen und Polen; am Ende vereinigten sie
sich wieder in einem Staat – Litauen. In dieser
Phase gelang es, ein völlig neues und in diesen
geographischen Regionen bedeutendes und
ehrenvolles Zentrum des gesellschaftlich-poli-
tischen und kulturell-geistigen jüdischen Le-
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bens zu schaffen. In den Jahren 1940 und 1941
begann die Vernichtung dieses Lebens.

POGROME UND MASSAKER 

„Aufgabe der Sicherheitspolizei mußte es
sein,“ wie es im Bericht der Einsatzgruppe A
von Mitte Oktober, dem so genannten ersten
Stahlecker-Bericht, hieß, „die Selbstreini-
gungsbestrebungen in Gang zu setzen und in
die richtigen Bahnen zu lenken, um das ge-
steckte Säuberungsziel so schnell wie möglich
zu erreichen. Nicht minder wesentlich war es,
für die spätere Zeit die feststehende und be-
weisbare Tatsache zu schaffen, dass die be-
freite Bevölkerung aus sich selbst heraus zu
den härtesten Maßnahmen gegen den bol-
schewistischen und jüdischen Gegner gegrif-
fen hat, ohne dass eine Anweisung deutscher
Stellen erkennbar ist.“ Von vornherein sei es
dabei „selbstverständlich gewesen, dass nur
die ersten Tage nach der Besetzung die Mög-
lichkeit zur Durchführung von Pogromen bo-
ten.“17 So begannen, wie auch in den eingangs
zitierten Erlebnissen berichtet, bereits in den
ersten Tagen nach dem Einmarsch deutscher
Truppen in Litauen, und noch ohne direkte Be-
teiligung der EG A, aber von den Besatzern ins-
piriert, in der Nähe der deutsch-litauischen
Grenze und im ganzen Land Judenpogrome
und Judenmassaker.
Diese waren in der Regel spontan, und waren
dabei häufig von persönlicher Rache und Hab-
gier geprägt. Der Pole Kazimierz Sakowicz no-
tierte, nachdem er litauische Mordkommandos
in dem acht Kilometer südlich von Wilna ge-
legenen Dorf Paneriai beobachtet hatte, in 
sein Tagebuch: „Für die Deutschen bedeuteten
dreihundert Juden dreihundert Feinde der
Menschheit. Für die Litauer bedeuteten sie
dreihundert Hosen, dreihundert Paar Schu-
he.“18 Bronius Eliosaitis, der den Holocaust in
Litauen überlebte, erinnert sich an die ersten
Tage der deutschen Besatzung in Kaunas: „Wer
in den ersten Kriegstagen auf der Straße war,
ging das Risiko ein, auf der Stelle erschossen zu
werden.“19 Diese von Stahlecker initiierten Po-
grome dauerten in Kaunas vom 25. bis zum 29.
Juni 1941 und forderten 3.800 Todesopfer.20 Zu
dieser Zahl müssen allerdings noch die Toten
aus den umliegenden Dörfern hinzugerechnet
werden, die jedoch nicht exakt zu beziffern
sind. Jedoch war es nicht einfach, das Pogrom
in Kaunas in Gang zu setzen, wie Stahlecker
schrieb. Erst dem Führer einer Partisanen-
gruppe, dem Journalisten Klimatis, „gelang es,
auf Grund der ihm von dem in Kauen (dt. für
Kaunas, d. Verf.) eingesetzten kleinen Vorkom-
mando gegebenen Hinweise ein Pogrom einzu-
leiten, ohne dass nach außen irgendein deut-
scher Auftrag oder eine deutsche Anregung
erkennbar wurde.“21 Eines der prominentesten
Opfer war der Rabbiner von Kaunas, dem am
26. Juni 1941 auf einem öffentlichen Platz der
Kopf abgesägt und der dann anschließend in
einem Schaufenster ausgestellt wurde. „Be-
fehlsgemäß war die Sicherheitspolizei ent-
schlossen, die Judenfrage mit allen Mitteln und
aller Entschiedenheit zu lösen“, fuhr Stahlecker
in seinem Bericht fort.22

In der Tat mit allen Mitteln und aller Entschie-
denheit. Bereits am 24. Juni 1941, also nur
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zwei Tage nach Beginn der „Operation Barba-
rossa“, wurden wenige Kilometer hinter der
Grenze in dem kleinen litauischen Dorf
Gargādai, (dt. Garsden) die ersten Morde an
Juden durch Mordkommandos begangen. Ein
Kommando der deutschen Sipo und des SD
aus Tilsit und eine Abteilung der Schutzpolizei
aus Memel erschossen an jenem Nachmittag
201 Menschen.23 Es handelte sich offensicht-
lich um alle männlichen jüdischen Einwohner
dieses Ortes im wehrfähigen Alter. Dieser „Ak-
tion“ folgte eine ganze Reihe weiterer „Aktio-
nen“ im litauischen Grenzgebiet; bis zum 18.
Juli 1941 wurden dabei mehr als 3.300 Men-
schen ermordet.24

DIE ROLLE DER SONDEREINHEITEN

Im Sommer 1941 hatte sich innerhalb des EK 3
unter Karl Jägers Adjutanten, Joachim Ha-
mann, eine Sondereinheit formiert, die für die
Durchführung von Exekutionen an der jüdi-
schen Landbevölkerung zuständig war. Um in
ganz Litauen eingesetzt werden zu können,
war die Einheit motorisiert; daher auch die Be-
zeichnung „Rollkommando Hamann“. Vom 7.
Juli bis zum 2. Oktober 1941 führte dieses
Kommando insgesamt 62 Exekutionen durch,
bei denen mindestens 60.000 Menschen auf
dem flachen Land durch Massenerschießun-
gen ermordet wurden. Das Kommando be-
stand aus 40 Personen, von denen lediglich bei
fünf davon ausgegangen werden kann, dass
sie alle den Rang eines SS-Hauptscharführers
hatten und regelmäßig an „Aktionen“ teilnah-
men. Zusätzlich gehörten 57 litauische Hilfs-
kräfte, ehemalige Unteroffiziere und Schützen
der litauischen Armee, zum „Rollkommando“,
deren militärische Schulung Hamann persön-
lich übernahm. Zweite wichtige Figur des
Kommandos war Bronius Norkus, ein ehema-
liger Berufssoldat der litauischen Luftwaffe.
In der Regel arbeiteten Jäger und Hamann
per Landkarte und durch Meldung der ent-
sprechenden Gebietskommissare nach und
nach die jüdischen Siedlungszentren auf dem
flachen Land ab. Kleine Provinzstädte dienten
als Sammelpunkte. War die Entscheidung für
einen Exekutionsort gefallen, kontaktierte
Hamanns oder Jägers Dienststelle die lokale
Polizei. Die litauische Ortspolizei, in einigen
Fällen auch die örtliche deutsche Polizei,
übernahm dann die Vorbereitung der „Aktio-
nen“. Die Vorbereitung bestand im wesent-
lichen aus drei Teilen: Konzentration der vor-
gesehenen Opfer, Auswahl und Vorbereitung
des Erschießungsplatzes und Zusammenzie-
hen der benötigten Hilfskräfte auf leicht 
zu bewachenden Plätzen (wie Marktplätze,
Friedhöfe, usw.). Die Bewachung der Juden
übernahm in der Regel der litauische Selbst-
schutz, sowohl auf dem Marsch zur Erschie-
ßungsstätte wie an der Sammelstelle. Als
Exekutionsorte wurden in der Regel abgele-
gene Waldstücke ausgewählt, zu denen es
passierbare Zuwege für die Fahrzeuge des
„Rollkommandos“ gab. Diese waren ungefähr
vier bis fünf Kilometer von den Sammelpunk-
ten entfernt. Hamann war bei allen Erschie-
ßungen persönlich anwesend, auch litauische
Schaulustige befanden sich häufig in relati-
ver Nähe zu den Exekutionsorten.25

Die Orte der Erschießungen mit den zugehöri-
gen Zahlen der Opfer gab Hamann an Jäger
weiter, der sie dann in seine Tabellen eintrug,
die später Eingang in den „Jäger-Bericht“, ei-
nem weiteren Schlüsseldokument zur Erfor-
schung der Geschichte des Holocaust, fanden.
Das Rollkommando, so lässt sich rekonstruie-
ren, führte bis zu fünf Exekutionen pro Woche
durch, wodurch „keine Stockung im Dienstbe-
trieb“ (Jäger-Bericht) aufkam.26 In Zagara, ei-
ner Kleinstadt in der Nähe von Schaulen, wur-
den am 2. Oktober 1941 633 Juden, 1.107 Jü-
dinnen und 496 jüdische Kinder erschossen –
dies war die letzte Aktion des Rollkommandos
Hamann, das danach aufgelöst wurde.

DAS KONZEPT DES TERRORS

Das systematische Vorgehen des EK der
Staatspolizeistelle Tilsit in den litauischen
Grenzorten und des Rollkommandos Hamann
auf dem flachen Land, die gezielte Festnahme
und Ermordung bestimmter Gruppen von
Kommunisten und jüdischen Männern, die
Isolierung der jüdischen Bevölkerung in einem
Teil des jeweiligen Ortes – zumeist am Orts-
rand –, ist charakteristisch für das Vorgehen
der deutschen und litauischen Polizei gegen
die Juden bis Mitte August im gesamten Li-
tauen. Auch das EK 3 in Kaunas und der Teil
des EK 2, der bis Anfang Oktober im Norden Li-
tauens tätig war, handelten so. Die litauische
Polizei war von der deutschen Besatzungsver-
waltung in den ersten Tagen des Krieges ein-
gesetzt worden und stand unter deutscher
Kontrolle. Christoph Dieckmann spricht im Zu-
sammenhang mit den Aktivitäten der deut-
schen und litauischen Mordkommandos in
den ersten Monaten von „einem spezifischen
sicherheitspolizeilichen Konzept des Terrors
und des Mordens als einem systematisch an-
zuwendenden Mittel der Kriegsführung.“27 Das
Modell für die Aktionen sowohl des EK der
Staatspolizeistelle Tilsit als auch des Rollkom-
mandos Hamann stellte das Vorgehen in Polen
seit September 1939 dar.
Das SK 1b war am 28. Juni 1941 in Kaunas ein-
gerückt, und blieb dort bis zum 3. Juli, spätes-
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tens am 8. Juli war sein Standort nach Düna-
burg verlegt worden. Das EK 2 hatte seinen
Standort vom 27. Juni bis zum 3. Juli in Schau-
len; ein Teil des Kommandos ging dann weiter
nach Libau, während das Gros in Riga ein-
rückte. Auch das EK 3 rückte zunächst nach
Kaunas ein, wo es am 2. Juli die Durchführung
der „sicherheitspolizeilichen Aufgaben für Li-
tauen“ übernahm. Ab 9. August war das EK 3
auch für das Gebiet um Wilna, ab 2. Oktober
für das Gebiet Schaulen zuständig, während
das Wilna-Gebiet bis dahin vom EK 9 der EG B
und das Gebiet Schaulen von dem bereits ge-
nannten EK 2 „bearbeitet“ worden war.28

Die erste Phase des Massenmords in Litauen
war also zunächst gekennzeichnet durch Po-
grome und die Tötung von jüdischen Män-
nern. Walter Stahlecker nennt in seinem Be-
richt vom 15. Oktober 1941 eine Zahl von
81.171 ermordeten Juden. Ohne tatkräftige
Mithilfe der litauischen Bevölkerung hätten
die operativen Einheiten der EG innerhalb von
vier Monaten keine derartige Bilanz ziehen
können. Litauen befand sich zu diesem Zeit-
punkt noch im rückwärtigen Heeresgebiet der
Heeresgruppe „Nord“, war also militärverwal-
tetes Gebiet und unterstand damit, wie alle im
Zuge der „Operation Barbarossa“ eroberten
Gebiete, dem Generalquartiermeister im Ober-
kommando des Heeres (OKH), General Edmund
Wagner. Am 21. Juli 1941 wurde die Militär-
verwaltung durch eine Zivilverwaltung abge-
löst. Litauen bildete fortan den 3. Generalbe-
zirk des Reichskommissariats Ostland unter
der Leitung von Reichskommissar Heinrich
Lohse, und unterstand damit dem Reichsmi-
nisterium für die besetzten Ostgebiete unter
Alfred Rosenberg. Erster Generalkommissar in
Litauen war Theodor Adrian von Renteln.

GEZIELTE ERMORDUNG DER JÜDISCHEN
BEVÖLKERUNG

Ab August 1941 begann in der „Judenpolitik“
in Litauen eine neue Phase. Die Ende Juli 1941
eingesetzte deutsche Zivilverwaltung ging
beinahe nahtlos zu einer Politik der Ermor-
dung nahezu der gesamten jüdischen Bevöl-
kerung – Männer, Frauen, Kinder – über. In
Wilna, Kaunas und Schaulen, den größeren
Städten Litauens, fanden riesige Selektionen
der jüdischen Bevölkerung statt, denen Zehn-
tausende zum Opfer fielen. Innerhalb weniger
Monate erschossen deutsche und litauische
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Polizisten in Massakern, deren Brutalität nor-
male Vorstellungen weit übersteigt, mindes-
tens 120.000 Juden.
Das „gesteckte Säuberungsziel“ wurde somit
in keinem anderen Land so schnell und so um-
fassend erreicht wie in Litauen. Bereits am 1.
Dezember 1941 konnte Karl Jäger, der Chef der
Sipo in Kaunas, in seiner „Gesamtaufstellung
der im Bereich des Einsatzkommandos 3 bis
zum 1. Dezember 1941 durchgeführten Exeku-
tionen“ ein erstes Resümee ziehen: „Ich kann
heute feststellen, daß das Ziel, das Juden-
problem für Litauen zu lösen, vom EK. 3 er-
reicht worden ist. In Litauen gibt es keine Ju-
den mehr, außer den Arbeitsjuden incl. ihrer
Familien. Das sind in Schaulen ca. 4.500, in
Kauen ca. 15.000, in Wilna ca. 15.000.“29 Zu
diesem Zeitpunkt gab es auf dem flachen Land
faktisch keine Juden mehr. Etwa 40.000 Juden
überlebten also diese Selektionen. Sie wurden
in Ghettos in Wilna, Kaunas und Schaulen ein-
gesperrt, um noch für gewisse Zeit als Arbeits-
kräfte für die deutsche Kriegswirtschaft zur
Verfügung zu stehen.
„Diese Arbeitsjuden wollte ich ebenfalls umle-
gen“, schrieb Jäger in seinem Bericht, „was mir
jedoch scharfe Kampfansage der Zivilverwal-
tung (dem Reichskommissar) und der Wehr-
macht eintrug und das Verbot auslöste: Diese
Juden und ihre Familien dürfen nicht erschos-
sen werden!“ Jedoch nur vorerst. Zwar kam es
auch in den Jahren 1942 bis 1944 zu weiteren
Mordaktionen gegen Juden. Allerdings ver-
suchten die deutschen Besatzer nun in erster
Linie, die jüdische Arbeitskraft auszubeuten.
Nur vorläufig rückte also der sofortige Tod in
den Hintergrund. Militär- und teilweise auch
die Zivilbehörden hatten interveniert. Juden
sollten so lange am Leben gelassen werden,
wie sie von arbeitstechnischem Nutzen waren.
In den Aufzeichnungen von Grigorij Schur
heißt es dazu: „In den zwei Jahren nach der Er-
oberung der Stadt durch die Deutschen wur-
den die zur Arbeit bei der Gestapo bestimmten
Juden – in der Regel Fachleute – mit den ver-
schiedensten Tätigkeiten bedacht, ob als
Schuster, als Schneider, als Techniker oder Me-
chaniker usw. Doch wenn es nötig war, sich
von einer bestimmten Anzahl von Juden ‚zu
befreien‘, um den Wünschen der vorgesetzten
Behörden zu entsprechen, dann schossen die
Gestapomänner ihre Facharbeiter ohne viel
Aufhebens einfach tot.“30

DIE SCHRECKLICHE BILANZ

Vor dem Krieg und dem Beginn der deutschen
Besatzung lebten in Litauen ungefähr 240.000
Juden. Jüdisches Leben begann in Litauen in
der ersten Hälfte des 14. Jahrhunderts und
wurde nach einer zwar nicht immer harmoni-
schen, aber alles in allem unvergleichlich kre-
ativen Zeit von beinahe 600 Jahren in drei Jah-
ren von Deutschen fast restlos vernichtet. In
den Osten zu fliehen gelang nur den wenigs-
ten; man schätzt ca. 8.500 bis 10.000 Juden.
Auf litauischem Staatsgebiet waren im Som-
mer 1941 also annähernd 225.000 Juden 
verblieben; in Litauen selbst überlebten ledig-
lich etwa 1.800. Einige wenige kehrten aus
Konzentrationslagern zurück, andere blieben
fort.31

In mehr als 200 Orten wurden während der
deutschen Okkupation von 1941-1944 in Li-
tauen Juden ermordet. Eine kleine Auswahl: im
Wald Paneriai bei Vilnius ca. 70.000, im 9. Fort
in Kaunas mehr als 30.000, im 4. Fort bei Kau-
nas mehr als 4.000, im 7. Fort bei Kaunas mehr
als 3.000, im Marijampole etwa 10.000, im
Wald Vidsgiris bei Alytus etwa 60.000, usw.
Summa Summarum bedeutet dies, dass bei-
nahe 94 Prozent der litauischen Juden ermor-
det wurden. Prozentual gab es in keinem an-
deren Land mehr getötete Juden – ein trauri-
ger Rekord. Inwieweit es Möglichkeiten zum
Entkommen für die jüdische Bevölkerung gab,
hing jeweils sehr stark vom Tempo des deut-
schen Vormarsches ab. In Litauen, dass inner-
halb weniger Tage besetzt werden konnte,
schafften es nur wenige, dem Vernichtungs-
prozess zu entfliehen. 
Als Deutschland im Mai 1945 kapitulierte, wa-
ren nur noch wenige litauische Juden in den
Konzentrationslagern am Leben. Insgesamt
überlebten schätzungsweise lediglich 8.000 li-
tauische Juden die nationalsozialistische Herr-
schaft in Europa. Die dreijährige deutsche Ok-
kupation Litauens und das Fehlen realer Hilfs-
möglichkeiten von außen führten zur totalen
Vernichtung des litauischen Judentums. Erst
mit Beginn des Feldzuges gegen die Sowjetu-
nion und auf deren ehemaligen Gebieten war
die „Politik der Vernichtung“ in vollen Zügen
möglich.

„ÜBUNGSPLATZ“ FÜR DIE ENDLÖSUNG

Keine sechs Monate also nach Beginn der
„Operation Barbarossa“, wie der Angriff auf die
Sowjetunion in internen Vermerken genannt
wurde, war der Massenmord an der jüdischen
Bevölkerung Litauens bereits beinahe vollen-
det und abgeschlossen. Als am 20. Januar
1942 Reinhard Heydrich Staatssekretäre sowie
hohe Partei- und SS-Funktionären in Berlin
am Wannsee empfing, um nähere Einzelheiten
der vorgesehenen „Endlösung der Judenfrage
in Europa“ zu erläutern, war der Massenmord
bereits in vollem Gange. Unter anderem in Li-
tauen. Der Überfall auf die Sowjetunion hatte
den Planungsbehörden der „Endlösung“ völlig
neue Möglichkeiten eröffnet. Die aktive Teil-
nahme von Litauern, aber auch von Letten, Es-
ten und Ukrainern am Massenmord an den Ju-
den in der zweiten Hälfte des Jahres 1941, die
Passivität und Gleichgültigkeit der örtlichen
Bevölkerung, alles zusammen schuf die Op-
tion, den Massenmord auf dem hermetisch
von der Welt abgeriegelten Territorium der be-
setzen Länder Sowjetunion und Polen in die
Tat umzusetzen. Auch deshalb wurde auf der
Wannsee-Konferenz beschlossen, ebenfalls
die Juden aus West- und Zentraleuropa in den
Osten zu transportieren, um sie dort in Ver-
nichtungslagern zu ermorden. Somit wurde
Litauen wie auch Lettland und Estland zum er-
sten experimentellen „Übungsplatz“, wo die
totale Judenvernichtung erfolgreich und billig
verwirklicht werden konnte.
Der Januar 1942 war der Scheidepunkt, am
dem zwar von der ursprünglich und bereits
durch konkrete Schritte eingeleiteten Absicht
einer Totaldeportation und Vernichtung in La-
gern in den besetzten sowjetischen Gebieten
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noch festgehalten, gleichzeitig aber dennoch
deutlich wurde, dass die Voraussetzung dafür,
ein baldiger militärischer Sieg, zumindest kurz-
fristig nicht mehr erwartet werden konnte.
„Der wesentliche historische Zusammenhang“,
so Dieckmann, „in dem die rassistisch und
wirtschaftlich motivierten Raub- und Vertrei-
bungspläne in die sofortige Ermordung des
größten Teils der jüdischen Bevölkerung um-
schlugen, ist aber erst durch den wider Erwar-
ten schlechten Kriegsverlauf konstituiert.“32

Als Ergebnis stand ein deutlicher Perspektiv-
wechsel, der vollzogen wurde, fort von der
Vorstellung einer „Endlösung“ nach Kriegs-
ende hin zu der neuen Absicht, nun immer
größere Abschnitte einer „Endlösung“ bereits
während des Krieges durchzuführen. „Eine
Führung, die die Vernichtung in Betracht zog,
ohne die Vernichtung befohlen zu haben“, fol-
gerte Ludolf Herbst, „konnte zur Vernichtung
fortschreiten, weil sie auf keine relevante
Gegenwehr mehr stieß.“33

Allerdings lag Litauen weder damals noch
heute im Brennpunkt des deutschen Interes-
ses. So war auch, innerhalb der historischen
Forschung, lange Zeit nur relativ wenig über
die Geschehnisse im Baltikum bekannt wie
auch die Tatsache, dass die Ermordung der Ju-
den in Litauen rascher und gründlicher betrie-
ben wurde als an anderen Orten. Dabei, so
kann rückblickend formuliert werden, diente
Litauen als eine Art Testgelände, auf dem Ein-
satzkommandos, Polizeiverbände und Zivilver-
waltung erproben konnten, wie weit sie im
Rahmen der „Endlösung“ gehen konnten, ohne
auf Widerstand in den eigenen Reihen und in
der Gesellschaft des besetzten Landes zu sto-
ßen, und vor allem wie weit bzw. umfangreich
sie vorgehen konnten.

TÄTER UND HELFERSHELFER

Geplant, organisiert und teilweise durchge-
führt wurde der Massenmord an der jüdischen
Bevölkerung Litauens von staatlichen, militäri-
schen und zivilen Behörden des Deutschen Rei-
ches. Beim Bewachen, Verhaften und Morden
der Juden waren die Besatzer allerdings auf die
Beteiligung der lokalen litauischen Helfershel-
fer angewiesen, sowohl Zivilisten als auch aus
den Reihen des Militärs. Nach den Recherchen
des litauischen Historikers Dr. Arunys Bubnys
kann davon ausgegangen werden, dass min-
destens 12.000 bis 13.000 Litauer in Polizeiba-
taillonen organisiert waren. Diese wurden
nicht nur in Litauen, sondern entlang der gan-
zen Frontlinie eingesetzt. Allein 26.000 Opfer
gingen im Juni und Juli 1941 auf das Konto der
3. Kompanie des 12. Polizeibataillons. Auf dem
flachen Land operierten diese Truppen unab-
hängig von der deutschen Besatzungsmacht,
die die Aktionen lediglich billigen musste.34

Diese „Zuarbeit“ ermöglichte den Besatzern,
den Massenmord in Litauen mit verhältnismä-
ßig geringen Kapazitäten durchzuführen. 

HOLOCAUST- UND
GESCHICHTSFORSCHUNG

Der Holocaust-Forschung ist es in den letzten
Jahren durchaus gelungen, die Kenntnisse um
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die Verfolgung und Ermordung der europäi-
schen Juden durch das NS-Regime erheblich
zu erweitern. Diese Arbeiten machten teil-
weise bereits erheblichen Gebrauch von den
neuen Optionen, die sich durch die Öffnung
der Archive in den ehemaligen Staaten des
Warschauer Paktes, so auch Litauen, ergaben.
Als Ergebnis liegen unter anderem umfangrei-
che Regionalstudien vor, die den Entschei-
dungsprozess, der zur beinahe vollständigen
Vernichtung der europäischen Juden führte, in
einem neuen Lichte erscheinen lassen. Peter
Longerich, einer der angesehensten Holo-
caust-Forscher, zieht daraus den folgenden
Schluss: „Auf diese Weise entsteht nach und
nach ein sehr viel dichteres Bild der Verfol-
gung und Ermordung der europäischen Juden.
(…) Je mehr sich die Forschung zur Vernich-
tung der europäischen Juden verbreitert, des-
to deutlicher wird, dass dieser Vorgang nicht
angemessen als Schreibtischmord behandelt
werden kann, sondern dass es sich um ein über
mehrere Jahre andauerndes Massaker unvor-
stellbaren Ausmaßes handelte, in dem in gro-
ßen Teilen Europas Hunderttausende von Tä-
tern und Helfern Millionen von Opfern quälten
und umbrachten.“35

MEHR ALS NUR EINE AKADEMISCHE
AUSEINANDERSETZUNG

Vor einer ähnlichen Aufgabe steht nun auch
die Geschichtsforschung in Litauen, wo die
zeitlich länger anhaltende sowjetische Besat-
zungszeit, die erst mit der neuerlichen Unab-
hängigkeit am 11. März 1990 endgültig been-
det wurde, wesentlich präsenter im öffent-
lichen Bewusstsein ist als die der deutschen
Okkupation von 1941 bis 1944. Der Schrift-
steller Markas Zingeris, der die vor vier Jahren
ins Leben gerufene „Internationale Kommis-
sion zur Erforschung der Verbrechen der na-
tionalsozialistischen und der sowjetrussischen
Besatzung in Litauen“ leitet, weiß, dass vor al-
lem die weit verbreiteten Ressentiments der li-
tauischen Bevölkerung an ihren Wurzeln be-
kämpft werden müssen. Diese rühren haupt-
sächlich noch immer aus der Zeit vor der
deutschen Okkupation, als die Sowjetunion in
Litauen das Sagen hatte. Auch im Baltikum
verbreitete sich die Einstellung, den Judaismus
gleichzusetzen mit dem Kommunismus. Deut-
lich hervor tritt dies bei der schon erwähnten
„Theorie des zweifachen Genozids“, die bis
heute die Geschichtsauffassung breiter Teile
der litauischen Gesellschaft prägt. Juden, so die
Theorie, hätten sich mitschuldig an den mas-
senhaften Deportationen litauischer Staats-
bürger nach Sibirien in den letzten Tagen der
russischen Herrschaft gemacht, wofür der Ho-
locaust so etwas wie die gerechte Strafe dar-
stellte. Darin liegt wohl auch der Schlüssel zur
Frage, warum es bereits vor dem Eintreffen 
der Wehrmacht zu zahlreichen öffentlichen
Pogromen der Einheimischen gegenüber den
jüdischen Mitbürgern kam. „Unsere Arbeit
muss aber über die akademische Auseinander-
setzung hinaus gehen“, formuliert Zingeris 
die Hauptaufgabe der Kommission, der mit 
Joachim Tauber vom Institut Nordostdeut-
sches Kulturwerk Lüneburg auch ein deut-
scher Wissenschaftler angehört.36

Obwohl beinahe alle jüdischen Gebäude und
Synagogen in Litauen zwischen 1941 und
1944 zerstört oder geschändet wurden, ob-
wohl zahlreiche Kunstgegenstände für immer
verloren gingen, blieben doch nach 1944 in ei-
nigen litauischen Städten und Gemeinden ge-
ringe Zeichen jüdischen Lebens sichtbar. Je-
doch keine Menschen mehr – ein Judentum
ohne Juden. Von der vor dem Krieg mit rund
240.000 Mitgliedern großen jüdischen Ge-
meinde in Litauen sind heute nur noch rund
5.000 in ihrer Heimat geblieben. Von den
knapp 8.000 litauischen Juden, die den Holo-
caust überlebten, siedelten viele nach Amerika
und nach Israel über; nur die wenigsten sind
geblieben. Die alte, eingesessene jüdische Ge-
meinde Litauens mit ihrer über 600-jährigen
Geschichte ist für immer vernichtet und un-
wiederbringbar. Bis heute hat sich daran nur
sehr wenig geändert. 
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7 vgl. Adolf Hitler: Mein Kampf. München, 681. bis 685.
Auflage 1942; v.a. Kapitel 14, Ostorientierung oder Ost-
politik.; Ian Kershaw: Hitler. 1889-1945. 2 Bände. Stutt-
gart 1998-2000.
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EINE STRAßENSZENE IM ABENDLICHEN VILNIUS, DER

HAUPTSTADT LITAUENS. AN DER VOKIECIU GATVE TRIFFT

SICH VOR ALLEM DIE JUGEND. RECHTS UND LINKS DER

EINSTIGEN DEUTSCHEN STRAßE ZEIGEN SICH LÜCKEN,
PARKPLÄTZE UND RASENFLÄCHEN. HIER WAR EINST

DAS „JERUSALEM DES NORDENS“, DAS JÜDISCHE

GHETTO. RUND DIE HÄLFTE DER STADTBEVÖLKERUNG

WAREN VOR 1941 JUDEN.
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8 vgl. Götz Aly: „Endlösung“. Völkerverschiebung und
der Mord an den europäischen Juden. Frankfurt am Main
1995.
9 Abgedruckt in: Gerd R. Überschär/Wolfram Wette: Der
deutsche Überfall auf die Sowjetunion. Unternehmen
„Barbarossa 1941“. Frankfurt am Main 1999, S. 246f.
10 Ebenda, S. 244ff.
11 Sog. Erster Stahlecker-Bericht vom 15. Oktober 1941
über die Tätigkeit der EG A vom 22. Juni bis zum 15. Okt-
ober 1941; hier zitiert nach: Zentrale Stelle der Landes-
justizverwaltung Ludwigsburg (ZStl), Sammlung UdSSR. 
12 Peter Longerich: Politik der Vernichtung. Eine Gesamt-
darstellung der nationalsozialistischen Judenverfolgung.
München 1998, S. 305.
13 Vgl. Hans Safrian: Eichmann und seine Gehilfen.
Frankfurt am Main 1995.
14 Unter ihnen befand sich u.a. der Leiter der zionisti-
schen Organisation „Beitar“, der aus Polen stammende
Menachem Begin. Er wurde in ein nordrussisches Lager
deportiert, 1942 befreit, und wanderte danach aus in
Richtung Palästina. Von 1977 bis 1983 war er Minister-
präsident des Staates Israel.
15 Enzyklopädie des Holocaust. Berlin 1993, S. 871.
16 Werner Haupt: Heeresgruppe Nord. Bad Nauheim
1967, S. 269.
17 Stahlecker-Bericht, zitiert nach: Klee/Dreßen/Rieß,
a.a.O., S. 32ff, hier S. 34.
18 vgl. Rachel Margolis/Jim G. Tobias (Hrsg): Die gehei-
men Notizen des K. Sakowicz. Nürnberg 2003. Kazimierz
Sakowicz lebte zur Zeit der Massenvernichtung in Ponar
und beobachtete von einem Versteck auf dem Dachbo-
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Sakowicz wurde am 15. Juli 1944 von einem Litauer er-
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19 Zitiert nach einem persönlichen Gespräch am 21. Juli
2001 in Kaunas.
20 Vgl. Peter Longerich, a.a.O., S. 324.
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23 Vgl. Christoph Dieckmann: Der Krieg und die Ermor-
dung der litauischen Juden. In: Ulrich Herbert: National-
sozialistische Vernichtungspolitik 1939-1945. Neue For-
schungen und Kontroversen, S. 292-329, S. 292.
24 Ebenda
25 Vgl. Knut Stang: Kollaboration und Massenmord. Die
litauische Hilfspolizei das Rollkommando Hamann und
die Ermordung der litauischen Juden. Frankfurt am Main
1996.
26 Gesamtaufstellung der im Bereich des EK 3 bis zum 1.
Dezember 1941 durchführten Exekutionen, sog. „Jäger-
Bericht“, zitiert nach: Klee/Dreßen/Rieß, a.a.O., S. 52ff, S.
52.
27 Christoph Dieckmann: Der Krieg und die Ermordung
der litauischen Juden. In: Ulrich Herbert: Nationalsozia-
listische Vernichtungspolitik 1939-1945. Neue Forschun-
gen und Kontroversen, S. 292-329, S. 301.
28 Sog. erster Stahlecker-Bericht vom 15. Oktober 1941
über die Tätigkeit der EG A vom 22. Juni bis zum 15. Okt-
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29 Gesamtaufstellung der im Bereich des EK 3 bis zum 1.
Dezember 1941 durchführten Exekutionen, sog. „Jäger-

Bericht“, zitiert nach: Klee/Dreßen/Rieß, a.a.O., S. 52ff, 
S. 59.
30 Wladimir Porudominskij (Hrsg): Die Juden von Wilna.
Die Aufzeichnungen des Grigorij Schur 1941-1944. Mün-
chen 1999, S. 185.
31 Enzyklopädie des Holocaust, a.a.O., S. 873.
32 Vgl. Endnote 27, S. 328.
33 Ludolf Herbst: Das nationalsozialistische Deutschland
1933 bis 1945. Die Entfesselung der Gewalt: Rassismus
und Krieg. Frankfurt am Main 1996, S. 378.
34 Arunas Bubnys: „Die Beteiligung litauischer Polizeiba-
taillone am Holocaust“. Vortrag im Institut für litauische
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LAND DER STIFTER

Baden-Württemberg ist nicht nur ein Land der
Dichter und Denker. Baden-Württemberg ist
auch ein Land der Stifter und des bürgerschaft-
lichen Engagements. Über 40 Prozent der Bürger
engagieren sich laut einer Studie des Zentrums
für Zivilgesellschaftliche Entwicklung an der
Evangelischen Fachhochschule Freiburg ehren-
amtlich. Damit nimmt Baden-Württemberg den
ersten Platz unter den Bundesländern ein. Auch
bei der Zahl der Stiftungen liegt das Land vorne.
Über 1.700 Stiftungen bürgerlichen Rechts wa-
ren dem Bundesverband Deutscher Stiftungen,
der Dachorganisation und Interessenvertretung
der deutschen Stiftungen, 2003 hier bekannt.
Damit ist Baden-Württemberg eines der Länder
mit den meisten Stiftungen in Deutschland.
Um die wichtigen Leistungen der Stiftungen ei-
ner breiten Öffentlichkeit bekannt zu machen,
veranstaltet der Bundesverband Deutscher
Stiftungen die Ausstellungsreihe „Stifterland
Baden-Württemberg“. Die unter der Schirm-
herrschaft von Ministerpräsident Erwin Teufel
stehende Ausstellung wandert von Oktober
2004 bis Mai 2005 durch alle Regierungsbezirke
des Landes. Zur Ausstellung erscheint ein Kata-
log in Zusammenarbeit mit der Landeszentrale
für politische Bildung Baden-Württemberg, der
erstmals einen Überblick über die Stiftungen im
gesamten Land bieten soll.

BEDEUTUNG VON STIFTUNGEN

Stiftungen sind ein unverzichtbares Element
der freiheitlich-demokratischen Gesellschaft
und gewinnen nicht nur angesichts leerer öf-
fentlicher Kassen zunehmend an Bedeutung.
Seit einigen Jahren erleben Stiftungen einen
deutlichen Aufwärtstrend. In den letzten zehn

Jahren hat sich die Anzahl der Stiftungen in
Baden-Württemberg mehr als verdoppelt. 110
neue Stiftungen wurden allein im Jahr 2003
hier ins Leben gerufen. Gründe für diese Ent-
wicklung sind einerseits die verbesserten
rechtlichen Rahmenbedingungen für Stiftun-
gen, die der Bundesverband Deutscher Stiftun-
gen entscheidend mitgestaltet hat, anderer-
seits das wachsende Bewusstsein um die ge-
sellschaftliche Verantwortung des Einzelnen.
Der überwiegende Großteil aller Stiftungen
widmet sich gemeinnützigen Zwecken. Ihr bür-
gerschaftliches Engagement finanzieren Stif-
tungen in der Regel aus den Erträgen des an-
gelegten Geldes. Viele Stiftungen sind aber auch
auf Zustiftungen und Spenden angewiesen. 

STIFTUNGEN PRÄSENTIEREN SICH IN
EINER AUSSTELLUNG

Die Ausstellungsreihe „Stifterland Baden-Würt-
temberg“ bietet erstmals die Möglichkeit, sich
umfassend über die wichtige Arbeit der Stif-
tungen im Land zu informieren. Am 15. Oktober
2004 wird die Ausstellung im Stuttgarter Haus
der Geschichte Baden-Württemberg eröffnet
und ist dort bis 21. November 2004 zu sehen. An-
schließend wandert sie weiter nach Karlsruhe in
die Industrie- und Handelskammer, nach Tü-
bingen ins Stadtmuseum und nach Freiburg ins
SWR Studio. An den einzelnen Ausstellungsor-
ten präsentieren sich neben einem festen Stab
von Stiftungen, die an allen Stationen teilneh-
men, auch wechselnde Stiftungen mit Bildern,
Texten und dreidimensionalen Zeugnissen ihrer
Arbeit. Hierbei sind große und bekannte Stif-
tungen wie die Robert Bosch Stiftung und die
Landesstiftung Baden-Württemberg ebenso
vertreten wie kleinere Stiftungen, die wichtige
Beiträge im gemeinnützigen Bereich leisten. Da

Baden-Württemberg – Land der Stifter und Denker
ALEXANDRA MERISKA

Württemberg“, die einen Überblick vermitteln,
für den Stiftungsgedanken werben und zum
Stiften, Zustiften, Spenden und zur ehrenamt-
lichen Mitarbeit anregen soll. Sie wird gefördert
von: Landesstiftung Baden-Württemberg, Robert
Bosch Stiftung, Energie Baden-Württemberg
AG, Wüstenrot Stiftung, Stifterverband für die
Deutsche Wissenschaft, Sparkassen-Finanz-
gruppe Baden-Württemberg, Stiftung Würth.

Der Katalog zur Ausstellung erscheint in Zu-
sammenarbeit mit der Landeszentrale für poli-
tische Bildung Baden-Württemberg. Er stellt auf
320 Seiten erstmalig rund 140 baden-württem-
bergische Stiftungen vor, bietet hilfreiche Infor-
mationen zur Stiftungserrichtung (inkl. Service-
adressen) und widmet sich der Stiftungskultur.

Orte und Termine der Ausstellung:
Stuttgart, Haus der Geschichte Baden-
Württemberg, 16. Okt. bis 21. Nov. 2004;
Karlsruhe, Industrie- und Handelskammer,
8. Dez. 2004 bis 28. Jan. 2005; Tübingen,
Stadtmuseum, 5. Feb. bis 10. April 2005;
Freiburg, SWR-Studio, 15. April bis
28. Mai 2005. www.stifterland-bw.de

Der Katalog zur Ausstellung „Stifterland

Baden-Württemberg“ ist zum Preis von
14.90 EUR zzgl. Versandkosten erhältlich
bei: Landeszentrale für politische Bildung,
Marketing, Stafflenbergstr. 38,
70184 Stuttgart, Fax: 0711 164099-77
e -Mail: marketing@lpb.bwl.de
Web-Shop: www.lpb.bwue.de

Baden-Württemberg gehört mit über 1700

Stiftungen zu den stiftungsreichsten Ländern
in Deutschland. Um die Leistungen der Stif-
tungen bekannter zu machen, veranstaltet
der Bundesverband Deutscher Stiftungen die
Ausstellungsreihe „Stifterland Baden-

Stifterland Baden-WürttembergStifterland Baden-Württemberg

viele Stiftungen bisher im Verborgenen wirkten,
werden die Ausstellungsbesucher oftmals ver-
wundert sein, in wie vielen Bereichen sie in ih-
rem Alltag bereits mit Stiftungen konfrontiert
sind. So stehen beispielsweise hinter vielen be-
kannten Einrichtungen und innovativen Projek-
ten – sichtbar oder unsichtbar – Stiftungen.
In der Ausstellung präsentieren sich die Stif-
tungen gegliedert nach Bereichen, in denen sie
schwerpunktmäßig tätig sind. Während sehr
viele Stiftungen traditionell im sozialen Umfeld
wirken, widmen sich andere Stiftungen solchen
Disziplinen wie Wissenschaft und Forschung,
Bildung und Erziehung, Kunst und Kultur, Um-
welt oder Völkerverständigung. Jede Stiftung
hat ihren Auftritt in der Ausstellung selbst en-
gagiert mitgestaltet und repräsentative Aus-
stellungsobjekte aus der täglichen Arbeit, dem
geförderten Umfeld oder der Entstehungsge-
schichte zur Verfügung gestellt. 
In dem Katalog, der flankierend zur Ausstel-
lung erscheint, finden sich neben allen Aus-
stellungsteilnehmern auch Porträts von wei-
teren baden-württembergischen Stiftungen
und allgemeine Informationen zum Stiftungs-
wesen. Rund 140 Stiftungen beteiligen sich
insgesamt an der Ausstellung und dem hierzu
erscheinenden Katalog. 

STÄRKUNG DES BÜRGERSCHAFTLICHEN
ENGAGEMENTS

Die Ausstellung wird maßgeblich gefördert
von der Landesstiftung Baden-Württemberg.
Weitere Unterstützung kommt von der Robert
Bosch Stiftung, der Energie Baden-Württem-
berg AG, der Wüstenrot Stiftung, dem Stifter-
verband für die Deutsche Wissenschaft, der
Sparkassen-Finanzgruppe Baden-Württem-
berg und der Stiftung Würth.
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Öffentlicher Mut und Zivilcourage

GERD MEYER:

Lebendige Demokratie: 
Zivilcourage und Mut im Alltag

Nomos Verlagsgruppe
Baden-Baden 2004
304 Seiten, 34 Euro

Fremdenfeindlich motivierte Übergriffe, Ge-
walt auf der Straße, in Schulen und öffent-
lichen Verkehrsmitteln lassen den Ruf nach
mutigem oder zivilcouragiertem Handeln laut
werden. Jedoch ist im Einzelnen nicht geklärt,
was eigentlich unter öffentlichem Mut und Zi-
vilcourage zu verstehen ist und weshalb es
hieran nur allzu oft mangelt. Politiker, Eltern
und Erzieher fragen nach zu ergreifenden
Maßnahmen.
Gerd Meyer, Politikwissenschaftler an der Uni-
versität Tübingen, bietet in seinem Buch erst-
mals einen systematischen Überblick über die
vorliegende Forschung zum Thema Zivilcou-
rage. Diese erstreckt sich über mehrere Wissen-
schaftsdisziplinen (Psychologie, Pädagogik,
Sozialpädagogik, Friedenspädagogik, Politolo-
gie und Soziologie, Philosophie und Theologie,
Geschichtswissenschaft, Rechtswissenschaft
und Wirtschaftethik, Gender Studies sowie
Friedens- und Konfliktforschung). Meyer zieht
eine Zwischenbilanz des zumeist auf heteroge-
nen Untersuchungsansätzen und -ergebnissen
beruhenden Forschungsstandes und führt die-
sen fort. Das Erkenntnisinteresse des Autors ist
analytisch, philosophisch-reflexiv und zugleich
politisch-praktisch ausgerichtet. Das Buch ist
eine wissenschaftliche Abhandlung, von einem
Experten in erster Linie für Experten verfasst.
Doch obwohl breit wissenschaftlich angelegt,
kann es wegen seiner verständlichen Sprache
auch von gesellschaftlich und politisch interes-
sierten „Normalbürgern“ mit Gewinn gelesen
werden.
Der Autor geht in der Studie der zentralen
Frage nach, welche Faktoren zivilcouragiertes
Handeln fördern oder hindern. Er untersucht,
ob Zivilcourage durch gesellschaftliche, politi-
sche und pädagogische Praxis gefördert wer-
den kann oder ob es sich hierbei um eine
schwer beeinflussbare Größe handelt, die auf
Charakter und Persönlichkeit beruht. An die
Wissenschaft richtet sich die Frage, welchen
Beitrag sie zu einer Verbesserung von Ver-
ständnis und Chancen dieser demokratischen
Tugend zu leisten vermag.
Meyer bietet eine Darstellung der vorläufigen
Antworten auf diese Fragen, die auf For-
schungserkenntnissen, reflektierter Lebenser-
fahrung und politischer Bildung beruhen. Mit
seiner Analyse strebt er ein besseres Verständ-
nis für die innere Dynamik und die Handlungs-
abläufe sozial mutigen Verhaltens in unserer
Gesellschaft an. Darüber hinaus skizziert er
Perspektiven für eine mutige demokratische
Alltagspraxis. Nach dem Verständnis des Au-
tors ist Zivilcourage ein wertgebundener Be-
griff. Dieser beschreibt einen Typus demokra-
tischen Handelns im Alltag, das durch soziales
Lernen und politische Bildung, durch verant-
wortliches Handeln und praktische Erfahrung
gefördert werden kann. An den genannten
Leitfragen und Zielsetzungen orientieren sich

Struktur und Anlage des Buches, das durch
eine umfangreiche Bibliografie zum Thema er-
gänzt wird.
Den Einstieg bildet eine systematische Klärung
des Begriffs „Zivilcourage“. Hierunter versteht
Meyer soziales Handeln, das sich in spezifi-
schen Situationen und unterschiedlichen sozi-
alen Kontexten vollzieht, in dem eine Person
(seltener eine Gruppe) freiwillig für die legiti-
men, primär nicht-materiellen Interessen an-
derer Personen, aber auch des Handelnden
selbst eintritt. Dabei orientiert sich das Han-
deln an humanen und demokratischen Prinzi-
pien. Situationen, in denen sich zivilcouragier-
tes Handeln vollzieht, sind gekennzeichnet
durch ein Geschehen, das zentrale Wertüber-
zeugungen oder die Integrität einer Person
verletzt und dadurch zu einem Konflikt führt.
Hierdurch wird ein Handlungsdruck erzeugt,
wobei sich gleichzeitig Handlungsalternativen
eröffnen. Durch Zwang oder Fremdbestim-
mung veranlasstes Verhalten fällt hingegen
nicht unter die Begriffsbestimmung. Zivilcou-
ragiertes Handeln findet öffentlich statt und
ist geprägt von einem realen oder subjektiv
empfundenen Machtungleichgewicht desjeni-
gen, der mutig handeln möchte. Zivilcoura-
giertes Handeln ist mit Risiken verbunden, da
der Erfolg unsicher ist. Daher fordert Zivilcou-
rage dem Handelnden die Bereitschaft ab,
Nachteile in Kauf zu nehmen. Zivilcourage ist
nicht auf den politischen Bereich im engeren
Sinne beschränkt, weist jedoch regelmäßig
politische Relevanz auf und findet sowohl in
Demokratien wie auch in autoritären Syste-
men statt. 
Meyer sieht Zivilcourage nicht als Eigenschaft
einer Person, so dass bestimmte Persönlich-
keitsmerkmale weder eine notwendige noch
hinreichende Voraussetzung für Zivilcourage
darstellen. Situationen, die einen Handlungs-
druck auslösen, können einen akuten und ein-
maligen Charakter aufweisen, aber auch auf
latenten Strukturen und Handlungsmustern
sowie unbefriedigender Problembearbeitung
und schwelenden Konflikten beruhen. Beson-
dere Beachtung schenkt die Untersuchung der
durch den jeweiligen sozialen Ort vorgege-
benen Strukturierung. Diese erläutert Meyer
exemplarisch anhand des öffentlichen Rau-
mes, der Schule und des Arbeitsplatzes. Hier-
bei misst er der formellen, aber auch der infor-
mellen Position der Betroffenen erhebliche
Bedeutung für die Wahrscheinlichkeit zivil-
couragierten Handelns bei. Meyer beleuchtet
die sozialen Orte, an denen zivilcouragiertes
Handeln erforderlich werden kann sowie die
Akteure und Handlungsebenen und die Be-
deutung einer größeren oder kleineren Öffent-
lichkeit. Nach Meyers Verständnis bedeutet 
Zivilcourage auch Alltagshandeln in einem
breiten Spektrum sozialer Kontexte, letztlich
überall dort, wo Menschen sich engagieren.
Dem so genannten „Whistleblowing“ als Form
der Zivilcourage am Arbeitsplatz wird ein eige-
ner Unterabschnitt gewidmet.
Zivilcourage ist geprägt durch einen äußeren
und einen doppelten inneren Konflikt: Beim
äußeren Konflikt müssen eigene Werthaltun-
gen gegenüber Personen vertreten werden, die
andere Verhaltensweisen und Überzeugungen
vertreten. Beim inneren Konflikt muss einer-
seits eine Abwägung zwischen den Vorteilen

der Intervention mit den möglichen Nachtei-
len und Risiken angestellt werden. Anderer-
seits stellt sich die Frage nach den Folgen des
Nichthandelns, wie z.B. Schuld- und Schamge-
fühle. Zivilcourage erfordert eine vorrangige
(nicht jedoch ausschließliche) Orientierung an
humanen, demokratischen Werten und legiti-
men Interessen. Ferner postuliert Meyer
grundsätzlich gewaltfreies Handeln, jedoch
kann gewaltsames Handeln in Einzelfällen,
z. B. Notwehrsituationen, gerechtfertigt sein.
Meyer grenzt Zivilcourage gegen benachbarte
Konzepte (Mut und Tapferkeit, prosoziales
Handeln, Altruismus, Solidarität, Nonkonfor-
mität und Ungehorsam, gewaltfreie politische
Aktion und zivilen Ungehorsam sowie Wider-
stand) ab und arbeitet Gemeinsamkeiten, flie-
ßende Grenzen und Unterschiede heraus. Be-
sonderes Augenmerk richtet der Autor auf die
Förderung von Zivilcourage im politischen
Raum der Bundesrepublik Deutschland. Er
kommt zu dem ernüchternden Befund, dass es
im gesellschaftlichen Raum immer noch an
der Förderung von Zivilcourage mangele, an
der Toleranz gerade für unbequeme Kritiker,
sozial engagierte und solidarisch Handelnde,
für „radikale Reformer“ und Querdenker. 
Einen Kernbereich der Studie bildet die Aus-
einandersetzung mit Faktoren, die Zivilcou-
rage fördern bzw. hindern. Hier beschreibt
Meyer zunächst die theoretischen und empiri-
schen Grundlagen, die situativen und perso-
nalen Faktoren. Er beschreibt Gründe des
Nichthelfens wie pluralistische Ignoranz, Dif-
fusion von Verantwortung und Bewertungs-
angst. Der Autor macht deutlich, dass nach
dem einhelligen Forschungsstand weder so-
ziodemographische noch Schichtmerkmale,
Konfessionszugehörigkeit oder parteipoliti-
sche Orientierung Aufschluss über ein erwart-
bares zivilcouragiertes Verhalten zu geben
vermögen. Jedoch tragen nach seiner Erkennt-
nis Sozialisationsprozesse sowie biografische
Erfahrungen und deren Verarbeitung wesent-
lich dazu bei, ob jemand die Fähigkeit und Be-
reitschaft zu sozial mutigem Verhalten entwi-
ckelt. Der Autor warnt jedoch vor einfachen
und monokausalen Schlussfolgerungen aus
der Art der familiären Sozialisation auf aktuel-
les Verhalten.
Ein weiteres Untersuchungsfeld bilden ge-
schlechtsspezifische Unterschiede und gen-
dertypische Moralorientierungen. Hier stellt
der Meyer heraus, dass zwischen zwei gender-
typischen Grundorientierungen unterschie-
den werde: einer „männlichen Gerechtig-
keitsmoral“ und einer „weiblichen Fürsorge-
moral“. Allerdings könnten beide Geschlechter
beide Moralorientierungen ausbilden und je
nach Problemkontext einsetzen: im privaten
Bereich eher die „weibliche Fürsorgemoral“
und im öffentlichen Bereich eher die „männli-
che Gerechtigkeitsmoral“. Dies geschehe je-
doch nicht gleichmäßig bei Männern und
Frauen. Nach wie vor sei eine Beeinflussung
zugunsten des einen oder anderen Moral-
typus durch geschlechtertypische, vor allem
sozialisationsbedingte Voreinstellungen fest-
stellbar.
Aus einer Untersuchung der Merkmale und
Quellen persönlichen Mutes als Grundlage zi-
vilcouragierten Verhaltens leitet der Verfasser
Konzepte zur Förderung von Zivilcourage ab:
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demokratische Alltagspraxis, pädagogisches
Handeln auch, aber nicht nur im Bereich der
politischen Bildung, Strukturveränderungen
durch eine zu schaffende „Kultur der Anerken-
nung“, Stärkung von Eigenverantwortlichkeit
und Selbstorganisation der Bürger sowie eine
Intensivierung der interdisziplinären For-
schung über Zivilcourage.
Eindringlich stellt der Autor klar, dass diese
Konzepte nur unter der Voraussetzung erfolg-
reich sein könnten, dass die Förderung der
„unbequemen Tugend Zivilcourage“ auch
dann von den Regierenden und Mächtigen
unterstützt werde, wenn diese die damit für
sie verbundenen Unbequemlichkeiten akzep-
tierten.
Als Ergänzung der vorgestellten wissenschaft-
lichen Abhandlung wird auf eine Arbeitshilfe
für die praktische Erziehungsarbeit hinge-
wiesen: Das Handbuch „Zivilcourage lernen –
Analysen, Modelle, Arbeitshilfen“ von Gerd
Meyer, Ulrich Dovermann, Siegfried Frech und
Günther Gugel (Hrsg.) umfasst 448 Seiten und
wendet sich an Lehrer/Innen, Dozent/Innen
der Erwachsenenbildung, private Träger und
öffentliche Einrichtungen der politischen Bil-
dung. Ergänzt wird das Handbuch durch die
CD-ROM „Konflikte XXL“ des Instituts für Frie-
denspädagogik in Tübingen; diese enthält 38
multimedial aufbereitete „Lernräume“ zu den
Bereichen Konflikt, Kommunikation, Gewalt
und Gewaltprävention, Mediation und Kon-
flikte in Medien.
Der erste Teil dieses Bandes enthält wissen-
schaftliche Analysen zum Verständnis von Zi-
vilcourage in der modernen Gesellschaft. Der
zweite Teil vermittelt Erkenntnisse und Erfah-
rungen aus Wissenschaft und Praxis, welche
Bedingungen und Chancen der Förderung von
Zivilcourage es in den verschiedenen gesell-
schaftlichen Handlungsfeldern – am Arbeits-
platz, in der Gemeinde und an allen Schular-
ten – gibt. Der dritte Teil stellt bewährte Mo-
delle der politischen Bildungsarbeit vor,
reflektiert Fragen der Evaluation und bietet
vor allem konkrete Arbeitshilfen an, wie man
Zivilcourage und friedliche Konfliktaustra-
gung in Seminaren und Trainings einüben und
weit über die Schule hinaus fördern kann. 
Ein Serviceteil enthält eine Bibliografie sowie
Hinweise auf Trainingshandbücher und Ange-
bote von Trägern politischer Bildung in diesem
Feld (Bezug: Landeszentrale für politische 
Bildung Baden-Württemberg, Stafflenberg-
straße 38, 70184 Stuttgart; oder per E-Mail:
www.lpb.bwue.de)

Dorothee Kallenberg-Laade

Einwanderungsland Deutschland

KARL-HEINZ MEIER-BRAUN:

Deutschland, Einwanderungsland

Edition Suhrkamp, Frankfurt, 
2. Aufl. 2003
200 Seiten, 10 Euro

Polemische Streitschriften, die Vorurteile und
Halbwahrheiten über Ausländerpolitik und In-
tegration in Deutschland verbreiten, finden
immer wieder Befürworter und Gesinnungs-
genossen. Ein Paradebeispiel dafür ist die Re-

zension des Buches von Stefan Luft zur Aus-
länderpolitik in dieser Zeitschrift (Heft 2/3
2003). Luft liefert nicht den – wie er selbst for-
dert – „Blick auf die Realität“, sondern eine An-
sammlung von Negativbeispielen, die in sein
„Ausländerbild“ passen, ohne die gelungenen
Beispiele von Integration auch nur ansatz-
weise zur Kenntnis zu nehmen. Ganz anders
das Buch von Karl-Heinz Meier-Braun, das
jetzt in der 2. Auflage erschienen ist. Die erste
Auflage wurde in der Zeitschrift „Der Bürger
im Staat“ (Heft 3/2002) bereits besprochen,
worauf im Wesentlichen hier Bezug genom-
men werden kann. Was der Autor in seinem Ti-
tel schon kurz und knapp feststellte –
„Deutschland, Einwanderungsland“ – ist in-
zwischen durch die Verabschiedung des Zu-
wanderungsgesetzes endlich von allen Par-
teien im Bundestag und im Bundesrat bestä-
tigt worden. Deutschland ist nun eben auch
nach offizieller Lesart der Politik ein Einwan-
derungsland, auch wenn immer noch einige
Autoren wie Luft diese Realität nicht wahrha-
ben wollen. Sie passt nicht in ihr im National-
staat des 19. Jahrhunderts beheimatetes Den-
ken. Meier-Braun belegt, dass Deutschland
schon lange ein Einwanderungsland ist und er
zeigt den teilweise schmerzlich langen Weg
auf, bis dies jetzt akzeptiert wurde.
Die weitere Entwicklung der Zuwanderungs-
politik wird ganz wesentlich von der Überwin-
dung der desolaten Lage auf dem Arbeitsmarkt
abhängen – einem Ergebnis jahrzehntelang
versäumter Reformen. Hinzu kommt die im-
mer noch anhaltende Prägung des kollektiven
Bewusstseins Deutschlands durch das Ideal ei-
ner kulturell angeblich homogenen Gemein-
schaft. Die mit ihm verbundenen und mobili-
sierten Ängste vor Überfremdung und Ge-
fährdung „nationaler Identität“ bilden die
ideologische Grundlage der nicht nur von Ste-
fan Luft, sondern auch von den Demographen
Herwig Birg und Charlotte Höhn verbreiteten
Polemik gegen Zuwanderung. 
Die notwendige wissenschaftliche Versachli-
chung der Debatte und die wissenschaftliche
Aufarbeitung der mit Einwanderung verbun-
denen wirtschaftlichen, sozialen, politischen
und ideologischen Herausforderungen er-
folgte bisher primär in der Gestalt wissen-
schaftlicher Aufsätze zu Detailaspekten. Zu
nennen ist hier vor allem der in zweijähriger
Folge erscheinende „Migrationsreport“ des
Rats für Migration. Was jedoch bislang fehlte.
ist ein auch für den Nichtfachmann lesba-
rer, wissenschaftlich sorgfältig fundierter und
spannend geschriebener Überblick über die
verschiedenen Phasen der Zuwanderung nach
Deutschland samt einer kritischen Analyse der
sie begleitenden politischen Auseinanderset-
zungen. Diese Lücke wird damit geschlossen.
Dabei ist zu unterstreichen, dass Meier-Brauns
Stärke gerade in der abwägenden Sorgfalt 
seiner kritischen Röntgenbilder der aktuellen
politischen  Kontroversen über Zuwanderung
liegt.
Es ist zu wünschen, dass das Buch Meier-
Brauns bald in einer aktualisierten dritten Auf-
lage erscheint und dabei das Zuwanderungs-
gesetz und sein Zustandekommen wieder in
der gewohnten Form kritisch und sachlich un-
ter die Lupe genommen werden.

Dieter Oberndörfer

Russland unter Putin

ROLAND HAUG:

Putins Welt. Russland auf dem Weg 
nach Westen
SWR Schriftenreihe. Grundlagen 5

Nomos Verlagsgesellschaft, 
Baden-Baden 2003
300 Seiten, 29 Euro

Es ist ein Buch, das man gerne in die Hand
nimmt – und so schnell nicht wieder weglegt.
Auf Anhieb mag man fasziniert sein durch die
Fülle eindrücklicher ganzseitiger, vielfach so-
gar doppelseitiger Fotos des russischen Foto-
grafen Walerij Schtschekoldin, den der Autor
Roland Haug gewonnen hat, sein Buch zu be-
bildern: in Schwarz-Weiß den russischen All-
tag dokumentierend, schonungslos, mit knap-
pen, informativen Bildlegenden des Autors, zu
dessen Analysen die Fotos wie angegossen
passen. Manche Bilder gehen einem nicht
mehr aus dem Kopf, wie das des alten, kranken
Kriegsinvaliden, allein mit seiner Katze auf
dem Bett sitzend, einen Blechnapf mit spärli-
chem Essen vor sich (Seite 108/9); oder das der
jungen Frau, nackt auf dem Schoß eines Man-
nes, im „erotischen Theater“, den Blick teil-
nahmslos und traurig ins Nichts gerichtet,
eine ehemalige Ökonomie-Studentin, erfahren
wir, arbeitslos (Seite 124/5).
Dann aber liest man sich fest in den 22 Kapi-
teln, in denen der Autor das Leben im Russland
Wladimir Putins schildert. Man merkt den er-
fahrenen Journalisten, der den Blick für das
Wesentliche hat, der sich ausdrücken kann,
dessen Bilder der russischen Realität sprach-
lich so eindrücklich sind wie die des Fotogra-
fen. Das Themenspektrum reicht weit: vom
Russland-Klischee, dem Verhältnis von Kirche
und Staat, über Mafia, Korruption und Klepto-
kratie bis hin zu dem eher bedrückenden Kapi-
tel über Frauen in Russland und den Ge-
schlechterverhältnissen. Ausgesprochen poli-
tische Kapitel schließen sich an, wie die über
Gorbatschow, Jelzin, über Anatolij Sobtschak,
den politischen Ziehvater Putins, und dann vor
allem Putin selbst; des Weiteren über den
Tschetschenien-Konflikt, die russische Außen-
politik und den eingeschlagenen Weg nach
Westen. Auch zwei Städteporträts, aus Reise-
berichten des Autors entstanden, enthält das
Buch: über Lemberg einschließlich Brody (der
Heimatstadt des Dichters Joseph Roth) – wie-
wohl zur Ukraine und nicht zu Russland gehö-
rend – und Kaliningrad (Königsberg). Über-
sichten und eine Karte über die Nachfolge-
staaten ergänzen das Buch.
Roland Haug, in Stuttgart geboren und aufge-
wachsen, mit Studium von Slawistik, Ge-
schichte und Soziologie in Tübingen, Berlin und
Leningrad, war mehrfach als Hörfunkkorres-
pondent der ARD in Moskau, viele haben noch
seine sonore Stimme im Ohr, wenn er in be-
sonders aufregender Zeit aus Moskau berich-
tete: vom Putsch gegen Michael Gorbatschow
und dem rettenden Eingreifen von Boris Jelzin
zwischen dem 19. und 21. August 1991. Den
Bericht über diese Ereignisse, als die Welt den
Atem anhielt, hätte man sich jedoch ausführ-
licher gewünscht, wiewohl die Ereignisse durch
Bilder hervorragend dokumentiert sind.
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Das Thema des Buches ist Russland heute. Es
hilft uns weiter in unserer Einschätzung der
gegebenen Verhältnisse – politisch, wirt-
schaftlich, sozial, am Alltag orientiert. Das
Buch vermag uns auch zu helfen im Umgang
mit Menschen, die als Aussiedler zu uns ge-
kommen sind, mit ihrer spezifischen Sozialisa-
tion, mit ihren Alltagserfahrungen, die uns oft
hilflos werden lassen. So etwa, wenn wir lesen:
„Viele Männer in Russland trinken, sind ag-
gressiv und herrisch, andere wiederum sind
freundlich, aber weinerlich und sentimental.
Nur wenige sind in der Lage, eigenverantwort-
lich zu handeln. Was steckt dahinter? Sicher
ein Männerbild, das den Aggressor zum Idol
stilisiert. Eine ganze Generation junger Män-
ner in Russland leidet an einer fatalen Störung
des Selbstwertgefühls und der männlichen
Identität“ (Seite 120). 
Roland Haug hat keine wissenschaftliche Ana-
lyse geschrieben. Er versucht vielmehr, auf
Fragen einer interessierten Öffentlichkeit Ant-
worten zu geben: kompetent, knapp, gut und
verständlich, mit dem Blick und Wissen des
studierten Slawisten, mit der Erfahrung des
weit gereisten Journalisten.

Hans-Georg Wehling

Globale Vorherrschaft der USA

DETLEF JUNKER:

Power and Mission: Was Amerika antreibt

Herder Verlag, Freiburg 2003
191 Seiten, 19,90 EUR

Die Kritiker der Politik der jetzigen amerikani-
schen Regierung versuchen selten, diese von
ihren amerikanischen Traditionen her zu be-
greifen. Genau dies tut der Heidelberger His-
toriker Detlef Junker, einer der besten Kenner
der Geschichte Amerikas.
Schon immer war die Außenpolitik der Verein-
igten Staaten ideologisch geprägt. In schlüssi-
ger Weise schlägt Junker den Bogen von dem
Sendungsbewusstsein der Gründerväter bis
hin zum religiösen Eifer eines George W. Bush,
der nach eigener Aussage der Welt die Freiheit
als „Geschenk Gottes“ bringen will und sich
selbst, Anhänger einer Erweckungsbewegung,
als „Wiedergeborenen“ versteht.
Die Bilanz Junkers ist lehrreich, ernüchternd,
lässt aber auch hoffen. Die Herleitung der jetzi-
gen globalen US-Außenpolitik aus der Jahrhun-
derte alten Geschichte des amerikanischen Sen-
dungsbewusstseins relativiert manches. Die
derzeitige, auch von Junker deutlich kritisierte
Politik des Präsidenten Bush und seiner Crew ist
nichts wesentlich Neues, vielmehr ein beson-
ders heftiger Ausschlag des „patriotischen Fie-
bers“, das schon früher bisweilen die US-ameri-
kanische Gesellschaft befiel. Die monströsen
Terrorangriffe des 11. September und die beson-
ders ideologisch-unilateralistisch ausgerichte-
te Konzeption des Präsidenten treffen aufein-
ander und ergeben eine gefährliche Mischung.
Ein „manichäisches“ Weltbild mit einer klaren
Scheidung von Freund und Feind, Gut und Böse
lässt sich stärker oder schwächer in fast allen
Präsidentschaften ausmachen. So gerieten u.a.
die Deutschen im Ersten Weltkrieg in die „Ma-
nichäische Falle“, während des Kalten Krieges

waren es die Sowjets, heute sind es die islamis-
tischen Terroristen (sicher nicht unberechtigt),
aber auch alle, die der Unterstützung des Ter-
rors verdächtigt werden. Das Vorgehen der USA
gegen die letzteren geht, wie wir mittlerweile
wissen, einher mit höchst problematischen Ver-
letzungen rechtsstaatlicher Prinzipien im Irak,
in Afghanistan und auf Guantanamo. 
Eine bemerkenswerte Ausnahme unter den ide-
ologisch geprägten außenpolitischen Konzep-
tionen der US-Regierungen war die pragmati-
sche Außenpolitik Nixons und Kissingers, die
eine multipolare Weltpolitik mit mehreren zu-
einander im Gleichgewicht stehenden Macht-
zentren vorsah. Heute ist daraus wieder eine
unipolare globale Politik der USA geworden.
Sonst war während des Kalten Krieges die Welt
in den Augen der USA bipolar, und die Außen-
politik der Vereinigten Staaten strebte danach,
die zwei Pole „Freie Welt – Kommunismus“
durch die Herrschaft der eigenen Seite zu erset-
zen, die das Gute verkörperte – eine Hoffnung,
die sich nach dem Zerfall der Sowjetunion er-
füllt zu haben scheint. Selten wird der heute so
wichtige Begriff Globalisierung auf die weltpo-
litische Rolle der USA bezogen. Doch eben diese
„Globalisierung des außenpolitischen Aktions-
radius der USA“ ist das Leitmotiv des Buches.
Zur globalen Vorherrschaft (so der Terminus des
Autors) sind die Vereinigten Staaten nach dem
Ende des sowjetisch dominierten Ostblocks
endgültig aufgestiegen. Angesichts der über-
ragenden Stellung der „einzig verbliebenen
Supermacht“ hält Junker die UNO und sogar die
NATO für bedeutungslos. Die Ernüchterung der
US-Führungselite nach den Rückschlägen im
Irak, der Ruf Washingtons nach Unterstützung
durch UNO und NATO wurde offensichtlich in
Junkers Analyse nicht mehr berücksichtigt.
Trotz dieses Mankos: Das Buch bietet nicht nur
eine faszinierende Gesamtdeutung der ameri-
kanischen Machtpolitik, ein Kompendium der
Geschichte der USA, das sehr fasslich, klar und
pointiert geschrieben ist (Beispiele: „Diese Na-
tion hat keine Ideologie, sie ist eine“ oder – nach
dem Ende des Kalten Krieges – „Die manichäi-
sche Falle ist leer“), es vereint auch die Tugend
des Historikers, konkrete, besonders aussage-
kräftige Ereignisse herauszustellen, mit dem
Scharfblick des Systemanalytikers. Junker
spickt seine Analyse mit verblüffenden, ein-
prägsamen Einzelheiten, wie z. B.: Die pat-
riotische Hysterie, die sich 2003 gegen Frank-
reich entlud und aus „French fries“ „liberty fries“
machte, hatte ihren Vorläufer im Kulturkampf
gegen die Deutsch-Amerikaner im Ersten Welt-
krieg, als Sauerkraut in „liberty-cabbage“ und
„Frankfurter“ in „Hot Dogs“ umbenannt wur-
den. Ein umfangreiches Sachregister und ein
Personenregister sowie eine Tafel der Präsi-
dentschaften erleichtern zusätzlich die Orien-
tierung in diesem historischen Längsschnitt,
der bei allem interpretatorischen Reichtum er-
freulich knapp gehalten ist.
Junker folgt einer Hauptströmung unter den
Amerika-Experten, die in den USA die „einzig
verbliebene Supermacht“ sehen. Ob diese Ein-
schätzung nach den Erfahrungen des fortdau-
ernden Irak-Krieges haltbar ist, ist zwar sehr
fraglich – anregende Argumente für diese
Sicht der Dinge liefert Junker gewiss. Dieses
Buch sollte in keiner Bibliothek fehlen.

Ernst Lüdemann

Wird die USA als Hegemonialmacht
scheitern?

EMMANUEL TODD:

Weltmacht USA. Ein Nachruf.
(Original: Après l’empire. 
Essai sur la décomposition du système
américain. Paris 2002)

Piper Verlag, München 2003
264 Seiten, 7,90 Euro

Einen diametral anderen Ansatz als Junker
verfolgt Todd, französischer Historiker und
Demograph. Bei ihm bestimmen nicht so sehr
Ideologien und machtpolitische Zielsetzungen
die Geschichte unserer Zeit, als vielmehr län-
gerfristig wirkende Tendenzen, die sich im 20.
Jahrhundert beschleunigt haben und Gesetz-
mäßigkeiten darstellen. Er greift besonders
Fukuyamas These vom „Ende der Geschichte“
auf. Auch für ihn ist die von den USA geprägte
Weltpolitik unter dem Begriff der Globalisie-
rung zu betrachten. Ähnlich wie Fukuyama,
doch weniger ökonomistisch als vielmehr be-
völkerungs- und kulturpolitisch argumentie-
rend, sieht er einen unaufhaltsamen globalen
Fortschritt der Demokratisierung, gestützt
durch die demographische Entwicklung und
die Alphabetisierung. Demokratien führen
keine Kriege gegeneinander. So winkt in histo-
risch naher Zukunft die Vision einer Welt ohne
repressive politische Systeme, auf einem sta-
bilen, erträglichen demographischen Niveau,
mit Staaten und Weltregionen, die ihre Prob-
leme friedlich lösen.
Freilich verläuft diese Entwicklung nicht ge-
radlinig. Gewaltausbrüche, Terroranschläge,
Revolutionen, Kriege haben die gesamte Neu-
zeit geprägt und sind zu Beginn des 21. Jahr-
hunderts hervorstechende und bedrückende
Ereignisse. Todd erklärt sie nun gerade nicht
als grundsätzlich gegenläufige Entwicklungen
zu den aufgezeigten positiven Erwartungen,
wenngleich er nicht bestreitet, dass etwa die
islamistischen Terrorgruppen oder Bereiche
der islamischen Welt, in denen die Frauen 
diskriminiert oder unterdrückt werden, dem
Trend der Demokratisierung zunächst zu wi-
dersprechen scheinen. Seine Erklärung postu-
liert Übergänge, die gewaltsam-chaotisch ver-
laufen, von Krisen und größeren Erschütte-
rungen begleitet sind. Der Islamismus ist also
gerade nicht im Kommen, sondern das letzte
Aufbäumen einer rückwärts gewandten Grup-
pe in großen Bevölkerungen der Erde, die be-
reits den Weg zur Demokratie und Aufklärung
beschritten haben. Der Titel seines Buches
könnte also, hätte er nicht die USA im Fokus,
auch lauten: „Islamismus – ein Abgesang“.
Der Übergang zu einem stabilen Frieden voll-
zieht sich nun nach Meinung Todds auch zwi-
schen den großen Staaten und Weltteilen 
ähnlich krisenhaft wie die Entwicklung inner-
halb der Staaten und Kulturen, und hier be-
reiten ihm vor allem die USA Sorge. In einer 
entarteten Demokratie, die in Wirklichkeit im
Innern sowohl ökonomisch als auch ethnisch-
rassisch immer mehr Ungleichheiten produ-
ziert und nach außen hin immer weniger ihre
ursprünglichen universalen Ziele von Demo-
kratie und Rechtsstaatlichkeit verfolgt, wird
das Mittel des Krieges wieder zu einer realen
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Option, im Extremfall auch gegen Demokratien.
Die USA haben die imperiale Politik nach dem
Ende des Kalten Krieges deshalb gewählt – so
Todd – weil sie kurze Zeit tatsächlich die einzig
verbliebene Supermacht waren und aus wirt-
schaftlicher Schwäche. Diese auf den ersten
Blick paradoxe Analyse stützt der Autor mit dem
enorm angewachsenen Handelsdefizit der USA
und der gesunkenen Produktivität, die durch
Kapitalströme ausgeglichen wird. Um ihre wirt-
schaftliche Position zu halten, Öleinfuhren und
Kapitalströme zu sichern, müssen die USA eine
strategisch-weltbeherrschende Macht entfal-
ten, auch mit militärischen Mitteln, und sie tun
es. Vorwand gibt ihnen „der Mythos des welt-
weiten Terrorismus“. Ihrer – in Todds Augen –
wirtschaftlichen Schwäche entspricht jedoch
auch militärisches Unvermögen. Die USA als
Welthegemon werden scheitern. Schließlich
wird besonders das demokratische Russland im
Bunde mit Europa eine wichtige Rolle bei der
Eindämmung des schwach gewordenen Über-
see-Giganten spielen, der außer Kontrolle zu
geraten droht.
Todds Essay fasziniert aufgrund seines umfas-
senden geschichtsphilosophischen Ansatzes
und seiner überraschenden Schlussfolgerun-
gen. Seine Gesamtdeutung des Verlaufs der
jüngeren Menschheitsgeschichte ist durchaus
nicht platt anti-amerikanisch eingefärbt. Die
USA als ursprünglicher Wohltäter der Mensch-
heit, Motor der Demokratisierung, werden in
dieser historischen Rolle ausdrücklich aner-
kannt. Seine Analyse der gegenwärtigen hege-
monialen Bestrebungen der amerikanischen
Politik – einmal abgesehen von den längerfris-
tigen Entwicklungen, in die er sie einbettet –
enthält viel Bedenkenswertes, und sie stützt
sich u.a. ja auch auf die offene Befürwortung
einer solchen hegemonialen amerikanischen
Weltpolitik durch Zbigniew Brzezinski. Todds
Ablehnung der These von der „einzig verbliebe-
nen Supermacht“ wird abgesichert durch Fak-
ten, die die militärischen Potenziale der Verein-
igten Staaten und Russlands wesentlich näher
beieinander sehen, als es gemeinhin dargestellt
wird. So wird etwa seine skeptische Bewertung
der amerikanischen Aussichten im Nahen Os-
ten, im Kaukasus und in Zentralasien – im Vor-
feld des Irak-Krieges geschrieben – durch des-
sen Verlauf gewiss nicht widerlegt. Todd
begründet geschickt und pointiert und baut ein
in sich geschlossenes System auf. Aber gerade
darin liegt andererseits eine fundamentale
Schwäche seiner Sichtweise. Was nicht in das
System passt, wird dialektisch erklärt oder
gerne auch glattgebügelt, umgekehrt werden
ephemere Erscheinungen, die zu seinen Thesen
passen, zu gewichtigen historischen Faktoren
aufgebauscht. So ist z.B. die Herleitung der (fak-
tischen) Entdemokratisierung der USA aus der
kuriosen Wahl von George W. Bush und einigen
gesellschaftlichen Ungleichheiten mehr als
dürftig angesichts der immer noch gut funktio-
nierenden demokratischen Kontrollmechanis-
men der USA und des sich dort letztlich heute
bewährenden Pluralismus der Meinungsbil-
dung, auch zum Irak-Krieg. Mit seiner Be-
hauptung, der Islamismus habe bereits abge-
wirtschaftet, wird Todd der Breite und Gefähr-
lichkeit dieser Bewegung, die seit den 20er-Jah-
ren bis heute im Ansteigen begriffen ist, kaum
gerecht. Der weltweit agierende Terrorismus –

das lehren die Anschläge von Madrid – ist kein
Mythos. Allen Ernstes will Todd uns ausgerech-
net Russland mit seiner „gelenkten Demokra-
tie“, der im Vergleich zu den USA horrenden Ver-
teilungsungleichheit der Lebensbedingungen
zwischen Arm und Reich und seinem Kolonial-
krieg in Tschetschenien als Beispiel für die neue,
erfolgreiche Demokratisierung und sogar als
kommende Schutzmacht für die Europäer ge-
gen die „gefährlichen“ USA verkaufen. In seiner
Sympathie für Russland geht Todd so weit zu
behaupten, dieses habe als einzige große Macht
keine nennenswerte koloniale Vergangenheit.
Schlichte Unkenntnis liegt dem zugrunde, und
ebenso seiner knappen, hochmütigen Ableh-
nung der gut begründeten These Brzezinskis,
wonach die Ukraine ein Land mit entscheiden-
der geostrategischer Bedeutung ist. So erinnert
manches an Hegels berühmte Replik, als er auf
Unvereinbarkeiten seiner Theorie mit realen Er-
scheinungen hingewiesen wurde: „Umso
schlimmer für die Wirklichkeit!“. Das Buch ist
dennoch lesenswert, enthält manche wichtige
Fakten und Entwicklungen und ist insgesamt
sehr anregend.

Ernst Lüdemann

Statisten in Uniform

JOACHIM LILLA (Bearbeiter, unter Mitarbeit
von MARTIN DÖRING und ANDREAS SCHULZ)

Statisten in Uniform. Die Mitglieder des
Reichstags 1933–1945. 
Ein biographisches Handbuch. 
Unter Einbeziehung der völkischen und
nationalsozialistischen Reichstags-
abgeordneten ab Mai 1924, hrsg. von der
Kommission für Geschichte des Parlamen-
tarismus und der politischen Parteien.

Droste Verlag, Düsseldorf 2004
48* u. 996 Seiten, 120,00 Euro

Wer die Reihe der biographischen Handbücher
der Kommission für Geschichte des Parlamen-
tarismus und der politischen Parteien in Bonn
kennt, weiß, dass hier der Öffentlichkeit pro-
funde Ergebnisse und unerlässliche Nachschla-
gewerke zur biografischen und kollektivbiogra-
fischen Forschung zu Parlamentariern und
Parlamentarierinnen aller Epochen der jünge-
ren deutschen Geschichte bereitgestellt wer-
den. Und wer den neuesten Band in die Hand
nimmt, wird erleichtert sein, dass es trotz der
unseligen Diskussion um die Streichung der fi-
nanziellen Mittel und damit um die Schließung
der Bonner Kommission im Jahr 2003 der Kom-
mission und ihrem Generalsekretär Dr. Martin
Schumacher gelungen ist, die fruchtbare Arbeit
fortzusetzen. Denn seit mehr als vierzig Jahren
wird hier Grundlagenforschung zu Parlamen-
tarismus und Demokratie betrieben. Ohne die
reichen Erträge wäre unser kollektives Ge-
dächtnis deutlich ärmer.
Tagtäglich zieht das für den Deutschen Bun-
destag erneuerte Reichstagsgebäude zahlrei-
che Besucher in seinen Bann. Im Kaiserreich
und in der Weimarer Republik war der Wallott-
Bau der Ort der parlamentarischen Debatte
und Entscheidung in Deutschland. Als Staats-
organ hatte der Reichstag das Ende der Par-
teien und den Reichstagsbrand von 1933

überdauert. Nach der Zustimmung zum „Er-
mächtigungsgesetz“ im Februar 1933 trat er
noch zu 19 Sitzungen zusammen, die letzte
davon fand am 26. April 1942 statt. Am Ende
des Dritten Reiches umfasste der Reichstag
mehr als 800 Abgeordnete, ausschließlich Mit-
glieder und Hospitanten der NSDAP-Fraktion
– ein bloßes Akklamationsorgan des natio-
nalsozialistischen Regimes, politisch einfluss-
los und immer seltener einberufen. Dieser
„höchstbezahlte Männergesangverein der
Welt“ blieb als parlamentarische Staffage bis
zum 8. Mai 1945 bestehen.
Zwischen Mai 1924 und Mai 1945 gehörten
dem Reichstag – seit März 1938 Großdeutscher
Reichstag genannt – 1295 Völkische und Na-
tionalsozialisten an – allesamt Männer. Dieses
„Kollektiv“ war intern recht unterschiedlich.
Neben den zahllosen großen Parteigenossen –
darunter fast die gesamte Funktionselite von
Partei und Staat – waren die „kleinen“ Parteige-
nossen und zahlreiche Personen, die bereits vor
1918 eine öffentliche Rolle gespielt hatten, wie
beispielsweise Ludendorff und Martin Spahn.
Nur ganz wenigen von ihnen gelang nach 1945
ein politisches Comeback.
Nachdem es bislang nur eine kaum über-
schaubare Vielzahl von Einzelbiografien und
qualitativ fragwürdige biografische Handbü-
cher gab, vereinigt das vorliegende Handbuch
erstmals geschlossen die Viten der nationalen
und regionalen Funktionselite des Dritten
Reichs. Die 1295 Biografien spiegeln auch den
verbrecherischen Charakter des NS-Regimes,
denn die Mitglieder der parlamentarischen
„Kompanie der Braunhemden“ waren als
kleine oder große Machthaber Exponenten ei-
nes verbrecherischen Systems im Herrschafts-
bereich der von Deutschen besetzten Länder
Europas. Die Einzelbiografien zeichnen hier
auch detailliert „Täterkarrieren“ nach.
Umfangreiche Anhänge dokumentieren z.B.
die Entwicklung des Reichstagswahlrechts
und der Reichstagswahlkreise ab 1924, ver-
zeichnen aber auch die nicht „gewählten“
Reichstagskandidaten der NSDAP. Mehrdi-
mensionale Indizes erschließen den detaillier-
ten und zuverlässigen Band, der eine unerläss-
liche Basis für weitere biografische Forschun-
gen auf regionaler oder nationaler Ebene
bildet. Und er ist ein weiterer Stein in dem gro-
ßen Mosaik der Bonner Erträge – in diesem Fall
zur Geschichte einer Pseudo-Volksvertretung
und zum nationalsozialistischen Antiparla-
mentarismus von den 1920er-Jahren bis 1945.

Reinhold Weber

Wege zum Electronic Government

EUGEN BAACKE/WELF SCHRÖTER (HRSG.):

Lernwege zum Electronic Government.
Online Arbeiten - Online Lernen 

Talheimer Verlag, Mössingen-Talheim 2003 
255 Seiten, 20,- Euro 

Der Band ist angesiedelt im Kontext der Dis-
kussion um das so genannte „virtuelle Rat-
haus“. Es geht um die Zukunft des öffentlichen
Dienstes angesichts des Wandels zu einer In-
formationsgesellschaft, in der die neuen In-
formations- und Kommunikationstechnolo-
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gien einen immer größeren Stellenwert für die
Bewältigung des Alltags erhalten, d.h. es geht
um Veränderungen in der Verwaltungspraxis
in Richtung elektronische Dienstleistungen.
Im Mittelpunkt steht jedoch nicht die Begrün-
dung von E-Government und deren zukünf-
tige Bedeutung – diese Diskussion ist bereits
weitgehend abgeschlossen –, sondern um de-
ren Einführung und Umsetzung. Grundthese
des Bandes ist, dass eine technologische Er-
neuerung der öffentlichen Verwaltungspraxis
von einem mentalen Veränderungsprozess be-
gleitet werden muss. In diesem Sinne steht die
Frage nach „weichen Faktoren“ von E-Govern-
ment, d.h. nach Qualifikationen und Kompe-
tenzen der daran beteiligten Menschen, im
Vordergrund. Interessant dabei ist, dass die
Autoren nicht aus dem Bildungsbereich kom-
men. Sie sind beruflich vorwiegend in der Ver-
waltung, den Verwaltungswissenschaften und
den neuen Technologien verortet. Ausnahmen
sind der Mitherausgeber, Eugen Baacke von
der Landeszentrale für politische Bildung Ba-
den-Württemberg und die Politologin Gisela
Ruprecht. Neben einer Bestandsaufnahme
zum Stand und Bedarf der Einführung von E-
Government ist dieser Band vor allem als eine
Anfrage an die Weiterbildung zu verstehen.
Und in der Tat: Ein entsprechender Fachdis-
kurs findet in der Weiterbildung derzeit (noch)
nicht statt. Weder in der beruflichen noch in
der allgemeinen und politischen Erwachse-
nenbildung hat man sich diesem Thema bis-
lang gewidmet.
Der Band ist aus einer Netzwerkdiskussion
hervorgegangen, die seit einigen Jahren von
unterschiedlichen Trägern und Initiativen ge-
tragen wird und zu einer Reihe von gemeinsa-
men Stellungnahmen führte. Beteiligt sind u.a.
Hochschulen, Gewerkschaften, die Landes-
zentrale für politische Bildung Baden-Würt-
temberg, die Alcatel SEL Stiftung für Kom-
munikationsforschung, das Hochschulkolleg 
E-Government und das Forum Soziale Tech-
nikgestaltung beim DGB Baden-Württemberg.
Die tiefgreifenden Veränderungen, die mit der
Einführung von E-Government verbunden
sind, müssen von einer „Qualifizierungsoffen-
sive“ begleitet werden, wenn ihre Vorteile zur
Geltung kommen sollen. Folgendes wird von
einer zukünftigen Einführung erwartet: Bes-
sere Dienstleistungen für die Öffentlichkeit,
rationellere und kostengünstigere Verwal-
tungsabläufe, Förderung von Netzwerken und
von Kommunikation zwischen Verwaltungen
und öffentlichen Institutionen. In diesem Zu-
sammenhang wird von den insgesamt 21
Autorinnen und Autoren des Bandes eine
neue, d.h. vor allem IT-gestützte, Lernkultur
gefordert, die von einem erweiterten Bil-
dungsbegriff ausgeht. Weiterbildung und Per-
sonalentwicklung werden zu einer entschei-
denden Grundfrage bei der Implementierung
von E-Government und sind Garanten für den
Erfolg.
Immer wieder wird in den Beiträgen auf ein
Lerndefizit bei den Kommunen hingewiesen
und auf einen damit zusammenhängenden
Bedarf an pädagogischen Konzepten und
Strategien.
Die aufgeführten Lernprojektbeispiele im zwei-
ten Teil des Bandes unter der Überschrift „Er-
fahrungen der Verwaltung für die Verwaltung“

(S. 104-172), die nach einem eher theoretisch
orientierten ersten Teil („Erkenntnisse der Wis-
senschaft für die Verwaltung“, S. 14-101) zur
Begründung des Zusammenhangs von Lern-
kultur und E-Government folgen, befinden sich
in den meisten Fällen in einem frühen Stadium
und können noch keine abschließenden Ergeb-
nisse und Empfehlungen bieten. Im dritten und
letzten großen Kapitel des Sammelbandes geht
es um „Erfahrungen aus der Wirtschaft für die
Verwaltung“ (S. 174-241).
Der Band ist keine wissenschaftliche Publika-
tion im Sinne einer analytischen Reflexion. Er
bietet erste Erfahrungen sowie ein kompeten-
tes und aus dem Blickwinkel der Praxis kom-
mendes Plädoyer für eine Lernoffensive und
eine neue Lernkultur in der öffentlichen Ver-
waltung angesichts technologischer Verände-
rungen. Der Band diskutiert dabei allerdings
nur selten bzw. explizit überhaupt nicht kriti-
sche Impulse oder Risiken, die sich aus der 
Einführung von E-Government und deren pä-
dagogische Begleitung ergeben könnten. So
setzen die Autorinnen und Autoren beispiels-
weise sehr stark auf E-Learning-Konzepte, de-
ren Nachhaltigkeit und Wirkung zwischenzeit-
lich in der Pädagogik umstritten sind. Zwei-
tens: Obgleich der Partizipationsansatz, vor
allem bei Autorinnen und Autoren aus dem
Umfeld der Gewerkschaften, immer wieder
betont wird, rücken Beiträge den Aspekt der
Effizienz und Effektivität immer wieder in den
Vordergrund. Hier ist vor allem in der Praxis
eine deutliche Risikozone zu sehen, die poli-
tisch und pädagogisch im Spannungsfeld von
Beteiligungskultur und Steigerung der Effekti-
vität liegt. Drittens: Die raumzeitliche Ver-
schränkung von Lernen und Arbeiten bzw. 
das „bedarfsorientierte ‚Just-in-Time’-Lernen“
(Schröter, S. 188) verändert sowohl das Ver-
ständnis von Lernen wie auch das von Bil-
dung: Lernen wird zum Erlösungskonzept. Der
Erziehungswissenschaftler Karlheinz Geißler
nannte diese Entwicklung einmal „Vom Beten
zum Lernen“. Die lernpsychologische These,
dass man nicht nicht lernen kann, kann zum
Albtraum werden und seine Instrumentalisie-
rung im Sinne einer zielgerichteten Bedarfs-
orientierung erhält unter Umständen einen
totalitären Charakter. Hier ist Diskussionsbe-
darf.
Der Band ist insgesamt geprägt durch einen
optimistischen Glauben an die neuen Techno-
logien und ihre segensreiche gesellschaftliche
Wirkung. Das wichtigste Instrument bei der
Umsetzung ist jedoch nicht die Technologie,
sondern der Mensch – so eine zentrale Bot-
schaft des Bandes. Die Potenziale von E-Go-
vernment können nur dann genutzt werden,
wenn die Menschen vor und hinter der
Elektronik über entsprechende technische und
soziale Kompetenzen verfügen. Es geht um
eine neue Lernkultur. Eine weitere Botschaft
wendet sich an die Weiterbildung. Die Auto-
rinnen und Autoren verdeutlichen den großen
Bedarf an andragogischem Know-how bei der
Implementierung von E-Government. Die Ver-
waltungspraxis und -wissenschaft ist hier al-
leine überfordert. Angesprochen sind sowohl
die berufliche wie auch die allgemeine und po-
litische Weiterbildung. Besonders hervorgeho-
ben wird der politische Aspekt bei Qualifizie-
rungs- und Weiterbildungsmaßnahmen. Be-

rufliche Weiterbildung in Richtung E-Govern-
ment-Kompetenz ist aus dem Blick der Auto-
rinnen und Autoren zu einem wesentlichen
Teil politische Bildung. Es geht bei den „Lern-
wegen zum Electronic Government“ um mehr
als „nur“ Schulung. Hier setzt der Band an, ver-
deutlicht dieses Erkenntnisinteresse immer
wieder aus unterschiedlichen Blickwinkeln
und animiert in diesem Sinne aktiv zu werden.
Er steht erst am Anfang einer Lernkultur, die
noch konkreter definiert und operationalisiert
werden muss. Dazu kann und muss die Er-
wachsenenbildung entscheidend beitragen. 

Ulrich Klemm

Religion und Politik in den USA

RAINER PRÄTORIUS:

In God we Trust. 
Religion und Politik in den USA 

Verlag C.H. Beck, München 2003 
203 Seiten, 12,90 Euro

Der religiöse Anteil am Alltagsleben der Ame-
rikaner ist auffallend größer als in den Gesell-
schaften Westeuropas: der deutsche Tourist,
der unvermutet auf Schwierigkeiten beim 
Einkauf von Flaschenbier stößt, die skandina-
vische Austauschschülerin, die ihrer Gastge-
berfamilie widerstrebend zum Sonntagsgot-
tesdienst folgen muss, der britische TV-Konsu-
ment, den die religiösen Bekenntnisse und
Gefühlsentblößungen amerikanischer „Pro-
mis“ peinlich berühren – sie alle erleben punk-
tuelle Ausdrucksformen dieses Unterschiedes.
„In God we Trust. Religion und Politik in den
USA“ befasst sich mit dieser besonderen Rolle
der Religion im öffentlichen Leben der USA.
Denn gerade jetzt, in den ersten Jahren des 21.
Jahrhunderts, wachsen diesseits des Atlantiks
die Irritationen über den Stil der amerikani-
schen Politik, über das Ausmaß des nationalen
Machtanspruchs und über die Eigenheiten der
Kultur und Gesellschaft. Häufig wird in diesem
Kontext die Meinung vertreten, dass dies et-
was mit der besonderen Rolle der Religion im
öffentlichen Leben und mit ihrem Einfluss auf
die Politik zu tun hat. 
Rainer Prätorius, Professor für Verwaltungs-
wissenschaften an der Universität der Bundes-
wehr in Hamburg, will „die Ursachen des Be-
fremdens“ im europäischen Kulturkreis nicht
schön reden, sondern zum Verstehen beitra-
gen: Warum der Einfluss der Religion in der Po-
litik in den USA so anders ist als im europäi-
schen Kulturkreis. 
Beginnend mit Thomas Jefferson, der in die Ge-
schichtsbücher als Autor der amerikanischen
Unabhängigkeitserklärung von 1776 einging,
wird der Zusammenhang von Verfassung und
Religion dargestellt. Jefferson schrieb: „Einen
Menschen wegen seiner religiösen Überzeu-
gungen von Staats wegen zu benachteiligen,
ist nichts anderes, als ihn ob seiner Meinung
über Physik und Geometrie abzustrafen (…)
Religionsfreiheit ist damit das Fundament der
Meinungsfreiheit und diese der Schlüssel zu
allen Bürgerrechten. Und schließlich – so Jef-
ferson – nehme auch der Glauben Schaden,
wenn er der Staatsgewalt als Stütze seiner
Autorität bedürfe.“ (S. 10) Diesen Kerngedan-
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ken Jeffersons nahmen die Verfassungsväter
auf, und bis heute besteht eine scharfe Tren-
nung zwischen Religion und Verfassung auf
der einen Seite und der religiösen Kultur auf
der anderen Seite. Die Kontroversen zwischen
Religion und Politik werden seitdem vor dem
Obersten Gerichtshof – dem Supreme Court –
ausgetragen.
Um die Fülle der möglichen Kontroversen vor
Gericht zu skizzieren, stellt Prätorius zwei Ur-
teile dar. Er wählt das Urteil des Bundesappel-
lationsgerichts für den 9. Bezirk in San Fran-
cisco aus, dass sich mit der Frage befasst, ob
die Zeile des Treuebekenntnisses „one nation
under god“ verfassungswidrig sei, wenn die
Gelöbnisformel an staatlichen Schulen von
Kindern kollektiv und pflichtgemäß zu leisten
ist. Geklagte hatte ein Atheist, dessen Tochter
die allmorgendliche Zeremonie nicht mitspre-
chen, aber ihr zuhören musste. Der vorsit-
zende Richter pflichtete der Besorgnis des Va-
ters bei: Allein schon dies genüge, um die
staatlichen Institutionen zu missbrauchen,
eine Glaubensaussage aufzuzwingen. Die all-
gemeine Aufregung über das Gerichtsurteil
belegt, dass die Bezugnahme auf Gott bei öf-
fentlichen Anlässen von vielen Amerikanern
als selbstverständliches Kulturgut und als
„american way of life“ angesehen wird.
Ein Grund für die scharfen Reaktionen auf das
Urteil könnte auch darin liegen, dass es einen
wunden Punkt im gelebten Selbstverständnis
der Nation berührt hat. Hintergrund ist nach
Prätorius ein zweifaches Verständnis von Reli-
gion. Das eine Verständnis – er nennt dies „Re-
ligion 1“ – bezieht sich auf die organisierte
Glaubenspraxis in einer Gemeinschaft. In die-
sem Sinne ist die Trennung von Staat und Kir-
che ein weitgehend akzeptierter Traditionsbe-
stand in den USA. Schwieriger wird dies beim
Verständnis der so genannten „Religion 2“.
Dieses Verständnis erstreckt sich auf eine all-
gemeine religiöse Grundhaltung, die schließ-
lich alle „normalen“ Amerikaner teilen. 

Das zweite Urteil, das nahezu zeitgleich gefällt
wurde, liegt eher im Meinungstrend: Es wurde
vom Supreme Court mit einer knappen Mehr-
heit von fünf zu vier Richtern gefällt und ge-
stattet, „dass im Bundesstaat Ohio über ein
Gutscheinsystem auch konfessionelle Schulen
in den Genuss öffentlicher Gelder kommen
können.“ Hintergrund dieser Entscheidung ist
die Tatsache, dass die konservative Gesell-
schaftspolitik die Subjektförderung über Ob-
jektförderung favorisiert. Denn „indem der
Staat nicht nur sozialpolitische Leistungen
produziert, sondern auch Nachfrager (der
Gutscheine) unterstützt, schmälert er selbst
seine eigene Dominanz auf der Anbieter-Seite.
Der Gutscheinbesitzer kann sich auch an an-
dere Sozialagenturen wenden – und hier spe-
ziell spielen Religionsgemeinschaften eine
große Rolle. Die Förderung (über Gutschein-
systeme) verfolge also nicht das Ziel, mittels
Staatsgeldern religiöse Ansichten zu verbrei-
ten, sondern mit dem Wunsch, mehr Men-
schen Wahlfreiheit zwischen unterschied-
lichen Schulen und damit bessere Bildungs-
chancen zu ermöglichen.“ 
Die Auswahl verdeutlicht, dass es in den USA
nicht um ein Ringen klar abgegrenzter religiö-
ser Blöcke geht, sondern dass die Frage der po-
litischen Rolle von Religion auf komplizierte
Weise in gesellschaftliche Interessenlagen ver-
woben ist. Insgesamt lassen sich die Grund-
annahmen des soeben gezeichneten Bildes
schlagwortartig als Pluralismus bezeichnen.
Eine Vorraussetzung für das Funktionieren des
pluralistischen Modells ist, dass eine Struktur
existiert, die von allen Beteiligten als Grundlage
und Spielregel aufgefasst wird und die neutral
gegenüber den Gruppen bleibt, die in das
Macht- und Konsensspiel eintreten. Im Politi-
schen wird diese Leistung von der Verfassung
und den durch sie etablierten Institutionen 
erbracht.
Um die aufgeworfenen Fragen auch in Bezug
auf die Religion beantworten zu können, wer-

den die ideengeschichtlichen und konstitutio-
nellen Grundlagen dargestellt und der Frage
nach dem Zeitpunkt der Entstehung des religi-
ösen Pluralismus in den USA nachgegangen.
Prätorius endet mit einem Ausblick auf die 
Entwicklungsperspektiven des amerikanischen 
religiösen Pluralismus, dessen zukünftiger Inte-
grationskraft und einer Bewertung der Hand-
lungen von Politikern. Insgesamt kommt Präto-
rius zu dem Schluss, dass das „gegenwärtigen
Bestreben konservativer Politiker, Religion (…)
zu instrumentalisieren, trotz der oben diskutier-
ten Grenzen (…) nachvollziehbar“ ist (S. 192).
Nach der Konkretisierung des Untersuchungs-
gegenstandes befasst sich Prätorius im zweiten
Kapitel mit den ideengeschichtlichen und kon-
stitutionellen Grundlagen in den USA. Er stellt
die Ankunft der Mayflower im späteren Massa-
chusetts in den Mittelpunkt der gängigen My-
then, die sich um den Ursprung der USA ranken.
Die Zelebrierung der Pilgerväter findet noch
heute am letzten Donnerstag im November
statt, denn an Thanksgiving versammeln sich
die Familien um einen opulenten Truthahn mit
stets den gleichen Beilagen und wiederholen
den Akt, mit dem die Pilgerväter angeblich für
ihre erfolgreiche, erste Landnahme gedankt ha-
ben. Bei dieser Zeremonie wird die Familie, die
dankende Anrufung Gottes und die Sanktionie-
rung dieser Praxis in Gestalt eines offiziellen,
nationalen Feiertages noch heute durch eine
Handlung hervorgehoben, die eine interessante
Mischung von Religiösem und Politischem be-
leuchtet.
Als weiteres Beispiel für die Anfangszeit der
USA wählt er die Schriften von Alexis de Toc-
queville, einem französischen jungen Adligen
(1831). Dieser beobachtete die praktischen Le-
bensformen der frühen Einwanderer und
kommt zu dem Schluss, dass die Religion, die
sich in ihren Moralvorschriften oft rigide gab,
in ihrem Freiheitsbestreben gegen zentrale Be-
vormundung Träger der Vorformen der Demo-
kratie war. 
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In dieser Zeit entstanden das politische Denken
von John Locke. Die Gedanken von Locke fielen
in den nordamerikanischen Kolonien auf
fruchtbaren Boden. Die Amerikaner schätzten
Locke aber nicht nur wegen der Prädestina-
tionslehre (Art des Eigentumserwerbs) sondern
schlossen sich auch seinen Betrachtungen zur
Rolle der Religion im politischen Zusammenle-
ben an. Der berühmte „Brief über Toleranz“ aus
den europäischen Glaubenskriegen sollte einen
Weg in die friedliche Koexistenz weisen. Doch
Locke versprach keineswegs bedingungslose
Toleranz für alle Glaubensrichtungen; für
Atheisten war in dem Idealstaat von John Locke
kein Platz, da er sich ohne Bezug auf Gott keine
Einhaltung von Gesetzen und Verträgen vor-
stellen konnte. Die Pluralität, die die politischen
Eliten des 18. Jahrhunderts anstrebten, war da-
her sicherlich ein Spektrum mit solidem christ-
lichem Hintergrund (Seite 44). Dabei sollten die
eingeschlagenen Wege der verschiedenen de-
zentralen Gemeinschaften in ihrer Eigenart ge-
schützt bleiben (pluribus) sofern die christliche
Grundentscheidung (unum) gewahrt blieb. Ins-
gesamt beschriebt Tocqueville einen bunten re-
ligiösen Flickenteppich in den Anfangsjahren
der USA. 
Mit der Frage, wie und ob die in den Anfangs-
jahren dargestellte allgemeine Religiosität
noch heute in der Gegenwart fortbesteht, be-
schäftigt sich Prätorius in den folgenden 
Kapiteln. Dafür erstellt er eine detaillierte 
Darstellung aller in den USA vorhandenen
Glaubensrichtungen, beginnend mit den Glau-
bensrichtungen der ersten amerikanischen
Zuwanderer, die als unangepasst an den tra-
dierten angelsächsischen Lebensstil galten.
Aus dem Lebensstil dieser Gruppe entstanden
drei großen Glaubensrichtungen: die Anglika-
ner, die Presbyterianer und die Congregatio-
nalisten. Während des 19. Jahrhunderts ka-

men diverse Kirchen, die besonderes Gewicht
auf die buchstabengetreue Befolgung des
Evangeliums legten, hinzu. Zahlreiche dieser
Strömungen leben bis heute fort und stellen
als „Church of Christ“ in verschiedensten Na-
mensvarianten einen bedeutenden Strang im
amerikanischen Protestantismus dar. 
Detailliert wird der Weg jeder Glaubensrich-
tung in den USA nachgezeichnet von der
Gründung (z.B. durch Abspaltung aus einer
bestehenden Glaubensrichtung), deren Verlauf
und die Bedeutung in der heutigen religiösen
Landschaft der USA. Versuche von Politikern,
bestimmte Glaubensausrichtungen in Wahl-
kampfzeiten für sich zu gewinnen, schließen
die Betrachtung zur jeweiligen Glaubensge-
meinschaft ab. Eines der illustren Beispiele auf
Wahlkampfveranstaltungen Glaubensgemein-
schaften einzubinden, ist eine Situation auf ei-
ner Wahlkampfveranstaltung von Georg W.
Bush. Georg W. Bush beantwortete die Frage
nach seinem Lieblingsphilosophen im evange-
likalen Umfeld mit: „Jesus Christus“. Prompt
ereilte ihn die Abfuhr seitens echter Evangeli-
kaler: Jesus ist für diese kein Philosoph – Phi-
losophen suchen nämlich nach der Wahrheit,
Jesus dagegen ist die Wahrheit (S. 90) 
Zusammenfassend kommt Prätorius zu dem
Schluss, dass die langfristigen historischen
Entwicklungen einen soliden Optimismus be-
stärken, dass alle Glaubensrichtungen in den
USA regelmäßig im Laufe der Zeit ihren Weg
zu einem sicheren und respektablen Platz im
pluralistischen religiösen Spektrum gefunden
haben. Dieses Spektrum wird zudem auf ab-
sehbare Zeit sein Zentrum bei jenen christli-
chen Ausrichtungen haben, die diese Position
auch während des zwanzigsten Jahrhunderts
innehatten.
Der amerikanische religiöse Pluralismus
scheint damit im Ergebnis ein Erfolgsmodell

zu sein. Dabei soll diese Aussage nicht leug-
nen, dass viele Erscheinungen aus einer Au-
ßenseiterperspektive als wunderlich oder gar
störend anmuten können. Der zweite imma-
nent gewordene Gesichtspunkt ist die Balance
zwischen „Religion 1“ und „Religion 2“, so wie
sie im ersten Kapitel dieses Buches diskutiert
wurden. Diese Balance lässt sich verkürzt so
zusammenfassen: Eine starke Bedeutung von
allgemeiner Religiosität für das öffentliche Le-
ben, die Alltagskultur und für das nationale
Selbstverständnis koexistiert mit einer ebenso
starken Abneigung dagegen, dass eine be-
stimmte Religion zu viel Einfluss auf politische
Prozesse gewinnt, dass Minderheitenmeinun-
gen und Optionen individueller Lebensgestal-
tung eingeschränkt werden.
Legt man dieses Ideal zugrunde, dann ist die
Geschichte der USA abermals als Erfolgsstory
zu werten, so Prätorius. Denn die Absicht des
ersten Verfassungszusatzes, eine freiheitsrau-
bende Staatsreligion zu verhindern, ist dauer-
haft verwirklicht worden. Der Ausbau des In-
dividualrechts auf Religionsfreiheit zur wir-
kungsmächtigsten Klageposition vor Gericht
ist das wichtigste Beispiel für die institutio-
nelle Dimension. Aber auch die Bedeutung von
„Religion 2“ als einendes Band für das öffent-
liche Leben hat sich in den Einstellungen der
Amerikaner mit bemerkenswertem Zuspruch
verankert: Der Rekurs auf das Religiöse seitens
politischer Institutionen wird in derselben Na-
tion, qua Verfassung die individuelle Wahl-
und Entscheidungsfreiheit in diesem Bereich,
so stark betont, als nützliche Gepflogenheit
hingenommen. Danach bildet sich auf der Sub-
jektseite, also in den verbreiteten Einstellun-
gen, dieselbe Balance zwischen „Religion 1“
und „Religion 2“ ab, die objektiv in den zu Ge-
wohnheiten geronnenen Abläufen der US-Po-
litik anzutreffen ist. Dagmar Meyer

BUCHBESPRECHUNGEN


